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Max Mittelftein 7. 


1 Einer der Großen, der ganz großen Männer des deutſchen Rechts iſt mit dem am 25. September 1927 einem tückiſchen 

Leiden erlegenen Präſidenten des Hanſeatiſchen Oberlandesgerichts und Profeſſor an der Univerſität Hamburg, 
r. Max Mittelſtein, dahingegangen. 

“ Es ift ſchwer, in den beſchränkten Raum eines Nachrufes die Empfindungen und Gedanken hineinzudrängen, die der Tod 
ieſes außergewöhnlichen Mannes in weiteſten Kreiſen der Juriſtenwelt des In- und Auslands auslöſt, den überquellenden 

Reichtum einer ſolchen Perſönlichkeit zu ſchildern — einer Perſönlichkeit gleich groß als Richter und Gelehrter, wie als Menſch. 

Mittelſtein war am 21. September 1861 in Hamburg geboren. Nach glänzend beſtandenen Prüfungen wurde er 

Amtsrichter in Hamburg, ſodann Hilfsrichter, Rat und dann Senatspräſident am Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, deſſen 
eitung er am 1. Oktober 1921 übernahm. 
„ Von Anbeginn ſeiner Laufbahn an entfaltete er eine außerordentlich rege wiſſenſchaftliche Tätigkeit. Bereits als Referendar 
ſchrieb er ſein Buch über die „Einkindſchaft nach Hamburgiſchem Recht“ und ſeinen „Kommentar zum Hamburger Geſetz 
ber Grundeigentum und Hypotheken“, dem im Jahre 1889 ſein Buch über „Deutſches Schiffspfandrecht und Schiffs⸗ 
gläubigerrecht“; im Jahre 1891 „Beiträge zum Poſtrecht“; im Jahre 1896 „Arbeit, Binnenſchiffahrt und 
Slößerei”; im Jahre 1899 „Hypothekenrecht des BGB.“ folgte. Werke, faft durchweg richtungweiſend und die Praxis 
eherrſchend! Im Jahre 1900 folgten das Standardwerk „Die Miete nach dem Recht des Deutſchen Reiches“, das zahlreiche 
uflagen erlebte und an deſſen Neuauflage er bis zu ſeinem Tode arbeitete; im Jahre 1901 ſeine „Seeunfallsverſicherungs⸗ 
eſetze“; für Ehrenbergs Handbuch bearbeitete er das Binnenſchiffahrtsrecht; auch war er Mitarbeiter am Schapsſchen Seerecht. 
Im Jahre 1918 gründete er mit Ernſt Bruck die Hanſeatiſche Rechtszeitſchrift, die bald eine der hervorragendſten 
er deutſchen juriſtiſchen Zeitſchriften wurde und die er zuſammen mit E. Bruck bis in feine letzten Tage muſtergültig leitete. 
an ſieht ſchon aus dieſer nüchternen Aufzählung ſeiner Werke, zu denen noch zahlreiche Abhandlungen in Zeitſchriften traten, 
welch eine Fülle und Vielſeitigkeit des Wirkens ſeine wiſſenſchaftliche Tätigkeit zeitigte. 

Dieſe Vereinigung gon Wiſſenſchaft und Praxis rief ihn auch auf den Plan, als es galt, Hamburg eine Univerſität zu 
ſchaffen. Er war der Hauptförderer dieſes Gedankens und nicht zum wenigſten auf ihn iſt es zurückzuführen, daß die Univerfität 
entſtand und daß die junge Univerſität ſich bald eine führende Stellung unter den deutſchen Hochſchulen erwarb. Unter den 

echtslehrern, die dieſe Univerſität zierten, war er als Honorarprofeſſor in erſter Linie tätig. Die ſtrenge Wiſſenſchaft, 
ſeine lichtvolle Klarheit ſeines Denkens, ſein Vortrag voll lebendiger Anſchaulichkeit des Praktikers und des gereiften, welt⸗ 
8 ahrenen Mannes feſſelten die Studierenden unwiderſtehlich. Eben dieſer Verkehr mit der Jugend, mit der den auch im 
Alter im Herzen jung Gebliebenen, Sympathie und Verſtändnis verband, machte ihn wie wenige andere qualifiziert, an der 
Ausbildung der Juriſten mitzuarbeiten und in den Prüfungskommiſſionen der Hanſeſtädte zu wirken; ſowohl die 
eferendar⸗, wie die zweite Prüfungskommiſſion leitete er — ein geradezu idealer Prüfer — mit unbeſtechlichem Scharfblick, 
as Wiſſen und Können des Prüflings durchſchauend und dabei von jener menſchlichen, überlegenen Güte, die ſein Weſen 
auszeichnete. Auch in der Kommiſſion des Reichsjuſtizminiſteriums für die Schaffung einheitlicher Richtlinien 
ür das Rechtsſtudium vertrat er die Hanſeatiſchen Juriſten, auch hier mit weit ausſchauender Überlegenheit. 
N In der ſtändigen Deputation des Deutſchen Juriſtentages errang er bald eine führende Stellung, in der Deutſchen 
andesgruppe der International Law Association war er 2. Vorſitzender; im Deutſchen Seerechtsverein 1. Vorſitzender. 
„Daneben geht ſein politiſches Wirken: Der Hamburger Bürgerſchaft gehörte er von 1901 bis 1921 an; an allen 
; tigen Hamburger Geſetzen dieſer Zeitperiode, die an den Geſetzgeber Anforderungen von unerhörter Schwierigkeit ſtellte, 
laürte man feine Hand. Die Berfalfung, die Hamburg ſich nach dem Umſturz gab, trägt das Gepräge feines Geiſtes, wie 
Ern auch der muſtergültige Kommentar zu dieſem Staatsgrundgeſetz zu verdanken iſt. Vom Völkerbund wurde er als 
kperte für Binnenſchiffahrtsfragen zugezogen. 
et Man ſtaunt, wenn man die Fülle dieſes Wirkens ſieht, und ſtaunte noch mehr, wenn man das Glück hatte, ihn in 
imer dieſer Tätigkeiten zu beobachten. 
ale Mittelſtein war im wahrſten Sinne des Wortes ein Richterkönig, ein Mann, der durch die Gewalt ſeiner Perſönlichkeit 
e in ſeinen Bann zog. Wo fein prachtvoller Charakterkopf auftauchte, wo feine ragende Geſtalt die Verhandlung beherrſchte, 
5 er in einem Zivilſenat oder — worauf er auch als Chefpräſident beſonderes Gewicht legte — in einem Strafſenat oder 
em Hamburger Priſengericht vorſaß, ob er in den Sitzungen der International Law Association das mehrſprachliche Gewirr 
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der Verhandlungen, den Hamburger Richterverein (den er lange Jahre hervorragend führte), eine Abteilung des Deutſchen 
Juriſtentages, oder eine Prüfung leitete, ſtets wirkte er auf die, die mit oder unter ihm zu arbeiten hatten, als Führer 
und Lenker. Überflüſſig, hervorzuheben, daß ſeine Kollegen im Richteramt und im Lehramt, in der Bürgerſchaft und wo ſonſt 
er immer ſein vielſeitiges Wirken entfaltete, zu ihm aufſchauten und daß auch ſein Verhältnis zur Anwaltſchaft das denkbar 
beſte war. Die alte, gute Hamburger Tradition der gegenſeitigen Schätzung und des gegenſeitigen Verſtändniſſes, das die 
Hamburger Juriſten vor und hinter der Barre von jeher verband, ſetzte er fort. Mit zahlreichen Anwälten verband ihn 
perſönliche Freundſchaft; ſein Sohn — gleichfalls in Rechtswiſſenſchaft und Praxis trefflich bewährt — iſt Anwalt und gehört 
als ſolcher einer der für die Hanſeſtädte fo charakteriſtiſchen im beſten Sinne des Wortes vornehmen Anwaltfirmen an. 

Seine Verdienſte als Schriftleiter werden an anderer Stelle an der Spitze der von ihm geſchaffenen Zeitſchrift von 
berufener Seite gewürdigt werden. Hier aber ſei dankbar gedacht, welche Freundſchaft er ſtets auch der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift bewies, zu deren tätigſten, nie verſagenden Mitarbeitern er gehörte. 

Soweit Mittelſtein der Juriſt! Aber der Zauber, den ſeine Perſönlichkeit ausſtrahlte, hätte all das tiefe Wiſſen, 
ſeine prachtvollen Führerqualitäten, ſein erſtaunlicher Fleiß, ſeine hohe menſchliche Kultur — ſo überragend all dieſe 
Eigenſchaften auch waren — nicht allein bewirkt. Das Höchſte und Edelſte an ihm war fein wahres, echtes Menſchentum. 
„Frei von Tadel zu ſein, iſt der niedrigſte Grad und der höchſte, denn nur die Größe führt oder die Ohnmacht dazu!“ ſagt 
der Dichter, und was vom Tadel gilt, gilt auch von Freund- und Feindſchaft. Nur wenigen Sterblichen iſt es beſchieden, 
dieſen Grad zu erreichen, keinen Feind zu haben, ſondern nur Bewunderer und Freunde, Freunde, die den großen Richter 
und tiefſchürfenden Gelehrten, den klugen Geſetzgeber und den gütigen Lehrer betrauern, aber mehr als das — den lieben, 
guten, herrlichen Menſchen! 


Das Geſetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung. 


Von Landgerichtsrat Dr. Erwin Pätzold, Berlin. 


Das Geſetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung, das ſeit dem 1. Okt. 1927 in Kraft iſt, be⸗ 
ſchreitet einen neuen Weg auf dem Gebiet der Arbeitsloſen⸗ 
hilfe. An die Stelle der Fürſorge bei Bedürftigkeit tritt die 
Verſicherung. Darüber hinaus werden Arbeitsvermittlung und 
Berufsberatung einheitlich geregelt. 

Träger dieſer Aufgaben iſt die Reichsanſtalt für Ar⸗ 
beitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung mit dem Sitz 
in Berlin, eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts, die ſich 
in eine Hauptſtelle, in Landesarbeitsämter und Arbeits⸗ 
ämter gliedert. Ihre Organe ſind der Vorſtand der Reichs⸗ 
anſtalt, der Verwaltungsrat der Reichsanſtalt ſowie Ver⸗ 
waltungsausſchüſſe bei den Landesarbeitsämtern und den 
Arbeitsämtern. In den Organen ſind die Arbeitgeber, die 
Arbeitnehmer und die Vertreter der öffentlichen Körper⸗ 
ſchaften zu je einem Drittel ſtimmberechtigt. Im Bedarfs⸗ 
falle können Fachabteilungen und Abteilungen für Angeſtellte 
gebildet werden. Spruchbehörden ſind bei den Arbeitsämtern 
die Spruchausſchüſſe, bei den Landesarbeitsämtern die Spruch⸗ 
kammern, ein Spruchſenat für Arbeitsloſenverſicherung, ge⸗ 
bildet bei dem Reichsverſicherungsamte. Spruchausſchüſſe und 
Spruchkammern ſind dreigliedrig mit je einem Beiſitzer von 
Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmerſeite. Der Spruchſenat iſt 
fünfgliedrig; zwei ſeiner Mitglieder ſind Intereſſenvertreter. 
Der Verwaltungsrat beſchließt die Satzung der Reichsanſtalt. 
Der Geſamthaushalt der Reichsanſtalt bedarf der Genehmi⸗ 
gung der Reichsregierung. Die Dienſtaufſicht führt der 
Reichsarbeitsminiſter. 

Das Kernſtück des Geſetzes ſind die Beſtimmungen des 
3. Abſchnittes über die Arbeitsloſenverſicherung. Ver⸗ 
ſicherungspflichtig ($ 69) find die Arbeitnehmer, die auf Grund 
der Reichsverſicherungsordnung oder des Reichsknappſchafts⸗ 
geſetzes für den Fall der Krankheit oder auf Grund des An⸗ 
geſtelltenverſicherungsgeſetzes pflichtverſichert ſind, ſowie die 
Schiffsbeſatzung der deutſchen Seefahrzeuge. Befreiungen von 
der Verſicherungspflicht ſind vorgeſehen für gewiſſe Berufs⸗ 
gruppen in der Land⸗ und Forſtwirtſchaft, Partenfiſcherei und 
Seeſchiffahrt ſowie für Lehrlinge (88 70— 76). Die Ver⸗ 
ſicherungsfreiheit iſt abhängig von einer Anzeige an die 
Krankenkaſſe. Auf Antrag können die unſtändig Beſchäftigten 
befreit werden. Auf Antrag können auch finanziell geſicherte 
private Einrichtungen der Arbeitsloſenhilfe in der Weiſe zu⸗ 
gelaſſen werden, daß daneben nicht noch die geſetzliche Pflicht⸗ 
verſicherung tritt (SS 79, 80). Das Verſicherungs⸗ 
verhältnis beginnt grundſätzlich mit dem Eintritt in die 
verſicherungspflichtige Beſchäftigung oder mit dem Erlöſchen 
der Verſicherungsfreiheit. Es erliſcht mit dem Ausſcheiden 
aus der verſicherungspflichtigen Beſchäftigung. Für Ange⸗ 
ſtellte iſt die Möglichkeit gegeben, ſich freiwillig weiter⸗ 
zuverſichern, wenn ſie nach Überſchreitung einer beſtimmten 
Gehaltsgrenze aus der Verſicherung ausſcheiden würden (§ 86). 


Den geſetzlichen Anſpruch auf Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung ($ 87) hat nur derjenige, der arbeitsfähig, arbeits- 
willig, aber unfreiwillig arbeitslos iſt, ſofern er eine be 
ſtimmte Anwartſchaftszeit erfüllt und den Anſpruch auf Ur 
beitsloſenunterſtützung noch nicht erſchöpft hat. Die Arbeit 
fähigkeit wird in § 881 genau definiert. Die Arbeits- 
wälligkeit kann auf die Probe geſtellt werden. Wird an⸗ 
gebotene Arbeit ohne berechtigten Grund abgelehnt, ſo iſt die 
Arbeitsloſenunterſtützung für die folgenden 4 Wochen verwirkt. 
Unter Tarif bezahlte oder berufsfremde Arbeit oder Arbeit, die 
durch Ausſtand oder Ausſperrung frei geworden iſt, braucht 
nicht angenommen zu werden; die berufsfremde Arbeit darf 
aber wiederum nicht abgelehnt werden, wenn der Arbeitsloſe 
ſchon neun Wochen Unterſtützung bezogen hat oder ſeine 
Arbeitsloſigkeit berufsüblich iſt, es ſei denn, daß die berufs⸗ 
fremde Arbeit erhebliche Nachteile für fein ſpäteres Furl 
kommen bringen würde (8 90). Für Arbeitsloſe unter 
21 Jahren iſt die Unterſtützung von einer Arbeitsleiſtung ab⸗ 
hängig. Allerdings darf die Pflichtarbeit erſt gefordert wer⸗ 
den, wenn eine Berufsumſchulung oder fortbildung nicht in 
Frage kommt. Ablehnung einer Berufsumſchulung oder ⸗fort⸗ 
bildung hat unter Umſtänden Verluſt der Unterſtützung für die 
nächſten vier Wochen zur Folge. Nur unfreiwillige 
Arbeitsloſigkeit begründet den Unterſtützungsanſpruch. Wer 
daher ſeine Arbeitsſtelle ohne wichtigen oder ohne berechtigten 
Grund aufgegeben oder zur friſtloſen Entlaſſung Veranlaſſung 
gegeben hat, erhält in der Regel 4 Wochen lang keine Unter 
ſtützung (8 93). Durch die Arbeitsloſenunterſtützung ſoll aber 
nicht in die Wirtſchaftskämpfe eingegriffen werden. De’ 
halb erhalten Arbeitsloſe, deren Arbeitsloſigkeit, ſei es durch 
einen Ausſtand oder eine inländiſche Ausſperrung verurſacht 
iſt, grundſätzlich keine Unterſtützung (8 94). Dabei iſt zu 
unterſcheiden, ob die Arbeitsloſigkeit durch einen Wirtſchafts⸗ 
kampf unmittelbar oder mittelbar verurſacht iſt. Letzterenfalls, 
namentlich bei Ausſtänden oder Ausſperrungen außerhalb des 
Betriebs, des Berufskreiſes oder des Arbeits⸗ oder Wohn⸗ 
ortes des Arbeitsloſen, wird die Unterſtützung gewährt, wenn 
die Verweigerung eine unbillige Härte wäre. Die Anwart? 
ſchaftszeit (8 95) iſt erfüllt, wenn der Arbeitsloſe in den 
letzten 12 Monaten während 26 Wochen in verſicherungs⸗ 
pflichtiger Beſchäftigung geſtanden hat. In die Friſt von 
12 Monaten werden beſtimmte Zeiten nicht eingerechnet (8 95 
Abſ. 2). Die Erfüllung der Anwartſchaftszeit iſt nicht nur 
als eine Probe auf die Arbeitswilligkeit, ſondern auch zur 
Aufbringung der Verſicherungsmittel erforderlich. Genau im 
lange wie die Anwartſchaftszeit läuft in der Regel die Unter“ 
ſtützungszeit. Wenn nämlich die Unterſtützung 26 Wochen 
lang gewährt iſt, iſt der Unterſtützungsanſpruch erloschen. Bel 
beſonders ungünſtigem Arbeitsmarkt kann die Höchſtdauer der 
Arbeitsloſenunterſtützung auf 39 Wochen ausgedehnt werden, 
Abweichende Feſtſetzungen der Unterſtützungsdauer find vor 
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geſehen für Berufe oder Gewerbe, in denen eine regelmäßig 
wiederkehrende Arbeitsloſigkeit berufsüblich iſt. 

In Zeiten andauernd beſonders ungünſtiger Arbeits⸗ 
marktlage hat der Reichsarbeitsminiſter die Unterſtützung als 
Kriſenunterſtützung zuzulaſſen, die nach Berufen, Be⸗ 
zirken, Höhe und Dauer begrenzt werden kann und nur nach 
Maßgabe der Bedürftigkeit gewährt wird ($ 101). 

Die Arbeitsloſenunterſtützung beſteht aus der Haupt⸗ 
unterſtützung und Familienzuſchlägen, die für 
einen gewiſſen Kreis zuſchlagsberechtigter Angehöriger ge⸗ 
zahlt werden. Künftig ſind, im Unterſchied zur bisherigen 
Erwerbsloſenfürſorge mit ihren Einheitsſätzen, nach Lohn⸗ 
klaſſen geſtaffelte Leiſtungen vorgeſehen. Für jede der elf 
Lohnklaſſen iſt ein Einheitslohn beſtimmt. Die Unterſtützung 
wird nach Hundertſätzen des Einheitslohnes feſtgeſetzt. Die 
Staffelung iſt ſcharf. In der niedrigſten Lohnklaſſe beträgt 
die Hauptunterſtützung 75 v. H., in der höchſten Lohnklaſſe 
nur noch 35 v. H. des Einheitslohnes. Die Familienzuſchläge 
betragen 5 v. H. Die Geſamtunterſtützung darf 80—60 v. H. 
des Einheitslohns nicht überſteigen. Gezahlt wird die Unter⸗ 
ſtützung nach Ablauf einer Wartezeit von 7 Tagen ſeit der 
Arbeitslosmeldung, ausnahmsweiſe am Tage der Arbeits⸗ 
losmeldung. Sie iſt der Pfändung nicht unterworfen 
und einkommenſteuerfrei. Verdienſt aus Gelegenheitsarbeit, 
Abgangsentſchädigungen und Abfindungen wird auf die Unter⸗ 
ſtützung in gewiſſem Umfange angerechnet. Die Entſchädi⸗ 
gungen aus § 87 Abſ. 1 BetrRG. und aus 8 74 Abſ. 2 HGB. 
bleiben anrechnungsfrei. Während des Bezugs der Haupt⸗ 
unterſtützung iſt der Arbeitsloſe auch für den Fall der 
Krankheit verſichert. Auch wird für die Erhaltung der 
Anwartſchaften in der Invaliden⸗, Angeſtellten⸗ und knapp⸗ 
ſchaftlichen Penſionsverſicherung Sorge getragen. Als frei⸗ 
willige Leiſtung der Reichsanſtalt kann eine Kurzarbeiter⸗ 
unterſtützung gewährt werden (88 103—130). 

An Maßnahmen zur Verhütung und Beendigung 
der Arbeitsloſigkeit (88 131-141) find weitere frei⸗ 
willige Leiſtungen der Reichsanſtalt vorgeſehen. Dem Arbeits⸗ 
loſen können die Koſten einer Reiſe zum neuen Arbeitsort ge⸗ 
währt werden. Es können ihm, wenn er ſeine Familie nach 
dem neuen Arbeitsort nicht mitnehmen kann, die Familien⸗ 
zuſchläge weiter gewährt werden. Einer Gruppe von Arbeits⸗ 
loſen, die nach einem neuen Arbeitsort entſandt werden, 
können Führer beigegeben werden. Zur Beſchaffung einer 
Arbeitsausrüſtung, zur beruflichen Fortbildung und Um⸗ 
ſchulung können Mittel der Reichsanſtalt aufgewendet werden. 
Es iſt auch die Möglichkeit gegeben, Darlehen oder Zuſchüſſe 
ſür die wertſchaffende Arbeitsloſenfürſorge aufzuwenden. 

Der Arbeitsloſigkeit ſoll vorgebeugt werden durch eine 
planmäßige und ſachgemäße Arbeitsvermittlung und 
Berufsberatung (88 58—68). Zur Arbeitsvermittlung 
wird auch die Lehrſtellenvermittlung gerechnet. Dieſe ſozialen 
Aufgaben ſind der Reichsanſtalt übertragen. Ihre Tätig⸗ 
keit in dieſer Richtung iſt unentgeltlich und unparteiiſch. Ge⸗ 
werbsmäßige Stellenvermittlung iſt ab 1. Jan. 1931, ge⸗ 
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werbsmäßige Berufsberatung ſchon vom Inkrafttreten des Ge⸗ 
ſetzes an verboten (88 54—57). Nichtgewerbsmäßige Ein⸗ 
richtungen der Arbeitsvermittlung und Berufsberatung ſind, 
mit Ausnahme der Parteieinrichtungen dieſer Art, unter Auf⸗ 
ſicht der Reichsanſtalt zugelaſſen (58 49 —53). 

Die Mittel, welche die Reichsanſtalt zur Durchführung 
ihrer Aufgaben benötigt, werden je zur Hälfte von Arbeit⸗ 
gebern und Arbeitnehmern aufgebracht (88 142 — 166). Nur 
die Kriſenunterſtützung wird zu */, vom Reich, im übrigen 
von den Gemeinden getragen (8 167). Die Beiträge der Ver⸗ 
ſicherungspflichtigen werden an die Krankenkaſſen, an die 
Reichsknappſchaft oder an die Seekaſſe entrichtet. Für die Be⸗ 
meſſung der Beiträge iſt ein Ausgleichsverfahren vorgeſehen. 
Der Beitrag wird zwar einheitlich erhoben, er ſetzt ſich aber 
aus einem Landesanteil, deſſen Beſtimmung dem Ver⸗ 
waltungsausſchuß des Landesarbeitsamts vorbehalten iſt, und 
einem Reichsanteil, deſſen Höhe der Verwaltungsrat der 
Reichsanſtalt feſtſetzt, zuſammen. Beide Anteile zuſammen 
dürfen einen Reichshöchſtſatz nicht überſteigen. Aus dem 
Reichsanteil wird ein Notſtock gebildet und erhalten, der zur 
Unterſtützung von 600 000 Arbeitsloſen für drei Monate aus⸗ 
reicht. Die Beiträge werden in Höhe eines beſtimmten 
Hundertſatzes des Grundlohnes, des wirklichen oder durch⸗ 
ſchnittlichen Arbeitsverdienſtes feſtgeſetzt. Der Reichshöchſtſatz 
darf 3 v. H. nicht überſteigen. 

Im Unterſtützungsverfahren (88 168—186) kann 
gegen die Entſcheidung des Vorſitzenden des Arbeitsamtes 
Einſpruch eingelegt werden. Über den Einſpruch entſcheidet 
der Spruchausſchuß des Arbeitsamts. Gegen die Entſcheidung 
des Spruchausſchuſſes iſt die Berufung an die Spruchkammer 
zuläſſig. Zu Rechtsfragen von grundſätzlicher Bedeutung kann 
die Entſcheidung des Spruchſenats herbeigeführt werden. End⸗ 
gültige Entſcheidungen binden alle Behörden, auch die Ge⸗ 
richte. In beſtimmten Fällen iſt die Beurteilung einer Frage 
durch die Arbeitsgerichtsbehörden für die Spruchbehörden der 
Arbeitsloſenverſicherung bindend (8 184). Für alle fonjti- 
gen Angelegenheiten (88 187—194) ift der Einſpruch 
vorgeſehen, wenn Entſcheidungen einer Einzelperſon ange⸗ 
fochten werden, die Beſchwerde, wenn es ſich um die Ent⸗ 
ſcheidungen eines Kollegiums handelt. Vor den Spruch⸗ 
behörden wird mündlich und öffentlich verhandelt. Beſchlüſſe 
werden in der Regel mit Stimmenmehrheit gefaßt. Auf dem 
Gebiete der Arbeitsloſenverſicherung ſind die Vertreter der 
öffentlichen Körperſchaften von der Mitwirkung ausgeſchloſſen 
(58 195— 201). Beitreibungen erfolgen im Verwaltungswege. 

In den 88 202—219 find allgemeine Beſtimmungen ge⸗ 
troffen, unter anderem über die Rechts- und Verwaltungs⸗ 
hilfe, das Verhältnis zu ausländiſchen Verſicherungen, Sonder⸗ 
behandlung ausländiſcher Wanderarbeiter, Vergeltungsrecht 
gegenüber fremden Staaten, Statiſtik, Schadenserſatzpflicht 
im Falle der ſog. „Formbeſchäftigung“ (8 217), einen Fall 
des geſetzlichen Forderungsüberganges (§ 218) und den Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz (8 219). Die SS 220 ff. enthalten Übergangs⸗ 
und Strafbeſtimmungen. 


— 


Die Organiſation der Arbeitsgerichtsbehörden. 


(Fortſetzung von JW. 1927, 1509 ff.) 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Willy Franke, im Preußiſchen Juſtizminiſterium, Berlin. 


Die Arbeitsgerichtsbehörden im Deutſchen Reiche ſind nun⸗ 
mehr ſämtlich eingerichtet und haben bereits ſeit einiger Zeit 
ihre Tätigkeit aufgenommen. In JW. 1927, 1509 ff. hatte ich 
die Organiſation Preußens, Sachſens, Thüringens, Bayerns, 
Württembergs, Badens und Lübecks geſchildert, während der 
Aufbau der Arbeitsgerichtsbarkeit in den übrigen deutſchen 

ändern zur Zeit der Drucklegung des angeführten Aufſatzes 
noch nicht vollendet war. Es ſei daher zunächſt einmal die 
Organiſation der Arbeitsgerichte und Landesarbeitsgerichte 
in den übrigen deutſchen Ländern behandelt. 
1. Bei der Schilderung des Aufbaues der Arbeitsgerichts⸗ 
behörden in Preußen, Sachſen, Thüringen, Bayern, Württem⸗ 
erg, Baden und Lübeck war darauf hingewieſen worden, daß 
die einzelnen Länder bei der Errichtung ihrer 
Arbeits⸗ und Landesarbeitsgerichte von ver⸗ 


ſchiedenen Grundſätzen ausgegangen ſind: Die eine 
Ländergruppe (Preußen, Sachſen, Thüringen) von dem 
Grundſatz der geſetzlich vorgeſchriebenen Selb- 
ſtändigkeit der Arbeitsgerichte und der genügen⸗ 
den Beſchäftigung der Landesarbeitsgerichte, 
die andere Ländergruppe dagegen (Bayern, Württemberg, 
Baden) von dem Grundſatz der Bildung von 
Arbeitsgerichtsbezirken möglichſt für jeden 
Amtsgerichtsbezirk und Landesarbeitsgerichts⸗ 
bezirken möglichſt für jeden Landgerichtsbezirk. 
Dieſe grundſätzliche Verſchiedenartigkeit im Aufbau der Arbeits⸗ 
gerichtsbehörden findet ſich auch bei den übrigen, bisher noch 
nicht erwähnten deutſchen Ländern. So haben z. B. Heſſen, 
Braunſchweig, Mecklenburg, Anhalt, Lippe und 
Waldeck bei der Abgrenzung der Bezirke ihrer 
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Arbeitsgerichtsbehörden den Grundſatz der 
Selbſtändigkeit und ausreichenden Beſchäfti⸗ 
gung dieſer Gerichte an die Spitze geſtellt. 
Heſſen 
hat daher nur 11 Arbeitsgerichte für ſein in 53 Amts⸗ 
gerichtsbezirke eingeteiltes Staatsgebiet errichtet und zur Be⸗ 
arbeitung der Berufungs⸗ und Beſchwerdeſachen nur 1 ein⸗ 
ziges Landes arbeitsgericht (in Darmſtadt) geſchaffen. 
Braunſchweig 
mit ſeinen 23 Amtsgerichtsbezirken hat 8 Arbeitsgerichte 
und ebenfalls nur 1 Landes arbeitsgericht (in Braun⸗ 
ſchweig) errichtet. 
Mecklenburg⸗Schwerin 

beſitzt 42 Amtsgerichte, denen aber nur 5 Arbeitsgerichte 
und 1 Landes arbeitsgericht (in Güſtrow) gegenüber⸗ 


ſtehen. 

Mecklenburg⸗Strelitz 
hat bei einem Beſtande von 10 Amtsgerichten 3 Arbeits⸗ 
gerichte eingerichtet. 1Landes arbeitsgericht (in Neu⸗ 
ſtrelitz) iſt auch hier als Berufungsinſtanz in Arbeitsſachen 
für das ganze Staatsgebiet zuſtändig. 


Anhalt, 
das 11 Amtsgerichtsbezirke aufweiſt, hat 2 Arbeits⸗ 
gerichte und 1 Landes arbeitsgericht (in Deſſau), 


Lippe 
mit 9 Amtsgerichten 1 Arbeitsgericht und 
Waldeck 

mit 3 Amtsgerichten ebenfalls nur 1 Arbeitsgericht er⸗ 
richtet. Die beiden letztgenannten Länder haben von der Er⸗ 
richtung eines beſonderen Landesarbeits⸗ 
gerichts abgeſehen und ihren Arbeitsgerichtsbezirk einem 
Ae en Landesarbeitsgericht (Bielefeld bzw. Kaſſel) zu⸗ 
geteilt. 

Im Gegenſatz zu dieſen Ländern, die alſo durch- 
ſchnittlich 3—8 Amtsgerichtsbezirke zu 1 Arbeits⸗ 
gerichtsbezirk zuſammengefaßt und ſich auch bei Schaffung 
der Landesarbeitsgerichte die größte Beſchränkung auferlegt 
haben, ſind — wie Bayern, Württemberg und Baden — ſo 
auch Oldenburg, Hamburg und Bremen dazu über⸗ 
gegangen, möglichſt für jeden Amtsgerichtsbezirk 
1 Arbeitsgerichtsbezirk und für jeden Landgerichts⸗ 
bezirk 1 Landesarbeitsgericht zu bilden. So hat 

Oldenburg 
mit ſeinen 21 Amtsgerichten 10 Arbeitsgerichte, 


Hamburg, 
das in 3 Amtsgerichtsbezirke eingeteilt iſt, 2 Arbeits- 
gerichte und 

Bremen 
mit 2 Amtsgerichten 1 Arbeitsgericht errichtet. Dieſe 
3 Länder haben auch je 1 Landesarbeitsgericht (in 
Oldenburg bzw. Hamburg bzw. Bremen) für ihr Staats⸗ 
gebiet eingerichtet. 

2. Im ganzen Deutſchen Reiche beſtehen alſo 
jetzt 527 Arbeitsgerichte und 79 Landesarbeits⸗ 
gerichte ſowie 1Reichs arbeitsgericht, insgeſamt 
alſo 607 Arbeitsgerichtsbehörden)), denen nicht 
ganz die dreifache Zahl von ordentlichen Gerichtsbehörden 
gegenüberſteht. 

Ebenſo verſchieden wie die Bezirke ſind auch die Arbeits⸗ 
gerichte ſelbſt ausgeſtaltet. Der Grundſatz, daß für Streitig⸗ 
keiten der Arbeiter und Streitigkeiten der Angeſtellten ge⸗ 
trennte Kammern gebildet werden und nur ausnahmsweiſe 
von der Bildung getrennter Kammern Abſtand genommen 
werden ſoll, hat den einzelnen Ländern Veranlaſſung ge⸗ 
geben, die verſchiedenartigſte Regelung zu treffen: Thü⸗ 
ringen, Oldenburg, Mecklenburg⸗Schwerin, An⸗ 
halt, Lübeck und Bremen haben bei jedem Arbeits⸗ 
gericht je eine beſondere Arbeiterkammer und 
Angeſtelltenkammer gebildet. Braunſchweig, 
Sachſen und auch Bayern haben die Zuſtändigkeit 
von Angeſtelltenkammern auf die Bezirke anderer Arbeits⸗ 

) Ein genaues Verzeichnis dieſer Arbeitsgerichtsbehörden mit 


genauer bezirklicher Abgrenzung iſt auf Seite 295—307 des Reichs⸗ 
arbeitsblattes 1927 (Nr. 21 des amtlichen Teiles) enthalten. 
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gerichte erſtreckt. Preußen, Bayern, Württemberg 
und Baden haben in zahlreichen Fällen, in denen durch die 
Bildung getrennter Arbeiter⸗ und Angeſtelltenkammern die 
Lebensfähigkeit der Arbeitsgerichte in Frage geſtellt worden 
wäre, von der Befugnis, gemeinſchaftliche Kammern 
für Streitigkeiten der Arbeiter und Angeſtellten 
zu bilden, Gebrauch gemacht. Die Bildung von Hand⸗ 
werksgerichten, die grundſätzlich für jedes Arbeitsgericht 
vorgeſchrieben iſt, iſt verhältnismäßig einheitlich 
erfolgt. Faſt alle Länder haben je ein beſonderes Handwerks⸗ 
gericht bei jedem Arbeitsgericht errichtet. Nur Preußen 
hat (wie ich in JW. 1927 S. 1510 dargelegt habe) in 
mehreren Fällen, in denen mit Sicherheit anzunehmen 
war, daß die bei jedem Arbeitsgericht errichteten Handwerks⸗ 
gerichte nicht lebensfähig ſein würden, die Zuſtändigkeit von 
Fachkammern für Streitigkeiten des Handwerks in Überein⸗ 
ſtimmung mit den Wünſchen der beteiligten wirtſchaftlichen 
Vereinigungen über den Bezirk des einzelnen Arbeitsgerichts 
erweitert und damit von der Errichtung je eines be⸗ 
ſonderen Handwerksgerichts bei jedem Arbeits⸗ 
gericht Abſtand genommen. Eine völlig einheit⸗ 
liche Regelung hat die Bildung von Reichsbahn⸗ 
fachkammern gefunden. Es iſt nämlich bei jedem am 
Sitze einer Reichsbahndirektion errichteten 
Arbeitsgerichte eine Fachkammer für Streitig⸗ 
keiten der Arbeiter und Angeſtellten der Deut- 
ſchen Reichsbahngeſellſchaft errichtet, deren Zu⸗ 
ſtändigkeit ſich überall auf den jeweiligen Reichsbahndirektions⸗ 
bezirk erſtreckt, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob der Direk⸗ 
tionsbezirk die Grenzen des einzelnen Landes überſchreitet. 
Im Gegenſatz zu dieſer Einheitlichkeit bei der Regelung der 
Bildung von Reichsbahnfachkammern ſteht die Regelung der 
Einrichtung ſonſtiger Fachkammern. Auch hier 
ſtehen ſich wiederum zwei Ländergruppen gegenüber: Preu⸗ 
ßen, Sachſen, Thüringen, Baden, Anhalt, Olden⸗ 
burg, Lübeck, Bremen und Mecklenburg⸗Schwerin 
haben ſich dem Gedanken der Bildung beſonderer Fachkammern 
für die Streitigkeiten beſtimmter Berufe und Gewerbe und 
beſtimmter Gruppen von Arbeitern und Angeſtellten ab⸗ 
lehnend gegenüber eingeſtellt; mit Ausnahme von Preußen 
haben die genannten Länder überhaupt keine derartigen 
beſonderen Fachkammern, Preußen, wie des näheren 
auf S. 1510 dargeſtellt iſt, nur bei 4 Arbeitsgerichten 
ſolche Fachkammern errichtet. Dieſe Länder wollten bei dieſer 
Löſung der Gefahr einer Auflöſung der Arbeitsgerichtsbarkeit 
in Zwergbehörden entgehen und haben ſich daher mit der 
Bildung der geſetzlich vorgeſchriebenen Kammern begnügt. Da⸗ 
gegen ſind in Bayern, Württemberg, Braun⸗ 
ſchweig, Mecklenburg⸗Strelitz und Hamburg eine 
ganze Anzahl beſonderer Fachkammern für kauf⸗ 
männiſche Angeſtellte, Landwirtſchaft, Hausgehilfen uſw. er⸗ 
richtet. Dieſe Länder glaubten, den Grundſatz der Bildung 
auch wirklich lebensfähiger Kammern dem Gedanken der 
Schaffung von mit fachkundigen Beiſitzern beſetzten Arbeits⸗ 
gerichten unterordnen zu müſſen. Fachkammern bei den 
Landesarbeitsgerichten ſind geſetzlich nicht vor⸗ 
geſchrieben und auch nicht gebildet. Wenn im einzelnen 
Falle ſich auf Grund der gewonnenen Erfahrungen das Be⸗ 
dürfnis nach einer fachlichen Gliederung der Landesarbeits⸗ 
gerichtskammern ergeben ſollte, wird die Möglichkeit der ge⸗ 
ſchäftsverteilungsmäßigen Gliederung der Kammern jederzeit 
gegeben ſein. Zunächſt iſt aber im Hinblick darauf, daß mit 
Ausnahme des aus 6 Kammern beſtehenden Landesarbeits⸗ 
gerichts Berlin alle Landesarbeitsgerichte nur aus 1 Kammer 
beſtehen, ein Bedürfnis für die Bildung von Fachkammern bei 
Landesarbeitsgerichten nicht anzuerkennen. 

3. Überblickt man den Aufbau der Arbeitsgerichtsorgani⸗ 
ſation im Deutſchen Reiche, ſo wird man ſich des Eindrucks 
nicht erwehren können, daß der einheitliche Ton dabei 
fehlt. Ein Zuſammengehen der deutſchen Länder hat ſich 
alſo nicht erzielen laſſen. Und doch wird man wegen dieſer zu⸗ 
nächſt als gewiſſer Mangel zutage tretenden Erſcheinung noch 
keineswegs in der Lage ſein, von einem Vorzuge der einen 
oder der anderen Organiſationsart zu ſprechen. Erſt die Zeit 
wird lehren, welche Methode im praktiſchen Ergebnis dem 
Ziele des Arbeitsgerichtsgeſetzes am eheſten gerecht wird. 
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Verfehlt iſt daher, wenn ſchon heute, wo erſt wenige Wochen 
ſeit dem Inkrafttreten des Arbeitsgerichtsgeſetzes ins Land 
gegangen find, verſucht wird, über die Zweckmäßigkeit der 
Durchführung des Geſetzes durch das eine oder andere Land 
ein Urteil, wie „Die Arbeitsgerichte ein Fehlſchlag?“ zu 
fällen ). Um derartige Urteile zu fällen, muſſen erſt Er⸗ 
fahrungen über die Bewährung der einzelſtaatlichen Organi⸗ 
fation vorliegen. Und dazu iſt die Zeit doch wohl wirklich noch 
zu kurz. Es muß daher erwartet werden, daß alle, denen die 


8) So bedauerlicherweiſe v. Karger in Nr. 340 der „Berliner 
Börſenzeitung“ vom 23. Juli 1927, dem Simonſon mit zutreffenden 
Gründen in Nr. 373 a. a. O. entgegentritt. 
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Arbeitsrechtspflege am Herzen liegt, mit ihrem abſchließenden 
Urteil über die Bewährung der Arbeitsgerichtsorganiſation im 
Deutſchen Reiche ſo lange warten, bis ſich wirklich ein auf 
Erfahrungen geſtüͤtzter Überblick gewinnen läßt. Bis dahin 
aber wollen wir hoffen, daß trotz der verſchiedenartigen Aus⸗ 
geſtaltung der Organiſation der Arbeitsgerichtsbehörden in 
den einzelnen Ländern das große mit der Schaffung des Ar⸗ 
beitsgerichtsgeſetzes verfolgte Ziel einer ſchleunigen, 
ſachgemäßen und ſozial gerechten Rechtſprechung 
in Arbeitsſachen von allen Arbeitsgerichtsbehörden er⸗ 
reicht wird. Findet dieſer Wunſch ſeine Erfüllung, dann 
ſoll auch die Verſchiedenartigkeit der Wege, die zu dem hohen 
Ziele führen, nichts ſchaden. 


Anwaltskoſten beim Landesarbeitsgericht. 


Von Landgerichtsdirektor Dr. Krönig, Vorſ. des Landesarbeitsgerichts Hamburg. 


Dadurch, daß Einſpruchsklagen aus §8 84 ff. Betr. 
durch das ArbGG. berufungsfähig geworden find und nach 
871 ArbG. unter Umſtänden die Betriebsvertretung die 
Berufung einlegen oder für den Ber Bekl. eintreten kann, ſind 
eine Reihe in den Kommentaren bisher nicht beantworteter 
und für Anwälte wichtiger Fragen entſtanden: 


1. Bekommt der Arbeitgeber, der gegenüber 
der Betriebsvertretung obſiegt, ſeine Anwalts⸗ 
koſten von irgend jemanden erſetzt? Daß er ſie 
nicht von den Mitgliedern der Betriebsvertretung perſönlich 
verlangen kann, iſt ſicher. Denn dieſe prozeſſieren ja nur in 
qualitate qua und haben in dieſer Eigenſchaft außer den 
Mitteln, die ihnen der Arbeitgeber ſelbſt gem. § 36 BRG. 
zahlt, keine Mittel in Händen, dürfen insbeſondere gem. 8 37 
BAG. für irgendwelche Zwecke der Betriebsvertretung, alſo 
auch für dieſen Zweck, keinerlei Beiträge erheben. Aber auch 
die Geſamtarbeiterſchaft kann nicht etwa von dem Arbeitgeber 
zum Erſatz der fragl. Koſten herangezogen werden. Zwar ver⸗ 
treten Derſch-Volkmar, Anm. 5b zu 8 10 ArbGG. den 
Standpunkt, daß die Betriebsvertretung, auch wenn ſie nur 
für einen einzelnen Arbeiter einen Einſpruch aus 88 84 ff. 
BRG. verfolge, dabei als Vertreter der Geſamtarbeiterſchaft 
handele. Aber auch wenn man das als richtig unterſtellt, ſo 
kann es dennoch nie dazu führen, daß die Geſamtarbeiter⸗ 
ſchaft zur Tragung von Koſten herangezogen werden kann, 
die durch dieſen Teil der Betriebsratstätigkeit entſtehen. Denn 
das ſtünde ſowohl mit dem Wortlaut wie auch dem offen⸗ 
baren Sinn des 8 37 Betr. in Widerſpruch. Denn dieſer 
verbietet nicht nur der Betriebsvertretung die Erhebung von 
Beiträgen, ſondern lautet ganz allgemein: 

Die Erhebung und Leiſtung von Beiträgen der Arbeit⸗ 
nehmer für irgendwelche Zwecke der Betriebsvertretungen iſt 
unzuläſſig. 

Würden aber die Arbeitnehmer zur Tragung der fragl. 
Koſten herangezogen, ſo müßten ſie damit für Zwecke der Be⸗ 
triebsvertretung einen Beitrag leiſten. 

Auch derjenige Arbeiter, in deſſen Intereſſe die Betriebs⸗ 
vertretung den Einſpruch verfolgt hat, kann zu den fragl. 
Koſten nicht herangezogen werden, da er, wenn die Betriebs⸗ 
vertretung prozeſſiert, nicht Prozeßpartei iſt. Die Auffaſſung, 
daß die Betriebsvertretung in dieſem Falle nur als Vertreter 
des gekündigten Arbeiters fungiere, ſteht mit dem klaren 
Inhalt der 88 86 Abſ. I Betrag. und 71 ArbGG. derartig 
in Widerſpruch und wird m. W. ſo allgemein abgelehnt, daß 
fie ausführlicher Widerlegung nicht bedarf (vgl. z. B. Der ſch⸗ 
Volkmar a. a. O. Anm. 5% vorletzter Abſ. zu § 10 und 
Flatow, BetrR®. 12. Aufl. Anm. 7 zu $ 86). 

Es bewendet alſo dabei, daß die Betriebsvertretung im 
Falle ihres Unterliegens zwar nach allgemeinen prozeſſualen 
Grundſätzen in die Koſten zu verurteilen iſt, daß der Arbeit⸗ 
geber aber ſeinen Koſtenerſtattungsanſpruch praktiſch nicht 
realiſieren kann. Dabei wird er ſich vielleicht zum Troſte 
agen dürfen, daß, wenn der gekündigte Arbeiter ſelbſt ge⸗ 
klagt hätte, ein Koſtenerſtattungsanſpruch gegen dieſen in der 
Regel auch auf dem Papier ſtehen würde. 

2. Muß der Arbeitgeber etwa auch die An⸗ 
waltskoſten der Betriebsvertretung tragen? Daß 


das dann der Fall iſt, wenn der Arbeitgeber unterliegt, iſt 
der Arbeitgeber die Koſten des Anwalts der Betriebs ver⸗ 
nach allgemeinen prozeſſualen Grundſätzen ſelbſtverſtändlich. 
Wie aber, wenn er obſiegt? Gürtler in der Juni⸗Nummer 
von „Der Kaufmann in Recht und Wirtſchaft“ meint, daß 
tretung auch in dieſem Falle tragen und ſie ſogar vorſchießen 
müſſe, weil er nach 8 36 die durch die Geſchäftsführung der 
Betriebsvertretung entſtehenden notwendigen Koſten zu tragen 
habe. Das iſt m. E. in der Regel ſchon deshalb abzulehnen, 
weil die fragl. Koſten regelmäßig nicht „notwendig“ find. Denn 
es wird in der Regel keine Notwendigkeit beſtehen, daß ge⸗ 
rade die Betriebsvertretung prozeſſiert, ſtatt dies dem be⸗ 
troffenen Arbeiter zu überlaſſen und ſich auf deſſen Beratung 
zu beſchränken. An deſſen Statt ſelbſt zu prozeſſieren und ſich 
zu dieſem Zweck das Armenrecht geben zu laſſen — darüber 
ſiehe unter 3 —, mag das Recht der Vetriebsvertretung 
fein. Aber weil es ihr Recht iſt, iſt es noch nicht not⸗ 
wendig. 

Sodann aber muß bezweifelt werden, daß die fragl. An⸗ 
waltskoſten überhaupt unter $ 36 Betr N®. fallen. Als das 
BGR. v. 4. Febr. 1920 geſchaffen wurde, dachte niemand 
an die erſt ſeit dem 1. Juli 1927 beſtehende Möglichkeit, bei 
Einſpruchsklagen durch einen Anwalt in der BerInſt. zu 
prozeſſieren. Das iſt nun freilich nicht unbedingt durch⸗ 
ſchlagend. Das Leben ſchafft häufig neue Situationen, an die 
der Geſetzgeber nicht gedacht hat und wir ſtehen oft vor der 
Notwendigkeit, das Geſetz dennoch darauf anwenden zu müſſen. 
Aber letzteres iſt wohl nur möglich, wenn anzunehmen iſt, 
daß das Ergebnis gewiſſermaßen in der Verlängerung deſſen 
liegt, was der Geſetzgeber gewollt hat. Das aber muß hier be⸗ 
zweifelt werden. Hätte Gürtler recht, ſo würde ſich das ganz 
eigenartige Reſultat ergeben, daß die Koſten des Armen⸗ 
anwalts, die ſonſt überall, wenn ſie nicht der Gegner der 
armen Partei zu tragen hat oder dieſe ſelbſt zu Gelde kommt, 
auf dem Staat und dem Armenanwalt haften bleiben, hier 
der ſiegreiche Gegner der armen Partei tragen müßte und daß 
das in der Verlängerung deſſen läge, was mit 8 36 Betr RG. 
gemeint wäre, muß beſtritten werden. 

Wer in allen dieſen Beziehungen anderer Meinung iſt, 
wird übrigens keinesfalls einer Betriebsvertretung das Armen⸗ 
recht mit der Begründung ablehnen dürfen, daß der Arbeit⸗ 
geber die Anwaltskoſten vorſchießen müſſe. Denn da ohne 
Zweifel jeder Arbeitgeber ſeine Vorſchußpflicht zunächſt ein⸗ 
mal beſtreiten wird, ſo müßte der Betriebsrat eventuell ſchon 
dieſerhalb klagen. Bis aber dieſe Klage erledigt iſt, wäre die 
Berufungsfriſt, zu deren Wahrung der Betriebsrat den Armen⸗ 
anwalt würde brauchen wollen, längſt verſtrichen ſein. 

3. Was im übrigen die Bewilligung des Armenrechts 
für die Betriebs vertretung betrifft, fo ergibt ſich aus 
dem Geſagten ſchon, daß die Vorausſetzung der „Armut“ bei 
dieſer zutrifft und mit der Begründung, daß die Betriebs⸗ 
vertretung den betroffenen Arbeiter ſelbſt Berufung einlegen 
laſſen könne, kann ihr das Armenrecht auch nicht verſagt wer⸗ 
den. Denn auf das Erfordernis der „Notwendigkeit“, auf 
das es in dem oben unter 2 erörterten Falle ankam, kommt 
es in dieſem Zuſammenhange gar nicht an, ſondern nur dar⸗ 
auf, ob der Antragſteller den Rechtsſtreit aus eigenen Mitteln 
nicht führen kann und ob die Prozeßführung nicht ausſichts⸗ 
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los oder mutwillig erſcheint. Wenn aber letzteres nicht aus 
anderen Gründen zutrifft, ſo kann man unmöglich ſagen, 
daß es mutwillig ſei, wenn die Betriebsvertretung von ihrem 
geſetzlichen Recht Gebrauch macht, an Stelle des Gekündigten 
deſſen Einſpruch im Prozeßwege durchzuführen. 

Ferner wird man ihr einen Armenanwalt auch nicht 
deshalb verweigern können, weil ſie ſich durch einen Or⸗ 
ganiſationsvertreter vertreten laſſen könne. Denn es haben 
bereits Baum: IW. 1927, 220 und der Verf. im „Arbeits⸗ 
gericht“ 32 Jahrg. S. 164 auf die Gefahren hingewieſen, 
die dem drohen, der ſich nicht durch einen Anwalt in 
der BerInſt. vertreten läßt; dann aber kann ein Anwalt 
doch nicht mit der Begründung verſagt werden, daß die Ver⸗ 
tretung genau ſo gut durch einen Organiſationsbeamten er⸗ 
folgen könne. Daraus, daß das Geſ. für den, der einen Or⸗ 
ganiſationsbeamten durchaus haben will, die Möglichkeit der 
Vertretung durch einen ſolchen ausnahmsweiſe zuläßt, folgt 


Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


doch nicht, daß es zuläſſig wäre, einen Armenanwalt dem 
zu verweigern, der einen Organiſationsvertreter nicht haben 
will. Übrigens iſt die Neigung der Arbeitnehmerkreiſe ſtatt 
der Anwälte Organiſationsvertreter zuzuziehen, ſo groß, daß, 
wenn eine Betriebsvertretung ſtatt deſſen einen Anwalt haben 
will, dies nach Sachlage im Zweifel als ausreichender Beweis 
dafür wird angeſehen werden können, daß in jenem ſpeziellen 
Falle eine Vertretung durch die Organiſation wirklich nicht 
möglich oder nicht ſachgemäß iſt. 

4. Aus den zuletzt angeführten Gründen wird auch einem 
Gekündigten, der feinen Einſpruch in der BerInſt. ſelbſt durch⸗ 
führen will, ein Armenanwalt nicht mit der Begründung ver⸗ 
ſagt werden können, daß er ſich an einen Organiſationsver⸗ 
treter wenden könne. 

5. Über die Frage, ob der Betriebsvertretung als „Partei 
kraft Amtes“ das Armenrecht zu verſagen iſt, ſiehe Volk⸗ 
mar, NZAHR. 7. Jahrg. ©. 434. 
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Arbeitsrecht. Sammlung der reichsrechtlichen Vorſchriften 
zum Arbeitsvertrag. Textausgabe mit Sachregiſter heraus⸗ 
gegeben von Dr. Heinrich Hoeniger, Prof. der Rechte in 
Freiburg i. Br., und Dr. rer. pol. et. Dr. jur. Emil 
Wehrle, Prof. der Volkswirtſchaftslehre an der Hochſchule 
Nürnberg. 10. Aufl. Mannheim 1927. Verlag J. Bens⸗ 
heimer. 634 S. Preis 8 . 

Die ausgezeichnete Sammlung hat zuletzt in JW. 1925, 1848 
ihre Würdigung gefunden. Damals ſtand die 6. Aufl. des Werkes 
zur Beſprechung. Nachdem dann in raſcher Folge eine Auflage nach 
der anderen erſchien, liegt nunmehr die 10. Aufl. vor. Dieſe Auf⸗ 
lagenziffer ſpricht für ſich ſelbſt, ſie beweiſt, welche Verbreitung — 
zirka 25000 Exemplare — die Sammlung in weiten Kreiſen ge⸗ 
funden hat. Und dies mit Recht! Die hier befolgte Methode der 
Geſetzesſammlung dient den Bedürfniſſen der Praxis in beſonderem 
Maße. Bei der Vielgeſtaltigkeit der modernen arbeitsrechtlichen Ge⸗ 
ſetzgebung iſt eine ſyſtematiſche Zuſammenſtellung wie dieſe für jeden, 
der ſich mit arbeitsrechtlichen Fragen befaſſen muß, ein ſchwer ent⸗ 
behrliches Rüſtzeug. 

Die 10. Aufl., die den Stand der arbeitsrechtlichen Geſetzgebung 
von Mitte April 1927 wiedergibt, enthält bereits das ArbGG. ſowie 
die Arb ZV. in ihrer neuen Faſſung und berückſichtigt die durch 
Inkrafttreten dieſer Geſetze geänderte Faſſung der Einzelbeſtimmungen 
der arbeitsgerichtlichen Reichsgeſetze. Den Bedürfniſſen des Übergangs⸗ 
jahres iſt in zweckmäßiger Weiſe dadurch Rechnung getragen, daß die 
Anderungen, die durch das AGG. bedingt find, bereits ſchon jetzt in 
den Text eingefügt wurden, während der bisher geltende Geſetzes⸗ 
wortlaut in Anmerkungen wiedergegeben ift. 

Auch ſonſt hat ſich das Inkrafttreten des ArbGG. in der Gliede⸗ 
rung des Werkes ausgewirkt. Der Abſchn. III bringt nunmehr das 
eigentliche Schlichtungsweſen in Verbindung mit dem Tarifvertrags 
recht, während der Abſchn. V lediglich noch das Prozeßverfahren in 
Arbeitsſachen enthält. 

Mit Bedauern muß indeſſen feſtgeſtellt werden, daß die den 
früheren Auflagen vorangeſchickte ausgezeichnete Einleitung von 
Hoeniger (A. Grundformen des Arbeitsvertrages, B. Überficht über 
den Geſetzesſtoff) in dieſer Auflage fortgelaſſen iſt. Es wird dies 
wahrſcheinlich auf die Furcht vor einer Vermehrung des Umfanges 
des Buches zurückzuführen ſein, womit die leider heute bei allen 
juriſtiſchen (übrigens nicht allein juriſtiſchen) Werken und Zeitſchriften 
auftauchende Frage, ob Umfangsvermehrung oder Inhaltsverringerung, 
hier im letzteren Sinne entſchieden iſt — nicht zum Vorteil der Sache 
und der Leſer! 

Syſtematiſche und zeitliche Überſichten und ein Sachregiſter er⸗ 
höhen die praktiſche Brauchbarkeit des Werkes, das auch in feiner 
neuen Auflage denſelben Beifall und die gleiche Verbreitung wie 
früher finden wird. 

Auf das Vorliegen eines Nachtragsblattes iſt Se 

D. S. 


Rechtsanwalt Dr. Georg Baum: Das Recht der Angeſtellten. 
Das Arbeitsrecht Deutſchlands. Kommentare und Abhand⸗ 
lungen. Herausgegeben von Paul Wölbling. Bd. VIII. 
Berlin 1927. Induſtrieverlag Spaeth & Linde. 256 S. 
Preis geh. 4,50 %, Halbleinen 5,70 . 

Eine Einleitung von 21 Seiten behandelt die Quellen des An⸗ 
geſtelltenrechts (1. Gewerbegehilfen, 2. Handlungsgehilfen, 3. land⸗ 
wirtſchaftliche Angeſtellte; 4. Schiffahrtsangeſtellte, 5. Bergbauange⸗ 


ftellte), ſodann den Inhalt des Anſtellungsvertrages und die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Sondergerichte. Der Hauptteil des Buches enthalt 
Geſetzestenkte und Kommentare (S. 30— 252). 

Die Beurteilung des Buches muß aus der Zielſetzung heraus 
erfolgen, die ſich Verf. geſetzt hat. Verf, will nach dem Vorwort eine 
Zuſammenfaſſung des zerſplitterten und verſtreuten materiellen An⸗ 
geſtelltenrechts geben, „nicht nur für den Sozialpolitiker, ſondern 
auch für Arbeitgeber und Angeſtellte“. Der Juriſt und namentlich 
der ſpezielle Arbeitsrechtler wird vom Verf. nicht genannt. Das Ma⸗ 
terial, das der Praktiker für einen Angeſtelltenprozeß braucht, joll 
zuſammengeſtellt werden. — Wenn man don dieſer ſelbſtgeſetzten Be⸗ 
ſchränkung aus das Buch prüft, ſo wird man ihm die Anerkennung 
einer ſehr geſchichten und praktiſchen Zuſammenfaſſung nicht ver⸗ 
ſagen können. Schon die kurze Einleitung iſt recht geſchickt. Die 
knappe Kommentierung bringt auch die wichtigſten Entſch. insbeſ. der 
höheren Gerichte. Auch bei der Auswahl dieſer Entſch. zeigt ſich die 
glückliche Hand eines im Arbeitsrecht wirklich erfahrenen Juriſten. 

Prof. Dr. Heinrich Hoeniger, Freiburg i. Br. 


Betriebsrätegeſetz vom 4. Februar 1920 (RG Bl. S. 147ff.) 
mit den einſchlägigen Nebengeſetzen, erläutert von Dr. jur. 
Werner Mansfeld, Rechtsanwalt in Eſſen. 1. Band: 
Das Betriebsrätegeſetz 1926. Verlag Glückauf mbH., 
Eſſen. (Ein 2. Band: Nebengeſetze, ſoll folgen.) 

Groh: JW. 1927, 756 bedauert mit Recht, daß die großen 
Komm. zum Betrfi®. in letzter Zeit nicht neu aufgelegt ſeien, und 
daß es überhaupt an monographiſchen Arbeiten über an ſich ge 
ſchloſſene Gebiete, wie z. B. das BetrRR., fehle. Er ſprach dabei den 
Wunſch aus, daß bald gründlicher Wandel geſchaffen werde. Im 
rechten Augenblick erſchien daher der Komm. zum BetrRch. von 
Mausfeld, der eine großzügig angelegte Arbeit, wie fie Groh 
vermißte, darſtellt und ſich neben dem inzwiſchen in zwölfter Auflage 
vorgelegten Flatow ſchen Komm., der in JW. 1927, 1513 von 
Aubele gebührend gewürdigt iſt, gut behauptet. 

Beſonders die Anlage dieſes neuen Komm. iſt zu loben. Den 
Erläuterungen der einzelnen Paragraphen gehen jeweils Überſichten 
über das Schrifttum voraus, die es dem Benutzer ermöglichen, ſich 
in Einzelfragen über das einſchlägige Schrifttum zu unterrichten. 
Dieſer Gedanke iſt ſehr anerkennenswert. Freilich wäre es — wie 
es mir ſcheinen will — zweckmäßig geweſen, die Literaturangaben 
etwas umfaſſender zu geſtalten. Von größeren Komm. zum Betrg. 
z. B. erwähnt Mansfeld nur Brandt, Derſch, Feig⸗ 
Sitzler, Flatow und Kieſchke⸗Syrup⸗ Billerbeck, wäh⸗ 
rend er die Komm. von Stier⸗Somlo, Wiethaus⸗Kan⸗ 
torowicz- Brandt und Rohrbeck⸗Schönfeld⸗ Golm — 
der letztgenannte bietet beſonders viel intereſſantes und nicht ver⸗ 
altetes Entſcheidungsmaterial — nicht mehr nennt. Dieſe Bücher ſind 
immerhin Arbeiten von Bedeutung, die in einem ſo groß angelegten 
Erläuterungsbuch, wie dem vorliegenden, eigentlich Erwähnung ver⸗ 
dienten. Auch ſonſt ſind in dem Literaturverzeichnis noch einige 
Lücken. So vermiſſe ich z. B. beim $ 72 (Betriebsbilanzgeſetz) den 
ausgezeichneten Aufſatz von Göppert: NZArbR. 1921, Sp. 115 ff. 
Einer ſpäteren Auflage mag es vorbehalten ſein, hier noch Ergänzungen 
zu ſchaffen und die Überſichten zu vervollkommnen. 

Die Erläuterungen zu den einzelnen Paragraphen ſind außer⸗ 
ordentlich klar, gründlich und im allgemeinen auch ausführlich, aller⸗ 
dings ſchließt ſich der Verfaſſer vielfach ohne beſondere Begründung 
der herrſchenden Meinung an und unterläßt es leider, ſeine eigene 
Meinung näher zu rechtfertigen. Einzelne Streitfragen kommen in 
der Erörterung dabei zu kurz. So nimmt der Verf. (S. 345) ohne 
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eingehende Begründung an, daß eine friſtloſe Entlaſſung wegen 
eleidigung des Arbeitgebers dann nicht erfolgen dürfe, wenn das 
Betriebsratsmitglied gem. § 193 StGB. die Beleidigung in Wahr⸗ 
nung berechtigter Intereſſen der Arbeitnehmerſchaft getan habe. 
3 darf darauf hingewieſen werden, daß dieſe Anſicht keineswegs 
allgemein geteilt wird, insbeſ. aber auch im Widerſpruch fteht zu 
der wohlerwogenen Auffaſſung des RG. (ogl. RG. III 393/25 = 
JW. 1927, 252 — NZAHR. 1926, Sp. 759). 

Von derartigen Ausſtellungen abgeſehen iſt das Buch ein aus⸗ 
gezeichnetes Hilfsmittel, nicht nur für den Praktiker, ſondern auch 
für den, der ſich wiſſenſchaftlich mit Einzelfragen beſchaftigen muß. 
Dem Komm. iſt weiteſte Verbreitung zu wünſchen. 

RA. Stefan Oppenheimer, Berlin. 


Arbeitsrecht in Frage und Antwort. Erſter Teil: Das 
Arbeitsgerichtsgeſetz v. 23. Dez. 1926 mit ausführ⸗ 
lichem Schlagwort⸗ und Sachregiſter bearbeitet von Dr. 
Otto Kocks, Syndikus. Gießen 1927. Verlag Emil Roth. 
Preis kart. 2,80 , in Ganzleinen geb. 3,80 A. 

R Der Verlag der vortrefflichen Fülſter ſchen Grundriſſe und 

ſtepetitorien, die ſich für Ausbildungs⸗ und Examenszwecke ſo gut 

eingeführt haben, bietet in dem vorl. Buch etwas anderes, als man 

Era Titel nach annimmt, bei dem man an ein Repetitorium oder 
xaminatorium im Anſchluß und nach Art der Fülſter ſchen denkt. 

Der Verf. verfolgt — wie er im Vorwort zum Ausdruck bringt 

— mit dem Buch einen doppelten Zweck: 

A Dem, der als Vertreter wirtſchaftlicher Vereinigungen der 
rbeilgeber und Arbeitnehmer vor den Arbeitsgerichtsbehörden auf» 

zutreten hat, eine Einführung in die geſetzlichen Beſtimmungen des 

Nen AEG. zu geben und ſodann dem Studierenden ein eigent⸗ 

iches Repetitorium zu bieten. 

hi Man mag darüber ftreiten, ob für den Zweck einer Einführung 

ie gewählte Art der Darſtellung in Frage und Antwort geeignet 

und ob eine knappe ſyſtematiſche Darſtellung nicht zweckmäßiger iſt. 

Jedenfalls wird das Buch, das ſeinem ganzen Aufbau und Inhalt 

11 0 in erſter Linie mehr für ſolche Inkereſſenten des Arbeitsrechts 

eſtimmt iſt, die nicht Fachjuriſten find, feinen erſteren Zweck wohl 

erfüllen. Ob es indeſſen feinen zweiten Zweck, Studierenden ein Re⸗ 
petitorium zu bieten, in dem gewünſchten Ausmaß zu erfüllen ge⸗ 
baue iſt, darf nicht unbezweifelt bleiben. Zum mindeſten gilt dies 

Ra der Rechts ſtudierenden! Es bietet für dieſe zuviel Selbſtver⸗ 

ſtändliches aus den anderen Geſetzen, insbeſ. der ZPO., was jedem, 

auch dem angehenden Juriſten geläufig ſein müßte. Das, was dem 
lungen Juriſten für das Examen beſonders wichtig iſt: die Unter⸗ 
chiede zwiſchen dem gewöhnlichen Prozeßverfahren und dem Arbeits⸗ 
gerichtsverfahren, tritt auf dieſe Weiſe nicht deutlich genug hervor. 

Km Die VO. über die Entſchädigung der Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmer⸗ 

eiſitzer der Arbeitsgerichtsbehörden iſt im Anhang behandelt. Ein 

ausführliches Schlagivortregifter erleichtert die Benutzung. D. S. 


das Recht der Veſchlagnahme von Lohn, Gehalt und 
Dienſteinkommen. Auf Grundlage des Reichsgeſetzes v. 
21. Juni 1869, der Verordnung über Lohnpfändung 
v. 25. Juni 1919 und der Zivilprozeßordnung dargeſtellt 
von Juſtizrat Georg Meyer, Rechtsanwalt bei den Land⸗ 
gerichten und Notar. Sechſte, völlig neubearbeitete Auf⸗ 
lage. Taſchenformat. (Guttentagſche Sammlung Deut⸗ 
ſcher Reichsgeſetze Bd. 55.) Berlin 1927. Verlag Walter 
de Gruyter & Co. 209 S. Preis in Leinen geb. 4,50 . 
N Jeder, der als Richter oder Anwalt mit den Fragen des 
diebnpfändungsrechtes befaßt worden iſt, weiß, wie berechtigt 
* von dem Verfaſſer in feinem Vorwort zitierte Außerung von 
10 in der 12./13. Aufl. des Stein ſchen Komm. zur BED. 
at daß das heute geltende Lohnpfändungsrecht als „eines der un⸗ 
werkealichſten Gebiete der Geſetzgebung bezeichnet werden muß“. Es gibt 
ae Gebiete des Rechts, die einer Vereiuheitlichung und Zuſammen⸗ 
ung mannigfaltigſter, ſich kreuzender, ergänzender und aufheben⸗ 
Mr Vorſchriften dringender bedürften. Jeder Vollſtreckungsrichter, 
zumal der der Großſtadt, weiß in vollem Umfange die Schwierig⸗ 
eiten, Tücken und Lücken gerade dieſes Gebietes zu würdigen. 
ſchla Es iſt daher nicht erſtaunlich, wenn die Kommentierung der ein⸗ 
12.1955 geſetzlichen Vorſchriften in dem „Stein⸗Jonas“ 
0 Aufl.) allein 22 Seiten in Anſpruch nimmt. Trotz dieſer 
10 gehenden Behandlung in unſeren führenden Zivilprozeßkommentaren 
u das Bedürfnis nach einer Sonderbearbeitung dieſes Gebietes 
in edingt zu bejahen. Es iſt daher mit Freude zu begrüßen, daß der 
95 der Vorkriegszeit in der Praxis ſo bewährte, kleine Komm. 
x N 1 8 wieder in neuer, gänzlich umgearbeiteter Auflage 
en iſt. 
fe In überſichtlicher und klarer Form gibt das Werkchen ben Ge⸗ 
Besguftanb mit eingehenden — Schrifttum und Rſpr. gleichmäßig 
erückſichtigenden — Anmerkungen wieder. Beſonderer Wert iſt auf 
ie Herausarbeitung der Zuſammenhänge der Lohnpfänd DO. v. 1919 
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und des alten Lohnbeſchlagnahmech. gelegt. Das Verſtändnis des 
ſchwierigen Ineinandergreifens beider Geſetze iſt durch Einfügung 
der BD. in das Geſetz weſentlich erleichtert. 

Die Veränderungen des Beamten⸗ und Steuerrechts ſowie die 
Neuordnung des Behördenſyſtems nach der Staatsumwalzung haben 
zu einer weitgehenden Umarbeitung ganzer Teile des Buches ge⸗ 
führt. Weggelaſſen iſt das in der vorigen Aufl. anhangsweiſe be⸗ 
handelte Verfahren bei Beſchlagnahme von Vergütungen, während 
das Pfandrecht an dieſen eine ausführliche Darſtellung gefunden hat. 

Für die Praxis beſonders wichtig und nützlich iſt die tabellariſche 
Zuſammenſtellung der Stellen, welche den Fiskus bei Zuſtellung von 
Pfändungsbeſchlüſſen vertreten. 

Die neue Auflage wird ſich wie die früheren Auflagen des 
Buches in der täglichen Praxis der Gerichte und Anwälte bewähren, 
überdies iſt ſie aber auch für die Kreiſe des Handels (insbeſ. die Ab⸗ 
zahlungsgeſchäfte) von Wichtigkeit. D. S. 


Dr. Lothar Beckmann: „Erfinderbeteiligung.“ Berlin. 
Verlag Chemie, GmbH. 190 S. Preis broſch. 7,50 46, 
kart. 8 , in Leinen geb. 8,50 . 

Ein ſehr intereſſantes Buch, das eine auf dem Gebiete des 
Erfinderrechts bisher vorhandene Lücke ausfüllt. 

Der Verf. gibt zunächſt eine kurze Darſtellung der geſchichtlichen 
Entwickelung des Patentrechts, das eine Förderung der Juduſtrie 
bezweckt, indem es durch Eröffnung der Ausſicht auf Patentſchutz die 
Erfinder zu veranlaſſen ſucht, ihre Erfindungen zu offenbaren und 
neue Erfindungen zu erſinnen. Den Hauptteil und eigentlichen Gegen⸗ 
ſtand des Buches bildet die Darſtellung der Erfinderbeteiligung. 
Hier werden ſämtliche Wege ſyſtematiſch zuſammengeſtellt, wie ein 
Erfinder, der die gewerbliche Ausführung ſeiner Erfindung nicht 
ſelbſt beſorgen, ſondern in andere Hände legen will, ſeine Erfindung 
in klingenden Lohn unfegen kann, und es wird genau berechnet, in 
welchem Verhältnis ſich bei den verſchiedenen in Betracht kommenden 
Entlohnungen Riſiko und Gewinnchance verteilen. Der Verf. unter⸗ 
ſcheidet dabei den Fall, daß der Erfinder außerhalb des Betriebes 
ſteht, von dem Fall, daß ber Erfinder am Betriebe mit Arbeit oder 
auch mit Kapital beteiligt iſt. Ein beſonderes Kapitel iſt der An⸗ 
geſtelltenerfindung und ihrer Regelung im Reichstarifvertrag gewidmet. 

Das Buch, wenn es auch in erſter Linie die chemiſche Induſtrie 
berückſichtigt, bildet einen nützlichen Ratgeber für alle Erfinder, die 
ihre patentierten Erſindungen nicht in eigenem Betriebe, ſondern in 
andern Betrieben verwerten wollen, ebenſo wie andererſeits für alle 
Betriebe, die mit Erfindern wegen einer ſolchen Verwertung in Ver⸗ 
handlung treten. 

Auf S. 30 hat ſich ein Schreibfehler eingeſchlichen, der berichtigt 
werden muß. Es muß auf der ſiebenten Zeile von unten das Wort 
„offenkundigen“ geſtrichen werden. 

Dir. im Reichspatentamt i. R. W. Dunkhaſe, Berlin. 


v. Olshauſen und Schulte⸗Folthauſen: Verfahren in Ver⸗ 
ſorgungsſachen. 2. Aufl. München, Berlin, Leipzig 1926. 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). Preis 7 Ab. 

Die vorl. zweite Auflage bringt eine Neubearbeitung der Er⸗ 
läuterungen des ſog. Verfahrensgeſetzes v. 10. Jan. 1922 (Re Bl. I, 
159), unter Berüchſichtigung der ſeit der erſten Auflage i. J. 1922 
eingetretenen Anderungen. Wie bei allen Reichsgeſetzen unausgeſetzt 
Neuerungen für notwendig gehalten werden, ſo iſt auch die Zahl der 
Anderungen auf dem Gebiete des Verfahrens in Verſorgungsange⸗ 
legenheiten auffallend groß. Für den Fernſtehenden wird es dadurch 
außerordentlich ſchwierig, die maßgebende Rechtslage zu ermitteln. Über⸗ 
wiegend ſind die Paragraphen des Verfahrensgeſetzes Wiederholungen 
der in anderen Reichsgeſetzen, namentlich iu der Reichs Verſd. und den 
Verfahrens O. dazu niedergelegten Grundſätze, jo daß für ihre Erläule⸗ 
rung reiche Erfahrungen zur Verfügung ſtehen, die die Verf. ebenſo 
wie die AusfBeſt. und das einſchlägige Schrifttum ſorgfältig berück⸗ 
ſichtigt haben. Im Anhang befinden ſich verfahrensrechtliche Aus⸗ 
züge aus dem Wehrmachtsverſorgungsgeſetz, dem Kriegsperſonen⸗ 
ſchädengeſetz, dem Reichsgeſetz über die Schutzpolizei der Länder, das 
übrigens inzwiſchen aufgehoben iſt, und ein Verzeichnis der beteiligten 
Behörden und Dienſtſtellen nach dem neueſten Stande. Ein ſorgfaltig 
bearbeitetes Sachverzeichnis erleichtert den Gebrauch des Werkes, das 
eine zuverlaſſige Überſicht über das einſchlägige Gebiet gewährleiſtet. 

Leider teilen die Verf. das Schickſal anderer Herausgeber von 
Erläuterungen zu Reichsgeſetzen, nämlich, daß die Geſetze unabläſſig 
geändert werden. So iſt das Verfahrensgeſetz ſeit dem Jahre 1926 
bereits zweimal wieder geändert, ſo daß mit dem Erſcheinen eines 
Nachtrags gerechnet werden muß. 

Wirkl. Geh. ObRegR. Dr. Hoffmann, Berlin. 


Ausland. 
Hofrat Dr. Siegmund Grünberg, Vorſitzender Rat am Ober⸗ 
landesgericht und a. o. Prof. an der Hochſchule für Welt⸗ 
handel in Wien: Das öſterreichiſche Angeſtelltenrecht. 
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(Syſtematiſch dargeſtellt.) Herausgegeben vom Bund ber 
Induſtrieangeſtellten Oſterreichs. Wien 1926. XII und 
288 S. 


Das öſterreichiſche Geſ. v. 11. Mai 1921 über den Dienſt⸗ 
vertrag der Privatangeſtellten, das die kurze Bezeichnung „An⸗ 
geſtelltengeſetz“ führt, hat das Handlungsgehilfengeſetz von 1910 
abgelöſt. Es hat einerſeits deſſen Schutzbeſtimmungen zugunſten 
der Angeſtellten weſentlich vertieft, andererſeits den Wirkungs⸗ 
bereich des Geſetzes außerordentlich erweitert, indem es die Unter⸗ 
nehmungen, auf deren Angeſtellte es Anwendung findet, bedeutend 
vermehrt. Trotz der großen praktiſchen Bedeutung des Geſetzes hat 
es bisher, von mehreren Geſetzesausgaben abgeſehen, keine litera⸗ 
riſche Behandlung gefunden. Das iſt nicht etwa die Folge eines 
mangelnden Intereſſes, ſondern der Ausdruck dafür, daß das kleine 
Staatsgebiet der öſterreichiſchen Republik vom Standpunkt des 
Verlegers aus ſolche Arbeiten nicht als rentabel genug erſcheinen 
läßt, eine Tatſache, die notwendig zur Verkümmerung der öſter⸗ 
reichiſchen Rechtswiſſenſchaft, ſoweit ſie ſich auf das ſpezifiſch öſter⸗ 
reichiſche Recht beſchränkt, führen muß und ein weiteres gewich⸗ 
tiges Argument für die Rechtsangleichung bildet. Es iſt daher zu 
begrüßen, daß der Bund der Induſtrieangeſtellten es auf ſich ge⸗ 
nommen hat, eine ſyſtematiſche Behandlung des Angeſtelltenrechtes 
zu veranlaſſen, die in der Tat „nicht nur für den gewerkſchaft⸗ 
lichen Funktionär der Angeſtelltenorganiſationen, ſondern auch für 
den Richter und für den Rechtsanwalt, für alle, die mit dem An⸗ 
geſtelltenrecht befaßt ſind, ein Bedürfnis iſt“. Der Bund betont 
aber, daß der Verfaſſer ſelbſtverſtändlich volle Freiheit in der Be⸗ 
handlung des Stoffes beanſprucht und genoſſen habe und nur er 
allein für den Inhalt des Buches verantwortlich ſei. Daß die 
Wahl gerade auf den Verfaſſer fiel, iſt beſonders zu begrüßen. 
Hat er doch — gemeinſam mit Felix Mayer — einen groß 
angelegten Kommentar zum Handlungsgehilfengeſetz verfaßt und 
zuſammen mit dieſem auch eine Ausgabe des neuen Geſetzes ver⸗ 
anſtaltet. 

Auf den reichen Inhalt des Buches einzugehen, iſt hier nicht 
der Ort, weil die Einzelfragen des öſterreichiſchen Geſetzes für die 
Leſer dieſer Zeitſchrift kaum von beſonderem Intereſſe ſind. Nur 
auf weniges foll daher hier eingegangen werden. Das deutſche 
Recht hat bekanntlich keinen geſeßlichen Angeſtelltenbegriff und 
begnügt ſich insbeſ. auch im neuen AVG. mit einem ausführlichen 
Katalog. Im Gegenſatz dazu erklärt das öſterreichiſche AG. als 
Angeſtellte die Perſonen, die im Geſchäftsbetrieb eines Kaufmannes 
oder der übrigen im Geſetz aufgezählten Unternehmer vorwiegend 
zur Leiſtung kaufmänniſcher oder höherer nichtkaufmänniſcher 
Dienſte oder — das bedeutet eine Neuerung gegenüber dem Hand⸗ 
lungsgehilfengeſetz — zu Kanzleiarbeiten angeſtellt ſind, ſofern 
das Dienſtverhältnis die Erwerbstätigkeit des Angeſtellten haupt⸗ 
ſächlich in Anſpruch nimmt. Dazu erklärt nun Verfaſſer, daß an 
den Begriff der „höheren“ und der „Kanzleidienſte“ kein ſtren⸗ 
gerer Maßſtab angelegt werden dürfe als an den der „kaufmänni⸗ 


Vereinigungen 
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ſchen“ Dienſte; daß aber unzweifelhaft alle kaufmänniſchen 
Dienſte hierher gehören, gleichgültig, ob ſie hoch⸗ oder geringwertig 
ſind. Dieſe Anſchauung wurde hinſichtlich der „höheren“ Dienſte 
vom öſterreichiſchen Oberſten Gerichtshof ſchon zum Handlungs“ 
gehilfengeſetz vertreten, ſcheint mir aber nicht zutreffend zu ſein, 
weil der Schluß von den „kaufmänniſchen“ auf die „höheren 
Dienſte nicht gerechtfertigt iſt. Denn gerade für die „Handlungs⸗ 
diener“ beſtand ſchon ſeit jeher ein beſonderes Recht (vgl. Art. 57ff. 
ADHIGB.), und wenn daher für dieſe Gruppe von Dienſtnehmern 
ein Sonderrecht beſteht ohne Rückſicht darauf, ob die Dienſtleiſtun⸗ 
gen „höher“ ſind oder nicht, muß dies nicht auch für diejenigen 
gelten, bei denen gerade die „höhere“ Dienſtleiſtung die Behand“ 
lung nach dem Sondergeſetz begründet; auch ſpricht ſchon das Wort 
„höher“ dagegen, auch untergeordnete Dienſte als höher gelten zu 
laſſen. Tatſächlich lehnt auch die neuere Rechtſprechung in oſter⸗ 
reich noch immer ab, die Tätigkeit einer Reihe von „Meiſtern 
als „höher“ anzuerkennen und dieſe daher nach dem Angeſtellten⸗ 
geſetz zu behandeln. Und auch hinſichtlich der Kanzleiarbeiten (vgl. 
aber die Büroangeſtellten in 8 1 Ziff. 3 des deutſchen AVG.) neigt 
die Praxis dazu, das Angeſtelltengeſetz nur dann zur Anwendung 
zu bringen, wenn die Arbeiten „ein gewiſſes Maß von Vorkemt⸗ 
niſſen und eine gewiſſe Höhe der Arbeitäleiftung erfordern“ und 
Abſchreibearbeiten und einfache Rechenarbeiten nicht als Kanzlei⸗ 
arbeiten gelten zu laſſen. 5 
Dienſtnehmer, welche die nach 8 1 Angeſtch. erforderliche Tätig“ 
keit zu verrichten haben, gelten aber nur dann als Angeſtellte, 
wenn das Dienſtverhältnis ihre Erwerbstätigkeit hauptſächlich in 
Anſpruch nimmt. Verfaſſer erſetzt dieſe Wendung des Geſetzes da⸗ 
durch, daß er verlangt, daß dieſe Tätigkeit eine hauptberufliche 
ſei, und erklärt, daß dann, wenn der Angeſtellte für mehrere 
Dienſtgeber arbeitet, regelnäßig nur eines dieſer Dienſtverhältniſſe 
hauptberuflicher Natur ſein werde; doch ſei es auch möglich, daß 
ein Angeſtellter hauptberuflich auch in zwei Erwerbstätigkeiten 
ſteht, was namentlich bei Reiſenden zutreffen könne. Die Einfüh⸗ 
rung des Wortes „hauptberuflich“ verſchiebt aber den Sinn des 
Geſetzes vollſtändig. Denn für den Hauptberuf mag das zutreffen, 
was der Verfaſſer ausführt, es iſt aber kaum möglich, daß jemand 
in zwei Dienſtverhältniſſen ſteht, deren jedes ſeine Erwerbstätig⸗ 
keit hauptſächlich in Anſpruch nimmt. Es kommt eben nicht auf 
das Verhältnis an, in welchem die beiden Dienſtverhältniſſe zu⸗ 
einander ſtehen, ob nämlich das eine oder das andere die Erwerbs- 
tätigkeit in Neider Maße beanſpruche, ait nur darauf, 
ob eines der beiden oder mehreren Dienſtverhältniſſe die Erwerbs- 
tätigkeit hauptſächlich in Anſpruch nimmt. Trifft dies bei einem 


zu, jo iſt darauf das Angeſtelltengeſetz anzuwenden; iſt es bei 


keinem der Fall, jo unterſteht der Dienſtnehmer dem Angeſtellten⸗ 
geſetz überhaupt nicht. 

Selbſtverſtändlich können dieſe oder weitere Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten die Vorzüge und den Wert des Buches nicht beein“ 
trächtigen, deſſen Studium davon den beften Begriff geben wird⸗ 

Sektionschef i. R. Prof. Dr. Emanuel Adler, Wien. 


vereinigungen. 


Darmſtädter Juriſtiſche Geſellſchaft. 

SenpPräſ. vom Reichsverſicherungsamt Dr. Derſch, Berlin, der 
der heſſiſchen Juſtiz entſtammt, behandelte: Das neue Arbeits⸗ 
gerichtsgeſetz. 

Das Geſetz verſuche in weiter Expanſion dieſer neuen Son⸗ 
dergerichtsbarkeit und ſtraffer Konzentration ihrer Behörden ein 
gemeinſames Forum für die von ihm ſo bezeichneten „Arbeits⸗ 
ſachen“ zu ſchaffen. Nur wenige Gebiete, z. B. die Tätigkeit der 
Arbeitsverwaltung, der Sozialverſicherung, des Arbeitsſtrafrechts 
u. a., würden von dem wohlerwogenen Torſo, den das Geſetz ge⸗ 
ſchaffen habe, nicht umfaßt. Das Geſetz gliedere ſich in die Vor⸗ 
ſchriften über die Zuſtändigkeit, die Behörden und das Verfahren 
der Arbeitsgerichtsbarkeit. 

Die Zuſtändigkeit ſei im weſentlichen eine ſachlich ausſchließ⸗ 
liche. Sie umfaſſe Streitigkeiten aus dem hollektiven und indivi⸗ 
duellen Arbeitsrecht ſowie Angelegenheiten der freiwilligen Ar⸗ 
beitsgerichtsbarkeit. Streng zu ſcheiden ſei dabei das Gebiet dieſer 
ſtreitigen und freiwilligen Arbeitsgerichtsbarkeit von dem Gebiet 
des Schlichtungsweſens. 

Die Behördenorganiſation ſchaffe ein lückenloſes Netz von 
Arbeitsgerichten über das ganze Reich, wobei der Juſtanzenzug 
vom Arbeitsgericht über das Landesarbeitsgericht zum Reichs⸗ 
arbeitsgericht aufſteige. Eine Eingliederung in die ordentliche Ju⸗ 
ſtiz ſei inſofern erfolgt, als die Landesarbeitsgerichte bei den 
Landgerichten und das Reichsarbeitsgericht beim Reichsgericht er⸗ 


richtet würden. Weiterhin ſei der Grundſatz der Laienbeteiligung 
bis in die höchſte Inſtanz durchgeführt. 

Das Verfahren ſei ſo einfach, billig und beweglich wie möglich. 
In einem Termin ſolle der Rechtsſtreit, wenn angängig, erledigt 
werden. Sofern keine Sondervorſchriften gegeben ſeien, gelte die 
ZPO. An Beſonderheiten ſei u. a. die aktive Parteifähigkeit auch 
nicht rechtsfähigen Verbänden verliehen. Die Rechtsanwaltſchaft ſei 
in erſter Inſtanz ausgeſchloſſen, in zweiter Inſtanz neben den Ver⸗ 
bandsvertretern und in letzter Inſtanz ausſchließlich zugelaſſen. Das 
Verfahren endige mit einem Urteil. Rechtsmittelzug: Berufung 
an das Landesarbeitsgericht, Reviſion an das Reichsarbeitsgericht. 
Ein beſonderes Beſchlußverfahren ſei für die Fälle der freiwilligen 
Arbeitsgerichtsbarkeit beſtimmt. Außerhalb des Rahmens dieſer 
grundſäßlichen Verfahreusregelung habe man noch ein auf beſonde⸗ 
rer Vereinbarung der Parteien beruhendes Güteverfahren, ein ſich 
auf einzelne Streitpunkte beſchränkendes Schiedsgutachterverfahren 
und in gewiſſen Grenzen ein allgemeines Schiedsgerichtsverfahren 
vorgeſehen. 

In der ſich anſchließenden längeren Ausſprache ſtellt unter all“ 
ſeitiger Zuſtimmung der Syndikus der Handelskammer in Darmſtabt, 
Reggt. Dr. Roeſener, feſt, daß Handelskammer, Handwerkskammer 
und Landwirtſchafts kammer gemeinſam, der heſſiſchen Regierung 
gegenüber enge Angliederung der Arbeitsgerichtsbarkeit auch in erſter 
Inſtanz an die ordentliche Gerichtsbarkeit, alſo insbeſ. auch die Amts- 
gerichte, verlangt hätten. 


RA. Dr. H. Neuſchäffer, Darmſtadt. 


1 


Kleinere Aufſätze 


2361 


77—kũt e x 


Kleinere 


Die Erzwingung der Ausſtellung und Berichtigung von 
Bengnilfen, 

861 Abſ. 4 ArbGG. beſtimmt, daß, wenn ein Urteil die Ver⸗ 
pflichtung zur Vornahme einer Handlung ausſpricht, der Bekl. auf 
Antrag des Kl. zugleich für den Fall, daß die Handlung nicht binnen 
einer beſtimmten Friſt vorgenommen iſt, zur Zahlung einer vom 
Arbch. nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzenden Entfhädigung zu ver⸗ 
urteilen iſt. Die Zwangsvollſtreckung nach 88 887, 888 BED. ſoll 
ausgeſchloſſen fein. Der praktiſch wichtigſte Fall für die Anwendbar⸗ 
keit dieſer Beſtimmung iſt wohl der, daß ein Arbeitnehmer auf Aus⸗ 
ſtellung oder Berichtigung eines Zeugniſſes klagt. Bondi in Di. 
1927, 806 vertritt die Auffaſſung, daß die Anwendbarkeit der 
88 887, 888 ARD. ſchlechthin ausgeſchloſſen iſt, d. h. alſo auch dann, 
wenn der klagende Arbeitnehmer keinen Antrag auf Verurteilung des 
Arbeitgebers zur Zahlung einer Geldſumme für den Fall der Nicht⸗ 
vornahme der fraglichen Handlung geſtellt hat. Die gleiche Auf⸗ 
faffung wird im Komm. von Held, 861 Anm 7, vertreten. Nicht 
mit Unrecht hat Bondi darauf hingewieſen, daß dieſe Beſtimmung 
den Arbeitnehmer gegenüber ſolchen Arbeitgebern rechtlos macht, bei 
enen eine Zwangsvollſtreckung zwecks Beitreibung der feſtgeſetzten 
Entſchädigung erfolglos bleibt. Der erwähnten Auslegung des 
861 ArbcsG. it Sell: DI. 1927, 882 unter Berufung auf 
Schmincke⸗Sell, Komm. z. ArbczG. 197, Derſch⸗Volkmar 
379 und Baumbach 155 entgegengetreten. Er meint, daß der 
Ausſchluß der Zwangsvollſtreckung nach 88 887, 888 ZPO. nicht 
ſchlechthin erfolgt ift, ſondern ſich nur auf die Falle bezieht, in denen 
der hilfsweiſe Antrag auf Verurteilung des Arbeitgebers zur Zahlung 
einer Entſchädigung geſtellt iſt. Mir ſcheint, daß die Auffaſſung von 
Sell, die ſachlich unbedingt viel für ſich hat, mit den Wortlaut 
des Geſetzes nicht in Einklang zu bringen iſt. Baumbach a. a. O. 
weiß ſich deshalb auch nicht anders zu helfen, als die Faſſung des 
Geſetzes mangelhaft zu nennen. 

51 Abſ. 2 Gew. hat offenbar dem 8 61 Abſ. 2 Arb6b. 
als Vorbild gedient. Dieſer enthielt eine ähnliche Beſtimmung, jedoch 
mit dem li Unterſchied, daß er die Zwangsvollſtreckung 
nur „in dieſem Falle“, d. h. im Falle der urteilsmäßigen Verpflich⸗ 
tung zur Zahlung einer Entſchädigung für den Fall der Nichtvor⸗ 
nahme der Handlung ausſchloß. — Man kann als ſicher annehmen, 
daß der Geſetzgeber mit der Fortlaſſung der Worte „in dieſem Falle“ 
etwas bezweckt hat, denn ſonſt wäre ſie einfach unverſtändlich. Dieſer 

weck kann aber nur dahin gegangen ſein, die Zwangsvollſtreckung 
aus 88 887, 888 ZPO. ſchlechthin und nicht nur für den Fall aus⸗ 
zuſchließen, daß das Urt. die hilfsweiſe Verpflichtung zur Zahlung 
einer Entſchädigung enthält. Hinzu kommt, daß auch der Wortlaut 
des Geſetzes gegen die Sell ſche Auslegung ſpricht. Die Rechtslage it 
alſo die, daß der Arbeitnehmer die Möglichkeit hat, bereits in dem 
Prozeß auf Ausſtellung oder Verbeſſerung eines Zeugniſſes einen An⸗ 
rag auf Verurteilung des Arbeitgebers zur Zahlung einer Entſchädi⸗ 
dung für den Fall, daß er die ihm im Urt. auferlegte Handlung nicht 
vornimmt, zu ſtellen. Stellt er dieſen Antrag, dann muß das Gericht 
ihm entsprechen; bezüglich der Höhe der Entſchädigung hat es nach 
freiem Ermeſſen zu erkennen; es wird hierbei die dem Bell. aus 
einer etwaigen Weigerung drohenden Nachteile angemeſſen zu berück⸗ 
ſichtigen haben. Der Arbeitgeber kann ſich dann durch die Zahlung 
dieſes Betrages von der Vornahme der Handlung befreien; irgend⸗ 
welche weiteren Entſchädigungsanſprüche des Arbeitnehmers kommen 
d in Frage. Hat der Arbeitnehmer verſäumt, den fraglichen An⸗ 
rag zu ſtellen, dann beſteht für ihn nicht die Möglichkeit, die 
ornahme der Handlung, de h. die Ausſtellung oder Berichtigung des 
Zeugniſſes gem. 88 887, 888 ARD. zu erzwingen; er iſt lediglich 
darauf angewieſen, den Schaden einzuklagen, der ihm durch die Wei⸗ 
ed des Arbeitgebers, das Zeugnis entſpr. dem Urt. auszuſtellen 
1185 zu berichtigen, entſteht. Die Durchfechtung derartiger Prozeſſe 
1 1 N wie die Praxis lehrt — dadurch außerordentlich erſchwert, 
han es in den ſeltenſten Fällen gelingt, einen urſächlichen Zuſammen⸗ 
ang zwiſchen der Nichtausſtellung des Zeugniſſes und der Nicht⸗ 
erlangung eines anderen Arbeitsplatzes nachzuweiſen. Es wird kaum 
iR der Fall eintreten, daß ein Arbeitgeber bekundet, er würde, 
we das Zeugnis vorgelegen hätte, den Arbeitnehmer, deſſen Be⸗ 
ann er abgelehnt hat, eingeſtellt haben. Ohne eine ſolche Zeugen⸗ 
fl ſage wird aber der Nachweis, daß das Fehlen des Zeugniſſes 
1 5 die entſtandene Arbeitsloſigkeit ausſchlaggebend geweſen iſt, kaum 
3 geführt angeſehen werden können. 
be Kaskel („Die neue Arbeitsgerichtsbarkeit“ S. 31 Anm. 2) ver⸗ 
telt die Auffaſſung, daß das Zeugnis mit der Rechtskraft als er⸗ 
bon gilt. Wäre dieſe Anficht richtig, dann käme weder eine Zwangs⸗ 
dollſtreckung aus 88 887, 888 ZPO. noch die Feſtſetzung einer Ent⸗ 
ſchädigung im Urt. gem. § 61 Abſ. 4 Abb. in Frage. Eine Ber 


ründung für feine Anſicht gibt Kas kel nicht; er hat offenſicht⸗ 
ich 8 894 ZPO. im Auge, überſieht aber, daß dieſer ſich nur auf 
Willenserklärungen bezieht, während die Ausſtellung eines Zeug⸗ 
niſſes nicht als Willenserklärung anzujehen iſt. — Praktiſch würde 
die Auffaſſung von Kas hel auch zu unerwünſchten Folgerungen 
führen. Wäre ſie richtig, dann hätte auch ſchon bisher ein Arbeit⸗ 
geber, der zur Ausſtellung oder Berichtigung eines Zeugniſſes ver⸗ 
urteilt iſt, die Ausſtellung bzw. Berichtigung ablehnen und den 
klagenden Arbeitnehmer auf das Urteil verweiſen können. Hiermit 
würde dieſem aber nicht gedient ſein, da die Vorlegung einer den 
früheren Arbeitgeber zur Ausſtellung eines beſtimmten Zeugniſſes 
verurteilenden Entſch. niemals das vom Arbeitgeber ſelbſt ausgeſtellte 
Zeugnis zu erſetzen vermag; es iſt ganz klar, daß ein freiwillig aus⸗ 
geſtelltes Zeugnis oder ein ſolches, bei dem die Unfreiwilligkeit der 
Ausſtellung nicht zu erkennen iſt, einen ganz anderen Wert hat, als 
ein anderes, von dem man weiß, daß der Anſpruch auf dasſelbe in 
einem Prozeß hat durchgeſetzt werden müſſen. 
RA. Dr. v. Karger, Berlin. 


Reformen in der Verſorgung der Kriegsopfer. 


Der RAM. hat auf Veranlaſſung des RT. unter dem 26. April 
und 30. April 1927 zwei Erlaſſe veröffentlicht, die den Wünſchen der 
notleidenden Kriegereltern und erwerbsunfähigen Kriegsteilnehmer ent⸗ 
gegenkommen. Der Erl. v. 26. April 1927 betrifft die Verſorgung 
der Kriegereltern und führt aus, daß bei Geſuchen um Ge⸗ 
währung von Elternrente die Beſtimmungen des 845 RVG. in bezug 
auf die Prüfung der Frage, ob der Gefallene der Ernährer 
geweſen iſt oder geworden wäre, in wohlwollenderer 
Weiſe als bisher auszulegen ſei. In Übereinſtimmung mit 
einer Entſch. des 1. Sen. des RVBGer. vom Jan. 1927 ſoll künftig 
die Ernährereigenſchaft auch dann anerkannt werden, wenn der 
an Dienſtbeſchädigungsfolgen geſtorbene Sohn einen erheblichen 
Unterhaltsbeitrag, der ſich von der Hälfte des ge⸗ 
ſamten Unterhaltsbeitrages nicht allzu weit entr 
fernt, beigeſteuert hat oder beiſteuern würde. Der für den Unter⸗ 
halt erforderliche Geſamtbetrag ſoll nach Lage der geſamten Verhält⸗ 
niſſe beurteilt werden und nicht der geſetzlichen Einkommensgrenza 
gleichgeſezt werden. Der Sohn ſoll auch dann als Er⸗ 
nährer ſeiner Eltern angeſehen werden, wenn er ſie 
dadurch, daß er zu ihrem angemeſſenen Lebensunter⸗ 
halt regelmäßig und in erheblichem Maße beiſteuert, 
vor Not ſchützen würde. 

Der zweite Erl. v. 30. April 1927 gibt den Verſorgungsbehörden 
Anweiſung, erwerbsunfähigen Kriegsteilnehmern, die 
in zeitlichem Zuſammenhang mit dem Kriegsdienſt 


einer unheilbaren Geiſteskrankheit oder einer 
ſonſtigen ſchweren Erkrankung, die Erwerbs⸗ 
unfähigkeit bedingt, verfallen ſind, im Wege des 


„Härteausgleichs“ zu helfen, auch dann, wenn der 
urſächliche Zuſammenhang zwiſchen dem Leiden und 
dem Militärdienſt nicht ausreichend erwieſen tft. — 
Fälle von Lungentuberkuloſe dürften hierbei im allgemeinen nicht in 
Frage kommen, weil bei zeitlichem Zuſammenhang des Ausbruchs 
dieſer Krankheit mit dem Militärdienſt Dienſtbeſchädigung meiſt ſchon 
anerkannt worden iſt. Dagegen können auch Infelktions⸗ und Blut⸗ 
krankheiten ſowie Fälle von Erblindung, Unfälle u. ä. berückſichtigt 
werden. — Die Beihilfen dürfen nach Bewilligung früheſtens für 
die Zeit vom 1. April 1927 an gezahlt werden. 

Die beiden Erlaſſe ſind im Intereſſe unſerer Kriegsopfer warm 
zu begrüßen. — Der erſte Erlaß wird vielen erwerbsunfähigen und 
notleidenden Kriegereltern die Möglichkeit geben, er⸗ 
neut Ahtrag auf Elternrente zu ſtellen, wenn durch Heirat 
ihrer noch lebenden Kinder oder ihr eigenes höheres Alter eine Ver⸗ 
ſchlechterung in ihren Verhaltniſſen eingetreten iſt. — 

Der Erl. v. 30. April 1927 betr. Unterſtützungen im 
Wege des Härteausgleichs iſt im Intereſſe der ſiechen 
Kriegsteilnehmer, für deren Leiden bisher Dienſtbeſchädigung 
nicht anerkannt worden iſt und die dieſe Ablehnung als beſondere 
Härte empfinden, ebenfalls ſehr erwünſcht. 

Es iſt zu hoffen, daß die Verſorgungsbehörden bei 
Prüfung dieſer Anträge möglichſt ſozial und weit⸗ 
herzig verfahren. 

Beiſitzerin beim RVGer. Helene Hurwitz⸗Stranz, Berlin. 
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Entgegnung. 
Zwangs innung, Zoalitionsfreiheit und Tarifvertrag. 


1. Das RG.: JW. 1927, 2432 hat die Frage, ob Zwangs⸗ 
innungen tariffähig find, bejaht, Kas kel ſtimmt ihm zu. 

Leider hat ſich das NG. nicht mit den ihm vorgetragenen Be⸗ 
denken, die gegen die Tariffähigkeit der Zwangsinnungen beſtehen, 
auseinandergeſetzt. Dieſe folgen einmal aus der Tatſache, daß die 
Zwangsinnungen nicht Vereinigungen von Arbeitgebern, ſondern 
von ſelbſtändigen Gewerbetreibenden ſind; zu ihren Mitgliedern ge⸗ 
hören zahlreiche Gewerbetreibende, die nicht Arbeitgeber ſind und in 
den Zwangsinnungen ſollen ja gerade diejenigen Gewerbetreibenden 
zuſammengeſchloſſen werden, die ihr Gewerbe ohne Arbeitnehmer 
oder doch nur mit einer beſchränkten Zahl betreiben. 

Durch die Betätigung auf dem Gebiete des Tarifvertrags⸗ 
weſens werden die Zwangsinnungen mit Verpflichtungen belaſtet, die 
ſich bei Verſtößen zu Schadenserſatzverpflichtungen auswachſen kön⸗ 
nen; unter derartigen Folgeerſcheinungen würden auch diejenigen 
Mitglieder zu leiden haben, die nicht Arbeitgeber ſind, die an der 
Tarifbetätigung der Zwangsinnung alſo überhaupt kein Intereſſe 
haben. Bei einem freien Arbeitgeberverband kann jedes Mitglied ſich 
ſolchen Möglichkeiten durch ſeinen Austritt entziehen; da ein Aus⸗ 
trittsrecht bei einer Zwangsinnung nicht beſteht, müſſen die an 
Tarifverträgen nicht intereſſierten Mitglieder gegen derartige Gefahren 
geſchützt werden, und dieſer Schutz kann nur darin beſtehen, 
daß der Zwangsinnung die Berechtigung zum Abſchluß von Tarif⸗ 
verträgen abgeſprochen wird. 

Weitere Bedenken ergeben ſich aus der Tatſache, daß bei der 
Geſtaltung von Tarifverträgen auch diejenigen Mitglieder mitwirken, 
die nicht Arbeitgeber ſind, deren Intereſſen alſo in ganz anderer 
Richtung als die Intereſſen der Arbeitgeber laufen können. Er⸗ 
höhung der Löhne bedeutet, ſofern die Lohnerhöhung ſich in einer 
Preiserhöhung auswirkt, für ſie einen Vorteil, da ſie ihre Erzeug⸗ 
niſſe zu günſtigeren Preiſen abſetzen können, ihre eigene Arbeits⸗ 
kraft ſich alſo beſſer bezahlt macht; iſt dagegen eine Abwälzung auf 
die Preiſe nicht möglich, dann wird durch die Lohnerhöhung die 
Konkurrenzfähigkeit der mit Gehilfen arbeitenden Innungsmitglieder 
zum Vorteil der anderen geſchwächt. Es kann alſo der Fall eintreten, 
daß — wenn die Nichtarbeitgeber in der Innung die Überhand haben 
— ſich dieſe Tatſache im Inhalt des Tarifvertrages zuungunſten der 
Arbeitgeber auswirkt. Der von Nipperdey (Beitr. zum Tarifrecht, 
Anm. 29) und vom KG. (JW. 1925, 272) gewieſene Ausweg, nur 
die Mitglieder, die Arbeitgeber ſind, in Tarifſachen mit entſcheiden zu 
laſſen, ſcheint mir bedenklich zu ſein. Die Innungen haben die ge⸗ 
meinſamen gewerblichen Intereſſen ihrer Mitglieder zu vertreten; 
nimmt man an, daß ſie berechtigt ſind, Tarifverträge abzuſchließen, 
ſo wird damit zugegeben, daß es ſich auch um ein gemeinſames ge⸗ 
werbliches Intereſſe aller Mitglieder handelt, und dann erſcheint es 
ausgeſchloſſen, einzelne Mitglieder von den Beſchlußfaſſungen nur 
deshalb auszuſchließen, weil ſie ſelbſt keine Arbeitnehmer be⸗ 
ſchäftigen, zumal ſie jeden Tag in die Lage kommen können, ſolche 
einzuſtellen und für dieſen Fall an dem Inhalt des Tarifvertrages 
intereſſiert ſind. 

Schließlich leite ich meine Bedenken gegen die Tariffähigkeit 
der Zwangsinnungen aus Art. 159 RVerf. her; dieſe Bedenken hat 
das NG. als ſolche in feinem Urt. als berechtigt anerkannt, nur hat 
es daraus nicht die Folgerung gezogen, daß den Innungen die Tarif⸗ 
fähigkeit abzuſprechen iſt. 

Während ich ſelbſt bereits vor Erlaß des RGurt. die Frage, 
ob Zwangsinnungen tariffähig ſind, verneint habe — mein bereits 
lange vor Erlaß des Urt. geſchriebener Aufſatz „Zwangsinnungen 
und Tarifvertrag“, in dem ich dieſe Frage behandelt habe, iſt leider 
erſt nach Erlaß desſelben in der NZArbR. 1926, 477 ff. zum Ab⸗ 
druck gelangt, hat aber dem RG. bereits im Fahnenabdruck vor⸗ 
gelegen —, iſt Flatow auf Grund des reichsgerichtl. Urt. unab⸗ 
hängig von mir zu demſelben Ergebnis gekommen (vgl. RArbBl. 
1926, 511), weil man nach feiner Anſicht andernfalls zu einer be⸗ 
denklichen Lockerung in der Auslegung der TarVertrVO. vom 
23. Dez. 1918 kommen müßte. 

Das VerwGer. Hamburg (Urt. v. 11. April 1927: „Blätter für 
Arbeitsrecht“ v. 15. Mai 1927 unter R 31) hat ſich gegen die Tarif⸗ 
fähigkeit der Zwangsinnungen ausgeſprochen: „Allerdings muß heut⸗ 
zutage jede Innung ſich mit Rückſicht auf die Vorſchriften des Art. 159 
RVerf. in ihrer Betätigung von ſolchen Angelegenheiten fernhalten, 
die auf dem Gebiet der Wahrung und Förderung der Arbeits⸗ und 
Wirtſchaftsbedingungen liegen. Eine Betätigung der Zwangsinnungen, 
auf dieſem Gebiet iſt heute nicht mehr zuläſſig.“ 

2. Das RG. hat ferner die Frage offen gelaſſen, ob ſich das 
Recht der Zwangsinnungen zur Betätigung auf dem Gebiet des 


Kleinere Aufſätze 
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Tarifvertragsweſens aus 8 81 a Ziff. 2 oder aus 8 81 b GewO. er 
gibt, d. h., ob die Betätigung auf dem Gebiet des Tarifvertragweſens 
zu den geſetzlichen Aufgaben der Zwangsinnungen gehört, oder ob die 
Zwangsinnungen nur berechtigt ſind, freiwillig ihre Betätigung auch 
auf dieſes Gebiet auszudehnen. Für die Anwendung des 8813 
Ziff. 2 GewO. ſetzt ſich Sperling, NZAR. 1926, 491 ff. ein; 
dagegen das KG. in NZ ArbR. 1925, 53, das die Anwendbarkeit die⸗ 
ſer Beſtimmung ablehnt und das Recht zum Abſchluß von Tarifver⸗ 
trägen aus § 81 b GewO. herleitet; auch ich ſelbſt bin der Meinung, 
daß, wenn man die Tariffähigkeit der Zwangsinnungen ſchon bejahen 
will, dies nur auf Grund des 881 b GewO. möglich iſt (vgl. meine 
Ausführungen in NZArbR. 1926, 505). 

3. Angeſichts der Tatſache, daß das RG. die Tariffähigkeit der 
Zwangsinnüngen bejaht hat, wird man ſich bis auf weiteres hiermit 
abfinden müſſen. Nun läßt aber das reichsgerichtl. Urt. ſelbſt noch 
einige Zweifel offen. Zunächſt führt es nämlich aus, daß die Tarif⸗ 
verträge, die der beklagte Arbeitgeberverband abſchließt, kraft Ge⸗ 
ſetzes Rechtswirkungen auf die einzelnen Arbeitsvertrage der lit 
glieder auslöſen, die abzuändern oder zu beſchränken der Arbeit⸗ 
geberverband gar nicht in der Lage iſt, weil dem der 8 1 TarVertrVO. 
entgegenſteht. Die Einräumung des Rechts, Tarifverträge nur für die 
Mitglieder abzuſchließen, die nicht zugleich der klägeriſchen Zwangs⸗ 
innung angehören, führe zu rechtlich unmöglichen Ergebniſſen, we 
eben der Arbeitgeberverband die Auswirkung ſeines Tarifvertrages 
nicht auf einzelne Mitglieder beſchränken könne. 

Würde man dieſen Grundſatz auch auf die Zwangsinnungen zur 
Anwendung bringen, dann würde das reichsgerichtl. Urt. praktiſch 


bedeutungslos ſein. Welchen Wert hätte es für die Mitglieder der 


Zwangsinnung, ſich anderweit zu organifieren und ihre Arbeitgeber- 
intereſſen anderweit vertreten zu laſſen, wenn die Tarifverträge der 
Zwangsinnungen trotzdem 111 ſie kraft Geſetzes zur Anwendung 
kämen? Die praktiſche Bedeutung des Urteils würde für die Zwangs⸗ 
innungsmitglieder darin beſtehen, daß der Arbeitgeberverband mit 
bindender Wirkung für ſie höhere Lohnſätze tarifvertraglich verein⸗ 
baren könnte, daß ſie aber von einem Abſchluß ihres Verbandes zu 
günſtigeren Lohnſätzen, als ſie von der Zwangsinnung erreicht wor⸗ 
den ſind, keinen Vorteil hätten, da dann ja der Tarifvertrag der 
Zwangsinnung als der dem Arbeitnehmer günſtigere zur Anwen- 
dung käme. 

Kaskel kommt am Ende ſeiner Beſprechung des erwähnten 
Urt. zu dem Schluß, daß die vom Arbeitgeberverband abgeſchloſſe— 
nen Tarifverträge den Tarifverträgen der Innung vorgehen, ohne 
ſich mit den Bedenken auseinanderzuſetzen, die ſich aus dem Tarif 
bertragsrecht hiergegen erheben. Seine Ausführungen treffen aber 
auch nicht den Fall, daß ein Zwangsinnungs mitglied zwar feine In⸗ 
tereſſen auf dem Gebiet der Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen nicht 
durch die Zwangsinnung vertreten laſſen, ſich aber auch ſonſt keiner 
Organiſation anſchließen will. 

Um aus dieſer Schwierigkeit herauszukommen, gibt es praltiſch 
nur eine Möglichkeit: 

Solange man die Zwangsinnungen als tarif⸗ 
fähig anſieht, muß im Hinblick auf A rt. 159 RVerf. und 
im Hinblick auf die Ausführungen des reichsgerichtl⸗ 
Urt. v. 23. März 1926 jedem Mitglied der Zwangs- 
innung das Recht zuſtehen, dieſer gegenüber zu er⸗ 
klären, daß es inſoweit nicht als ihr Mitglied gelten 
wolle, als fie ſich auf dem Gebiet des Tarifvertrag” 
weſens betätigt. Es iſt dann ganz gleichgültig, ob die einzelnen 
Mitglieder, die dieſe Erklärung abgeben, in bezug auf die Regelung 
der Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen unorganiſiert bleiben oder ſich 
einer anderen Organiſation anſchließen wollen. Nur ſo laſſen 
ſich die an ſich vortrefflichen Ausführungen des ge⸗ 
nannten RGUrt. über die Bedeutung der Koalitions“ 
freiheit praktiſch zum Nutzen der Zwangsinnungs“ 
mitglieder auswerten. 

Nach mir gewordenen Mitteilungen hat übrigens die in dem 
vom RG. entſchiedenen Prozeß unterlegene Zwangsinnung dieſe 
Folgerung gezogen und ihre Mitglieder aufgefordert, ſich darüber zu 
erklären, ob ſie wünſchen, daß die Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen 
für ihre einzelnen Arbeitsverträge durch die Zwangsinnung Kollektiv 
geregelt werden. Selbſtverſtändlich muß der Zwangsinnung das Recht 
eingeräumt werden, diejenigen Mitglieder, die ſich bereit erklären, 
ihre Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen durch ſie ſelbſt kollektiv regeln 
au laſſen, für eine beſtimmte Zeit zu binden, da andernfalls jede 
Lohnpolitik auf lange Sicht unmöglich wäre. Dieſe Bindung darf 
aber ein erträgliches Maß nicht überſteigen, und es wird ſich 
empfehlen, die Vorſchrift des 8 39 BGB., über die bei Veremen 
äußerſt zuläffige Bindung an den Verein hier analog zur Anwendung 
zu bringen. NA. Dr. v. Karger, Berlin. 
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A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Ziwilſachen. 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Justizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 

'n Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — T Anmerkung.] 


I. Materielles Recht. 


Di 1. 8 54 ©.2 Bc B. 87 Tar VO. v. 23. Dez. 1918. 
1 ſog. „Bezirke“ eines tariffähigen Arbeit⸗ 
ehmerhauptverbandes find ſelbſt tariffähig. 
9 er Hauptverband haftet nicht für Bruch des 
1 905 Bezirk allein abgeſchloſſenen Tarif⸗ 
ertrages. Der Leiter eines tariffähigen Ver⸗ 
andes haftet neben dieſem für den Tarifbruch, 
und zwar auch dann, wenn er ſich gegen einen 
Smangstarifvertrag richtet. Es beſteht in ſol⸗ 
hem Falle grundſätzlich nur Haftung aus Ver⸗ 
rag, nicht aus unerlaubter Handlung.) 
Tariffähig i. S. des 8 1 der VO. v. 23. Dez. 1918 iſt 
eine Arbeitnehmervereinigung, d. h. eine Mehrheit von Per⸗ 
onen, die ſich in ihrer Eigenſchaft als Arbeitnehmer zu einer 
organiſierten Einheit zuſammengeſchloſſen haben, und zu deren 
aurbandsaufgaben die Förderung der Arbeitnehmerintereſſen 
PH dem Gebiete der Arbeit3- und Lohnbedingungen entweder 
nein oder zum mindeſten mit gehört (vgl. NO. 111, 355 )). 
licht erforderlich iſt die ausdrückliche Erwähnung dieſes Ver⸗ 
andszweckes in einer Satzungsbeſtimmung, wenn nur aus 
10 Verbandsbeſtrebungen und der Verbandsbetätigung er⸗ 
Sit, daß gerade zu feiner Erreichung die Verbandsmitglieder 
hren Einzelwillen dem Geſamtwillen des Verbandes unter⸗ 
beordnet haben. Der bekl. Bezirk beſitzt eine eigene geſchrie⸗ 
. Satzung nicht. Das BG. entnimmt aber dem 831 der 
Satzung des bekl. Hauptverbandes, daß dieſer zur leichteren 
Reicchführung ſeiner Verbandsbeſtrebungen das ganze Deutſche 
Maaß in „Bezirke“ eingeteilt und den Bezirksverbänden eine 
b korporative Verfaſſung gegeben habe. Nach dieſer Rich⸗ 
Ges führt es aus, daß innerhalb der Bezirksverbände die 
eſchäftsführung durch den Bezirksleiter und eine ihm bei⸗ 
ordnete viergliedrige Kommiſſion erfolge, die auf der Be⸗ 


Zu 1. Der Entf. ift nur teilweise zuzuſtimmen. 
Unt Zutreffend ſind die Ausführungen über die Tariffähigkeit von 
Funierbänden eines Geſamtverbandes. Die maßgebenden Geſichts⸗ 
18 ite hierfür find bereits NG. 73, 92 fl. = JW. 1910, 182 richtig 
Ahe br. und gelten auch noch für das jetzige Recht (Tas kel, Zur 
5 re vom Tarifbruch: NZ Arbe. 1922, 412 ff.). Im Einzelfall wird 
er Beachtung dieſer Grundſatze Tatfrage ſein, ob ein Unter⸗ 

and eines Hauptverbandes lediglich nachgeordnete Verwaltungs⸗ 
= ae aber ſelbſtändiger Unterverband ift, wobei in erſter Reihe 
dieſe atzung und die tatſächliche Verbandsübung entſcheidet. Erſt wo 
19 Merkmale verſagen — und das iſt in der Praxis leider häufig 
Kal >, wird ber allgemeine Grundſatz zu gelten haben, daß ein 
zuſa and, der ſich mit anderen Verbänden zu einem Geſamtverband 
9id t. inenſchließt, alle diejenigen Kompetenzen behält, die er nicht auf⸗ 
Gesa insbeſ. alſo im Zweifel tariffähig bleibt, während umgekehrt ein 
U en der ſich zum Zwecke der Dezentraliſation örtliche 
ien erde ſchafft, dieſen Unterverbänden nur diejenigen Kom⸗ 
0 Mien überträgt, mit denen er ſie beſouders bewidmet, mangels Be⸗ 
nur ung mit der Kompetenz zum Abſchluß von Tarifverträgen daher 

ſelbſt tariffähig bleiben will. 
e inſoweit der Entſch. zugeſtimmt werden, ſo ſcheint mir 
Pe erſeits die Auffaſſung bedenklich, wonach aus einem Zwangs⸗ 
auf gem. 
haften und ſich perſönlich eines Bruches der Friedenspflicht ſchuldig 


) JW. 1926, 708. 
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854 Saß 2 BGB. auch der Geſchäftsführer perſönlich 


Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


zirkskonferenz von den Bezirksmitgliedern gewählt werde. 
Einer erweiterten, ebenfalls von der Verſammlung der Be⸗ 
zirksmitglieder zu wählenden Kommiſſion liege die lber- 
wachung der Bezirksleitung und die Mitentſcheidung in wich⸗ 
tigen Fragen ob. Die Wirkſamkeit der Bezirksverbände ſei 
aber nicht etwa nur auf die Erledigung der ihnen als Orts⸗ 
verwaltungen des Geſamtverbandes übertragenen, für dieſen 
vorzunehmenden Geſchäfte beſchränkt, ſondern erſtrecke ſich 
gemäß § 31 Abſ. 5 der Satzung auch auf andere, die be⸗ 
ſonderen Intereſſen der Bezirksmitglieder berührende An⸗ 
gelegenheiten. Alle dieſe Erwägungen ſind tatſächlicher Natur 
und beruhen auf einer das Rev. bindenden Satzungsaus⸗ 
legung. Nicht zu beanſtanden iſt aber auch die aus ihnen ge⸗ 
zogene rechtliche Folgerung, daß der Bekl. zu 2 zwar einerſeits 
eine Verwaltungsſtelle des Hauptverbandes, andererſeits aber 
auch ein von ihm verſchiedener ſelbſtändiger und von dem 
Wechſel der Mitglieder unabhängiger nicht rechtsfähiger Verein 
i. S. des 854 BOB. ſei, welcher die in ſeinem Bezirk woh⸗ 
nenden Mitglieder des Hauptverbandes zugleich als ſeine 
eigenen korporativ zuſammenfaſſe und zuſammenhalte. Eine 
ſolche Doppelſtellung iſt, wie der frühere 6. 36. in KO. 78, 
92 ff. 2) dargelegt hat, durchaus möglich und widerſpricht den 
vereinsrechtlichen Vorſchriften des BGB. nicht. Die Anſicht 
der Rev., daß der Ausdruck „Bezirk“ in 8 31 der Satzung 
des Hauptverbandes nur örtliche Bedeutung habe, iſt verfehlt. 
Er wird dort ſowohl i. S. örtlicher Abgrenzung als auch i. S. 
von Bezirksverband gebraucht. Die „Bezirke“ werden von 
dem Hauptverbande „zur Unterſtützung des Vorſtandes, zur 
Durchführung der Verbandsbeſchlüſſe und Verbandsbeſtre⸗ 
bungen ſowie zur Agitation“ gebildet. Damit iſt ihnen eine 
Tätigkeit übertragen, die naturgemäß nur von Perſonen oder 
in Verbänden vereinigten Perſonenmehrheiten ausgeübt wer⸗ 
den kann. Dagegen iſt der Rev. zuzugeben, daß der Erwerb 
der Mitgliedſchaft des bekl. Bezirks kein freiwilliger iſt und 
einer beſonderen Beitrittserklärung nicht bedarf. Er wird 
lediglich durch die Zugehörigkeit zum Hauptverbande und 
Anſäſſigkeit im Bezirke E. bedingt und vollzieht ſich mit Er⸗ 
füllung dieſer beiden Bedingungen von ſelbſt. Das iſt aber 
ebenſowenig wie die Ernennung und Beſoldung des Bezirks⸗ 
leiters durch den Vorſtand des Hauptverbandes und die teil⸗ 
weiſe Abhängigkeit des Bekl. zu 2 von dieſem ein zwingender 
Grund, der Auffaſſung des OLG. entgegenzutreten. Denn 
alle dieſe Umſtände berühren nur das Innenverhältnis zwi⸗ 
ſchen dem Hauptverbande und dem Bekl. zu 2, aber nicht 
deſſen Rechtsſtellung nach außen. Für ſie iſt vielmehr weſenb⸗ 


machen ſoll. Denn die Verbindlichkeitserklärung eines Tarifvertrages 
erſetzt lediglich die mangelnde Unterſchrift einer Partei, indem dieſer 
Partei in der Perſon des für verbindlich erklärenden Schlichters eine 
Art Zwangsvertreter mit pflegerartiger Stellung beſtimmt wird, der 
hierdurch befähigt wird, im Namen der zwangsvertretenen Partei und 
mit Wirkung für dieſe die Annahme des Schiedsſpruchs in rechts⸗ 
verbindlicher Weiſe zu erklären (Kas kel, Arbeitsrecht S. 298). 
über die Partei ſelbſt hinaus reicht die Wirkung dieſer Zwangs⸗ 
erklärung aber nicht. Partei im Schlichtungsverfahren und demgemäß 
Tarifpartei iſt aber niemals der Geſchäftsführer des Verbandes, der 
in den Schlichtungsverhandfungen aufgetreten iſt, ſondern lediglich 
dieſer Verband ſelbſt. Nur deſſen Annahme wird durch die Ver⸗ 
bindlicherklärung erſetzt, keineswegs dagegen die Erklärung des zu⸗ 
fällig amtierenden Geſchäftsführers. Denn abgeſehen davon, daß die 
Annahmeerklärung vielleicht durch eine ganz andere Perſoönlichkeit 
innerhalb des Verbandes erfolgen würde, ſteht ja nicht einmal feſt, 
ob unter dieſen Umſtänden nicht der Verband dem Geſchaftsfuhrer 
ſeine Kompetenz entziehen oder ob nicht umgekehrt der Geſchäftsführer 
ſein Amt niederlegen würde, wodurch ohne weiteres andere Perſonen 
zur Unterzeichnung legitimiert würden. Wenn daher auch zwar dem 
NG. darin zuzuſtimmen iſt, daß der Zwangstarif grundſätzlich dem 
freiwillig abgeſchloſſenen Tarif gleichſteht, ſo bedeutet dies lediglich, 
daß den Parteien eines Zwangstarifs dieſelben Pflichten obliegen 
wie den Parteien eines freiwilligen Tarifs, nicht aber, daß die perſon⸗ 
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lich, daß der Bekl. zu 2 nach der Feſtſtellung des BG. eine 
korporative Verfaſſung beſitzt, in ſeinem Beſtande durch den 
Wechſel der Mitglieder nicht beeinflußt wird und neben ſeiner 
unſelbſtändigen Tätigkeit für den Hauptverband auch die be⸗ 
ſonderen Arbeitnehmerintereſſen ſeiner Bezirksmitglieder ſelb⸗ 
ſtändig wahrzunehmen hat und auch tatſächlich wahrnimmt. 
Denn er hat ſchon wiederholt in eigenem Namen mit dem 
Kl. Tarifverträge abgeſchloſſen, und auch im vorliegenden, 
Falle hat ſein Bezirksleiter Br., wie das BG. ausdrücklich 
betont, nicht etwa für den Bekl. zu 1, ſondern lediglich im 
Namen des bekl. Bezirks und der von dieſem vertretenen 
Verbände über den Abſchluß eines Tarifvertrags verhandelt 
und ſchließlich die Vereinbarungen v. 18. Nov. 1924 und vom 
12./13. Jan. 1925 unterzeichnet. Demgemäß haben auch die 
amtlichen Stellen den bekl. Bezirk als eine ſelbſtändige, tarif⸗ 
fähige Arbeitnehmervereinigung und als Verhandlungs⸗ und 
Vertragsgegner des Kl. behandelt, ohne daß er gegen dieſe 
Rechtsauffaſſung Widerſpruch erhoben hätte. Gegen ihn find 
die Schiedsſprüche v. 5. Nov. und die Verbindlichkeitserklärung 
v. 21. Nov. 1924 ergangen. Aus alledem erhellt nicht nur 
die objektive Tariffähigkeit des bekl. Bezirks i. S. des 81 der 
VO. v. 23. Dez. 1918, ſondern iſt mit dem BG. auch zu fol⸗ 
gern, daß er ſeinen Mitgliedern gegenüber zum Abſchluſſe 
von Tarifverträgen auch ermächtigt war. Ob ihm die gleiche 
Befugnis auch in ſeinem Verhältniſſe zu dem bekl. Haupt⸗ 
verbande zuſtand, iſt zwar belanglos, wird aber von dem BG. 
in einwandfreier Auslegung der Satzung des Hauptverbandes 
mit Rückſicht darauf bejaht, daß dieſer ſich in ihr nicht das 
ausſchließliche Recht zum Abſchluß von Tarifverträgen 
vorbehalten hat. Dies Ergebnis wird auch allein den Ver⸗ 
kehrsbedürfniſſen gerecht. Denn es würde dem Willen des 
Geſetzgebers zuwider das Zuſtandekommen von Tarifverträgen 
erſchweren, wenn die Arbeitgeberverbände zum Zwecke des 
Abſchluſſes oder der Abänderung von nur für den Bezirk E. 
beſtimmten Tarifverträgen ſich jedesmal mit dem St.er Haupt⸗ 
verbande in Verbindung ſetzen müßten, der die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe und Bedürfniſſe des von ſeinem Sitze weit ent⸗ 
fernten Induſtriegebietes naturgemäß nicht ſo klar überſehen 
kann, wie der dortige Bezirksverband und feine Leiter. Bei⸗ 
zupflichten iſt daher der Annahme des OLG., daß auf ſeiten 
der Arbeitnehmer nicht der bekl. Hauptverband, für den Br., 
wie betont, nicht handeln wollte und nicht gehandelt hat, ſon⸗ 
dern nur der bekl. Bezirk und die von ihm vertretenen nicht 
mitverklagten Arbeitnehmerverbände Partei des Zwangstarif⸗ 
vertrags geworden find. Sie beruht auf einer ſorgfältigen, 
Abwägung der beſonderen Umſtände des vorliegenden Falles 
und kann daher durch das nur allgemeine Richtlinien ent⸗ 
haltende Abkommen v. 18. Nov. 1918 (DR Anz. 1918 Nr 273), 
auf das ſich der Kl. für ſeine entgegengeſetzte Auffaſſung be⸗ 
ruft, nicht beeinflußt werden. Daraus folgt aber weiter, daß 
ſich von den verklagten Verbänden nur der Ener Bezirks⸗ 
verband eines Tarifbruchs ſchuldig gemacht haben kann. Ein 
Verſtoß des bekl. Hauptverbandes und der bekl. Verwaltungs⸗ 
ſtellen, deren Parteifähigkeit das BG. aus 8 33 der Haupt⸗ 
ſatzung mit Recht hergeleitet hat, gegen einen Vertrag, an dem 
ſie als Vertragspartei nicht beteiligt ſind, iſt begrifflich aus⸗ 
geſchloſſen. Die Ablehnung einer Vertragshaftung des St. er 
Verbandes, der örtlichen Verwaltungsſtellen und ihrer Leiter 
unterliegt ſomit keinem rechtlichen Bedenken. Dagegen iſt die 
Verneinung einer vertraglichen Verantwortlichkeit des bekl. 
Bezirksleiters Br., mit Rückſicht auf 8 54 S. 2 BGB. nicht 
gerechtfertigt. Das OLG. begründet ſie mit der Erwägung, 
daß der Fiktion der Verbindlichkeitserklärung, die Zwangs⸗ 
tarifvertrags⸗Parteien hätten den Vertragsinhalt in frei⸗ 
williger Willenseinigung vereinbart, nicht zu der Unterſtellung 


liche Haftung desjenigen, der für einen nicht rechisfähigen Verein 
einen Tarif unterzeichnet hat, nunmehr den der Unterzeichnung wider⸗ 
ſtrebenden Geſchäftsführer trifft, der zufällig im Schlichtungsverfahren 
verhandelt hat. Gerade weil dieſer Vertreter in bezug auf die An⸗ 
nahme des Tarifvertrags nach amtlicher Auffaſſung verjagt hat, wird 
ja in der Perſon des Schlichters ein anderer Zwangsvertreter des 
Vereins beſtellt. Eine Haftung kann daher m. E. nur für den Verein 
als ſolchen, nicht aber nach § 54 Abſ. 2 für den Geſchäftsführer an⸗ 
genommen werden, weil deſſen Unterzeichnung nun ebenfalls durch die 
Verbindlichkeitserklärung erſetzt wäre. 


Damit erledigt ſich zugleich die Annahme, daß auch dieſer Ge⸗ 
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führen dürfe, daß derjenige, der bei den Schlichtungsverhand⸗ 
lungen die Rechte eines nicht rechtsfähigen Vereins wahr⸗ 
genommen habe, auch in deſſen Vertretung die Annahme de 
Tarifvertrags gewollt und erklärt habe. Dieſer Entſcheidung?“ 
grund wird dem Schutzzwecke des § 54 S. 2 BGB. und dem 
§ 6 Abſ. 3 Schl VO. v. 30. Okt. 1923 nicht gerecht. Dem Ber 
tragsgegner eines nicht rechtsfähigen Vereins werden deſſen 
Vermögensverhältniſſe bei dem Abſchluſſe eines Vertrage 
häufig nicht bekannt ſein und keine Gewähr dafür bieten, von 
dem Vereine ſelbſt Befriedigung zu erlangen. Deshalb ſoll 
nach 854 S. 2 a. a. O. in jedem Falle eine Haftung bei 
jenigen, der für einen nicht rechtsfähigen Verein handelt, und 
zwar auch ohne ſeinen Haftungswillen und ohne Rückſicht dar⸗ 
auf eintreten, ob neben ſeinem Vermögen auch das des Ver⸗ 
eins oder ſämtlicher Vereinsmitglieder dem Zugriffe des 
Gläubigers offen ſteht (vgl. Protokoll der 2. Leſung des Ent 
wurfs des BGB. Bd. II S. 459). Nach 8 6 Abſ. 3 SchlVO. 
erſetzt die Verbindlichkeitserklärung die Annahme, d. h. den 
Annahmewillen und die Annahmeerklärung des dem Tarife 
vertragabſchluſſe widerſtrebenden Verbandes oder vielmehr, da 
dieſer nur durch einen Vertreter wollen und Willenserklä⸗ 
rungen abgeben kann, den Annahmewillen und die Annahme? 
erklärung des verfaſſungsmäßigen Verbandsvertreters. Als 
ſolcher hat im vorliegenden Falle Br. für den bekl. Bezirk 
vor der Schlichterkammer und im Reichsarbeitsminiſterium 
über den abzuſchließenden Tarifvertrag verhandelt. Die Ver 
handlungen endeten mit der Verbindlichkeitserklärung des 
Miniſters, welche die allein noch fehlende Zuſtimmung des 
Verbandsvertreters Br. zu dem Tarifvertragvorſchlage det 
Schlichterkammer erſetzte. Die auf dieſem Wege — allerdings 
zwangsweiſe — herbeigeführte Willenseinigung muß aber, 
wenn fie eine vollſtändige fein ſoll, dieſelben bürgerlich-recht⸗ 
lichen Vertragsfolgen auslöſen, die ein freiwilliger Tarif 
vertragabſchluß durch Br. ausgelöſt hätte. Es ſind keine 
Gründe erkennbar, die dazu nötigen, hiervon zugunſten des 
Br. und zuungunſten des Kl. eine Ausnahme zu machen un 
dieſem den Schutz zu entziehen, den der Geſetzgeber im Inter⸗ 
eſſe aller derjenigen für notwendig erachtet hat, die ſich mi 
einem nicht rechtsfähigen Vereine in vertragliche Verband“ 
lungen und Abmachungen einlaſſen. Es hieße die Schutzabſicht 
des Geſetzgebers geradezu vereiteln, wenn man dem ſtaatlichen 
Hoheitsakte, der die Annahmeerklärung des Verbandsvertreters 
erſetzt, nicht in jeder Beziehung dieſelbe rechtliche Tragweite 
beimäße, die ſeiner freiwilligen Annahmeerklärung zukommen 
würde. Zu den durch den Zwangstarifvertrag für jede der 
Tarifvertragsparteien begründeten Pflichten gehörte auch die 
Friedenspflicht, d. h. die Pflicht, während der Dauer des Tarif” 
vertrags auf den Verſuch einer gewaltſamen Anderung der 
in ihm geregelten Lohn- und Arbeitsbedingungen zu ver 
zichten, in dieſem Sinne auf die Verbandsmitglieder ein? 
zuwirken und ſich jeder Förderung derartiger Beſtrebungen 
zu enthalten (vgl. RG. 111, 109 )). Dieſe Pflicht lag aber 
nicht nur dem bekl. Bezirk, ſondern nach § 54 S. 2 BGB. 
auch dem Bekl. Br. ob. Gegen ſie haben beide dadurch ſchuld⸗ 
haft verſtoßen, daß nach der Feſtſtellung des BG. Br., um 
die Umgeſtaltung einzelner Tarifvertragsbeſtimmungen zu er⸗ 
reichen, in ſeiner Eigenſchaft als Leiter des Bezirksverbandes 
E. deſſen Mitglieder zum Streik aufhetzte und die Streikenden 
durch Bewilligung und Auszahlung von Geldmitteln unter“ 
ſtützte. Für die Folgen dieſes Vertragsbruchs haften daher 
dieſe Bekl. nebeneinander als Geſamtſchuldner (8427 BGB.). 
Da das BG. in tatſächlicher Würdigung der Verhältniſſe zu 
gunſten des Kl. angenommen hat, daß ſeine Mitglieder durch 
den Zwangstarifvertrag gemäß 8328 BGB. einen feld‘ 
ſtändigen Anſpruch auf Einhaltung der Friedenspflicht gegen 


ſchäftsführer gegen die Friedenspflicht verſtoßen habe. Denn ganz 5 
geſehen davon, daß auch die Friedenspflicht nur den Verband a 
ſolchen, nicht aber einzelne Perſonen innerhalb des Verbandes tri 
daß vielmehr Verſtöße dieſer Perſonen nur Kraft ihrer Orgauſchal 
zum Verband den letzteren verpflichten, fehlt es wiederum qus DEN 
angegebenen Gründen an dem Subſtrat diefer Haftung aus 5 
Satz 2, da eine perſönliche Haftung der einzelnen Verbandsvertreie 
aus dem Zwangstarif zu Unrecht angenommen iſt. 


Prof. Dr. Kas kel, Berlin. 
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ben bekl. Bezirk und damit auch gegen den Bekl. Br. er⸗ 
zangt haben (vgl. RG. 111, 178/179), und daß die geſchilderte 
ertragsuntreue für den Schaden der Zedenten des Kl. in der 
geforderten Höhe urſächlich geworden iſt (8 287 3 O.), hat 
105 ihn auch der Bezirksleiter Br. aufzukommen. Denn die 
m noch ausſtehende Streitfrage, ob den Bekl. oder ein⸗ 
0 von ihnen eine zum Schadenserſatze verpflichtende un⸗ 
N aubte Handlung aus $ 823 oder aus 8 826 BGB. zur 
a zu legen ſei, ift von dem OLG. mit Gründen verneint 
i den, die mit der Rſpr. des RG. (vgl. RG. 64, 55 ff., 61ff.) 
5 Einklang ſtehen und keinen Rechtsirrtum erkennen laſſen. 
3 iſt lediglich beizutreten. Insbeſ. ſtempeln weder das 
0 0 das die Arbeitnehmer erſtrebten, noch das zu ſeiner Er⸗ 
wichung angewandte Kampfmittel oder die vorausſehbaren 
gebeſchaftlichen Folgen, die der Arbeitskampf für die Arbeit⸗ 
zu er nach ſich ziehen mußte, die Handlungsweiſe der Bell. 
einer ſittenwidrigen i. S. des 8 826 BOB. 
U. v. 25. Mai 1927; 438/26 III. — Naumburg.) 
[ 5 


192 2. 8626 BG B.; 88 1, 2 Schlicht VO. v. 30. Okt. 
3; 81 Pr Jagd. 
% 1. Das ordentliche Gericht iſt für die Ent⸗ 
lgzidung über die Berechtigung friſtloſer Ent⸗ 
ii ſſung zuſtändig, nachdem der Entlaſſene die 
5 vorläufiges Arbeitsgericht eingeſetzte 
chlichtungskammer angerufen hatte. 
ere Verletzung bloßer jagdlicher Anſtands⸗ 
lichten iſt kein wichtiger Grund zur friſtloſen 
Jadlaſſung eines langjährig tätig geweſenen 
agdaufſehers J) 
Fe Die arbeitsgerichtl. Klage des Arbeitnehmers erſtrebt die 
abohellang der Unwirkſamkeit, die vor dem ordentl. Gerichte 
5 obene Kl. der Arbeitgeberin die Feſtſtellung der Wirk⸗ 
Unkeit der friſtloſen Kündigung. Art. II der Schlicht VO. 
S 30. Okt. 1923 trägt die Überfehrift: „Entlaftung der 
ss Kohtungsausfchüffe.“ Sein 81 erklärt „in den Fällen der 
tan 90, Bei. die Arbeitsgerichte für ausſchließlich 
ein ändig“. In dem durch das Betr fi®. geregelten Kündigungs⸗ 
fel ſpruchsverfahren ſollen alſo fortan die Arbeitsgerichte oder, 
0 ange fie noch nicht eingerichtet find, die Erſatzarbeitsgerichte 
er Art. II 82 a. a. O.) an Stelle der Schlichtungsaus⸗ 
lin ſſe entſcheiden. Die Arbeits⸗ und die Erſatzarbeitsgerichte 
dich aber im Gegenſatze zu den Schlichtungsausſchüſſen Ge⸗ 
All sbehörden, Sondergerichte, denen der Geſetzgeber durch 
I II a. a. O. die ausſchließl. Entſch. beſtimmter bürger⸗ 
1 1 tech. Streitigkeiten übertragen hat. Das BG. hat ſich da⸗ 
. Recht die Frage vorgelegt, ob in dem Kündigungs⸗ 
SM der Parteien, nachdem er einmal durch Erhebung der 
Warſpruchsklage vor dem Sondergerichte anhängig geworden 
if für eine Spruchtätigkeit der ordentl. Gerichte noch Raum 
ib Es handelt ſich dabei allerdings nicht, wie das BGG. meint, 
der die Zuläſſigkeit des Rechtsweges, ſondern um eine Frage 
15 fene Zuſtändigkeit (vgl. NÖ. 103, 1031)). Der BR. 
3 für die ordentl. Gerichte in Anſpruch genommen. Im 


uli, Zu 2. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen, wiewohl ſie in ihrer For⸗ 
3. S. ung nicht auf der Höhe der fonftigen arbeitsrechtlichen Rſpr. des 
Kan steht. In der Sache fpricht das NO. aue, daß der dlbſchuß wilder 
Arge gen durch ben bekl. Jagdhüter außerhalb des Jagdreviers feiner 
8 euigeberin, der nach dem einſchlägigen Jagdrecht nicht ſtrafbar und 
blicke ift — mag er auch einen Verſtoß gegen jagdliche Anſtands⸗ 
ſich a gegen den Jagdberechtigten des Abſchußreviers enthalten —, 
9620 8 ausreichender Grund zur außerordentlichen Kündigung nach 
Reygy GB. nicht darſtellt. Dabei ergibt ſich zugleich, daß das 
Vorinſ ſich inſoweit die Befugnis zur Nachprüfung des Ermeſſens der 
fie fangen zuſpricht; nur an die tatſächliche Feſtſtellung des Vor⸗ 
und eines wichtigen Kündigungsgrundes hält das Reh. ſich für 
ter en. Dieſe Auffaſſung erſcheint billigenswert; ſie dürfte im 
San einheitlicher Handhabung der außerordentlichen Kündi⸗ 

5 Aebrende und anderer Ermeſſensbegriffe auch für das Reichs⸗ 
sgericht geboten fein. Ebenſo iſt es zu begrüßen, daß das 
nigen N dem Schutzgedanken des 8 626 BGB. feſthält und als „wich⸗ 
ne rund“ zur friſtloſen Kündigung ſeitens des Arbeitgebers nur 
die ae Verfehlung des Arbeiknehmers gelten läßt. Wenn ſchon 
ir a entliche Kündigung des Arbeitsverhältniſſes mit Schutzvor⸗ 
en, wie in 88 84 ff. Betrag., umkleidet wird, fo muß ſich 


1) JW. 1922, 1121. 
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Ergebnis iſt ihm beizupflichten. Denn die Zuſtändigkeit der 
ordentl. Gerichte iſt jedenfalls dann gegeben, wenn die der 
Sondergerichte nach dem Geſetze ausgeſchloſſen iſt. Nach der 
ſtändigen Rſpr. des RG. waren die Schlichtungsausſchüſſe 
zur ſachl. Entſcheidung eines Kündigungsſtreites nur dann 
befugt, wenn der Betriebs⸗ oder Gruppenrat den Einſpruch 
des Arbeitnehmers für begründet erachtet hätte (vgl. 8 86 
Abſ. 1 Betrach.; RG. 106, 239 ff.“); 108, 101). Das iſt aber 
im vorl. Falle unſtreitig nicht geſchehen, weil der Betriebs⸗ 
rat den Bekl., wenn auch rechtsirrigerweiſe, überhaupt nicht 
für entlaſſen angeſehen hat. Was aber von einem Schlichtungs⸗ 
ausſchuſſe galt, muß mangels einer entgegenſtehenden Vor⸗ 
ſchrift der Schlicht O. oder der 1. Ausf O. v. 10. Dez. 1923 
notgedrungen auch für das an ſeine Stelle getretene Sonder⸗ 
gericht gelten. Es ſoll freilich nicht verkannt werden, daß 
dieſes in erſter Reihe zu einer Prüfung der prozeſſualen Vor⸗ 
ausſetzungen der Einſpruchsklage berufen iſt. Da das Arbeits⸗ 
gericht aber das Verfahren ausgeſetzt hat und ſich, wie gezeigt, 
fachlich mit dem Kündigungsſtreite zweifellos nicht befaſſen 
darf, hat das BG. ſeine Zuſtändigkeit mit Recht bejaht. Da⸗ 
gegen kann ſeine Sachentſcheidung nicht gebilligt werden. Daß 
die Kl. den Dienſtvertrag, durch den ſie den Bell. als Jagd⸗ 
hüter angeſtellt hatte, einſeitig und ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfriſt löſen wollte und gelöſt hat, tft füglich nicht 
zu bezweifeln. Die friſtloſe Entlaſſung hat das BG. für be⸗ 
rechtigt erklärt. Es erwägt, die naturgemäß witht ſtändig 
kontrollierbare Stellung eines Jagdaufſehers ſei eine Ver⸗ 
trauensſtellung und der Jagdherr müſſe ſich darauf verlaſſen 
dürfen, daß der Jagdhüter bei Ausübung ſeines Dienſtes 
jederzeit die für jeden Jäger ſelbſtverſtändlichen jagdlichen 
Anſtandspflichten wahre. Der Bekl. habe ſie mehrfach ver⸗ 
letzt. Deshalb ſei der Kl. als Jagdherrin nicht mehr zuzu⸗ 
muten, ihn als Jagdaufſeher im Jagddienſte weiter zu be⸗ 
ſchäftigen. Im allgemeinen iſt die Feſtſtellung, daß ein wich⸗ 
tiger Kündigungsgrund i. S. des § 626 BGB. vorliege, der 
Nachprüfung des Rev. entzogen, weil ſie in der Haupt⸗ 
ſache tatſächlicher Natur iſt. Nur ein Irrtum über das Weſen 
des wichtigen Kuͤndigungsgrundes, ſoweit es dem Rechtsgebiete 
angehört, macht die Entſch. des BR. den Angriffen der Rev. 
zugänglich. Die friſtloſe Entlaſſung, die in dem Verhalten des 
Dienſtverpflichteten ihre Rechtfertigung finden ſoll, ſetzt nun 
grundſätzlich — und das hat der BR. überſehen — eine 
ſchwere, und zwar eine fo ſchwere Verfehlung voraus, daß 
die Fortſetzung des Dienſtverhältniſſes für den Dienſtberech⸗ 
tigten unerträglich und ſeine ſofortige Aufhebung daher als 
ein unabweisbares Gebiet von Treu und Glauben erſcheint. 
In tatſächlicher Beziehung ſtellt der BR. feſt, daß der Beil. 
im Januar 1925 von der Domäne Z. aus zwei wilde Kanin⸗ 
chen auf dem Gemeindejagdgebiete und ein drittes Kaninchen 
in dem zwiſchen den Domänen Z. und M. befindlichen Grenz⸗ 
graben geſchoſſen und die auf den fremden Jagdgebieten ver⸗ 
endeten Tiere herübergeholt habe. Wilde Kaninchen gehören, 
da fie im § 1 PrJagdDO. v. 15. Juli 1907 nicht mit aufge⸗ 
führt ſind, nicht zu den jagdbaren Tieren. Sie ſind an⸗ 
erkanntermaßen Schädlinge, deren Abſchuß von der Ver⸗ 


daraus eine Tendenz zu eingeengter Anwendung der außerordent⸗ 
lichen Kündigung ergeben. 

Nicht ſchlüſſig ſind die Darlegungen, mit denen das RG. die 
— auch meiner Anſicht nach gegebene — ſachliche Zuſtändigkeit des 
ordentlichen Gerichts begründet. Das RG. ſcheint hier auf ſeinen 
früheren Ausführungen (RG. 103, 132 u. 108, 98) zu fußen, die 
die Bedeutung des § 84 Abſ 2 Betr. verkennen und im arbeits⸗ 
rechtlichen Schrifttum überwiegend abgelehnt werden (vgl. Flatow, 
BetrRGG., 12. Aufl., 8 84 Aum. 13 a und deſſen Schriftenangaben). 
Indeſſen ſind die Streitfragen, die ſich aus der bisherigen Faſſung 
des VBetrNG. und aus Art. II der Schlicht O. ergaben, von jetzt an 
durch das AGG. erledigt, jo daß hier nicht mehr darauf eingegangen 
werden ſoll. Nunmehr gelangen ſowohl die Kündigungseinſpruchs⸗ 
klage nach 8 86 Betri6. wie die Klage, mit der das Vorliegen eines 
Grundes zu außerordentlicher Kündigung beſtritten und der Zwiſchen⸗ 
lohn bis zum Ziel der ordentlichen Kündigung begehrt wird, vor ein 
und dasſelbe Gericht, das Arbeitsgericht; eine förmliche Ausſetzung der 
Einſpruchsklage kommt nicht mehr in Betracht, wie denn auch der 
bisherige Abf. 2 des 8 86 Betrgich. durch 8 112 Nr. 7 AGG. ge⸗ 
ſtrichen worden iſt. Nur im Inſtanzenzug können ſich Schwierig⸗ 
keiten ergeben, weil den Klagen nach 8 2 Abſ. 1 Nr. 4 zufolge 8 72 


2) ZW. 1924, 1042. 
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waltungsbehörde unter Umſtänden ſogar angeordnet und er⸗ 
zwungen werden kann (§ 61 Abſ. 2 PrJagd O.) und die grund⸗ 
ſätzlich dem freien Tierfange unterliegen. Nur mit Schlingen 
darf ihnen nicht nachgeſtellt werden (88 41, 77 Nr. 2 a. a. O.). 
Ihre Erlegung und Beſitzergreifung ſtellen daher kein Jagd⸗ 
vergehen im ſtrafrechtl. Sinne dar. Sie fallen nicht unter die 
88 292 ff. RStc B. Der BR. ſelbſt bezeichnet fie nur als Ver⸗ 
letzung jagdl. Anſtandspflichten. Andererſeits iſt er⸗ 
wieſen, daß der Bekl. den Abſchuß der drei Kaninchen, die er 
unwiderlegt als Köder zum Fangen von Raubzeug benutzen 
wollte, den Jagdberechtigten angezeigt und ihnen den Wert der 
Tiere bezahlt hat. Daß es erſt geſchehen iſt, nachdem die Kl. 
von der Angelegenheit Kenntnis erlangt hatte, ſtellt das BG. 
ebenſowenig feſt, wie eine vorherige Verwarnung des Bekl. 
durch ſeine Dienſtherrin oder ihren Bevollmächtigten. Dieſer 
Tatbeſtand reicht zu der Annahme einer groben Fflicht⸗ 
widrigkeit und zur friſtloſen Entlaſſung eines Angeſtellten, 
der wie der Bekl. ſeit länger als 20 Jahren in dem Jagd⸗ 
dienſte der Familie H. geſtanden und ſich bisher einwandfrei 
und tadellos geführt hatte, nicht aus. Die gegenteilige Auf⸗ 
faſſung des BR. beruht auf einer Verkennung der Rechts⸗ 
natur des „wichtigen Kündigungsgrundes“ und auf einer 
Überſpannung der Grundſätze von Treu und Glauben. Meinte 
die Kl. den Bekl. mit Rückſicht auf ihre Jagdnachbarn im 
Jagddienſte nicht behalten zu dürfen, ſo ſtand es ihr frei, von 
der in dem Anſtellungsvertrage vorgeſehenen vierteljährlichen 


Abſ. 1 AGG. die Reviſion (auch die Sprungreviſion? — 8 76 
Abſ. 1 iſt mehrdeutig, vgl. meinen Aufſatz NZATHR. 1927, 449 ff.) 
bedauerlicherweiſe verſchloſſen iſt. 

Prof. Dr. Lutz Richter, Leipzig. 


Zu 3. A. 1. Der Begriff des Vergleichs i. S. 867 Aufwöh. iſt 
durch die von der Entſch. ſelbſt zit. Entſch. und die ganze überwie⸗ 
gende Literatur derart feſtgelegt, daß ein ſolcher immer dann anzu⸗ 
nehmen iſt, wenn die Parteien die Ungewißheit über das Beſtehen 
oder die Höhe eines derzeitigen oder künftigen AufwAnſpruchs be⸗ 
ſeitigen wollten. Ein Vergleich wird nicht angenommen, wenn die 
Parteien an eine Aufw. nicht dachten und der Schuldner „aus Grün⸗ 
den der Billigkeit, um der inzwiſchen eingetretenen Geldentwertung 
Rechnung zu tragen“ (RG. v. 12. Febr. 1926, Rſpr. II. Jahrg. 
S. 278 Nr. 133) ein Aufgeld gewährte. Daß dieſe Grenze ſehr flüſſig 
iſt, daß das Heranziehen des Motivs der ſubjektiven Vorſtellung der 
einen Partei ein ſehr unſicheres Unterſcheidungsmerkmal — darauf 
ſei nur nebenbei hingewieſen. Praktiſch iſt der Unterſchied zwiſchen 
dem ſog. Aufw Vergleich und der Aufw Vereinbarung (wenigſtens für 
die Inflationszeit) nicht ſehr erheblich, in beiden Fällen bleibt im 
allgemeinen dem Gläubiger die Aufw Möglichkeit gewahrt. 

2. Vorliegendenfalls hat nun der Gläubiger ganz ausdrücklich 
auf ſeine Anſprüche aus einer künftigen AufwGeſetzgebung verzichtet. 
Richtig iſt, wenn das RG. ausführt, die meiſten Vergleiche enthielten 
einen ſolchen Verzicht. Nur die beſondere Hervorhebung des Ver⸗ 
zichts läßt vorliegendenfalls das Eingreifen des Geſetzes in die 
von den Parteien ganz bewußt begründeten Rechtsverhältniſſe ſtärker 
als ſonſt hervortreten. Faßt man aber den Begriff des Vergleichs, 
ſo wie ausgeführt auf, ſo muß als Konſequenz ein ſolcher Verzicht 
unbeachtlich bleiben. Die Begründung, der Verzicht ſei Teil des 
Vergleichs und werde von deſſen Unwirkſamkeit erfaßt, ſcheint mir 
allerdings eine etwas formelle Betrachtungsweiſe. Wirtſchaftlich iſt 
der Verzicht gerade in ſolchen Fällen oft überhaupt „der Inhalt“ des 
Vergleichs, ſicherlich das ausſchlaggebende Moment, das die Parteien 
bzw. die Partei zum Abſchluß beſtimmte. Auch die Entſtehungsgeſchichte 
des Geſetzes — bei einem Geſetz, welches wie das AufwG. auf völlig 
neuem Rechtsboden in größter Eile zurechtgezimmert werden mußte, 
ein Argument, das mit äußerſter Vorſicht zu gebrauchen iſt — 
ſcheint mir eine andere Auslegung nicht auszuſchließen. 

3. Wie Lemberg in ſeiner Anm. zu dem ähnlichen Fall der 
Entſch. v. 11. Juni 1927 (JW. 1927, 1823) mit Recht feſtſtellt, hat 
gerade beim Problem des AufwVergleichs die Rſpr. „das Intereſſe 
der Ermöglichung der Aufwertung“ nicht außer acht gelaſſen. Auch 
ſonſt hat ja die Rſpr. zum Teil offen ausgeſprochen, es ſei jeweils 
die Auslegung vorzuziehen, welche eine Erweiterung der Rechte des 
Gläubigers, eine Beſchränkung der Rechte des Schuldners zur Folge 
habe. Wenn daher manchmal rühmend hervorgehoben wird, die Rſpr. 
habe „dem Intereſſe der Ermöglichung der Aufwertung“ Rechnung 
getragen, jo halte ich das nicht für ein Lob. Die Rſpr. ſoll dem Ge⸗ 
ſetz Rechnung tragen und ſonſt nichts! 

Ob die Entſch. des RG. dem völlig genügt, erſcheint mir nicht 
unzweifelhaft, jedenfalls aber entſpricht ſie der herrſch. Meinung und 
hat nunmehr leider durch Art. IV 8 17 der AufwNov. neuerlich an 
Bedeutung gewonnen. 

RA. Dr. H. H. Bernſtein, München. 


Kündigungsfriſt Gebrauch zu machen. Die ſofortige und kün⸗ 
digungsloſe Enthebung des Bekl. von ſeinem Poſten findet 
aber in dem feſtgeſtellten Sachverhalte und in 8 626 BGB. 
keine Stütze. 

(U. v. 24. Mai 1927; 485/26 III. — Naumburg.) [Sch. 


3. 8779 BG B.; 8 67 Aufw G. Vergleiche i. © 
von $ 67 AufwG. find auch ſolche Abmachungen, 
worin der Gläubiger gegen ein Aufgeld auf 
künftige, durch Rſpr. und Geſetzgebung ein⸗ 
zu führende Aufwertungsanſprüche ausdrücklich 
von vornherein verzichtet. Nur dann, wenn die 
Beteiligten an eine Pflicht zur Aufwertung 
überhaupt nicht gedacht haben und der Schuldner 
lediglich aus Billigkeit ein Aufgeld gewährt, 
liegt kein Vergleich vor.] 7) 

(u. v. 11. Juni 1927; 271/26 V. — LG. Köln.) [Sch.] 

Abgedr. FW. 1927, 184118. 


4. 3826 BG B.; 88 1, 2 PO. v. 23. Dez. 1918; 91 
Unl WG. Die Verletzung allgemein verbindlich 
erklärter Tarifregelungen zu Zwecken des Wett” 
bewerbes verſtößt gegen die guten Sitten.] f) 

(U. v. 12. April 1927; 425/26.) 

Abgedr. JW. 1927, 1636. 


B. Den überzeugenden Ausführungen des NG. iſt zuzuſtimmen. 

Es frägt ſich, ob dieſelben Gründe auch zutreffen für gti 
ber Nov. v. 9. Juli 19277 Dieſe Frage möchte ich im Gegenſatz zu 
Abraham (JW. 1927, 1809) bejahen. 

Aus dem Bericht der Rechtskommiſſion d. RT., Drucks. 3604, 
ergibt ſich, daß der Grundſag, endgültig erledigte Rechtsbeziehungen 
nicht wieder aufzurollen, in der Nov. doch durchbrochen iſt. Außer“ 
dem kann doch nicht beſtritten werden, daß das YufwG. gerade 
vielfach in Dispositionen der Parteien eingegriffen hat. Wenn die 
Parteien nach Abſchluß des Vergleichs in beſonderer Vereinbarung 
etwa endgültig verzichtet hätten, würde die Sache vielleicht anders 
liegen. Wenn aber der Verzicht in dem Vergleiche ausgeſprochen 
iſt, ſo iſt er eben ein Beſtandteil des Vergleichs. Es fragt ſich nur, 
ob § 17 der Nov. anders auszulegen iſt als 8 67 Abſ. 2 Aufio®.! 
Dies iſt zu verneinen, denn der entſcheidende Wortlaut der beiden 
Beſtimmungen iſt derſelbe. „Vergleiche uſw. ſtehen der Anwendung 
dieſes Geſetzes nicht entgegen.“ 

Es treffen daher auf den gleichen Wortlaut die gleichen Er, 
wägungen des RG. zu. Es iſt nur noch zu prüfen, ob vielleicht aus 
der Entſtehungsgeſchichte des 8 17 das Gegenteil zu entnehmen 
wäre? Dies iſt aber nicht der Fall, vielmehr beſtätigen die Erklaä⸗ 
rungen der Regierung (. RTDrudif. 3604, 82), die ſchließlich um“ 
widerſprochen blieben, unſere Annahme. 

Insbeſ. hat ſchließlich der Vertreter des NIMin. (S. 83 a. a. O. 
ausdrücklich erklärt, die Vorſchrift beziehe ſich auf alle Vergleiche, 
ganz gleich, ob ſie erfüllt ſeien oder nicht. Die Vorſchläge des 
RIMin. wurden angenommen. Erfüllung des Vergleichs iſt do 
zweifellos auch eine endgültige Erledigung i. S. von Abraham. 

Der Beſt ſche Entw. hatte im § 54 (ſ. RTDDruckſ. 2426, 2581) 
ausdrückliche Regelung vorgeſchlagen, wonach bei ausdrücklichem Verzicht 
des Gläubigers auf nachträgliche Anderung der Vergleich dann wider“ 
ruflich fein ſollte, wenn der Verzicht wegen der geſetzlichen Neurege 
lung für den Gläubiger eine unbillige Härte bedeuten würde. Dieſer 
Paragraph ift nicht einzeln von dem Ausſchuß abgewieſen worden, 
ſondern der ganze Entw. wurde abgelehnt, nachdem zunächſt über 
die Regierungsvorlage Beſchluß gefaßt war (RT Druckſ. 3604, 31, 
135). Man kann alſo nicht ſagen, daß der Gedanke, der in dem 
Beſt ſchen Einzelantrag enthalten war, vom RT. abgelehnt wor 
den fei, vielmehr hat der AT. den noch weitergehenden Regierungs⸗ 
entwurf angenommen, der offenbar ein Entgegenkommen gegen 
Beſt ſchen Vorſchläge bedeutet. Sicher iſt jedenfalls, daß die Be⸗ 
ratungen des RT. zu der Nov. nicht das Gegenteil von dem ent⸗ 
halten, was das RG. aus den Mot. z. AufwG. feſtgeſtellt hat. 


IR. Seeger I, Stuttgart. 


Zu 4. A. Die Entſch. betrifft das theoretiſch wie praktiſch 
noch viel umſtrittene Gebiet der Allgemeinverbindlicherklärung von 
Tarifverträgen. Sie iſt denn auch ſchon verſchieden beurteilt wor 
den. Während Kal lee in der Kartenauskunftei des Arbeitsrecht? 
Heft 225 fie lebhaft begrüßt, wird ſie von Meißinger im Ur 
beitgeber 1927, 289 ſcharf kritiſiert. M. E, iſt ihr in allen we? 
ſentlichen Punkten zuzuſtimmen. Als ſolche hebe ich hervor: 4 

1. Die Abgrenzung des beruflichen oder fach 
lichen Geltungsbereichs des Tarifvertrages. Ent 
ſcheidend iſt nach § 2 Abſ. 1 Satz 2 TarifVO. „die Ark der Ar 
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ale Jahrg. 1927 Heft 41] 
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beit“, die durch die Tarifbeſtimmungen geregelt werden ſoll. Es 
NR ſich aber, was unter dieſer „Art der Arbeit“ zu verſtehen 
. M. E. kommt es nicht nur auf den äußeren Vorgang der Tä⸗ 
tigkeit an, ſondern die Art der Arbeit kann auch durch den Zweck 
10 0 Arbeit und deshalb durch den Zweck des Betriebes und das 
wirtschaftliche Ziel des Unternehmens, für die die Arbeit geleiſtet 
N 100 näher beſtimmt werden. Inwieweit das der Fall iſt, ent⸗ 
ſcheidet lediglich der Wille der Tarifvertragsparteien. Die Zuſam⸗ 
menſetzung des vertragſchließenden Arbeitgeber⸗ oder Arbeitneh⸗ 
merverbandes iſt an ſich nicht maßgebend, beides kann aber für 
9 Auslegung eines in dieſem Punkte unklaren Vertrages und die 
Ermittlung des Parteiwillens herangezogen werden. Vgl. mein 
Handbuch des Arbeitsrechts Bd. III S. 52 ſowie neuerdings zuſtim⸗ 
0 Jacobi, Grundlehren des Arbeitsrechts S. 231 mit wei⸗ 
et Angaben, während abweichende Anſichten namentlich von 
Kaszkel, das neue Arbeitsrecht 21 einerſeits, von Meißinger, 
RAU. 1921, 138 u. 1923, 33 ff. vertreten worden find. Die Aus⸗ 
führungen des RG. entſprechen völlig den oben entwickelten Grund⸗ 
lüben. Das RG. geht aus von dem Wortlaut des Tarifvertrages. 
a dieſer die Tätigkeit der Wächter und Kontrolleure der Wach⸗ 
und Schließgeſellſchaften für maßgebend erklärt, fo legt das RO. 
mit Recht Wert auf den Zweck des Unternehmens, für das gear⸗ 
beitet wird, mit anderen Worten darauf, ob der Arbeitgeber den 
ade und Schließdienſt gewerbsmäßig betreibt. Eine Bewachungs⸗ 
ätigkeit in einem auf andere Zwecke gerichteten Betriebe würde 
nach Anſicht des RG. offenbar nicht unter den Tarifvertrag fallen. 
Dagegen wird mit vollem Recht die Rechtsform des Unternehmens 
und die Frage, ob es einer Einzelperſon, einer Geſellſchaft oder 
einer juriſtiſchen Perſon gehört, für gleichgültig erklärt, da dadurch 
in der Tat die Art der Arbeit nicht irgendwie qualifiziert wird. 
N 2. Das RG. ſtreift ferner die vielumſtrittene Frage, ob ein 
Serzicht auf den fällig gewordenen Tariflohn zuläſ⸗ 
ſig iſt. Wie ſchon der 3. Sen. in der Entſch. v. 27. Nov. 1925 
(JW. 1927, 241), fo ſcheint auch der 2. Sen. die Frage bejahen 
zu wollen, wobei nur die Möglichkeit einer Anfechtung wegen 
Drohung offengelaſſen wird. Das entſpricht der herrſchenden Lehre 
(bg. meine Beſprechung der genannten Entſch. JW. 1927, 241). 
Ste in der früheren Entſch., jo fehlt allerdings auch diesmal eine 
nähere Begründung, die, da die Frage nur nebenbei erwähnt wird, 
ed nicht erforderlich war. Immerhin iſt es von Intereſſe, daß 
eide Senate von der Zuläſſigkeit des Verzichts ausgehen. 

3. In ein beſonders umſtrittenes Gebiet führt die Frage 
nach der Rechtsnatur der Allgemein verbindlicher 
klärun g. Drei Theorien ſtehen ſich gegenüber, die Geſetzestheo⸗ 
1 80 die in den allgemein verbindlichen Tarifnormen ſtaatlich geſetz⸗ 
es Recht ſieht, die Vertragstheorie, die das Hauptgewicht auf die 
derrtragsnatur des Tarifvertrages legt, in dem Vertrage auch nach 
r Verbindlicherklärung die eigentliche Grundlage für die Gel- 
ung der Tarifnormen ſieht und deshalb die Anordnung der all⸗ 
gemeinen Verbindlichkeit lediglich als Erftrekung der Wirkung 
er vertraglichen Tarifnormen auf Außenſeiter anſieht, endlich 
eine namentlich von Oertmann vertretene Mittelmeinung. Die 
Frage iſt praktiſch namentlich von Bedeutung für die Beendigung 
der allgemeinen Verbindlichkeit. Während nach der Vertragstheo⸗ 
5 die durch die Parteien herbeigeführte Beendigung des Tarif⸗ 
dertrages ohne weiteres das Ende der Allgemeinverbindlichkeit zur 
polge hat, bedarf es nach der Geſetzestheorie einer beſonderen Auf⸗ 
hebung durch die Reichsarbeitsverwaltung. Das RG. hatte zu dieſer 
praktiſchen Frage nicht Stellung zu nehmen; aber indem es die 
Feſtſtellung des KG. billigt, daß durch die Allgemeinverbindlich⸗ 
erklärung ſtaatlich geſetztes und nicht nur vereinbartes, objektives 
ite che geſchaffen wird, ſchließt es ſich der Geſetzestheorie an. Dem 
2 Zuguftimmen (vgl. mein Handbuch des Arbeitsrechts, Bd. III 
48ff. mit weiteren Angaben über die drei Theorien. Dazu 
neuerdings Jacobi a. a. O. S. 106 ff., der in vorzüglicher 
dite eine nähere rechtsdogmatiſche Begründung der Geſetzestheorie 


K 4. Handelte es ſich in den drei beſprochenen Punkten um be⸗ 
nes Streitfragen des Tarifrechts, ſo liegt das weſentlich Neue 
ber Entſch. in der Anwendung des 8 1 UnlWG. auf den Ar⸗ 
beitgeber, der untertarifliche Löhne zahlt. Es iſt eine der Schwächen 
bes geltenden Tarifrechts, daß es zwar dafür Sorge trägt, daß 
Die Arbeitnehmer unter allen Umſtänden den Anſpruch auf den 
rifriflohn erwerben, daß aber die tatſächliche Auszahlung des Tar 
Aflohnes nicht gewährleiſtet iſt, ſobald die Arbeitnehmer von ihren 
uſprüchen keinen Gebrauch machen. Soweit es ſich dabei um tarif⸗ 
gebundene Arbeitgeber handelt, kann ſich aus dem ſchuldrechtlichen 
eil des Tarifvertrages eine Abhilfe ergeben, es kann nämlich 
eine Pflicht der Arbeitgeberſeite zur tatſächlichen Durchführung 
5 Arbeitsbedingungen vereinbart werden, ſo daß auch bei Untätig⸗ 
keit der einzelnen Arbeitnehmer die Gewerkſchaft durch Klage gegen 
Abe Tarifvertragsgegner einſchreiten kann (Handbuch 3, 88 ff.). 
Aber ſchon hierzu bedarf es einer beſonderen Vereinbarung. Und 
dieſes Hilfsmittel verſagt ganz gegenüber Außenſeitern, die erſt 
urch die Allgemeinverbindlicherklärung dem Tarifvertrag unter⸗ 
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worfen werden, da die Allgemeinverbindlicherklärung nur die Ar⸗ 
beitsnormen, nicht aber den ſchuldrechtlichen Teil des Tarifver⸗ 
vertrages ergreift. Für die Außenſeiter werden alſo lediglich die 
Arbeitsverträge tarifgemäß umgeſtaltet. Macht aber der Arbeit⸗ 
nehmer von den ihm daraus entſtehenden Anſprüchen gegen den 
Arbeitgeber keinen Gebrauch, arbeitet er weiter zu untertarif⸗ 
lichen Bedingungen, ſo beſteht nach geltendem Tarifrecht keine Mög⸗ 
lichkeit für Dritte, dagegen vorzugehen. Es liegt aber auf der 
Hand, daß das ſowohl für die Arbeitnehmer wie insbe]. auch für 
die andern Arbeitgeber, die ſelbſt tarifgebunden ſind und mit jenen 
Außenſeitern konkurrieren müſſen, außerordentlich nachteilig ſein 
kann. Hier nun zeigt die vorliegende Entſch. einen Weg, auf dem 
wenigſtens in den ſchlimmſten Fällen zu helfen iſt. Wird die Zah⸗ 
lung der untertariflichen Löhne als Mittel benutzt, um auf dieſe 
Weiſe die Konkurrenten, die ihrerſeits ſich an die vorgeſchriebenen 
Tariflöhne halten, zu unterbieten, ſo iſt das unlauterer Wettbewerb, 
der gegen die guten Sitten verſtößt, und deshalb ſteht den Kon⸗ 
Rurrenten nach 8 1 UnlWG. ein Unterlaſſungs⸗ und Schadenserſatz⸗ 
anſpruch zu. 5 

M. E. iſt dieſe auf den erſten Blick vielleicht überraſchende 
Löſung zu begrüßen. Die Bedenken, die Meißinger in dem ein⸗ 
gangs erwähnten Aufſatz dagegen äußert, ſcheinen mir die vom 
RS. gegebene Begründung nicht genügend zu beachten. Meißin⸗ 
ger behauptet, daß nicht jede Ablehnung allgemein verbindlicher 
Tarife unmoraliſch ſei, er weiſt auf die Fälle hin, in denen Be⸗ 
triebe, die unter ungünſtigen Bedingungen arbeiten und bei An⸗ 
wendung der Tariflöhne konkurrenzunfähig werden, ſich über dieſe 
Tarifbedingungen, oft unter ausdrücklicher Zuſtimmung ihrer Ar⸗ 
beitnehmerſchaft, hinweggeſetzt haben. Es iſt richtig, daß es ſolche 
Fälle gibt, aber auf ſie treffen die Ausführungen des RG. gar 
nicht zu. Das RG. behauptet nicht, — und das muß allerdings 
ſcharf betont werden, um falſche Schlußfolgerungen aus der Entſch. 
zu verhüten, — daß eine untertarifliche Entlohnung von Arbeit⸗ 
nehmern ſchon an und für ſich unter allen Umſtänden ſittenwidrig 
ſei. Sittenwidrig iſt erſt die Benutzung dieſer tarifwidrigen Löhne 
zur Unterbietung der Konkurrenten, alſo die ſog. Schmutzkon⸗ 
Rurrenz. Dem entſpricht auch die Urteilsformel, die nicht auf 
Unterlaſſung der untertariflichen Entlohnung, ſondern auf Unter⸗ 
laſſung der Preisunterbietung auf Grund der untertariflichen Löhne 
geht. Jene in wirtſchaftlich ungünſtiger Lage arbeitenden Betriebe, 
die die untertariflichen Löhne nur benutzten, um überhaupt bes 
ſtehen 85 Können, werden alſo gar nicht betroffen. In den wirk⸗ 
lich in Betracht kommenden Fällen dagegen ſcheint mir die Anwen⸗ 
dung des § 1 UnlW. berechtigt, und dieſe Vorſchrift kann bei 
richtiger Benutzung ein gutes Hilfsmittel zur Durchſetzung der Ta⸗ 
rifbedingungen ſein. 

Prof. Dr. Hueck, Jena. 


B. I. Der erſte Teil der Entſch., der JW. 1927, 1636 nicht mit 
abgedruckt iſt, befaßt ſich mit der Auslegung des 8 2 Tar O. 
Die Allgemeinverbindlicherklärung des Tarifvertrags nach 8 2 ergreift 
nur die Arbeitsverhältniſſe, die nach der Art der Arbeit unter 
den TarVertr. fallen. Was unter „Art der Arbeit“ zu verſtehen, 
welches alſo der berufliche Wirkungsbereich der Allgemein⸗ 
verbindlichkeit iſt, darüber herrſcht Streit. Während etwa Kaskel 
(Arbeitsrecht S. 19) allein auf die Art der vom Arbeitnehmer zu 
leiſtenden Arbeit abſtellt, will Meiſſinger (NZArbR. 1923, 33 ff.) 
auch den Beruf des den Arbeitnehmer beſchäftigenden Arbeitgebers 
berückſichtigen. Neuerdings formuliert Meiſſinger (Arbeitgeber 
1927, 289) ſo: 

„Die von mir vertretene Anſicht gipfelt darin, daß nach klarer 
Beſtimmung des 8 2 Abſ. 1 Tar BO. die Allgemeinverbindlichkeit in 
ihren weſentlichſten Grundlagen auf dem von den beiden tarifvertrag⸗ 
schließenden Verbänden repräſentierten Berufskreis und der Art der 
von den tarifangehörigen Arbeitnehmern zu leiſtenden Arbeit beruht. 
Die Tarifhoheit der den allgemein verbindlichen Tarif und ſeine 
Normenwirkung ſchaffenden Verbände wird durch den im Organi⸗ 
ſationsleben üblichen Kreis organiſatoriſcher Zuständigkeit und Hoheit 
dargeſtellt. Deshalb kann nicht ſchlechthin der Wirkungsbereich des 
beruflichen Fachverbandes der Arbeitnehmer entſcheiden, der inſoweit 
im weſentlichen mit der Art der von feinen Mitgliedern zu leiſten⸗ 
den Arbeit übereinſtimmen mag, ſondern es ſind auch die Hoheits⸗ 
grenzen der von den beteiligten Arbeitgeberverbänden erfaßten Be⸗ 
rufsgruppen maßgebend. Niemand wird behaupten, daß eine Ma⸗ 
ſchinenfabrik, die in Hilfsarbeiten Zimmerer und Fabrikmaurer be⸗ 
ſchäftigt, zum organiſatoriſchen Hoheitsgebiet eines Bauarbeitgeberver⸗ 
bandes gehört. Sind aber Art der zu leiſtenden Arbeit und Berufskrets 
als Grundlagen für die Tragweite der Allgemeinverbindlichkeit gleich⸗ 
mäßig und mindeſtens gleichberechtigt zu berückſichtigen, ſo muß ſich 
das durch die Tarifpolitik erfahrungsgemäß gebotene und erprobte 
Geſetz der Tarifeinheit in einem einzelnen Betriebe auch tarifrechtlich 
ergeben und auswirken.“ 

Sehr glücklich ſcheint mit die ſoeben in Anknüpfung an M eiſ⸗ 
finger von Erdel Schlichtungsweſen 1927, 245) gegebene For⸗ 
mel zu ſein, nach der die Art des Arbeits verhältniſſes 
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eutſcheidend iſt. Das bedeutet, daß gleichzeitig die Art der vom 
Arbeitnehmer ausgeübten Tätigkeit und die Art des Betriebes, in 
dem er ſie ausübt, unter den Bereich des TarVertr. fallen müſſen, 
wenn die Allgemeinverbindlichkeit die Arbeitsverhältniſſe ergreifen 
ſoll. Praktiſch kommt das darauf hinaus, daß der Außenſeiter⸗ 
Arbeitnehmer wie der Außenſeiter⸗Arbeitgeber zu der Berufsrichtung 
der vertragſchließenden Verbände gehören müffen. Sit das auch nur 
auf einer Seite nicht der Fall, ſo wird das Arbeitsverhältnis nicht 
durch die Allgemeinverbindlicherklärung betroffen. Auf dieſen Grund⸗ 
ſätzen dürfte auch die Entſch. JW. 1927, 1636 beruhen, wenn hinſichtlich 
des beruflichen Wirkungsbereichs eines für Wächter und Kontrolleure 
der Wach⸗ und Schließgeſellſchaften allgemein verbindlichen Tarif⸗ 
vertrages auf die Art der zu leiſtenden Dienſte und darauf abge⸗ 
ſtellt wird, daß die Bewachungsaufträge ſelbſtändig und nicht 
etwa nur im Anſchluß und im Zuſammenhang mit anders ge⸗ 
arteten Aufträgen übernommen werden. 

II. Zur Frage der Rechtsnatur der Allgemeinver⸗ 
bindlicherklarung (Vertragstheorie und Geſetzestheorie, vgl. da⸗ 
zu meine Beiträge zum Tarifrecht S. 179 ff. und Jacobi, Grund⸗ 
lehren des Arbeitsrechts S. 104 ff.) nimmt das RG. nicht ausdrück⸗ 
lich Stellung. Das war auch für die Entſch. des vorliegenden Falles 
nicht notwendig. Der Satz der Entſch.: „Zufolge der Allgemein⸗ 
verbindlicherklärung ſind die Beſtimmungen des Tarifvertrages, die 
normativer Art ſind, kraft Rechtsſatzes auch für den Bekl. und die 
zwiſchen ihm und ſeinen Angeſtellten beſtehenden Arbeitsverträge ver⸗ 
bindlich geworden“, iſt auch mit der Vertragstheorie vereinbar, die 
den Tarifparteien die Freiheit der Aufhebung und Abänderung des 
Tarifvertrages beläßt und mit der Aufhebung oder Anderung des 
Tarifvertrages die Wirkung der Allgemeinverbindlicherklärung für 
beendet erklärt. Bedenklicher iſt die Auffaſſung des BG., daß durch 
die Allgemeinverbindlicherklärung „ſtaatlich geſetztes und nicht ver⸗ 
einbartes objektives Recht geſchaffen werde“. Aber dieſe Anſicht hat 
das RG. nicht ausdrücklich gebilligt; ſie iſt auch, wie geſagt, für die 
Entſch. des Falles gänzlich unerheblich. 

III. Die bisher herrſchende Meinung läßt bekanntlich den nach⸗ 
träglichen Verzicht auf den verdienten Tariflohn auch 
während der Dauer des Arbeitsverhältniſſes zu (Nachweiſe in meinen Bei⸗ 
trägen z. Tarifrecht S. 18 ff.). Dieſe Abſicht habe ich a. a. O. S. 221]. 
eingehend bekämpft und den Nachweis verſucht, daß der Verzicht als 
Verſtoß gegen das Unabdingbarkeitsprinzip unzuläſſig iſt. Dieſer An⸗ 
ſicht haben ſich u. a. Flatow, Erdel, Groh, Jörges, Lutz 
Richter, neuerdings auch Erwin Jacobi, Grundlehren des 
Arbeitsrechts S. 223 und Sinzheimer, Grundzüge des Arbeits⸗ 
rechts S. 264 angeſchloſſen. Auch die Rſpr. beginnt ſich von der bis⸗ 
her herrſchenden Meinung abzukehren. Der 3. ZS. hat in der Entſch. 
v. 27. Nov. 1925, NZ Arbgt. 1926, 372 mit einem Satz den Verzicht 
für zuläſſig erklärt, ohne ſeine Anſicht zu begründen. Solange nicht 
ein zweites Urteil mit Begründung vorliegt, werden die Gegner 
der Verzichtstheorie zunächſt beſtreiten müſſen, daß dieſer Außerung 
des 3. Sen. maßgebende Bedeutung zukommt. 

Die jetzt vorliegende Entſch. des 2. ZS. vermeidet eine klare 
Stellungnahme. Es heißt in dem Urteil: 

„Selb ft wenn die Angeſtellten des Bekl. auf ſchon fällig 
gewordene Lohnforderungen auch bei fortbeſtehendem Arbeitsverhältnis 
ganz oder teilweiſe verzichten konnten, ändert das daran nichts, daß 
der Bekl. verpflichtet war, die Tarifſätze zu bezahlen und feine An⸗ 
geſtellten einen Rechtsanſpruch auf dieſe Löhne hatten.“ 

„Die Lohnſätze des Tarifvertrages ſind aber zufolge der All⸗ 
gemeinverbindlicherklärung des Tarifvertrages auch für ihn bindend. 
Er iſt nach 88 1, 2 der VO. v. 23. Dez. 1918 verpflichtet, eben 
dieſe Sätze ſeinen Angeſtellten zu bezahlen, abweichende Vereinbarungen 
ſind rechtsungültig, zum voraus erklärte Verzichte ſeiner Angeſtellten 
für fie jedenfalls nicht bindend, für den Bekl. nicht ſchuldbefreiend. 
Der Bekl. handelt alſo rechts- und vertragswidrig, wenn 
er ſeine Angeſtellten zu Sätzen unter dem für allgemein verbindlich 
erklärten Tarif beſchäftigt. Daran vermöchte auch der Umſtand 
nichts zu ändern, wenn die betroffenen Angeſtellten bei fortdauerndem 
Arbeitsverhältnis auf ihre jeweils verfallenen Anſprüche rechts⸗ 
wirkſam verzichten Könnten und rechtswirkſam verzichtet hätten, 
wobei dahingeſtellt bleiben kann, ob ein ſolcher Verzicht im Einzel⸗ 
fall etwa um deswillen unverbindlich wäre, weil er unter der mehr 
oder weniger unverblümten Drohung der Kündigung zuſtande ge⸗ 
kommen iſt.“ 4 

Es erhellt, daß der 2. ZS. die Verzichtstheorie nicht fo unbe⸗ 
ſehen hinnimmt, wie das der 3. BO. in der Entſch. v. 27. Nov. 1925 
getan hat. Die Beſchäftigung zu untertariflichen Be 
dingungen wird als rechts⸗ und vertragswidrig bezeichnet. 
Die Problematik des „Verzichts“ unter Kündigungsdruck wird betont. 

Es iſt zu hoffen, daß das RArbGer. bald einmal zur Ver⸗ 
zichtslehre Stellung nehmen muß und dann ſich für die Durchführung 
des Unabdingbarkeitsprinzips einſetzt. 

IV. Der Kernpunkt der Entſch. — er hängt auf das engſte mit 
der Verzichtstheorie zuſammen — iſt aber nun folgender. 

Das BG. ſieht in der planmäßigen tarifwidrigen 
Bezahlung der Angeſtellten, um die geſetzestreuen Wettbewerber 
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unterbieten zu können, eine unſittliche Wettbewerbshand⸗ 
lung nach 8 1 Unl WG. Das RG. prüft entſprechend feiner ſtandigen 
Rſpr., ob der Zweck oder das Mittel des gewerblichen Intereſſen⸗ 
Kampfes unerlaubt iſt. Der Zweck (Gewinnung neuer Kunden) iſt 
nicht zu beanſtanden. Wohl aber das Kampfmittel. Die niedrigeren 
Preiſe (gegenüber der Konkurrenz) ſind zu einem ſehr weſentlichen 
Teil nur durch die untertarifliche Entlohnung der Angeſtellten er⸗ 
möglicht worden. Die untertarifliche Entlohnung wird vom RG. in 
der oben unter III. wiedergegebenen Weiſe charakteriſiert. 

Das RG. zieht dann den Schluß, daß der Arbeitgeber demnach 
einen durch Rechts⸗ und Vertragsbruch erlangten gewerblichen Vorteil, 
nämlich die erheblich niedrigeren Einſtandspreiſe ſeiner gewerblichen 
Leiſtungen, dazu auswertet, um ſich vor den tariftreuen Wett⸗ 
bewerbern mittels ſeiner ſo überhaupt erſt ermöglichten, ſehr viel 
billigeren Vergütungsſätze einen Vorſprung im gewerblichen Wett⸗ 
kampf zu ſichern. Damit nützt er die rechtliche Bindung der tarif⸗ 
treuen Firmen, deren er ſich gefliſſentlich entſchlägt, zu deren Schaden 
und zu ſeinem Vorteil aus. Ein Vorgehen dieſer Art ver⸗ 
ſtoße ſeinem Geſamtcharakter nach gegen die guten 
Sitten und damit gegen 8 1 UnlWG. und $ 826 BGB. Daran 
vermöge auch der Umſtand nichts zu ändern, daß die untarifliche 
Entlohnung der Angeſtellten ſelbſt an und für ſich noch nicht ſitten⸗ 
widrig ſein möge. \ 

M. E. ift das im Ergebnis zutreffend. Die Entſch. ſteht auch 
im Einklang mit der bisherigen Praxis des RG. zu 8 1 Unl WG. und 
8 826 BGB. 

Was Meiſſinger (Arbeitgeber 1927, 290 ff.) dagegen aus⸗ 
führt, ſind rechtspolitiſche, tarifpolitiſche und wirtſchaftspolitiſche Er⸗ 
wägungen, die ſich gegen die ſchematiſche Anwendung der Allgemein⸗ 
verbindlicherklärung richten und bei der Geſtaltung der Tarifpolitik 
zu berückſichtigen ſein mögen, die aber nach poſitivem Recht 
nicht ſtichhaltig ſind. 

In dreifacher Richtung gibt die Rechtsanſicht des RG. aber zu 
Bemerkungen Anlaß. 

1. Die Unterbietung der Konkurrenz mittels tarifwidriger Eut⸗ 
lohnung verſtößt nicht nur dann gegen $ 1 UnlWG., 8 826 BGB., 
wenn es ſich um einen alfgemeinberbindlichen Tarifvertrag handelt, 
ſondern auch wenn ein einfacher Tarifvertrag in Frage fteht. 
Im Gegenſatz zum BG. hat das RG. mit Recht dem Umſtand der 
Allgemeinverbindlichkeit für die Frage der Sittenwidrigkeit keine Be⸗ 
deutung beigemeſſen. Es iſt auch nicht einzuſehen, warum ber all» 
gemeinverbindliche Tarifvertrag in dieſer Hinſicht anders zu würdigen 
ſein ſoll als der einfache Tarifvertrag. Gegenüber der generellen, 
klaren Stellungnahme des RG. iſt die Auffaſſung von Meiſſinger 
(Arbeitgeber 1927, 292), daß die Entſch. nur auf den beſonderen 
Fall abgeſtellt ſei und keine allgemeine Bedeutung habe, ſchlechter⸗ 
dings nicht haltbar. 

2. Das RG. meint, an der Sittenwidrigkeit der Wettbewerbs⸗ 
handlung ändere auch der Umſtand nichts, daß die untertarif⸗ 
liche Entlohnung der Angeſtellten ſelbſt an und für ſich 
nicht ſittenwidrig ſein müſſe. Schon Potthoff (Kartell⸗Rundſchau 
1927, 330 ff.) hat mit Recht darauf hingewieſen, daß dieſe ver⸗ 
ſchiedene Behandlung von Preisunterbietung und Lohnunterbietung 
rechtlich nicht begründet iſt. Wenn der Arbeitgeber ſich nicht an das 
Unabdingbarkeitsprinzip hält, um durch untertariflichen Lohn die 
Konkurrenz unterbieten zu können, ſo handelt er ſittenwidrig, weil 
er die „durch Rechts⸗ und Vertragsbruch erlangten gewerblichen Vor⸗ 
teile ausnutzt, um ſich vor den tariftreuen Wettbewerbern einen Vor⸗ 
ſprung zu ſichern“. Das iſt aber nur die eine Seite der Sache. Noch 
näherliegend iſt es doch, die Rechts⸗ und Vertrags- 
widrigkeit gegen die unmittelbar von ihr Betrof- 
fenen, nämlich die Arbeitnehmer, entſprechend zu 
charakteriſieren. 

3. Das RG. leitet die Unſittlichkeit der Wettbewerbshandlung 
aus der Ausnutzung der „rechts- und vertragswidrig er” 
langten Vorteile“ ab und meint, daran vermöchte auch der Um⸗ 
ſtand nichts zu ändern, „wenn die betroffenen Angeſtellten bei fort 
dauerndem Arbeitsverhältnis auf ihre jeweils fälligen Anſprüche 
rechtswirkſam verzichten könnten und rechtswirkſam ver” 
zichtet hätten“. „ 

Das iſt m. E, rechtsirrig. Wenn die Unabdingbarkeit, wie die 
zur Zeit wohl noch herrſchende Meinung annimmt, nur untertarif⸗ 
liche Vereinbarungen im Arbeitsvertrag ausſchließt, dagegen den 
Verzicht auf erworbene fällige Anſprüche während der Dauer des 
Arbeitsverhältniſſes zuläßt, dann handelt der Arbeitgeber, der je” 
weils nach Fälligkeit den Erlaßvertrag nach 8 397 BGB. ſchließt, 
eben nicht rechts⸗ und vertragswidrig. (Das ift natürlich auch die 
Meinung der Anhänger der Verzichtstheorie.) (Vgl. dazu meine Bei⸗ 
träge S. 29 ff.) Die im Ergebnis richtige Anſicht des 
RG. iſt alſo nur haltbar, wenn auch die im Wege 
des Erlaßvertrags durchgeführte untertarifliche Ent⸗ 
lohnung ſelbſt als rechts⸗ und vertragswidrig an“ 
geſehen wird. } 

Daß ſich das RG. im Grunde wohl hierüber klar iſt, ſcheint 
mir aus der vorſichtigen Faſſung des Satzes über die Möglichkeit 


56. Jahrg. 1927 Heft 41 


4 5. § 165 Nr. 4 RBerfd.; $S1 VO. v. 23. Dez. 
918; 56 Gew G. Artiſten unterſtehen auch als 
Prominente der Gewerbeordnung, ihre Gehalts⸗ 
ſtreitigkeiten werden vom Gewerbegericht ent⸗ 
ieden, die Vereinbarung des ordentlichen 
erichts iſt unzuläſſig.] 
Das Urteil kann nicht aufrechterhalten bleiben. Der An⸗ 
ſicht des BG., daß das Gewch. für den durch Schiedsspruch 
entſchiedenen Anſpruch nicht zuſtändig geweſen ſein würde und 
daher die Niederlegung des Schiedsſpruchs beim GewG. nicht 
wirkſam ſei, kann nicht zugeſtimmt werden. Zwar hat der 
frühere 6. ZS. in mehreren älteren Entſch. (RG. 37, 66; 
JW. 1901, 410; Gruch Btr. 45, 1078) ausgeſprochen, daß Ar⸗ 
tiſten nicht zu den gewerblichen Arbeitern i. S. des 7. Titels 
der Gewd. gehörten, weil ihre Tätigkeit nicht auf die Her⸗ 
ſtellung eines Gewerbeerzeugniſſes des Unternehmers ge⸗ 
richtet ſei. Aber abgeſehen davon, daß die Herſtellung eines 
gewerblichen Erzeugniſſes kein Begriffsmerkmal für eine 
gewerbliche Arbeit iſt, muß jene Rſpr. auch als veraltet und 
für heutige Verhältniſſe nicht mehr maßgebend angeſehen 
werden, weil die Ausgeſtaltung, die der gewerbliche Dienſt⸗ 
vertrag unter dem Einfluß des öffentlichen Rechts im Laufe 
der Jahre erlangt hat, dazu nötigt, die Artiſten als gewerb⸗ 
liche Arbeitnehmer i. S. des 7. Titels der GewO. anzuſehen. 
Die Artiſten unterliegen der RVerſO. (8 165 Nr. 4); fie 
zahlen Lohnſteuer; fie unterfallen endlich — was von aus⸗ 
laggebender Bedeutung iſt — dem Tarifvertrag für das 
arietes- und Kabarettgewerbe v. 17. Sept. 1924. Tarif⸗ 
verträge aber find nach 81 der VO. v. 23. Dez. 1918 be⸗ 
grifflich nur möglich zwiſchen Vereinigungen von Arbeit⸗ 
nehmern und einzelnen Arbeitgebern oder Vereinigungen von 
Arbeitgebern. Der zwiſchen einem Artiſten und einem 
Sarieteunternehmer abgeſchloſſene Vertrag iſt als gewerb⸗ 
licher Dienſtvertrag anzuſehen. Durch den Abſchluß eines ſol⸗ 
en Vertrags gibt der Artiſt ſelbſt zu erkennen, daß er ſich 
als Gewerbegehilfe des Unternehmers betrachte, daß er ſich 
als ſolcher behandeln laſſen wolle, daß er mithin der GewO. 
unterſtehe. Dem Gang, den die ganze Entwicklung genommen, 
entſpricht das ſie abſchließende, am 1. Juli 1927 in vollem 
Umfang in Kraft tretende ArbGG. v. 23. Dez. 1926, das die 
Fuſtändigkeit der ArbGG. zwiſchen allen Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern aus dem Arbeitsverhältnis begründet (8 2 Nr. 2) 
und auch auf Schauſpieler und Artiſten Anwendung findet 
dat. Baumbach, Arbeitsgerichtsgeſetz S. 34, 2; Aubele, 
100 1926, 99). Wären nun, wenn kein Schiedsvertrag vor⸗ 
läge, bisher die Gen®. für einen Rechtsſtreit der hier vor⸗ 
negenden Art zuſtändig geweſen, jo hatte auch die Nieder⸗ 
legung eines Schiedsſpruchs beim GewG., nicht bei einem 
ordentlichen Gericht zu erfolgen, und iſt die diesbezügliche 
orſchrift in der Geſchäftsordnung für die Varietsſchieds⸗ 
gerichte wirkſam. Eine Unterſcheidung, wie fie das BG. zwi⸗ 
ſchen gewöhnlichen Artiſten und ſolchen von beſonderer Be⸗ 
Kun — „Prominenten“ — macht, ift dem Geſetz fremd. 
Ob bisher auch Künſtler, deren Leiſtungen ſich auf dem Ge⸗ 
biete der höheren Kunſt bewegen, wie Opernſänger und 
Schauspieler, dem Gew. unterſtanden, kann dahingeſtellt 
leiben, weil die Leiſtungen von Artiſten auch dann nicht der 
öheren Kunſt angehören, wenn ſie unter die „Prominenten“ 
zählen. Die Gehaltsgrenze von 5000 7 (8 3 Abſ. 2 Gew.) 
1 nicht in Frage, weil Artiſten nicht zu den Betriebs⸗ 
eamten, Werkmeiſtern oder den mit höheren techniſchen 
f ienſtleiſtungen betrauten Perſonen gehören. Wäre aber, 
penn kein Schiedsvertrag geſchloſſen, das Gewch. fachlich zu⸗ 
Andig geweſen, dann konnten die Parteien — was von Amts 
vegen zu berückſichtigen iſt — für die auf Aufhebung des 
Schiedsſpruchs abzielende Klage auch nicht die Zuſtändigkeit 
er ordentlichen Gerichte vereinbaren (86 GewGG.). Sie 
fonnten zwar die örtliche Zuſtändigkeit ändern, aber die ſach⸗ 
liche Zuſtändigkeit der Gew. durfte auch nicht für die in 
— 
des Verzichts und aus der Verweiſung auf die eventuelle Unverbind⸗ 
lichkeit des „Verzichts“ wegen Drohung hervorzugehen. 
19 Alles in allem dürfte die Entſch. des 2. 3 S. v. 12. April 
1927 ein begrüßenswerter Schritt gegen die mit dem Sinn und Zweck 
des Tarifrechts unvereinbare Verzichts konſtruktion fein. 
Prof. Dr. Nipperdey, Köln. 
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88 1045, 1046 3PO. erwähnten gerichtlichen Entſcheidungen 
ausgeſchloſſen werden (vgl. Wilhelmi⸗Bewer, Komm. z. 
Gew. 2. Aufl. S. 68; Stein⸗Jonas, ZPO. Bd. 1 
S. 120 II 3; Bd. II S. 1075113; Sydow-Buſch, ZPO. 
19. Aufl. S. 1099 Nr. 7). Das LG. hätte deshalb die Klage 
wegen Unzuſtändigkeit des angerufenen Gerichts abweiſen 


ſollen. 
(U. v. 29. März 1927; 590/26 VI. — Berlin.) [Ku.] 


* 6. 88 353, 357 Ab ſ. 3 R VOO.; Art. 165 Abſ. 1 
RVerf. Der Gehaltsanſpruch der Kranken⸗ 
kaſſenangeſtellten beſtimmt ſich bei Widerſpruch 
zwiſchen dem Tarifvertrag und der Dienſt⸗ 
ordnung nach der Dienſtordnung.] 

Durch Anſtellungsvertrag v. 14. Nov. 1921 hat die bekl. 
Krankenkaſſe den Kl., der zuvor Sparkaſſenbeamter und nur 
nebenamtlich bei der Bekl. beſchäftigt geweſen war, für die 
Zeit v. 1. Jan. 1922 als Geſchäftsführer im Hauptamt und 
„ſtändig Angeſtellten i. S. des § 351 Abſ. 1 RVO.“ (micht 
mit den Rechten eines Gemeindebeamten) angeſtellt. Nach 
9 3 des Anſtellungsvertrages gehörte die dem Kl. übertragene 
Dienſtſtelle „der Angeſtelltengruppe 1“ an. Damit war 
Gruppe 1 TarVertr. gemeint, der zwiſchen dem Zentral⸗ 
verband der Angeſtellten, Gau Hannover, und dem Haupt⸗ 
verband deutſcher Ortskrankenkaſſen abgeſchloſſen war; nach 
dieſem Tarifvertrag (Tar Vertr.) beſtanden für die Beſoldung 
der planmäßigen Angeſtellten vier Gruppen; der Geſchäfts⸗ 
führer war in Gruppe 1 einzuteilen. Gruppe 1 TarVertr. ent⸗ 
ſprach der Gruppe 8 der ſtaatlichen Beſoldungsgruppe. Die 
dementſprechenden Gehaltsbeträge hat der Kl. denn auch an⸗ 
fänglich bezogen. — Die damals noch geltende ältere Dienſt⸗ 
ordnung (DO.) der Bekl. hatte für das bis dahin nur neben⸗ 
amtlich verwaltete Amt ein Gehalt von 600 % ausgeworfen. 
Im Zuſammenhang mit der Neuordnung hat der Vorſtand 
der Bekl. eine neue DO. aufgeſtellt und darin für den Kl. 
die Entlohnung nach Gruppe 1 Tar Vertr. vorgeſehen. Das 
Oberverſicherungsamt hat dieſe neue DO. nur mit der Maß⸗ 
gabe genehmigt, daß der Geſchäftsführer in Gruppe 6 des 
Beamtendienſteinkommensgeſetzes eingeſtuft werden und erſt 
nach Umfluß einer gewiſſen Dienſtzeit in Gruppe? einrücken 
ſollte. Die Beſchwerde gegen den Beſchl. des OVA. iſt von 
dem Reichswohlfahrtsminiſter zurückgewieſen worden. Auf 
Grund des Anſtellungsvertrags glaubt Kl. ein Recht auf die 
Bezüge nach Gruppe 1 TarVertr. zu haben. Das von ihm 
angegangene Verſicherungsamt hat zunächſt durch Beſchl. vom 
28. Jan. 1924 ſeinen Anſpruch als berechtigt anerkannt und 
ihm für die Zeit vom 1. Nov. 1922 bis zum 31. Jan. 1924 
den damals von ihm begehrten Unterſchiedsbetrag zwiſchen 
Gruppe 8 und Gruppe 6 BeamtDEintG. rechtskräftig zuge⸗ 
ſprochen. In einem ſpäteren Beſcheid dagegen hat das VA. 
ſeinen Standpunkt gewechſelt und dem Kl. die entſprechenden 
Unterſchiedsbeträge für die Zeit v. 1. Febr. 1924 an ab⸗ 
erkannt. Die Beſchwerde des Kl. gegen dieſen Beſchl. hat das 
OVA. zu Hildesheim am 7. März 1925 zurückgewieſen. Am 
10. Aug. 1925 iſt dieſer Beſchl. dem Kl. zugeſtellt worden. 
Am 5. Sept. 1925 hat der Kl. die gegenwärtige Klage er⸗ 
hoben; er beantragte die Feſtſtellung, daß ihm die Bekl. 
Gehalt nach Gruppe 8 Beamt TEinkG. zu zahlen habe, und 
die Verurteilung der Bekl. zur Bezahlung der dementſprechen⸗ 
den Beträge von zuſammen 630 „/ für die Monate Februar 
bis Oktober 1924 mit Zinſen. Das LG. hat die Klage ab⸗ 
gewieſen. Im zweiten Rechtszug hat der Kl. den Zahlungs⸗ 
anſpruch um 1400 „/ erweitert. Das OLG. hat die Be⸗ 
rufung des Kl. zurückgewieſen. Der Klageanſpruch findet eine 
an ſich ſchlüſſige Begründung in dem Anſtellungsvertrag vom 
14. Nov. 1921, und dieſer hält ſich im Einklang mit dem Tar⸗ 
Vertr., der zwiſchen den beiderſeitigen Organiſationen abge⸗ 
ſchloſſen worden war. Aber der Anſtellungsvertrag lief, in⸗ 
ſofern er dem Kl. ein Gehalt nach Gruppe 1 TarVertr. gleich 
Gruppe 8 der ſtaatlichen Beſoldungsordnung zubilligte, der 
DO. der Bekl. zuwider. Die ältere DO. hatte für das früher 
nur nebenbei geführte Amt nur 600 46 ausgeworfen; die von 
der Bekl. neu aufgeſtellte DO. hatte die Genehmigung des 
OVA. nur mit der ausdrücklichen Maßgabe gefunden, daß das 
Gehalt des Kl. nur der Gruppe 6 der ſtaatlichen Beſoldungs⸗ 
ordnung entſprechen dürfe. Den Beſchluß des OVA. hat im 


297 


2370 


Beſchwerdeverfahren der Miniſter für Volkswohlfahrt ge⸗ 
billigt. Die ablehnende Haltung der Aufſichtsbehörden hatte 
ihren Grund darin, daß ſowohl die Geſchäftsführer anderer 
Krankenkaſſen des Bezirks mit ähnlicher Mitgliederzahl, als 
auch die, für die Vergleichung mit den Geſchäftsführern der 
Krankenkaſſen in Betracht kommenden Gemeinde- und Staats⸗ 
beamten nicht höher als in Gruppe 6 der ſtaatlichen Be⸗ 
ſoldungsordnung eingeſtuſt waren; ein Sachverhalt, dem Rech⸗ 
nung zu tragen der Volkswohlfahrtsminiſter in wieder⸗ 
holten allgemeinen Weiſungen ausdrücklich angeordnet hatte. 
— Für die Angeſtellten der Berufsgenoſſenſchaften hat der 
erk. Sen. ſchon wiederholt (RG. 114, 221) und 1122) mit 
dem Verhältnis zwiſchen Tar Vertr. und DO. ſich beſchäftigt. 
Er hat die Meinung mißbilligt, daß jene Angeſtellten des⸗ 
halb, weil ihre Anſtellungsverhältniſſe nach näherer Maß⸗ 
gabe der RVO. durch die DO. geregelt ſeien, überhaupt nicht 
unter die TarVertrVO. fielen. Er hat vielmehr ausgeſprochen, 
daß für das Anſtellungsverhältnis der genannten Perſonen 
DO. und Tar Vertr. nebeneinander zur Anwendung gelangen 
können, dies freilich nur, ſoweit der Inhalt der DO. Raum 
für den Tar Vertr. laſſe, womit gleichzeitig ausgeſprochen tft, 
daß im Falle eines Widerſtreits die Feſtſetzungen der DO., 
ſoweit das Geſetz ihnen zwingenden Charakter beilegt, den 
Feſtſetzungen des TarVertr. vorgehen. Da die DO. der Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaften in Anſehung der Entlohnung der An⸗ 
geſtellten nur Mindeſtſätze vorſehen, ſo iſt in dem Falle RG. 
114, 223) eine für den Angeſtellten günſtigere Gehalts⸗ 
bemeſſung nach dem Tar Vertr. für rechtswirkſam erklärt wor⸗ 
den. Im gegenwärtigen Falle haudelt es ſich um einen 
Krankenkaſſenangeſtellten. Die DO. der Krankenkaſſen müſſen 
einen Beſoldungsplan enthalten (8 353 RVO.). Ein Be 
ſoldungsplan kann ſeinem Weſen nach nur bedeuten, daß die 
Gehälter ſummenmäßig, ohne Spielraum nach oben oder 
unten, zu beſtimmen ſind. Im übrigen iſt die Rechtslage für 
die Angeſtellten der Krankenkaſſen keine andere, jedenfalls 
keine günſtigere als für die Angeſtellten der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften. Auch für die Krankenkaſſen gilt die Vorſchrift, daß 
Beſtimmungen des Anſtellungsvertrags, die der DO. zu⸗ 
widerlaufen, nichtig ſind (8 357 Abſ. 3 RVO.). Für die 
Krankenkaſſen iſt zudem eigens vorgeſchrieben, daß das OVA. 
ſeine Genehmigung zu der DO. nur dann, jedenfalls alſo dann 
verſagen darf, „wenn Zahl und Beſoldung der An⸗ 
geſtellten in auffälligem Mißverhältnis zu ihren Aufgaben 
ſteht“ (8 355 Abſ. 2 RVO.). Von dieſer Vorſchrift hat das 
OVA. Gebrauch gemacht, als es der neuen DO. der Bekl. die 
Genehmigung verſagte; das OVA. hat angenommen, daß die 
dem Kl. zugedachte Beſoldung in der Tat in auffälligem Miß⸗ 
verhältnis zu deſſen Aufgabe ſtehe. Bei dieſer Rechtslage 
muß der Senat an dem Ergebnis, daß zwingende Vorſchriften 
der DO. auch nicht durch den Tar Vertr. außer Kraft geſetzt 
werden können, auch für die Krankenkaſſen feſthalten. Die 
Ausführungen des BR. bewegen ſich größtenteils in ähn⸗ 
lichen Gedankengängen wie die Senatsurteile III 217/25 und 
III 396/25. Zutreffend hebt der BR. insbeſ. hervor, daß die 
Vorſchriften der RVoO., ſoweit fie die Genehmigung der 
Dienſtaufſichtsbehörden für die DO. erfordern, im öffentlichen 
Intereſſe erlaſſen ſind, und daß in dieſen Vorſchriften, un⸗ 
abhängig von dem in Axt. 165 RVerf., in der TarVertrVO. 
und im BetrRG. zum Ausdruck kommenden Gedanken der 
gleichberechtigten Mitwirkung von Arbeitnehmern und Arbeit⸗ 
gebern bei der Regelung der Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen, 
ein weiteres ſelbſtändiges Erfordernis zutage trete, nämlich 
das, daß die Aufſichtsbehörde das öffentliche Intereſſe für ge⸗ 
wahrt erachtet. Zutreffend bemerkt der BR. ferner, daß die 
öffentliche Beaufſichtigung auch die Intereſſen der Arbeit⸗ 
nehmer wahren ſoll, indem ſie dazu dient, die Verwaltungs⸗ 
koſten der Sozialverſicherung zugunſten der Verſicherten in 
angemeſſenen Grenzen zu halten. Nicht rechtsirrtümlich end⸗ 
lich iſt die Erwägung des BR., daß es ſich bei den Vov⸗ 
ſchriften der RVO. keineswegs um eine einſeitige Berück⸗ 
ſichtigung oder Bevorzugung der Arbeitgeberintereſſen han⸗ 
delt, ſondern um die Mitwirkung einer über den Beteiligten 
ſtehenden ſtaatlichen Aufſichtsinſtanz. Mit ihren Gegenaus⸗ 
führungen vermag die Rev. nicht durchzudringen. Aus dem 
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zeitlichen Verhältnis der TarVertrVO. zu der RVO. läßt ſich 
nichts zugunſten des Kl. ableiten. Gegenüber der RVO. von 
1911 war die TarVertrVO. v. 23. Dez. 1918 allerdings das 
jüngere Geſetz. Die Folgerung liegt nahe, daß ſie als neueres 
Geſetz dem älteren Geſetze vorgehe. Indeſſen hat ſchon eine 
BO. v. 8. Febr. 1919, namentlich aber haben die Geſetze vom 
15. Dez. 1924 und 9. Jan. 1926 in den von ihnen gebrachten 
Neufaſſungen der RVO. an den Beſtimmungen feſtgehalten, 
daß Abmachungen des Anſtellungsvertrags nichtig ſind, wenn 
fie. der DO. zuwiderlaufen, und daß das OVA. die Genehmb⸗ 
gung zu der DO. verſagen darf, wenn Anzahl und Be 
ſoldung der Krankenkaſſenangeſtellten in auffälligem Miß⸗ 
verhältnis zu deren Aufgaben ſteht. Und auch davon ab⸗ 
geſehen ſtellt die RVO. im Verhältnis zur TarVertrBO. ein 
Sondergeſetz von engerem Bereich dar, ſo daß ſie nicht ſchlecht⸗ 
hin als durch das neuere allgemeine Geſetz als aufgehoben an⸗ 
geſehen werden kann. Die TarVertrVO. regelt ganz allgemein 
das Arbeitsvertragsverhältnis zwiſchen Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern. Die RVO. regelt das davon ganz verſchiedene 
Gebiet der ſozialen Fürforge und trifft nur nebenbei Ber 
ſtimmungen über das Dienſtverhältnis der Angeſtellten der 
Verſicherungsträger. Bei dieſen Beſtimmungen läßt ſich die 
RWO. erſichtlich ſowohl von der Rückſicht auf die Angeſtellten 
leiten, denen fie eine gewiſſe Gewähr ihrer dienſtlichen Stel⸗ 
lung geben will, als auch von der Rückſicht auf die Ver⸗ 
ſicherten, in deren Intereſſe die Verwaltungskoſten in ge“ 
wiſſen Grenzen gehalten werden ſollen. — Bei dieſer Rechts“ 
lage ſtellt die RVO. eine Sonderregelung dar, die ſich ihrem 
Zweck und Inhalt nach auch gegenüber der zeitlich ſpäteren 
TarVertrVO. behaupten muß. Die Entwicklung, die das 
Arbeitsrecht in den letzten Jahren genommen hat, iſt freilich, 
das iſt der Rev. zuzugeben, bei der Entſcheidung der Frage 
nicht außer acht zu laſſen. Aber auch fie ergibt keine durch⸗ 
ſchlagenden Gründe für die Annahme des Kl., daß eine Ab⸗ 
machung zwiſchen einer Krankenkaſſe und ihren Angeſtellten, 
wofern ſie nur auf einen Tar Vertr. ſich gründet, auch dann 
Geltung beanſpruchen dürfe, wenn das OVA. dieſer Ab⸗ 
machung ausdrücklich ſeine Genehmigung verſagt hatte. — 
Art. 165 Abſ. 1 PVerf. iſt ſicherlich eine Rechtsquelle von bei 
ſonderem Gewicht. Ob er unmittelbar anzuwendendes Recht 
und nicht bloße Richtlinien enthält (vgl. RG. 107, 245; 113, 
37), mag dahingeſtellt bleiben. Denn auch aus ihm ergibt 
ſich nicht der von der Rev. aufgeſtellte, ganz allgemeine Satz, 
daß vermöge des Art. 165 RVerf. „alle außertarifvertraglichen 
öffentlich⸗rechtlichen Normen hinter den TarVertr. zurück 
zutreten haben“. Art. 165 befaßt ſich doch immer nur mit 
dem Verhältnis zwiſchen den Parteien des Arbeitsvertrags 
verhältniſſes. Nach der RVO. aber hat neben dieſen Par⸗ 
teien eine öffentliche Behörde mitzuſprechen, nämlich die Ab⸗ 
machungen zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu ge— 
nehmigen, und zwar mit Rückſicht auf beſondere, von der 
Behörde wahrzunehmende öffentliche Intereſſen und keines- 
wegs etwa bloß mit dem Zweck einer Art Bevormundung der 
Arbeitsvertragsparteien, wie es die Rev. darzuſtellen ſucht. 
Zur Beſeitigung eines ſolchen Genehmigungsrechts reicht der 
Inhalt des Art. 165 RVerf. nicht aus. Von den Schrift 
ſtellern, auf die die Rev. ſich beruft, wird zum Teil der 
Art. 165 RVerf. ins Feld geführt. Aber auch dieſe Schrift 
ſteller müſſen einräumen, daß der TarVertr. zwingende Vor⸗ 
ſchriften anderer Geſetze nicht ohne weiteres zu beſeitigen ver⸗ 
mag. Die Frage eines etwaigen Widerſtreits zwiſchen dem 
Inhalt eines Tar Vertr. und einer ſonſtigen Geſetzesvorſchrift 
kann daher nur im Wege einer ſorgfältigen Abwägung zwi 
ſchen den einzelnen widerſtreitenden Normen, einer Einzel⸗ 
unterſuchung gelöſt werden. Das legt den Zweifel nahe, 2° 
die Frage des Rangverhältniſſes zwiſchen dem TarVertr. und 
anderen Normen, insbeſ. auch den Normen der DO. i. S. der 
RVO., überhaupt mittels einer jo allgemeinen Formel wie 
der von dem Vorrang des TarVertr. gelöſt werden kann. Für 
die Löſung ſolcher Fragen iſt dem Art. 165 Verf. ein Aus⸗ 
legungsbehelf neben anderen, nicht aber das ſchlechthin ent⸗ 
ſcheidende Wort zu entnehmen. Den behaupteten unbedingten 
Vorrang des TarVertr. vor der DO. ſucht die Rev. 1 
aus den 88 66 Nr. 5, 78 Nr. 3 VYetrN®. herzuleiten. Nach 
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dieſen Vorſchriften hat der Betriebsrat die Aufgabe, die Ar⸗ 
beitsordnung oder ſonſtige Dienſtvorſchriften „im Rahmen der 
geltenden Tarifverträge“ mit dem Arbeitgeber zu vereinbaren. 
Die Dienſtvorſchriften, die das Geſetz hier im Auge hat, haben 
mithin nach dem erkennbaren Willen des Geſetzgebers hinter 
dem Inhalt eines Tar Vertr. zurückzutreten. Es wird die Mei⸗ 
nung vertreten, daß auch die Dienſtordnungen der RVO. zu 
den Dienſtvorſchriften i. S. des Betr. gehören, und daß 
der angebliche Vorrang des TarVertr. vor den Dienſtord⸗ 
nungen ſchon hieraus erhelle. Einer Entſcheidung dieſer Frage 
bedarf es hier nicht. Selbſt wenn dem ſo wäre, ſo würden 
ſich hieraus nur für die Anwendung des BetrRch. gewiſſe 
Folgerungen ergeben, es wäre damit aber noch keineswegs der 
Schluß gerechtfertigt, daß nunmehr auch ganz allgemein und 
1. S. ganz anderer Geſetze die Dienſtordnungen der RVO. 
ſchlechtweg als Unterart der Dienſtvorſchriften i. S. des 
RG. zu behandeln wären, und daß insbeſ. damit auch 
das , der Genehmigung der Dienſtordnungen durch 
das OVA. beſeitigt oder in feiner Bedeutung geändert wor⸗ 
den ſei. Nach 8 148 NRnG. v. 23. Juni 1923 ( 8 186 ber 
Neufaſſung v. 1. Juli 1926 [RG Bl. I, 369]) hat die in § 147 
(185) daſelbſt vorgeſehene DO., die ihrem Weſen nach aller- 
ings ein Gegenſtück zu den Dienſtordnungen der RBO. bildet, 
nur „vorbehaltlich eines etwa abgeſchloſſenen Tar Vertr.“ ihre 
Regelungen zu treffen. Die Rev. will hierin einen Fingerzeig 
für die Ermittlung des geſetzgeberiſchen Willens auch hinſicht⸗ 
lich anderer Geſetze erblicken. Demgegenüber hat der BR. 
aber ohne Rechtsverſtoß darauf hingewieſen, daß der Geſetz⸗ 
geber noch nach der Erlaſſung des Ranch. die RVO. in den 
neuen Faſſungen von 1924 und 1926 herausgegeben hat, 
ohne eine, dem Sinne nach dem § 148 RKnG. entſprechende 
Anderung zu treffen. Wie aus dem Dargelegten erhellt, be⸗ 
arf es für die zu treffende Entſcheidung keines näheren Ein⸗ 
gehens auf die rechtliche Natur des TarVertr. In dem Urt. 
RG. 114, 225) (24) hat der Sen. den Tar Vertr. als eine aus 
em öffentlichen Recht entſpringende allgemeine Ordnung be⸗ 
zeichnet, aus welcher der Einzelarbeitsvertrag ſich ergänzt. 
aran iſt feſtzuhalten; zu weitergehenden Erörterungen über 
das rechtliche Weſen des Tar Vertr. bietet auch der jetzt vor⸗ 
liegende Fall keinen Anlaß. 

(U. v. 6. Juli 1927; 336/26 III. — Celle.) [Sch.] 


7. 8 10 Kraftfahrz G.; 8 287 8 PO. Die auf 
tödlicher Verletzung beruhende Unterhaltsrente 
iſt nur auf die mutmaßliche Lebensdauer des ge⸗ 
töteten Unterhalts verpflichteten abzuſtellen, 
und dieſe iſt beſtimmt feſtzulegen.] f) 

Das angefochtene Urteil ſagt: Der Getötete ſei drei Jahre 
jünger geweſen als feine Frau, und es beſtehe mithin die 
Vermutung, daß er ohne den Unfall ſeine Frau überlebt 

aben würde. Daher könne dieſer die Rente für die ganze 

auer ihres Lebens zuerkannt werden. Darin erblickt die Rev. 
mit Recht eine Verletzung des $ 10 Abſ. 2 KraftfahrzG. Dort 
wird der überlebenden Ehefrau eine Entſchädigung (Rente) 
für den ihr durch den Tod des Ehemannes entgehenden An⸗ 
ſpruch auf Unterhalt nicht für ihre eigene Lebenszeit, ſon⸗ 

ern durchaus folgerichtig nur für die mutmaßliche Lebens⸗ 
zeit des Getöteten eingeräumt. Dieſe hat das BG. nach 


) JW. 1927, 1383. 


15 Zu 7. Das Urt. verdient volle Zuſtimmung. Mit Recht hält 
ii RG. an der feit neuerer Zeit von ihm vertretenen Auffaſſung 
an daß eine zeitliche Begrenzung der Rente nach der Lebens⸗ 
1 des Unterhaltsberechtigten unzuläſſig iſt (vgl. auch 
a $ 3 Abf. 2 Haftpfl®. WarnRſpr. 1919 Nr. 74; a. M. Müller, 
dia cr S. 287). Das Geſetz ſchreibt vor, daß die Zeit, für die 
d a Rente zuzuſprechen, nach der mutmaßlichen Dauer des Lebens 
5 etöteten zu beſtimmen iſt. Dieſe iſt nach der durchſchnitt⸗ 


hen Lebensdauer eines Menſchen ſeines Alters zu berechnen, 


wobei jedoch die perſönlichen Verhältniſſe des Verſtorbenen, insbeſ. 


hellandheitzuſtand, Beruf, Lebensbedingungen und Lebensgewohn⸗ 
95 en in Betracht zu ziehen ſind. Wollte man — wie es in dem 
dae fochtenen Urt. geſchehen iſt — mit der Vermutung operieren, 
Wunde Getötete ohne den Unfall ſeine Ehefrau überlebt haben 
5 15 e, ſo kann dieſe Berechnungsmethode zu einem dem Geſetz 
daßſbaus widerſprechenden Ergebnis führen. Man nehme z. B. an, 

B der Ehemann in feinem 60. Lebensjahre getötet wird und 
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freiem Ermeſſen (8 287 3PO.; Entl6. v. 21. Dez. 1925, 
RG Bl. 1925, 475; 1926, 503) zu ermitteln. Aber ſie muß 
beſtimmt, ziffermößig (kalendermäßig), nicht etwa unter Zu⸗ 
hilfenahme eines völlig unſicheren Maßſtabs, wie der künf⸗ 
tigen Lebensdauer der überlebenden Witwe oder eines gleich⸗ 
alterigen, in gleichen Verhältniſſen lebenden Dritten, feſt⸗ 
geftellt werden. Es iſt unzuläſſig, ohne wirkliche Abſchützung 
der mutmaßlichen Lebensdauer des Getöteten zu unterſtellen, 
daß er ohne den Unfall ebenſolang oder länger als ſeine Ehe⸗ 
frau gelebt hätte. Ein ſolcher Vergleich würde vorausſetzen, 
daß vom BG. außer der mutmaßlichen Lebensdauer des Ge⸗ 
töteten überflüſſigerweiſe auch die feiner Ehefrau abgeſchätzt 
wird. Denn erſt dann könnte eine Vergleichung der beiden 
ermittelten Größen erfolgen. Das hat der frühere 6. 38. 
des R., deſſen Geſchäftsaufgabe bezüglich der Anſprüche aus 
dem SKraftfahrzG. auf den erk. Sen. übergegangen iſt, unter 
Aufgabe ſeines früher in dieſer Frage eingenommenen Stand⸗ 
punkts (RG. 64, 34 f.) in der zu § 844 Abſ. 2 BOB. ergan⸗ 
genen Entſch. RG. 90, 2261) ausgeſprochen und ſpäter feſt⸗ 
gehalten. Von dieſer wohlbegründeten Entſch. abzugehen, be⸗ 
ſteht für den erk. Sen. kein Anlaß. Was von der Rev Bekl. 
in der mündlichen Verhandlung dagegen vorgebracht wurde, 
geht fehl. Daß dieſe Entſch. den § 844 Abſ. 2 BGB., aber 
nicht die SS 10 Abſ. 2 und 13 SKraftfahrz®. zum Gegenſtand 
hatte, iſt belanglos; deun der Inhalt der beiden Geſetzes⸗ 
beſtimmungen iſt der gleiche. Wenn die Bekl. im vorigen 
Rechtszug auf dieſe geſetzliche Begrenzung ihrer Verpflichtung 
zum Schadenserſatz nicht beſonders hingewieſen haben, iſt 
darin weder ein Zugeſtändnis von Tatſachen (8 288 Abſ. 1 
ZPO.) noch ein teilweiſes Anerkenntnis des Klageanſpruchs 
(8 307 ZPO.) zu erblicken. Die Bekl. haben jederzeit die 
völlige Abweiſung der Klage beantragt. Daß die Rev. ſich 
als Angriff gegen die Schadensſchätzung des BG. darſtelle 
(8 287 ZPO.), kann der Rev Bekl. nicht zugegeben werden. 
Der Vorderrichter hat nicht etwa die mutmaßliche Lebens⸗ 
dauer des Getöteten aus irgendwelchen Gründen tatſächlicher 
Art unrichtig berechnet oder geſchätzt, ſondern er hat ſie über⸗ 
haupt nicht feſtgeſtellt, und der Kl. eine Rente auf ihre 
Lebensdauer zugeſprochen. Damit iſt ein geſetzliches Tat⸗ 
beſtandsmerkmal des § 10 Abſ. 2 KraftfahrzG., alſo eine Be⸗ 
ſtimmung des materiellen Rechts verletzt, und deshalb die 
von der Rev Bekl. gewünſchte Anwendung des EntlGG. vom 
21. Dez. 1925 ausgeſchloſſen (vgl. RG. 112, 375. Aus der 
Entſch. des früheren 6. Sen. JW. 1910, 8121, die überdies 
durch die ſpätere Entſch. RG. 90, 2662) überholt wäre, iſt 
zugunſten der Rev Bekl. nichts zu entnehmen. 
(U. v. 13. April 1927; 799/26 IV. — Berlin.) [Ka.] 


II. Verfahren. 

8. 8 519 3PO. Die Einzahlung der Prozeß⸗ 
gebühr iſt im Poſtſcheckverkehr erſt mit der Gut⸗ 
ſchrift erfolgt. — Die Verwerfung der Berufung 
fetzt voraus, daß die Partei von der Höhe der 
zu leiſtenden Zahlung benachrichtigt und zur 
Zahlung aufgefordert worden iſt]J f) 

„(Ü. v. 11. Mai 1927; 50/27 I. — Berlin.) Ku. 

Abgedr. ZW. 1927, 2134, 


daß die Ehefrau in dieſem Zeitpunkt 63 Jahre alt iſt. Der Ge⸗ 
tötete würde mutmaßlich ein Alter von 65 Jahren erreicht haben, 
ſo daß die Ehefrau bis zu ihrem 68. Lebensjahre von dem Manne 
unterhalten worden wäre. Tatſächlich erreicht die Fran jedoch ein 
Alter von 80 Jahren. Wäre für ihre Lebenszeit eine Rente zuge⸗ 
ſprochen, jo würde fie dieſe 12 Jahre über die mutmaßliche Le 
bensdauer des Getöteten hinaus erhalten. Daß dies nicht dem Ge⸗ 
ſetz entſpricht, liegt auf der Hand. Im Wege der Abänderungs⸗ 
klage gemäß $ 323 ZPO. könnte hier nicht geholfen werden, da 
die Vorausſetzungen dieſer Vorſchrift nicht gegeben ſein würden. 
RA. Dr. Franz Seligſohn, Berlin. 
1) JW. 1917, 813. ) JW. 1926, 1539. ) 3%. 1917, 813. 


Zu 8. Die Entſch. iſt in beiden Fällen richtig. Es entipricht 
tänd. Rſpr. des MG., der ſich auch das Schrifttum einhellig ange⸗ 
ſchloſſen hat, daß bei Überweiſung durch Zahlkarte oder im Poſt⸗ 
ſcheckverkehr, aber auch bei Banküberweiſung erſt mit der Gut- 
ſchrift auf dem Konto des Empfängers die Zahlung geſchehen iſt 
(bei Zahlung durch Scheck erſt mit der Einlöſung des Schecks, wobei 
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9. 88 230 ff. ZPO. Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand bei Verſäumung der Friſt zum 
Nachweiſe der Einzahlung der Prozeßgebüh r.) 

(Beſchl. v. 26. April 1927; B 13/27 VI. — Jena.) 

Abgedr. JW. 1927, 169219. 


10. § 233 3 PO. Die Nichtunterzeichnung der 
Berufungsſchrift durch den Rechtsanwalt iſt 
entſchuldbar.]J 7) 

(U. v. 21. Juni 1927; 25/27 II. — Berlin.) 

Abgedr. ZW. 1927, 2132 81. 


Ku. 


U 


nur die Zahlung durch beſtätigten Reichsbankſcheck eine Ausnahme 
bildet). Ohne näheres Eingehen darauf verneint auch das RG., 
de lege lata mit Recht, die für das frühere Recht einmal vom 
OLG. Nürnberg v. 11. Mai 1922 = JW. 1923, 857 1 aufgeworfene 
und bejahte Frage, ob Zahlung nach Ablauf der Friſt hellt. Dieſe 
Verneinung entſpricht heute der ſtändigen, auch im Schrifttum all⸗ 
gemein anerkannten Rſpr. Zum Nachweis der Zahlung hatte die 
zahlungspflichtige Partei am letzten Tage der Friſt den Poſteinliefe⸗ 
rungsſchein eingereicht, wonach an dieſem Tage vormittags 11 bis 
12 Uhr der erforderte Betrag auf das Poſtſcheckkonto der Gerichts⸗ 
kaſſe eingezahlt war. Wenn auch, wie das RG. mit Recht bemerkt, 
in einem ſolchen Falle das Poſtſcheckamt Berlin die Gutſchrift er⸗ 
fahrungsgemäß nicht mehr an demſelben Tage bewirkt, ſo iſt ſehr 
erfreulich, daß das RG. von ſich aus doch noch durch Rückfrage 
beim Poſtſcheckamt feſtſtellt, ob nicht doch ausnahmsweiſe vielleicht 
die Gutſchrift noch am letzten Tage der Friſt geſchehen iſt. Dies ent⸗ 
ſpricht dem mehrfach vom RG. ausgeſprochenen und auch im Schrift⸗ 
tum gebilligten Grundſatz, daß ein Poſteinlieferungsſchein dann 
zum Nachweis genügt, wenn ſich nachträglich ergibt, daß die Gut⸗ 
ſchrift rechtzeitig geſchehen iſt. Daß de lege kerenda eine Anderung 
dahin dringend zu empfehlen iſt, daß rechtzeitige Einzahlung jeden⸗ 
falls genügen muß, iſt von den verſchiedenſten Schriſtſtellern häufig 
hervorgehoben. 

Auch der zweite Teil der Entſch. verdient volle Billigung, läßt 
aber eine ganze Reihe von Streitfragen unentſchieden, weil das RG. 
ſich ſtreng an den vorl. Fall Hält. Sehr zu begrüßen iſt zunächſt die 
grundſätzliche Feſtſtellung des NG., daß die Berufung dann nicht 
als unzuläfſig verworfen werden kann, wenn die zahlungspflichtige 
Partei von der Höhe der zu leiſtenden Zahlung nicht benachrichtigt 
oder nicht zur Zahlung aufgefordert worden iſt. Im Gegenſatz zu 
OLG. Kaſſel v. 17. Febr. 1925 — ZZP. 49, 395 iſt zwar heute wohl 
allgemein anerkannt, daß die Verfügung des Vorſttzenden nicht die 
erforderte Prozeßgebühr zu nennen braucht (vgl. u. a. RG. 110, 179 
JW. 1925, 21302). Ebenſo kann aber nicht zweifelhaft fein, daß 
die Prozeßgebühr „erfordert“ ſein muß, daß alſo der Gerichtsſchteiber 
von Amts wegen nicht nur den zu zahlenden Betrag mitzuteilen, ſon⸗ 
dern auch zur Zahlung aufzufordern hat (vgl. die angef. RG⸗ 
Entſch. v. 19. Dez. 1924: Jux. 1925 Beil. 105). Zu den mancherlei 
Streitfragen darüber, wie die Aufforderung der Partei zugehen muß, 
ob Zuſtellung an den Prozeßbevollm. erforderlich iſt, ob fie genügt 
oder ob Zugehen der Anforderung an die Partei erforderlich oder ge⸗ 
nügend iſt und in welchem Zeitpunkt ſpäteſtens die Anforderung zu⸗ 
gehen muß, nimmt das RG. nur negativ inſofern Stellung, als es 
die Zuſtellung an den Prozeßbevollm. jedenfalls dann nicht genügen 
läßt, wenn das Schreiben an den Prozeßbevollm. die in Preußen 
übliche Angabe enthält, daß der Partei eine entſpr. Zahlungsauf⸗ 
forderung zugeſandt ſei, und nicht einwandfrei feſtſtellbar iſt, daß 
der Anwalt die Nachricht von der Höhe der geforderten Prozeßgebühr 
der Partei weitergegeben hat. Dagegen läßt das RG. dahingeſtellt, 
ob es genügt, wenn der Anwalt die ihm zugegangene Mitteilung der 
Partei weitergibt. Über den Stand der hiermit zuſammenhängenden 
Streitfragen verweiſe ich auf meine Zuſammenſtellung JW. 1927, 


419 zu III. 
RA. Theodor Sonnen, Berlin. 


Zu 9. Die Entſch. verdient volle Billigung. Mit Recht läßt 
das RG. dahingeſtellt, ob eine Dienſtanweiſung beſteht oder nicht be⸗ 
ſteht, durch die die LGKaſſe verpflichtet iſt, von der Einzahlung der 
Prozeßgebühr zu den Gerichtsakten Kenntnis zu geben. Eine ſolche 
Mitteilung der Kaſſe zu den Gerichtsakten iſt nicht nur mit Rück⸗ 
ſicht auf 8 519 VI, ſondern auch aus andern Gründen nötig, und 
mit Recht verlangt das RG., daß eine ſolche Mitteilung auch ohne 
beſondere dahingehende Vorſchrift alsbald geſchieht. Jedenfalls aber 
muß ſich die Partei und ihr Anwalt darauf verlaſſen können, daß 
eine Zahlung, die ſechs Tage vor Ablauf der Nachweisfriſt bei der 
Gerichtskaſſe eingegangen iſt, auch ohne ihr Zutun rechtzeitig zu den 
Akten mitgeteilt wird. Das RG. weiſt ausdrücklich darauf hin, daß 
es ſich um ein kleines LG. handele, m. E. wird man aber auch bei 
großen Gerichten eine Friſt von ſechs Tagen für voll ausreichend 


b) Strafſachen. 


11. [8 9 Ab ſ. 1 Depot G. ift auch dann anwend⸗ 
bar, wenn die Wertpapiere für den Kommt!” 
ſionär keine „fremden“ Sachen ſind, ſondern 
in feinem Eigentum ſtehen.] f) 

Das LG. geht ohne erſichtlichen Rechtsirrtum davon aus, 
daß das Bankgeſchäſt K. M. i. J. 1924 für die im Urteil ge⸗ 
nannten Kunden als deren Kommiſſionär die dort bezeich⸗ 
neten Wertpapiere angeſchafft und ſie in Beſitz genommen, den 
Kunden aber trotz ihres Verlangens kein Stückeverzeichnis 
überſandt und ſie auch nicht auf andere Weiſe zu Eigentümern 


halten müſſen, jedenfalls annehmen Können, daß die Partei, die 
auch bei großen Gerichten einen Zeitraum von ſechs Tagen für aus⸗ 
reichend hält, geſchützt wird. 

RA. Theodor Sonnen, Berlin. 


Zu 10. Auffällig iſt bei der Sache lediglich die Stellungnahme 
des BG. Ein „an ſich ſonſt gewiſſenhafter und genau arbeitender 
Rechtsanwalt“, wie das BG. anerkennt, überſieht, daß er die vorher 
bereits ihm vorgelegte und von ihm handſchriftlich geänderte Be⸗ 
rufungsſchrift noch nicht unterzeichnet hatte, hat aber ſein Büro 
angewieſen, die abgehende Poſt nochmals daraufhin durchzuſehen, 
ob alle Schriftſtücke unterſchrieben ſeien. Bei dieſer Sachlage ſoll das 
Verſchulden des Anwalts darin liegen, daß er nicht ſeinerſeits noch⸗ 
mals geprüft hat, ob auch wirklich alle Schriftſtücke unterſchrieben 
ſeien. Das RG. ſagt mit Recht, der Anivalt habe fein Hauptaugenmerk 
auf den Inhalt der Schriftfäge zu richten. Der BR. behandelt die 
Sache fo, als wenn nicht der Inhalt, ſondern die Form den Anwalt 
in erſter Reihe beſchäftigen muſſe. Die Formvorſchriften der Prozeß⸗ 
VO. find notwendige Übel, aber deswegen ſollen fie nicht über⸗ 


ſpannt werden. 
„Geh. IR. Dr. Heilberg, Breslau. 


Zu 11. A. Ich habe bereits an anderer Stelle (BankArch. 26, 
486) näher ausgeführt, aus welchen Gründen ich die obige Entſch. 
für rechtlich bedenklich und die Argumente, mit denen ſie die frühere 
Stellungnahme des RS. 47, 39 bekämpft, nicht für durchſchlagend 
halte. Die Ausführungen des 2. StS. über den Begriff der 
„Inbeſitznahme für den Kommittenten“ laufen darauf hinaus, daß 
hier nicht ein mittelbares Beſitzverhältnis des Kommittenten begrün⸗ 
des zu werden brauche, ſondern daß ein „Beſitzerwerb für Rechnung 
des Kommittenten“ genüge. Nun vollzieht ſich die Kommiſſionsaus⸗ 
führung im Wertpapierverkehr bekanntlich regelmäßig im Wege des 
Selbſteintritts. Der 2. StS. ſagt nichts darüber, ob er ſeine 
Entſch. auch auf den Fall des Selbſteintritts bezogen ſehen will; 
im vorl. entſchiedenen Falle hat es ſich, wie mir bekannt, nicht 
um einen Fall des Selbſteintritts gehandelt und beſtand deshalb 
auch für das RG. kein Anlaß, den Fall des Selbſteintritts zu er⸗ 
örlern. Die ausdehnende Auslegung des Begriffes der Inbeſitznahme 
durch den 2. StS. des RG. darf keinesfalls zum Urſprung weiterer 
ausdehnenden Auslegungen werden, welche auf eine Verfügungsſperre 
gegenüber dem ſelbſteinkretenden Kommiſſionär hinſichtlich ſämtlicher 
in feinen Beſtänden befindlicher oder von ihm angeſchaffter Wert 
papiere einer Gattung hinauslaufen würden, in denen dem Bankier 
von ſeiner Kundſchaft Kommiſſionsaufträge erteilt ſind. Angeſichis 
ſolcher unhaltbarer und unmöglicher Konſequenzen wird man, jolange 
das RG. nicht ausdrücklich die Grundſätze dieſer ſeiner Entſch. auf 
den Fall des Selbſteintritts bezieht, die Ausdehnung auf dieſen Fal 
nicht als gewollt anzuſehen haben. Dies um ſo weniger, als nach 
herrſchender Anſicht (vgl. Breit im C. V. Komm. z. Börſen G., 
S. 330 Anm. 29, 30; Düringer⸗ Hachenburg, HÖB., Anm. 8 
zu 8383, Anm. 40 zu § 400 HB.) das Deckungsgeſchäft des ſelbſt⸗ 
eintretenden Kommiſſionärs im Gegenſatz zu dem Ausführungsgeſchä 
des gewöhnlichen Kommiſſionärs kein Geſchäft für Rechnung des 
Kommittenten, ſondern ein Geſchäft für Rechnung des Kommiſſio⸗ 
närs iſt. Demgemäß wird auch die von dem Dritten auf Grund des 
Deckungsgeſchäfts bewirkte Leiſtung nicht für Rechnung des Som“ 
mittenten, ſondern für eigene Rechnung des Kommiſſionärs ent⸗ 
gegengenommen und eine Beſitznahme für den Kommittenten kau 
demnach hier praktiſch erſt auf dem Wege der regelmäßig mit der 
Rechtsfolge des Eigentumsübergangs, verbundenen Nummernaufgabe 
oder des in gleicher Weiſe wirkenden Beſitzkonſtituts vollzogen 
werden. 

So begrenzt, vermindert ſich die praktiſche Bedeutung der oben 
mitgeteilten Entſch. des NGG. und damit dann freilich auch die 
praktiſche Tragweite der von unferem Standpunkt gegen die Entſch. 
geltend zu machenden Bedenken. 

RA. Otto Bernſtein, Berlin. 


B. Es iſt ſehr zu bedauern, daß eine Anrufung des vereinigten 


= 
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der Papiere gemacht hat, ſondern deren Eigentümer ver⸗ 
blieben iſt. Dieſe Papiere ſind von dem Angekl. als offenem 
Geſellſchafter des Bankgeſchäfts zu ſeinem und deſſen Nutzen 
lombardiert worden. Infolgedeſſen haben die Kunden erheb⸗ 
lichen Schaden erlitten, da ſie beim nachher eintretenden Zu⸗ 
ſammenbruch der Bank die Herausgabe der von ihnen bereits 
bezahlten Papiere nicht erlangen konnten. Bei dieſem Sach⸗ 
verhalt iſt die Anwendung des $ 9 Depot., auf Grund deſſen 
der Angekl. verurteilt worden iſt, zunächſt inſoweit nicht zu 
beanſtanden, als das LG. den Angekl. als Kommiſſionär an⸗ 
ſieht. Denn mit ſeinem Eintritt in das Bankgeſchäft wurde 
der Angekl. den Dritten gegenüber zum perſönlich haftenden 
Schuldner der ſchwebenden Verbindlichkeiten dieſer Off., 
ſo daß er bei Führung ihrer Geſchäfte für die Beachtung der 
ihm ſelbſt aus den jeweiligen Rechtsverhältnis obliegenden 
Pflichten verantwortlich war. Weiter durfte im vorliegenden 
Falle davon abgeſehen werden, das Verhältnis des 89 
Depot®. zu 8 95 Abſ. 1 Nr. 2 Börfen®. zu erörtern. Denn 
die letztere Strafvorſchrift jet voraus, daß der Kommiſſionär 
„bei der Ausführung eines Auftrags oder bei der Ab⸗ 
wickelung eines Geſchäfts“ zum Nachteil des Kommittenten 
handelt. Ein ſolcher Fall liegt hier nicht vor. Da ferner der 
Angekl. durch die Lombardierung über die Wertpapiere, die 
für die Kunden angeſchafft waren, und die er als Kommiſſions⸗ 
gut im Beſitz hatte, zu eigenem Nutzen und zum Nutzen ſeiner 
Geſellſchaft rechtswidrig verfügt hat, ſo bleibt für die An⸗ 
wendbarkeit des § 9 Abſ. 1 Depot. fraglich, ob ſie auch dann 
gegeben iſt, wenn die Wertpapiere für den Kommiſſionär 
keine „fremden“ Sachen ſind, ſondern in ſeinem Eigentum 
ſtehen. Das iſt allerdings in einem Urteil des 4. StS. vom 
11. Febr. 1913 (RGSt. 47, 38) verneint worden. In dieſer 
Entſch. wird vielmehr (S. 42 ff.), wie auch in einem großen 
Teile des Schrifttums, der 8 9 Depot®. dahin ausgelegt, daß 
er ſich nur auf fremde, nicht im Eigentum des Romr 
miſſionärs ſtehende Wertpapiere beziehe. Wenn dort zu⸗ 
nächſt auf die Überſchrift des Depot G., als „die Pflichten der 
Kaufleute bei Aufbewahrung fremder Wertpapiere“ be⸗ 
treffend, hingewieſen wird, ſo läßt ſich dem entgegenhalten, 
daß die Überſchrift eines Geſetzes nur deſſen weſentlichen In⸗ 
halt kennzeichnen ſoll und kann, ohne ihn irgendwie erſchöp⸗ 
Tend zu umſchreiben. Ausſchlaggebend iſt vielmehr nur der 
Geſetzesinhalt ſelbſt. Ebenſowenig iſt aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Depot®. eine eindeutige Stellungnahme des 
Geſetzgebers zu der hier zu entſcheidenden Frage erſichtlich. 
Neben der RGSt. 47, 43 aus den Reichstagsdruckſachen in 
Bezug genommenen gelegentlichen Hervorhebung der Abſicht, 
einen wirkſameren Schutz gegen rechtswidrige Verfügungen 
über „fremde“ Wertpapiere zu ſchaffen, wird dort an anderer 
Stelle (S. 66 der genannten Druckſachen), und zwar gerade 
dem 8 246 StGB. gegenüber, darauf hingewieſen, daß er 
nicht ausreiche, weil er eine i. S. des bürgerlichen Rechts 
fremde Sache vorausſetze und nicht ſelten zu einer Frei⸗ 
ſprechung aus 8 246 Stch B. nötigende Zweifel darüber be⸗ 


tünden, ob in dieſem Sinne die Wertpapiere als fremde au⸗ 


ee nicht erforderlich ſchien. Vielleicht daß ſich ſpäter doch ein anderer 
en. der Auffaſſung des 2. StS. in der im vorl. Urt. behandelten 
Grabe widerſetzt. Dann muß das Plenum doch entſcheiden. Die 
Gründe und das Ergebnis des jetzigen Erkenntuiſſes unterliegen 
ſchweren Bedenken. Das Urt. des jetzt nicht mehr „in Betracht kom⸗ 
menden“ 4. StS. dürfte den Vorzug verdienen. 

Dem 2. StS. kann ſofort zugegeben werden, daß weder die 
überſchrift des Depot®. noch einzelne Außerungen aus den Mate⸗ 
rialien ausſchlaggebend ſind. Aber ebenſowenig darf man mit dem 
1 ortlaute operieren, und daraus, daß in 89 Depot. nicht ausd rück⸗ 
. von „fremden Wertpapieren die Rede iſt, ſchließen, daß das 
vigentum des Kommittenten nicht Vorausſetzung der Strafbarkeit des 
Gef miſſionärs ſein könne. Darüber kann nur der Geſamtinhalt Des 
Eh entſcheiden. Nicht ſtichhaltig iſt auch die Heranziehung des $ 246 
| GB. Wenn 88 Depot®. jagt „außer dem Falle des 8 246 StGB., 
15 ſoll damit nur die Subſidiarität der Strafdrohung des 89 her⸗ 
„gehoben werden. Die Verfügung über eine Sache kann „rechts⸗ 
1 ſein, ohne daß die Abſicht der Zueignung nachgewieſen wer⸗ 
f Rann. Auch die Fälle des nicht als Unterſchlagung ſtrafbaren 
0 Gebrauchs der Effekten werden von der Vorſchrift des 
8 Depotch. getroffen. Auch die übernahme der Stücke ſelbſt in 
er glaubhaften Überzeugung, ſie jederzeit erſetzen zu können. Aber 
zu einem Verzicht auf das Verlangen des Eigentums des Deponenten 
führt dies nicht. Ebenſowenig vermag die Möglichkeit die rechts⸗ 


zuſehen ſeien. Im Hinblick auf die Unbeſtimmtheit jener Er⸗ 
örterungen iſt bei der Auslegung des 8 9 Depot. um fo 
mehr auf ſeinen Wortlaut ſowie auf den Sinn und den 
Zweck des Geſetzes Gewicht zu legen. Auszugehen iſt hierbei 
davon, daß in 8 9 von „fremden“ Wertpapieren nicht die Rede 
iſt, obwohl es bei der Abſicht, dem Kommittenten „außer dem 
Falle des 8 246 StGB.“ Strafſchutz zu gewähren, nicht leicht 
erklärlich iſt, weshalb die Einfügung gerade dieſes im § 246 
SGB. vorgeſehenen Tatbeſtandsmerkmals unterblieb, wenn 
es wirklich auch in 8 9 Depot. eine Vorausſetzung ſeiner 
Anwendbarkeit ſein ſollte. Um das Eigentum des Kommit⸗ 
tenten an den im Beſitz des Kommiſſionärs befindlichen Wert⸗ 
papieren ſtrafrechtlich zu ſchützen, hätte es der auf den Kom⸗ 
miſſionär bezüglichen Beſtimmungen des 8 9 kaum bedurft. 
Denn wenn die Anwendung des 8 246 StB. — etwa im 
Falle der Verpfändung wegen fehlender Zueignungsabſicht — 
verſagte, ſo fiel doch ein ungetreues Verfügen über im 
Eigentum des Kommittenten ſtehende Wertpapiere — die 
zu feinen „Vermögensſtücken“ gehörten — ſchon unter die 
Strafvorſchrift des 8 266 Abſ. 1 Nr. 2 StGB., der überdies 
bei eigennützigem Handeln des Kommiſſionärs zum Nach⸗ 
teil des Kommittenten, wie es in 89 Depotch. vorausgeſetzt 
wird, in § 79 des zugleich mit dem Depot®. entworfenen und 
beratenen und unmittelbar vor Erlaß des Depot. verkün⸗ 
deten BörſenGG. v. 22. Juni 1896 (= 8 95 Börfen®. vom 
8. Mai 1908) eine weitgehende Ergänzung gefunden hatte. 
Eben darin weicht jedoch die auf den Kommiſſionär bezügliche 
Strafvorſchrift des 8 9 Depot®. ihrem Wortlaut nach von der 
ihm gegenübergeſtellten allgemeineren Beſtimmung des 5 246 
SGB. ab, daß fie es unterläßt, Eigentum des Kommit⸗ 
tenten an den Wertpapieren zur Vorausſetzung der Strafbar⸗ 
keit des Kommiſſionärs zu machen; es ſoll vielmehr ge⸗ 
nügen, daß rechtswidrig über Wertpapiere verfügt wird, die 
der Kommiſſionär „für den Kommittenten in Beſitz ge⸗ 
nommen hat“. Schon dieſer Beſitz von Wertpapieren als 
Kommiſſionsgut und inſofern „für“ den Kommittenten iſt 
aber für dieſen rechtserheblich, ſelbſt wenn der Kommittent 
dadurch, daß der Kommiſſionär die Papiere „für“ ihn in Be⸗ 
ſitz nimmt, weder ihr Eigentümer. noch ihr Beſitzer wird. 
Denn ſobald der Kommiſſionär in Ausführung des ihm er⸗ 
teilten Auftrags „für“ den Kommittenten, d. h. für deſſen 
Rechnung, Papiere erworben und in Beſitz genommen hat, 
gelangt deſſen Anſpruch auf Herausgabe der Papiere zur Ent⸗ 
ſtehung (8 667 BGB.; 8 384 Abſ. 2 HGB.). Der Kommiſ⸗ 
ſionär iſt daher, auch wenn die Papiere zunächſt ſein Eigen⸗ 
tum geworden ſind und nur er ihr Beſitzer iſt, nicht mehr be⸗ 
fugt, nach Belieben über ſie zu verfügen; er hat ſie, vor 
behaltlich ſeines Zurückbehaltungsrechts (8 273 BGB.) und 
der Möglichkeit, ſich aus ihnen, auch wenn er ihr Eigentümer 
iſt, wie ein Pfandgläubiger für ſeine Forderungen aus dem 
Kommiſſionsgeſchäft zu befriedigen ($ 398 HGB.), zur Ver⸗ 
fügung des Kommittenten zu halten und ſie ihm heraus⸗ 
zugeben. Er handelt rechtswidrig, wenn er über die für Rech⸗ 
nung des Kommittenten erworbenen und „für“ ihn in Be⸗ 


widrige Verfügung des Depoſitärs als Untreue i. S. des 8 266 
Abſ. 1 Nr. 2 SGB. zu würdigen, dazu führen, bei 8 9 Depot. das 
Eigentum des Geſchädigten als Teil des Tatbeſtandes aufzugeben. 
Richtig iſt dann wieder, was der 2. StS. über die „ſchuldrechtliche 
Gebundenheit“ des Einkaufskommiſſionärs jagt. Aber, daß der 
8 9 Depot®. auch „gerade dieſes Rechtsverhältnis“ ſtrafrechtlich ſichern 
will, folgt nicht daraus. Das Eigentum genießt durchweg eine andere 
ſtrafrechtliche Beachtung als der obligatoriſche Anſpruch. Zuletzt führt 
das RG. den Zweck des Geſ. an. Es ſieht ihn in einer weſent⸗ 
lichen Erweiterung des bis dahin vorhandenen ſtrafrechtlichen Schutzes 
„gegen mißbräuchliche Verfügungen des Kommiſſionärs“ mit Rück⸗ 
ſicht auf die oft wenig durchſichtigen Eigentumsverhültniſſe am 
Kommiſſionsgut. Sicher war das Ziel des durch eingeriſſene Miß⸗ 
bräuche im Effektengeſchäft hervorgerufenen Depot. eine verſtärkte 
Fürſorge für den Kommittenten. Aber, daß es deshalb eine Verfügung 
des Kommiſſionärs, die nur die Erfüllung der ſchuldrechtlichen Ver⸗ 
pflichtung vereitelt, unter Strafe ſtellte, läßt ſich aus dieſem Zwecke 
nicht ableiten. Dies um ſo weniger, als das Geſ die dem Kommiſſio⸗ 
när obliegende Leiſtung, die Übertragung des Eigentums an den für 
Rechnung des Kommiktenten gekauften Papiere auf anderem Wege 
zu ſichern verſucht. Nach der urſprünglichen Faſſung mußte der Kom⸗ 
miſſionar innerhalb dreier Tage dem Kommittenten das Nummern⸗ 
verzeichnis der für ihn gekauften Stücke einſenden (83 Abſ. 3). 
Mit deſſen Abſendung ging das Eigentum auf den Kommittenten 
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ſitz genommenen Papiere auftragswidrig „verfügt“, fie ins⸗ 
beſondere verpfändet oder wieder veräußert. Auch wenn er 
Eigentümer und nur er Beſitzer der Papiere iſt, unterliegt 
ſeine Verfügungsmacht über ſie als Kommiſſionsgut einer 
ſchuldrechtlichen Gebundenheit zugunſten des Kommittenten. 
Gerade dieſes Rechtsverhältnis des Kommittenten in bezug 
auf die für ſeine Rechnung erworbenen Papiere, für die er 
vielfach bereits Vorſchüſſe geleiſtet haben wird, will 89 Abſ. 1 
DepotG. in feinen den Kommiſſionär betreffenden Beſtim⸗ 
mungen hiernach erſichtlich auch dann ſchützen, wenn der Kom⸗ 
mittent noch nicht Eigentümer der Papiere geworden iſt, und 
zwar bereits von dem Zeitpunkt an, in dem der Kommiſſionär 
ſie „für“ den Kommittenten, d. h. für deſſen Rechnung, 
„in Beſitz genommen hat“. Wie ſehr das Depot®. auch ſonſt 
darauf ausgeht, dem Kommittenten ſchon vor dem Eigen⸗ 
tumserwerb Schutz gegen ungetreue Verfügungen über die für 
ihn angeſchafften Papiere zu gewähren, zeigt u. a. § 8 Abſ. 1 
Satz 2 i. Verb. m. § 9 Abſ. 2 Depot., wonach ein im Be⸗ 
triebe ſeines Handelsgewerbes mit der Anſchaffung von Wert⸗ 
papieren beauftragter Kaufmann im Falle der Weitergabe des 
Auftrags an einen Dritten dieſem bei Vermeidung der in 89 
Abſ. 2 angedrohten Strafe mitzuteilen hat, daß die Anſchaf⸗ 
fung für fremde Rechnung geſchehe, damit der Auftraggeber 
ſchon in dieſem Zeitpunkt — alſo noch bevor ſein 
Kommiſſionär die Papiere „für ihn in Beſitz genommen“ hat 
— bezüglich ihrer der ſich aus 88 Abſ. 2 Depot. ergebenden 
bevorzugten Rechtsſtellung teilhaftig werde. — Dieſer dem 
Depot®. zugrunde liegende geſetzgeberiſche Gedanke macht es 
ohne weiteres erklärlich, weshalb SI Abſ. 1 Depot. das 
Merkmal fremder Wertpapiere zu erfordern unterlaſſen hat, 
vielmehr dem Kommittenten weitgehenden ſtrafrechtlichen Schutz 
gegen Untreue des Kommiſſionärs ſchon unter der Voraus⸗ 
ſetzung zu gewähren ſucht, daß dieſer in Ausführung des Kom⸗ 
miſſionsgeſchäfts „für“ den Kommittenten Papiere „in Be⸗ 
ſitz genommen hat“. Dem entſpricht es, daß der 8 9 nach 
ſeinem Wortlaut eine Übertragung des Beſitzes auf den 
Kommittenten nicht erfordert. Dieſer ſich aus dem Wortlaut 
ergebenden Auslegung des 8 I Depot. kann nicht entgegen⸗ 
gehalten werden, daß von einem ausdrücklichen Er⸗ 
fordernis „fremder“ Wertpapiere in 8 9 abgeſehen worden 
ſei, weil man es als ſelbſtverſtändlich unterſtellt habe. Denn 
ſowohl in §8 8 wie in § 11 DepotG. wird es für nötig ge⸗ 
halten, die Anwendbarkeit dieſer Vorſchriften ausdrücklich von 
dem Merkmal „fremder“ Wertpapiere abhängig zu machen. 
Insbeſ. droht 8 11 dem Gemeinſchuldner Zuchthausſtrafe 
nur dann an, wenn er, ſei es als Verwahrer oder Pfand⸗ 
gläubiger, ſei es als Kommiſſionär, „fremde Wertpapiere“, 
die er in Gewahrſam genommen, „ſich rechtswidrig zuge⸗ 
eignet hat“. Er will alſo erſichtlich den Fall des 89 nicht 
treffen, ſondern es bei den dort angedrohten weit geringeren 
Strafen belaſſen, wenn der Kommiſſionär, ohne daß die 
weitergehenden Erforderniſſe des $ 11 vorliegen, nur 


über (8 7 Abſ. 1). Ein Verſäumen der Überfendung des Verzeichniſſes 
iſt ſtrafbar, ſobald der Kommiſſionär ſeine Zahlungen einſtellt oder 
in Konkurs gerät (8 10). Man erkennt daraus den das Geſetz beherrſch. 
Gedanken. Er zwingt den Kommiſſionär durch Strafandrohung zur 
Eigentumsübertragung binnen drei Tagen. Hat er dazu den Beſitz 
über die Effekten, ſo gewährt dies dem Kommittenten die ſtrafrecht⸗ 
liche Sicherung auf Grund des 8 9. Daraus erhellt wieder, daß das 
Geſ., das die Eigentumsbeſchaffung in dieſer Weiſe in den Vorder⸗ 
grund ſtellt, unmöglich ſchon vor dieſer den Kommittenten durch eine 
Beſtrafung des Kommiſſionärs bei einer Verfügung über die Papiere 
vor der Eigentumsübertragung nochmals ſchützen wollte. Eine ſolche 
Duplizität der Strafvorſchriften eutſpricht weder der Geſetzestechnik 
noch dem praktiſchen Bedürfnis. Die NotVO. v. 21. Nov. 1923 
(RGBl. 1923 J, 1119) hat die Vorſchr. des § 3 Abſ. 1 dadurch ge⸗ 
ändert, daß das Stückverzeichnis nur auf Verlangen des Kom⸗ 
mittenten binnen einer Woche zu erteilen iſt. Auch kann der Inhaber 
eines Bankgeſchäftes durch Vereinbarung mit dem Kommittenten die 
Pflicht zur Überfendung aufheben. Dieſe Anderung erklärt ſich aus der 
ſchwierigen Lage des Bankgewerbes in der Inflationszeit. Durch dieſe 
Novelle wurde der ſtrafrechtliche Schutz des Kommittenten, auf den 
das Eigentum nicht übergegangen war, durchlöchert. Allein deshalb 
haben die Gerichte nicht das Recht, dieſe Lücke des Gef. durch eine 
Ausdehnung der in anderem Sinne gegebenen Vorſchrift auszufüllen. 
Hier kann nur die Wiederherſtellung des früheren geſetzlichen Zu⸗ 
ſtandes in Frage kommen. 
RA. Dr. Max Hachenburg, Mannheim. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


über „Wertpapiere“ rechtswidrig „verfügt“, die er für den 
Kommittenten als Kommiſſionsgut — und daher in der 
Regel vorerſt ohne Übertragung des Eigentums auf ihn — 
„in Beſitz genommen hat“. Die hier vertretene Auslegung des 
9 9 Abſ. 1 Depot®. entſpricht ſomit nicht nur dem Wortlaut 


dieſer Vorſchrift, die — im Gegenſatz zu anderen Beſtim⸗ 
mungen des Depot h. — von dem Erfordernis fremder Wert⸗ 


papiere abſieht, ſondern wird namentlich auch dem Zweck des 
Geſetzes gerecht, das ausgeſprochenermaßen gerade mit Rück⸗ 
ſicht auf die beſonders bei der Einkaufskommiſſion oft wenig 
durchſichtigen Eigentumsverhältniſſe am Kommiſſions⸗ 
gut eine weſentliche Erweiterung des bis dahin beſtehenden 
ſtrafrechtlichen Schutzes gegen mißbräuchliche Verfügungen des 
Kommiſſionärs über die für den Kommittenten angeſchafften 
Papiere herbeiführen wollte und augenſcheinlich aus dieſem 
Grunde die Anwendbarkeit des 89 Abſ. 1 nicht auf „fremde“ 
Wertpapiere beſchränkt hat. — Hiernach erſcheint es geboten, 
von der in RGSt. 47, 38 vertretenen Rechtsanſicht abzu⸗ 
weichen. Eine Anrufung der Ver. StS. (8 136 GVG.) iſt 
nicht erforderlich, da der 4. StS. für das Reviſionsverfahren 
nicht mehr in Betracht kommt (RGSt. 60, 171, 178). 

(2. Sen. v. 16. Juni 1927; 2D 91/27.) [D.] 


* 12. [1. Begriff der Konditorwaren i. S. des 
83 Abſ. 2 der VO. über die Arbeitszeit in Bäk⸗ 
kereien und Konditoreien v. 23. No v. 1918 (RG Bl. 
1329) — Bäcker VO. — 

2. Begriff der Zurichtungsarbeiten für den 
Verkauf von Konditorwaren. 

3. Iſt auf Grund der Bäcker BO. 1918 die Her⸗ 
ſtellung leichtverderblicher Konditorwaren an 
Sonn⸗ und Feſttagen zuläſſig? 

4. Findet auf die Bäcker VO. 1918 und auf 
9 146 a Gew. i. Verb. m. § 105b GewO. i. d. F. d. 
BD. über die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe 
und in Apotheken v. 5. Febr. 1919 (RG Bl. 176) die 
Irrtums VO. Anwendung) 

Der Angekl. iſt Konditormeiſter und Geſchäftsführer in 
dem mit dem Betrieb des Kaffeehauſes „D. K.“ in L. ver⸗ 
bundenen Konditoreibetrieb. Er hat am Sonntag, den 
21. Febr. 1926, nach 1 Uhr nachmittags I. aus verſchiedenen 
Sorten Speiſeeis, das am vorangegangenen Tag hergeſtellt 
und in Kühleinrichtungen für den Sonntag aufbewahrt wor? 
den war, eine Eisbombe zuſammengeſtellt; II. dieſe, ſowie 
Torten durch den Kraftwagenführer des Betriebs zu Be⸗ 
ſtellern in L. ausfahren laſſen. Das SchöffG. hat ihn des⸗ 
halb für ſchuldig erkannt, daß er in einer gewerblichen Kon⸗ 
ditorei an einem Sonntag zu I. Arbeiten vorgenommen habe, 
zu II. Arbeiten habe vornehmen laſſen und hierdurch dem 8 12 
i. Verb. m. 8 6 Abſ. 1 der VO. über die Arbeitszeit in den 
Bäckereien und Konditoreien v. 23. Nov. 1918 (RG Bl. 1329 
— Bäcker VO. 1918) zuwidergehandelt habe. Die Bäcker O. 


Zu 12. Der Schwerpunkt der Entſch. liegt in den Auseinander- 
ſetzungen über die Frage, ob auf Grund der Bäcker O. 1918 die 
Herſtellung leichtverderblicher Konditorwaren an Sonn⸗ und Feſttagen 
zuläſſig iſt, und es würde an ſich begrüßenswert ſein, daß über dieſe 
bisher ſtark umſtrittene Frage nunmehr ein Spruch des höchſten Ge⸗ 
richtshofs vorliegt, wenn nicht wegen der in abſehbarer Zeit zu er⸗ 
wartenden geſetzlichen Neuregelung der Arbeitszeit die praktiſche Be⸗ 
deutung der Entſch. annehmbar bald ſich erledigen würde. Der Entw, 
eines Arbeitsſchutzgeſetzes (37. Sonderheft z. RArbBl.) ſieht in 8.33 
Abſ. 2 eine Beſtimmung vor, wonach an Sonn⸗ und Feſttagen wäh⸗ 
rend eines gewiſſen Zeitraums die Herſtellung leichtverderblicher Kon⸗ 
ditorwaren zuläſſig fein ſoll; wie die Begr. (S. 91) ausdrücklich her⸗ 
vorhebt, hat man ſich wegen der auf dem Boden des geltenden Rechts 
erwachſenen Streitfrage zu einer klaren geſetzlichen Regelung ent⸗ 
ſchloſſen, und man hat hierbei der dem praktiſchen Bedürfnis ent⸗ 
gegenkommenden, jetzt noch vom RG. abgelehnten Auffaffung den 
Vorzug gegeben. 

Die Entſch. verdient gleichwohl unter einem grundſätzlichen Ge⸗ 
ſichtspunkte beſondere Beachtung. Ein Konditor hat an einem Son 
tag aus Speiſeeis, das er tags zuvor hergeſtellt hatte, eine Eisbombé 
zuſammenſetzen und dieſe austragen laſſen. Das iſt der Tatbeſtund, 
deſſen ſtrafrechtliche Beurteilung eine Entſch. von 10 Seiten Läng⸗ 
mit Bezugnahme auf zwanzig Geſetzesſtellen beanſprucht; dabei iſt 
die Entſch. keineswegs weitſchweifig, ſondern ſo knapp gehalten, wie 
es bei erſchöpfender Erörterung der Frage möglich iſt. Es offenba 
ſich hier ein unhaltbarer Rechtszuſtand, für den die Verantwortung 
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beſtimmt im 8 6 Abſ. 1 Satz 1, daß an Sonn- und Feſt⸗ 
tagen in gewerblichen Bäckereien und Konditoreien nicht ge⸗ 
arbeitet werden darf. Von dieſem Grundſatz ſind in be⸗ 
ſchränktem Umfang Ausnahmen möglich: Abgeſehen von den 
hier nicht in Betracht kommenden, im § 6 Abſ. 1 Satz 2 vor⸗ 
geſehenen, zur Wiederaufnahme des regelmäßigen Betriebs 
am folgenden Werktag notwendigen Arbeiten, dürfen auf 
Grund des durch die 888 und 9 Bäcker O. aufrechterhaltenen, 
§ 105 Abſ. 1 Nr. 4 GewO. an Sonn⸗ und Feſttagen Ar⸗ 
beiten ausgeführt werden, die zur Verhütung des Ver⸗ 
derbens von Rohſtoffen oder des Mißlingens 
von Arbeitserzeugniſſen erforderlich ſind, ſo⸗ 
fern nicht dieſe Arbeiten an Werktagen vorge⸗ 
nommen werden können. Ferner können gemäß $ 6 
Abſ. 4 Bäcker VO. die Landesbehörden für das Staatsgebiet 
oder für einzelne Bezirke geftatten, daß an Sonn- und Feſt⸗ 
tagen während höchſtens drei Stunden leicht verderb⸗ 
iche Waren ausgetragen werden. Endlich können ge⸗ 
mäß 8 7 Abſ. 1b und e Bäcker O. die Gewerbeaufſichts⸗ 
beamten innerhalb genau bezeichneter Grenzen Ausnahmen, 
insbef. eigentliche Notſtandsarbeiten, zulaſſen. Dieſe Vor⸗ 
ſchriften gelten für Bäckereien und Konditoreien nur, ſoweit 
ſie Erzeugungsbetriebe ſind. Der hiermit in der Regel 
verbundene handelsgewerbliche Betrieb unterliegt den 
Beſtimmungen im § 105 b Abſ. 2 GewO. i d. F. d. VO. der 
Reichsregierung über die Sonntagsruhe im Handlungsgewerbe 
und in Apotheken v. 5. Febr. 1919 (RG Bl. 176), im § 105 e 
ewO. und in den hierauf beruhenden Ausführungsanwei⸗ 
ſungen. Zufolge der Bek. des Rats der Stadt L. v. 7. Dez. 
1923 iſt die Beſchäftigung von Lehrlingen, Gehilfen und 
Arbeitern im Stadtbezirk L. an allen Sonn- und Feſttagen 
zum Verkauf von Bäckerei⸗, Feinbäckerei⸗ und Konditorei⸗ 
waren in Bäckereien, Feinbäckereien und Konditoreien ſowie 
in deren vorwiegend für den Verkauf mit dieſen Waren ein⸗ 
gerichteten Zweiggeſchäftsſtellen von 11 Uhr vormittags bis 
Uhr nachmittags zuläſſig. Auch in Schankwirtſchaften, zu 
denen auch Kaffeewirtſchaften gehören, dürfen Arbeiten, 
ie zum Herſtellen von Bäcker- und Konditoreiwaren dienen, 
= Sonn- und Feſttagen gemäß 8 6 Abf. 2 i. Verb. m. $ 3 
9 75 Bäcker VO. nicht verrichtet werden, gleichviel, ob der 
affeeausſchank oder die Herſtellung und Veräußerung von 
e d als Nebenbetrieb erſcheint. Hiervon abge⸗ 
ehen finden auf Kaffeewirtſchaften die gewerberechtlichen Be⸗ 
timmungen über die Sonntagsruhe keine Anwendung (81051 
Gew.), weshalb dort vorhandene Konditoreiwaren auch 
außerhalb der für den Verkauf von Bäckerei- und Konditorei⸗ 
waren zugelaſſenen Stunden an Gäſte zum ſofortigen Genuß, 
er auch über die Straße, abgegeben werden dürfen. Die 
trafdrohungen ſind enthalten für Zuwiderhandlungen 
gegen die Bäcker BO. im 8 12 dieſer VO., für Zuwiderhand⸗ 
ungen gegen die Beſtimmungen über die Sonntagsruhe im 
Handelsgewerbe im § 146 a GewO. Die Bäcker O. 1918 
de durch das Übergangsgeſetz v. 4. März 1919 (RG Bl. 
8 i. Verb. m. der BO. des Reichsminiſters der Juſtiz vom 
März 1919 (1. Beil. zum RAnz. v. 5. April 1919 Nr. 79) 
aufrechterhalten und ift noch in Geltung. Gemäß Art. I Nr. 3 
er VO. über die Ausdehnung einzelner VO. für die Kriegs⸗ 
wirtſchaft auf die Übergangswirtſchaft v. 12. Febr. 1920 
fan l 230) finden die Vorſchriften der VO. über die Ver⸗ 
ſchaung von Zuwiderhandlungen gegen Vorſchriften über wirt⸗ 
ſchaftliche Maßnahmen v. 18. Jan. 1917 (RG Bl. 58 — Irr⸗ 
ums VO.) auch bei Zuwiderhandlungen gegen Vorſchriſten 
nwendung, die vom Rat der Volksbeauftragten oder von der 
gleichsregierung in der Zeit vom 9. Nov. 1918 bis zum 
N Febr. 1919 erlaſſen ſind, alſo auch auf die Bäcker VO. 1918 
0 die VO. der Reichsregierung v. 5. Febr. 1919 über die 
F im Handelsgewerbe. Bei Zugrundelegung die⸗ 
* Vorſchriften ergibt ſich, daß die Rev. zwar nicht aus den 
der Reviſionsrechtfertigung enthaltenen Erwägungen, wohl 
——kʒ :? 
9 8 die geſetzgebenden Faktoren trifft und die Kreiſe, von denen 
> ſich treiben laſſen. Die Neigung zu Haft und Übermaß im Ver⸗ 
Be und Reglementieren ift nachgerade zu einem deutſchen Erb⸗ 
5 lie Schon vor 50 Jahren beklagte M. A. v. Bethmann 
5 g die Eile, mit der man zu ſeiner Zeit die Dinge der Geſetz⸗ 
gebung zu betreiben begann, „als gälte es den Staat durch Geſetze 


aber wegen Nichtbeachtung der Irrtums O. begründet iſt. 
1. Das Shöff®. hat mit Recht angenommen, daß die vom 
Angekl. vorgenommene Zuſammenſtellung einer Eis⸗ 
bombe aus dem am Sonnabend hergeſtellten Eis ſich als 
eine durch die BäckerO. verbotene Sonntagsarbeit 
darſtellt. In der Reviſionsbegründung ſowie in einer 
von dem Rechtsanwalt B. in D. verfaßten, dem Rev. vor⸗ 
gelegten umfangreichen Denkſchrift wird im weſentlichen 
geltend gemacht: Die Arbeitgeber im Bäckerei⸗ und Kondi⸗ 
toreigewerbe ſtünden auf dem Standpunkt, daß ihnen auf 
Grund der aufrechterhaltenen Vorſchrift des § 105 Abſ. 1 
Nr. 4 GewO. auch die Herſtellung leicht verderblicher Waren 
an Sonn- und Feſttagen erlaubt ſei. Als leicht verderb⸗ 
liche Waren jeien, wie ſich aus Nr. III ver Bek., betr. den 
Betrieb von Bäckereien und Konditoreien v. 5. März 1896 
(RG Bl. 55), ſowie aus Nr. 161 b der — in den einzelnen 
Ländern im weſentlichen ebenſo lautenden — preuß. Aus⸗ 
führungsanweiſungen zu den Beſtimmungen der GewO. über 
die Sonntagsruhe ergebe, ſolche Waren zu betrachten, die un⸗ 
mittelbar vor dem Genuß hergeſtellt werden müſſen, insbeſ. 
Schlagſahne, Cremes, Eis und Eisbomben. Der hauptſäch⸗ 
lichſte Einwand gegen den Standpunkt der Konditoren gehe 
dahin, daß ſich die Herſtellung leicht verderblicher Waren an 
Sonn- und Feſttagen durch den Verzicht auf den Ver⸗ 
kauf ſolcher Waren an dieſen Tagen vermeiden laſſe, und 
daß dies i. S. der Bäcker O. gelegen ſei, weil dieſe in dem 
unverkennbaren Widerſtreit der Belange des Publikums und 
der Arbeitgeber einerſeits und der Arbeitnehmer andererſeits 
zugunſten der Arbeitnehmer habe entſcheiden wollen und ent⸗ 
ſchieden habe. Dieſer Einwand ſei ſchon deshalb nicht gerecht⸗ 
fertigt, weil ſowohl die GewO. als auch die Bäcker O., ins⸗ 
beſondere deren 8 7, erkennen ließen, daß in erheblichem Maß 
auch den Bedürfniſſen des Publikums und der Erhaltung der 
Wirtſchaftlichkeit der Betriebe Rechnung getragen werden 
ſollte. Allerdings ſollten durch die Ausnahmebeſtimmung des 
8 105 c Abſ. 1 Nr. 4 Gewd. nicht Maßnahmen der Unter⸗ 
nehmer gedeckt werden, die auf eine Vereitelung der Sonn⸗ 
tagsruhe hinauslaufen. Vielmehr komme es darauf an, ob 
die Natur des Geſchäftsbetriebs gewiſſe Arbeiten an 
Sonn- und Feſttagen erforderlich mache. Dies treffe aber bei 
der Herſtellung leicht verderblicher Waren in Konditorei⸗ 
betrieben zu; denn es ſei eine allgemein bekannte Erfahrungs⸗ 
tatſache, daß einerſeits beim Publikum gerade an Sonn- und 
Feſttagen nach Konditoreiwaren im allgemeinen und nach 
leicht verderblichen Waren der erwähnten Art im beſonderen 
ein geſteigertes Bedürfnis beſtehe, daß die Herſtellung ſolcher 
Waren in Konditoreien einen erheblichen Teil der Erzeugung 
bilde, und daß die Konditoreien auf den erheblichen — bis 
zum drei⸗ und vierfachen geſteigerten — Abſatz dieſer Waren 
an Sonn- und Feſttagen angewieſen ſeien. Die Bäcker O. 
habe dieſen Geſichtspunkten im 8 6 Abſ. 4 durch die Ermög⸗ 
lichung des Austragens leicht verderblicher Waren Rechnung 
getragen. Gehe man bei der Prüfung der Anwendbarkeit des 
8 105 c Abſ. 1 Nr. 4 in erſter Linie nicht von ſozialen Er⸗ 
wägungen, ſondern, wie geboten, von der Frage aus, ob die 
in dieſer Vorſchrift bezeichneten produktionstechniſchen 
Bedingungen gegeben ſeien, dann müſſe man zu dem Er⸗ 
gebnis gelangen, daß die Herſtellung leicht verderblicher Waren 
an Sonn⸗ und Feſttagen in Konditoreien erforderlich ſei, um 
das Verderben von Rohſtoffen oder das Mißlingen von Ar⸗ 
beitserzeugniſſen zu verhüten. Die Konditoren ſelbſt beriefen 
ſich nicht auf die erſte, ſondern nur auf die zweite Bedingung. 
Es müſſe aber immerhin hervorgehoben werden, daß der Be⸗ 
griff „Rohſtoff“ auch bearbeitete Stoffe umfaſſe, und daß nie⸗ 
mand an der Zuläſſigkeit der Bedienung von Wärme⸗ oder 
Kälteeinrichtungen an Sonn⸗ und Feſttagen zum Zweck der 
Erhaltung fertiger Waren zweifele. Die zweite Bedingung ſei 
aber bei Waren, die zum Verbrauch beſtimmt ſeien, dann er⸗ 
füllt, wenn dieſe Waren, falls ſie vor einem Sonn⸗ oder Feſt⸗ 


zu retten“ (Geſetzgebung und Rechtswiſſenſchaft, 1876, S. 2). Seit⸗ 
dem iſt es damit faſt von Jahr zu Jahr ſchlimmer geworden, und 
vollends ſeit der Staatsumwälzung ſpricht man nicht mit Unrecht von 
einem „Hagelwetter von Geſetzen“, das namentlich im Gebiete des 
Arbeitsrechts über die Staatsbürger herniedergeht. Die Sammlung 
arbeits rechtlicher Geſetze von Hoeniger und Wehrle iſt in der 
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tag in einwandfreier Weiſe fertiggeftellt würden, bei ihrem 
beſtimmungsgemäßen Verbrauch am Sonn⸗ un 

Feſttag nicht mehr einwandfrei wären; ſie könnten 
dann ſehr wohl als „mißlungen“ bezeichnet werden. Hiergegen 
werde allerdings eingewendet, daß dieſe Ausnahmevorſchrift 
nur anwendbar ſei, wenn ein bereits vorhandener 
Rohſtoff verdorben oder erheblich ſchlechter werden oder ein 
vor einem Sonn⸗ oder Feſttag bereits begonnenes, 
über einen Tag hinausreichendes und eine Unterbrechung nicht 
duldendes Erzeugungsverfahren am Sonn⸗ oder Feſttag durch⸗ 
geführt werden müſſe. Allein dieſe Auslegung könne nicht 
richtig ſein, da es im Hinblick auf die Beſtimmungen in den 
88 1—3 BäckerVO. in den Bäckereien und Kondi⸗ 
toreien mehrtägige Erzeugungsverfahren nicht 
gebe, die Beſtimmung alſo bei Zugrundelegung jener Aus⸗ 
legung mindeſtens in ihrem zweiten Teil für Bäckereien und 
Konditoreien gegenſtandslos ſein würde. Aber nicht nur dieſe, 
ſondern auch die im 8 6 Abſ. 4 Bäcker VO. enthaltene Be⸗ 
ſtimmung über das Austragen leicht verderblicher 
Waren würde gegenſtandslos ſein, wenn ſolche Waren am 
Sonntag nicht hergeſtellt werden dürften. Für die Auffaſſung 
der Konditoren ſpreche auch die frühere Regelung in den Aus⸗ 
führungsanweiſungen. Übrigens ſeien alle Arbeiten, die zweck— 
mäßig im letzten Augenblick vor dem Verkauf vorgenommen 
würden, als Zurichtungsarbeiten für den Verkauf 
anzuſehen und als ſolche inſoweit erlaubt, als der Verkauf 
erlaubt ſei. Bei den Wirtſchaften und den ihnen gleich⸗ 
geſtellten Betrieben, insbeſ. auch bei den Kaffeewirt⸗ 
ſchaften, komme noch in Betracht, daß ſie die in ihrem Be⸗ 
trieb vorkommenden Arbeiten auch an Sonn- und Feſttagen 
vornehmen dürfen, ſoweit ſie nicht zur Herſtellung von 
Bäcker⸗ oder Konditorwaren dienen. Schlagſahne, 
Crémes, Eis und Obſtkompotte könnten aber nicht deshalb 
als typiſche Konditorwaren bezeichnet werden, weil ſie größten⸗ 
teils in Konditoreien hergeſtellt würden; typiſche Back- und 
Konditorwaren ſeien nur ſolche, die aus Mehl mittels Back⸗ 
ofenhitze hergeſtellt würden. Dieſe Ausführungen ſind 
nicht geeignet, der Rev. zum Erfolg zu verhelfen. 
Nach den oben wiedergegebenen Vorſchriften iſt im vorliegen⸗ 
den Fall, in welchem eine Kaffeehauskonditorei in 
Betracht kommt, die vom Angekl. vorgenommene Arbeit nur 
dann unzuläſſig geweſen, wenn ſich die Zuſammenſtellung 
einer Eisbombe als Herſtellung einer Konditorware dar⸗ 
ſtellt. Die Frage, ob dies zutrifft, iſt teils rechtlicher, teils 
tatſächlicher Natur. Rechtlich verfehlt iſt die Annahme, daß 
„typiſche“ Back- und Konditorwaren nur ſolche ſeien, die aus 
Mehl mittels Ofenhitze hergeſtellt würden. Ausſchlaggebend 
iſt vielmehr, ob es ſich um eine Ware handelt, die regelmäßig 
und vorwiegend in Konditoreibetrieben hergeſtellt zu werden 
pflegt. Der Umſtand, daß Erzeugniſſe der gleichen Art viel⸗ 
fach auch anderweitig, insbeſ. in Haushalten hergeſtellt wer⸗ 
den, ſteht ihrer Eigenſchaft als Konditorware nicht entgegen. 
Das Vorhandenſein der angegebenen Vorausſetzung hat der 
Tatrichter zu prüfen. Es unterliegt keinem Zweifel, daß ſie 
vom SchöffG. für gegeben erachtet wurde. Abwegig iſt auch 
die Einreihung derartiger Arbeiten unter die Zurichtungs⸗ 
arbeiten für den Verkauf. Dieſer Begriff umfaßt wohl 
das Zerteilen und Einwickeln fertiger Waren, unter Umſtän⸗ 
den auch ihr Anordnen auf einer Platte u. dgl., aber niemals 
die Fertigſtellung der teilweiſe hergeſtellten Ware. Es bleibt 
alſo zu prüfen, ob eine der beiden Vorausſetzungen des 
§ 1056 Abſ. 1 Nr. 4 GewO. gegeben iſt. Die Frage, 
ob und inwieweit die Herſtellung leicht verderb⸗ 
licher Konditorwaren unter dieſe Beſtimmung 
fällt, iſt beſtritten. Zahlreiche Oberlandesgerichte 
und das Bayeriſche Oberſte Landesgericht haben 
die Frage mit mehr oder minder ſtarken Einſchränkungen be⸗ 
jaht. In den Urteilen dieſer Gerichte finden ſich die in der 
erwähnten Denkſchrift enthaltenen Gedankengänge wieder. 
Andere Oberlandesgerichte, darunter das Kammer⸗ 
gericht, haben die Frage grundſätzlich verneint. Auch einige 
von den oben genannten OLG. hatten in früheren Urteilen 


9. Aufl. aus 167 Geſetzen und Verordnungen zuſammengeſtellt, von 
denen 149 nach dem Jahre 1918 erlaſſen ſind. Hier liegt der wahre 
Grund für die vielfach berechtigten Klagen über unbefriedigende Rſpr. 


Rechtſprechung 


FJuriſtiſche Wochenſchrift 


einen abweichenden Standpunkt vertreten; das OLG. Ham⸗ 
burg hat ſeinen Standpunkt zweimal gewechſelt. Dieſe Urteile 
ſtimmen im Ergebnis überein mit den Erlaſſen des preuß. 
Miniſters für Handel und Gewerbe v. 21. Jan. 1921 (HM Bl. 
21; GemArch. 20, 246) und v. 13. April 1922 (SM Bl. 84). 
Im Schrifttum find Landmann⸗ Rohmer, Komm. 3. 
Gew., 7. Aufl., Bd. 2 S. 836 und Priebe in NZALHR. 
3, 529 dieſem Standpunkt beigetreten. Bei der Entſcheidung 
der Streitfrage iſt davon auszugehen, daß die Bäcker OO. 
grundſätzlich völlige Sonntagsruhe vorſchreibt und 
hiervon nur ganz wenige Ausnahmen zuläßt. Die 
durch die 88 8, 9 Bäcker VO. aufrechterhaltene Vorſchrift des 
§ 105% Abſ. 1 Nr. 4 Gemd. enthält eine derartige Aus⸗ 
nahmebeſtimmung und iſt als ſolche ſtreng aus⸗ 
zulegen. Bei der Zulaſſung von Arbeiten, die zur Ver⸗ 
hütung des Verderbens von Rohſtoffen erforder⸗ 
lich ſind, hatte der Geſetzgeber durch beſondere Umſtände ver⸗ 
anlaßte Ausnahmefälle im Auge, in denen Rohſtoffe, die zur 
Durchführung des Wochenbetriebs beſchafft worden ſind, einer⸗ 
ſeits am Tag vor dem Sonn- oder Feſttag nicht mehr ver⸗ 
arbeitet werden können, andererſeits ihrer Beſchaffenheit nach 
bis zu dem auf den Sonn- oder Feſttag folgenden Werktag 
unbrauchbar oder minderwertig werden — „ ſich nicht halten 
— würden. Hieraus ergibt ſich ohne weiteres, daß die Zu⸗ 
ſammenſtellung einer Eisbombe aus Speiſeeis, das für dieſen 
Zweck am Tag vorher hergeſtellt worden iſt, nicht unter die 
Beſtimmung fallen kann. Vor allem geht es nicht an, Speiſe⸗ 
eis als Rohſtoff zu bezeichnen. Aber ſelbſt wenn es als Roh⸗ 
ſtoff im weiteren Sinn erachtet werden könnte, ſo wäre doch 
ſeine Verarbeitung zu einer Eisbombe nicht geeignet, ſein 
Verderben zu verhüten, ſoweit ein ſolches zu befürchten wäre. 
Im gegebenen Fall beſtand überdies gar kein Anlaß zu einer 
ſolchen Befürchtung, denn das Speiſeeis hätte, wie das 
Schöffengericht feſtſtellt, am Sonntag auch als ſolches ver⸗ 
wendet werden oder ohne Gefahr des Verderbens auf den fol» 
genden Werktag aufbewahrt werden können. Ebenſowenig 
kann angenommen werden, daß die Zuſammenſtellung der 
Eisbombe zur Verhütung des Mißlingens des 
Arbeitserzeugniſſes erforderlich war. Ein „Mißlingen 
iſt nur möglich, ſolange die ordnungsmäßige Erzeugung noch 
nicht beendet iſt. Iſt eine Ware ordnungsmäßig erzeugt und 
ihre Beſchaffenheit auch nicht durch einen außerhalb des Her⸗ 
ſtellungsverfahrens liegenden Zufall beeinträchtigt worden, ſo 
it fie im Augenblick der Fertigſtellung „ge“ 
lungen“. Hieran vermag ein nachträgliches Ver ⸗ 
derben nichts mehe zu ändern. Bei Annahme dieſer 
Auslegung kann nicht bezweifelt werden, daß die Eisbombe 
ohne Gefahr des Mißlingens auch am Samstag hätte her⸗ 
geſtellt werden können. Selbſt wenn man aber die in der 
Denkſchrift und in mehreren oberlandesgerichtlichen Urteilen 
enthaltene Auslegung des Begriffs „Mißlingen“, die nicht 
auf den Zeitpunkt der Fertigſtellung, ſondern auf den 
Zeitpunkt des Verbrauchs abgeſtellt iſt, ſprachlich für mög⸗ 
lich halten würde, fo würde es ſich hierbei doch um eine aus- 
dehnende Auslegung handeln, die aus dem angegebenen 
Grund nicht zuläſſig erſcheint. Daß ſie nicht dem Willen des 
Geſetzes entſpricht, ergibt ſich namentlich auch aus dem Vor⸗ 
behalt, daß die zur Verhütung des Mißlingens von Arbeits- 
erzeugniſſen erforderlichen Arbeiten an einem Sonn- oder 
Feſttag nur zuläſſig find, „Sofern nicht dieſe Arbeiten au 
Werktagen vorgenommen werden können“. Hierdurch wird 
zum Ausdruck gebracht, daß eine planmäßige Regelung 
des Betriebs, welche die Verrichtung folder Ar 
beiten an Sonn- oder Feſttagen erforderli 

macht, nicht gedeckt werden ſoll (fo auch Land- 
mann⸗Rohmer, Anm. 1 zu § 6 Bäcker VO., Komm. zur 
GewO. Bd. II S. 836). Die in der Denkſchrift bekämpfte An⸗ 
nahme, daß die Ausnahmebeſtimmung des § 105% Abi. 1 
Nr. 4 Gewdo., ſoweit fie die Verhütung des Mißlingens 
von Arbeitserzeugniſſen betrifft, mehrtägige und eine 
Unterbrechung nicht duldende Herſtellungs⸗ 
verfahren im Auge habe, findet eine weſentliche Stütze in 


in Arbeitsſachen. Nur wo die Geſetze klar und verſtändlich, ſorg⸗ 
fältig gearbeitet und zueinander geſtimmt ſind, kann eine gute Judi⸗ 
katur erwartet werden. Solange wir nicht aufhören, gegen jeden 
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der — allerdings nicht auf Bäckerei⸗ und Konditoreibetriebe 
bezüglichen — Aufzählung der hierunter fallenden Arbeiten 
in den Erläuterungen zur Bek. d. RK. v. 5. Febr. 1895, be⸗ 
treffend Ausnahmen vom Verbot der Sonntagsarbeit im Ge⸗ 
werbebetrieb (vgl. Landmann⸗Rohmer a. a. O. S. 869ff.). 
Daß die Ausnahmebeſtimmung bei Annahme dieſer Aus⸗ 
legung gegenſtandslos wäre, weil im Hinblick auf die 88 1—3 
Bäcker O. im Bäckerei⸗ und Konditoreibetrieb ein mehr⸗ 
tägiges ununterbrochenes Herſtellungsverfahren nicht vor⸗ 
kommen könne, iſt nicht zutreffend. Auch in dieſen Betrieben 
kann es Fälle geben, in denen ein an einem Werktag be⸗ 
gonnenes Herſtellungsverfahren zwar keine Nachtarbeit, wohl 
aber einige Handgriffe am folgenden Sonn- oder Feſttag er⸗ 
fordert, ſo etwa das Umhängen von Quittenpaſten, die zum 
Trocknen aufgehängt worden ſind. Daß dieſe Fälle nur ſehr 
ſelten ſind und in vielen Betrieben überhaupt nicht vor⸗ 
kommen, iſt zuzugeben, berechtigt aber nicht zu einer aus⸗ 
dehnenden Auslegung. Eine ſolche wäre ſelbſt dann nicht zu⸗ 
läſſig, wenn ſich ergeben würde, daß bei den dermaligen Be⸗ 
triebsverhältniſſen Fälle, die unter die Ausnahme fallen, 
überhaupt nicht vorkommen können, daß alſo die Aufnahme 
er Ausnahme in das Geſetz auf irrigen Vorausſetzungen be⸗ 
ruht. Auch die im 8 6 A bſ. 4 Bäcker VO. vorgeſehene 
Ausnahme des Austragens leicht verderblicher 

aren wird bei der hier vertretenen Auslegung nicht 
gegenſtandslos; denn es gibt auch leicht verderbliche Waren, 
ie nicht unmittelbar vor dem Genuß hergeſtellt werden müſ⸗ 
ſen, ſondern ſich bis zum nächſten Tag halten, ſofern ſie nur 
in geeigneter Weiſe aufbewahrt werden. Wenn die Bäcker Bek. 
v. 5. März 1896 unter Nr. III und die erwähnten Aus⸗ 
führungsanweiſungen von leicht verderblichen Waren ſprechen, 
ie erſt unmittelbar vor dem Genuß hergeſtellt oder her⸗ 
gerichtet werden müſſen, und hierbei Eis, Cremes u. dgl. er⸗ 
wähnen, ſo ſollte hiermit nicht eine Begriffsbeſtimmung der 
leicht verderblichen Waren gegeben, ſondern zum Ausdruck 
gebracht werden, daß die Ausnahmebeſtimmung nur auf leicht 
verderbliche Waren dieſer Art Anwendung finden ſolle. Da⸗ 
für, daß eine möglichſt ſtrenge Durchführung der Sonntags⸗ 
ruhe gewollt war und die Ausnahmen auf das äußerſte be⸗ 
ſchränkt ſein ſollten, ſpricht auch die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes. Die Bäcker O. ift eine der wich⸗ 
tigſten ſozialpolitiſchen Maßnahmen, die der Rat der Volks⸗ 
eauftragten in Erfüllung feines im Aufruf v. 12. Nov. 1918 
(RGBl. 1303/4) gegebenen Verſprechens erlaſſen hat. Sie ift 
ein Arbeiterſchutzgeſetz (vgl. RGSt. 57, 108 [113]).. Dieſe 
Zweckrichtung, die ſchon in dem am 1. Sept. 1918 dem Reichs⸗ 
tag vorgelegten Entw. eines Geſ. über die Arbeits⸗ 
zeit in Bäckereien und Konditoreien (R Verh., 
13. LegPer., II. Seſſ. 1914—1918, Druckſ. Nr. 1908) zu⸗ 
tage getreten iſt, wurde noch dadurch verſchärft, daß die in 
jenem Entwurf vorgeſehene vierſtündige Arbeit an Sonn⸗ 
und Feſttagen geſtrichen und grundſätzlich die volle Betriebs- 
ruhe für Sonn⸗ und Feſttage angeordnet wurde. Verſchiedene 
im § 1050 Abf. 1 vorgeſehene geſetzliche Ausnahmen find — 
wie auch ſchon im Bundesratsentwurf — als ſolche beſeitigt 
und der Genehmigung der Gewerbeaufſichtsbeamten vor⸗ 
behalten worden (8 7), von denen eine ſtrenge Handhabung 
erwartet werden durfte. Auch die 88 105 d bis k Gemd. fin⸗ 
den gemäß § 8 Bäcker BO. auf die gewerblichen Bäckereien 
und Konditoreien und auf die im 8 3 Abſ. 2 daf. bezeichneten 
Arbeiten keine Anwendung. Von beſonderer Bedeutung für 
die hier zu entſcheidende Frage iſt die Außerkraftſetzung des 
8 1056 GewoO., der den höheren Verwaltungsbehörden die 
Befugnis gibt, Ausnahmen von den Beſtimmungen über die 
onntagsruhe zu bewilligen für Gewerbe, deren vollſtändige 
oder teilweiſe Ausübung an Sonn⸗ und Feſttagen zur Be⸗ 
friedigung täglicher oder an dieſen Tagen beſonders hervor⸗ 
. Bedürfniſſe der Bevölkerung erforderlich iſt. Dieſe 
Baßerkroftſeßung läßt beſonders deutlich erkennen, daß die 
Bedürfniſſe des Publikums gegenüber den ſozialen Belangen 
der Arbeitnehmer in den Hintergrund zu treten haben, und 
Laß ein Verzicht auf den Verkauf und Genuß von ſolchen 


kleinen übelſtand raſch einen Para 

Sue 1 \ graphen zurechtzumachen, ſolange 
wir nicht die Neigung ablegen, das Leben mißtrauiſch durch Geſetze 
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Bäcker⸗ und Konditorwaren verlangt wird, die nur unter 
Durchbrechung der Sonntagsruhe hergeſtellt werden können. 
Jeder Zweifel an der Richtigkeit der hier vertretenen ſtrengen 
Auslegung muß aber ſchwinden, wenn die Vorgänge nach 
dem Erlaß der Bäcker VO. in Betracht gezogen werden. 
Um den Klagen der Bäckermeiſter und Konditoren über die 
für fie harten Beſtimmungen der Bäcker BO. abzuhelfen, 
wurde i. J. 1919 dem Staatenausſchuß und ſpäter der 
Nationalverſammlung der Entw. eines Geſ. zur Ab⸗ 
änderung der VO. über die Arbeitszeit in den 
Bäckereien und Konditoreien v. 23. Nov. 1918 vor⸗ 
gelegt (Druckſ. d. StA. 1919 Nr. 113; Druckſ. d. NatVerſ. 
Bd. 338 Nr. 1016 S. 1042). Durch ihn ſollte u. a. 8 6 
BäckerVO. dahin geändert werden, daß an Sonn- und 
Feſttagen von 6½—9¼ Uhr vormittags leicht verderb⸗ 
liche Konditoreiwaren auch hergeſtellt werden 
dürfen. In der Begründung hierzu heißt es: „Nach der 
RO, über die Arbeitszeit in den Bäckereien und Konditoreien 
v. 23. Nov. 1918 darf in Bäckereien und Konditoreien an 
Sonn⸗ und Feſttagen überhaupt nicht gearbeitet werden. 
Lediglich das Austragen leicht verderblicher Waren iſt an den 
Sonn⸗ und Feiertagen während höchſtens dreier Stunden ge⸗ 
ftattet .. . Zu 8 6: Nach den übereinſtimmenden Angaben 
der gehörten Arbeitgeber und Arbeitnehmer iſt es erwünſcht, 
die Herſtellung beſtimmter leicht verderblicher 
Konditoreiwaren während einiger Stunden an den 
Sonn⸗ und Feſttagen zuzulaſſen, weil gerade in dieſen 
Tagen eine große Nachfrage danach herrſcht und es nicht mög⸗ 
lich iſt, ſie auf Vorrat oder am Tag vorher herzuſtellen. Als 
ſolche Waren ſind bezeichnet: Eis, Schlagſahne, Cremes und 
Speiſen. Durch die vorgeſchlagene Anderung wird daher den 
Bäckereien und Konditoreien geſtattet, an den Sonn⸗ und Feſt⸗ 
tagen während höchſtens dreier Stunden Arbeiter, ftatt 
wie bisher nur mit dem Austragen, auch mit der 
Herſtellung leicht verderblicher Konditorwaren 
zu beſchäftigen.“ Hier wurde alſo ohne Widerſpruch der 
beteiligten Kreiſe vorausgeſetzt, daß nach dem geltenden 
Recht die Herſtellung leicht verderblicher Konditorwaren an 
Sonn⸗ und Feſttagen nicht zuläſſig iſt. Auch bei den Ver⸗ 
handlungen in der Nationalverſammlung (Sten Ber. Bd. 329 
S. 2829 ff.) gingen ſämtliche Redner einſchließlich der Fach⸗ 
leute von der gleichen Annahme aus. Der Entwurf wurde in 
der Nationalverſammlung nicht mehr erledigt. Wie ſich aus 
dem ſchon erwähnten Erlaß des preuß. Min. f. H. und G. 
v. 21. Jan. 1921 ergibt, war beabſichtigt, den Entwurf beim 
Reichstag wieder einzubringen. Es haben ſich aber nachträg⸗ 
lich Bedenken dagegen erhoben, weshalb die Einbringung 
unterblieben iſt. Nun erſt begannen die Verſuche, das, was 
durch eine Geſetzesänderung nicht zu erreichen war, durch eine 
ausdehnende Auslegung zu erreichen. Dieſe iſt aber abzu⸗ 
lehnen. Sie würde zu einer Zulaſſung regelmäßiger Sonn⸗ 
tagsarbeit führen und damit dem Sinn der VO. zuwider⸗ 
laufen. 2. Die Zuläſſigkeit des Ausfahrens beſtellter 
leicht verderblicher Waren wird in der Reviſions⸗ 
begründung lediglich aus der behaupteten Zuläſſigkeit ihrer 
Herſtellung abgeleitet. Dieſer an ſich unrichtigen Schluß⸗ 
folgerung iſt durch die Ausführungen unter 1 der Boden ent⸗ 
zogen. Ob die Zulaſſung des Verkaufs von Bäcker⸗ und Kon⸗ 
ditorwaren innerhalb beſtimmter Stunden auch die Erlaubnis 
zum Ausfahren beſtellter Waren umfaßt, braucht nicht geprüft 
zu werden, da der Angekl. die beſtellten Waren nicht inner⸗ 
halb der vom Rat der Stadt L. feſtgeſetzten Verkaufsſtunden 
hat ausfahren laſſen. Die Frage, ob dieſe unzuläſſige Be⸗ 
ſchäftigung einen Verſtoß gegen die 88 12, 6 Bäcker VO. oder 
gegen die 88 146 a, 105 b und e Gew. enthält, hängt davon 
ab, ob es ſich um die Ablieferung von im Ladengeſchäft ge⸗ 
kauften oder von im Konditoreibetrieb auf Beſtellung an⸗ 
gefertigten Waren handelte (vgl, Landmann⸗ Rohmer, 
Anm. 7 Abſ. 5 zu 8 105b Gemd., Bd. 2 S. 230). 3. Die 
Verteidigung des Angekl. geht dahin, daß ſein Verhalten er⸗ 
laubt geweſen ſei. Hierin liegt für den Fall, daß das Gericht 
die Strafvorſchriften über die Sonntagsruhe für anwendbar 


Ripr. nicht verſtummen. Aber nicht den Richter trifft der Vorwurf 
der Lebensfremdheit, ſondern den Geſetzgeber. 
RA. Dr. W. Oppermann, Bauten. 
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erachtet, ſinngemäß zugleich die Behauptung, daß er jeden⸗ 
falls feine Tat für erlaubt gehalten und ſich über die Am⸗ 
wendbarkeit der Strafvorſchriften geirrt habe. Das Shöff®. 
hätte daher prüfen ſollen, ob nicht die Vorausſetzungen der 
IrrtVO. gegeben find. Da dieſe Prüfung unterblieben iſt, 
unterliegt das Urteil der Aufhebung. 

(1. Sen. v. 18. San. 1927; iD 459/26.) D.] 


13. [817 Un l WG.; 884 HGB. Begriff des 
Geſchäftsgeheimniſſes“ und des „Angeſtellten“. 
Die eigene Handlung i. S. des 817 Abſ. 2 Un l WG. 
kann auch eine nur mittelbare Täterſchaft fein.]f) 


Die Beſchwerde des Angekl. S. dringt durch, weil das 
Merkmal des Erlangens der Kenntnis eines Betriebsgeheim⸗ 
niſſes durch eine eigene ſittenwidrige Handlung i. S. des 
§ 17 Abſ. 2 Unl WG., ſoweit das Agentenverzeichnis in Be⸗ 
tracht kommt, im angefochtenen Urteil nicht einwandfrei nach⸗ 
gewieſen iſt. Keinen rechtlichen Bedenken begegnet allerdings 
die Annahme im Urteil und deren Begründung, daß das 
Agentenverzeichnis ein Betriebsgeheimnis — richtiger Ge⸗ 
ſchäftsgeheimnis — der St. B., und zwar nicht etwa nur der 
Generalagentur, ſondern der Verſicherungsgeſellſchaft ſelbſt 
war. Geſchäftsgeheimniſſe, die die Geſamtorganiſation der 
Geſellſchaft betreffen, ſind, wenn auch der Vertreter die Mög⸗ 
lichkeit der tatſächlichen Verfügung darüber hat, Geheimniſſe 
der Geſellſchaft, die unabhängig von dem Willen des Ver⸗ 
treters — hier des Generalagenten — zu wahren ſind. Daß 
der Agent während der Dauer des Agenturvertrags die 
Intereſſen des Geſchäftsherrn wahrzunehmen hat, ergibt ſich 
aus der Vorſchrift des 8 84 HGB. Zu den danach für den 
Agenten begründeten Verpflichtungen gehört auch die zur Ge⸗ 
heimhaltung von Geſchäftsgeheimniſſen. Daß der Angekl. S. 
die Kenntnis des Geſchäftsgeheimniſſes durch eine der im 
§17 Abſ. 1 Unl WG. bezeichneten Mitteilungen erlangt habe, 
hat die St$. ſtillſchweigend verneint. Die Bejahung würde 
vorausſetzen, daß der Generalagent von M., falls er ſelbſt 
das Agentenverzeichnis dem Angekl. S. mitgeteilt haben 
ſollte, Angeſtellter der St. B. geweſen ſei. Die StR. hat dies 
nicht ausdrücklich erörtert. Als Angeſtellter i. S. des 8 17 
Abſ. 1 UnlWG. kann nur in Betracht kommen, wer ſich dem 
Geſchäftsherrn gegenüber in einer abhängigen Stellung be⸗ 
findet. Angeſtellter in dem erörterten Sinne kann daher nicht 
ein Agent fein, der nach dem Geſetze die Stellung eines un- 
abhängigen ſelbſtändigen Kaufmanns hat (vgl. 88 84ff. 
HGB.); mag auch der Agent den Weiſungen deſſen, für den 
er tätig wird, zu folgen haben, ſo wird doch hierdurch allein 
ein Abhängigkeitsverhältnis noch nicht begründet (vgl. RG.: 
23. 1914 Sp. 400). Nach der erſichtlichen Annahme der Stk. 
ſtand der Proviſionsgeneralagent von M. in keinem Ab⸗ 
hängigkeitsverhältniſſe der bezeichneten Art zu der St. B. 
Darauf läßt auch nicht zwingend die feſtgeſtellte Tatſache 
ſchließen, daß die „Penſionierung“ von Mis durch die 
Generaldirektion der St. B. in St. angebahnt wurde, und daß 
am 19. Aug. 1924 „ſeine Penſionierung endgültig wurde“. 


Zu 13. Die Faſſung des StͤUrt. ift nicht ganz einwandfrei. 
Der Satz, daß der Angekl. in den Geſchäftsräumen der verletzten 
Geſellſchaft „Akten, Bücher und Regiſter eingeſehen hat, daß er dieſe 
Beſuche dazu benutzt hat, fi Kenntnis von Dingen zu verſchaffen, die 
ihm zur Verwendung in ſeinem Wettbewerbskampfe gegen die Geſell⸗ 
ſchaft als tauglich erſchien“, deckt ſich nicht mit dem folgenden Satze: 
„So hat er ſich auch das Agentenverzeichnis der Geſellſchaft ver⸗ 
ſchafft und dieſes in feinen Geſchäftsräumen abſchreiben laſſen.“ 
Wie er ſich das Verzeichnis verſchafft hat, wird nicht ausdrücklich 
geſagt; ſehr naheliegend iſt die Annahme, daß er es mitgenommen 
hat. Das läßt fi aus dem Zuſammenhang leicht ergänzen. Das an⸗ 
gef. Urt. erklärt weiter: „Die Kenntnis vom Inhalte des Agenten⸗ 
verzeichniſſes, die ein verläſſiges, die ſpätere Verwertung ermög⸗ 
lichendes Wiſſen vermittelte, hat er erſt durch die Abſchrift und damit 
durch eine eigene Handlung erlangt.“ Demgegenüber behauptet das 
NO., dieſe Kenntniserlangung ſei für die Vollendung des Delikts 
nach 8 17 Il Unl WG. nicht maßgebend. Entſcheidend ſei die erſte Er⸗ 
langung des Agentenverzeichniſſes mit der Möglichkeit, eine Ab⸗ 
ſchrift zu entnehmen. Dieſe Behauptung iſt richtig. Denn ſchon mit 
der Möglichkeit einer näheren Kenntnisnahme iſt auch die Mog⸗ 
lichkeit der „Mitteilung an andere“ gegeben, welche der Tatbeſtand 
des § 17 II zur Vollendung alternativ verlangt. Das RE. empfindet es 
ferner als einen Mangel, daß die Art jener Erlangung der Abſchrift 
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Denn die Penſionierung kann auch ohne beſtehende geſetzliche 
oder vertragsmäßige Verpflichtung hierzu aus Billigkeits⸗ 
gründen oder, um das Übergehen von Mis zu der „Kon⸗ 
kurrenz“ der St. B. nach feinem Ausſcheiden aus der General 
agentur der St. B. zu vermeiden, in die Wege geleitet worden 
fein. Die StR. hat daher im Falle des Agentenverzeichniſſes 
nur den zweiten Tatbeſtand des § 17 Abſ. 2 UnlWG. — Er⸗ 
langung der Kenntnis des Geſchäftsgeheimniſſes durch eine 
ſittenwidrige eigene Handlung des Angekl. S. — für ge 
geben erachtet. Nach den Urteilsfeſtſtellungen iſt dieſer An⸗ 
geklagte nach ſeinem Ausſcheiden aus der Generalagentur der 
St. B. nach wie vor in deren Geſchäftsräumen in der S.ftraße 
aus⸗ und eingegangen und hat dort Akten, Bücher und Re⸗ 
giſter eingeſehen; er hat dieſe Beſuche dazu benutzt, ſich 
Kenntnis von Dingen zu verſchaffen, die ihm zur Verwendung 
in ſeinem Wettbewerbskampfe gegen die St. B. als taug⸗ 
lich erſchienen. „So“ hat er ſich auch das Agenten⸗ 
verzeichnis der St. B. verſchafft und dieſes in ſeinen Ge 
ſchäftsräumen abſchreiben laſſen. An anderer Stelle des Ur⸗ 
teils iſt ausgeführt, daß ſich S. die Kenntnis vom Inhalt 
des Agentenverzeichniſſes, die ein „verläſſiges, bleibendes, die 
ſpätere Verwertung ermöglichendes Wiſſen“ vermittelte, erſt 
durch die Abſchrift und damit durch eine eigene Hand⸗ 
lung verſchafft hat. Maßgebend in dieſer Beziehung iſt je 
doch bereits die Erlangung des Agentenverzeichniſſes in einer 
Weiſe, daß die Entnahme einer Abſchrift davon möglich 
wurde; bereits damit hatte S. die im § 17 Abſ. 2 Unl WG. 
voraüsgeſetzte Kenntnis erlangt. Schon hierdurch war das 
dort bezeichnete Vergehen — beim Vorliegen ſeiner ſonſtigen 
Vorausſetzungen — vollendet worden und die ſpätere Ent⸗ 
nahme der Abſchrift war hierfür ohne Bedeutung. Dann iſt 
es aber für die Anwendung des 8 17 Abſ. 2 a. a. O. rechtlich 
von Belang, in welcher Weiſe ſich der Angekl. S. den vor⸗ 
übergehenden Beſitz des Agentenverzeichniſſes verſchafft hatte. 
Die bisherigen Urteilsfeſtſtellungen ergeben darüber keinen 
hinreichenden Aufſchluß. Das Merkmal der „eigenen“ Hand⸗ 
lung i. S. des § 17 Abſ. 2 Unl WG. ſetzt, ſoweit Geſchäfts⸗ 
geheimniſſe in Betracht kommen, die in Schriftſtücken nieder⸗ 
gelegt ſind, begrifflich nicht unter allen Umſtänden voraus, 
daß der Täter durch eigenen körperlichen Zugriff das Schrift⸗ 
ſtück erlangt hak. Die eigene Handlung kann, und zwar unter 
dem Geſichtspunkte der mittelbaren Täterſchaft, auch darin be⸗ 
ſtehen, daß ſich der Täter hierbei eines Dritten als ſeines 
Werkzeugs bedient, der nur ſeinerſeits nicht ſelbſt ſchuldhaft 
handeln darf (RGSt. 38, 108, 111). Dieſe letztere Voraus- 
ſetzung würde bei von M. nicht vorgelegen haben. Denn dieſer 
würde bei der Aushändigung des Agentenverzeichniſſes an S. 
aus dem Geſichtspunkte des $ 84 HGB. und des 81 UnlWG. 
gegen die St. B. ſelbſt untreu verfahren ſein, und wenn er 
auch für ſeine Perſon im Hinblick auf das Fehlen ſeiner 
Eigenſchaft als Angeſtellter der St. B. ſelbſt nicht ſtrafbar ge⸗ 
weſen wäre, jo würde er doch inſofern an der Tätigkeit S.s 
Anteil gehabt haben, als dieſe im Rahmen der von beiden 
gemeinſam beabſichtigten Unterhöhlung der Organiſation der 


nicht genau bezeichnet iſt, und glaubt, es ſei mit der Möglichkeit zu 
rechnen, daß ein früherer Generalagent dem Ungekl. die Abſchrif 
dolos gegeben habe. Nach den eingangs mitgeteilten Urteilsfeſtſtel⸗ 
lungen iſt dies außerordentlich fernliegend. Das NG. konnte ohne 
weiteres den offenbaren Sinn der Sts ffeſtſtellungen erkennen, da 
die Gänge des Angekl. in die Geſchäftsräume zur vorübergehenden 
Mitnahme des Agentenverzeichniſſes führten. Wenn die Strafkammer 
angenommen hätte, das Verzeichnis ſei ihm von einem doloſen Dritten 
ausgehändigt worden, fo hätte ſie ſich ſicher anders ausgedrückt. Rich⸗ 
tig iſt allerdings, daß die eigene ſittenwidrige Handlung des Angel. 
nicht vorläge, wenn er das Verzeichnis durch einen doloſen Dritten 
ausgehändigt erhalten hätte. Das bloße Entgegennehmen iſt noch keine 
„eigene“ ſittenwidrige Handlung i. S. § 17. Die Annahme des RO. 
jedoch, daß der Dritte, der ihm die Kenntnis verſchaffte, nicht ſchuldhaft 
handeln durfte, ſtimmt nicht; fie ſteht auch nicht in dem vom NG. ar“ 
geführten Urt. RGSt. 38, 111. Hier ift richtig gejagt, der Begriff 
der eigenen Handlung ſei nur dann ausgeſchloſſen, wenn der die 
Kenntnis Erlangende an der Tätigkeit des anderen keinen Unten 
hat. Das iſt aber etwas ganz anderes, als was das gegenwärtige Urt. 
behauptet. Wenn das benützte menſchliche Werkzeug nur fahrläſſig 
war oder wenn die Handlung des Täters in einer Verleitung des 
Dritten zur Auslieferung der Urkunde beſtand, ſo iſt eine eigene 
Handlung des Täters gegeben. Prof. Dr. Köhler, Erlangen. 
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St. B. lag. Dagegen würde die Strafbarkeit des Angekl. S. 
aus dem Geſichtspunkte des § 17 Abſ. 2 Unl WG. begründet 
ſein, wenn feſtgeſtellt wäre, daß er ſich das Agenten verzeichnis 
gegen den Willen von Mis oder auch nur ohne deſſen Vor⸗ 
wiſſen, „hinter ſeinem Rücken und hinter dem der St. B.“ 
verſchafft hätte. Dann könnte in Frage kommen, ob S. die 
Kenntnis des Geſchäftsgeheimniſſes durch eine ſittenwidrige 
eigene Handlung erlangt hat. Aber auch dann, wenn S. in 
enntnis des Umſtandes, daß es ſich inſoweit um ein auch 
vom Generalagenten zu wahrendes Geſchäftsgeheimnis der 
Geſellſchaft handelte, ſich vorübergehend in den Beſitz des 
Agentenverzeichniſſes geſetzt und von M. ihm hierbei, ent⸗ 
gegen der für ihn beſtehenden Rechtspflicht zur Wahrung des 
Geheimniſſes, durch wiſſentliche Duldung der Entfernung des 
gentenverzeichniſſes aus den Geſchäftsräumen feiner General⸗ 
agentur oder in anderer Weiſe förderlich geweſen wäre, könnte 
eine eigene Handlung S.s i. S. des § 17 Abſ. 2 Unl WG. und 
auf der Seite von Mis eine Beihilfe hierzu i. S. des $ 49 
St HB. gegeben fein. Lediglich eine Mittäterſchaft hinſichtlich 
des zweiten Tatbeſtandes des § 17 Abſ. 2 UnlWG. zwiſchen 
Hund von M. würde ſelbſt beim Vorliegen der ſonſtigen 
Vorausſetzungen des § 47 StGB. begrifflich ausgeſchloſſen 
ſein, da von M. als Generalagent bereits im Beſitze des ihm 
von der St. B. anvertrauten Agentenverzeichniſſes war, deſſen 
Kenntnis alſo durch eine geſetz⸗ oder ſittenwidrige eigene 
Handlung überhaupt nicht erlangen konnte und daher dieſes 
Vergehen auch nicht als Alleintäter hätte verüben können. 
Die bisherigen Urteilsfeſtſtellungen ſind, ſoweit die Er⸗ 
langung der Kenntnis des Agentenverzeichniſſes durch eine 
eigene Handlung ©.3 in Betracht kommt, im Hinblick auf die 
erörterten Geſichtspunkte nicht erſchöpfend genug, um die 
Möglichkeit einer rechtsirrigen Annahme dieſes Tatbeſtands⸗ 
merkmals auszuſchließen. 
(1. Sen. v. 3. Mai 1927; 1D 105/27.) A.] 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 


Strafſachen. 
Berichtet von IR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 
1. 8 366 Nr. 1 StGB.; 88 1, 6 Bay VO. v. 21. Mai 1897 
betr. die Feier der Sonn- und Feſttage (GVBl. 197); 88 7, 
105 Gewd. Nach g 105% Nr. 1 Gewo. iſt u. a. die Verwen⸗ 
dung von Arbeitern für Arbeiten, welche in Notfällen 
unverzüglich vorgenommen werden müſſen, an Sonntagen 
zuläſſig. Unter einem Notfalle kann nur ein un vorher- 
geſehenes unglückliches Ereignis verſtanden werden, das 
eine Not ſchafft, alſo ein Ereignis, das außerhalb des 
Machtkreiſes des Betroffenen liegt, auf das er nich rech⸗ 
nen, dem er nicht vorbeugen und das er bei ſeinen ge⸗ 
ſchäftlichen Maßnahmen nicht berückſichtigen kann, fo ein 
aturereignis, das mit dem Betrieb nicht im Zuſammen⸗ 
hange ſteht. Nicht fällt dagegen unter den Begriff des 
totfalles, was mit dem ordnungsmäßigen Betriebe zu⸗ 
ſammenhängt, ſich aus ihm ergibt, was alſo dem Leiter 
es Betriebes bekannt iſt und von ihm verhütet kann 
Rohrſcheidt, Komm. z. Gew., 2. Aufl., Bem. 3 zu $ 105 0; 
Landmann⸗Rohmer, 7. Aufl., Bem. 2 zu g 1050 KG.: Reger, 
Bd. 25 S. 408 u. in Gew Arch. 24, 117; OLGSt. 12, 17). 
Ein Notfall i. S. der Vorſchrift iſt auch dadurch nicht ge⸗ 
ſchaffen, daß der Viehmarkt im Schlachthof regelmäßig am Dienstag 
kattfindet. Dieſer Umſtand nötigt den Angekl. eben, feine Ge⸗ 
chäfte ſo einzurichten, daß ihm das eingekaufte Vieh rechtzeitig 
Mir den Markt zu Gebote ſteht, ohne daß er dabei gegen zwin⸗ 
gende geſetzliche oder ſonſtige Vorſchriften verſtößt. 
§ 366 Nr. 1 StGB. iſt ein Blankettgeſetz, das polizeiliche An⸗ 
Ronungen gegen die Störung der Sonntagsfeier zuläßt. In dieſem 
diahmen hält ſich die Vorſchrift des § 1 der VO. v. 21. Mai 1897, 
die Feier der Sonn⸗ und Feſttage betr., wenn ſie „alle öffentlich 
vorgenommenen“ oder „öffentliches Argernis erregenden“ oder 
„getäufchvollen” Arbeiten des Gewerbe⸗, Handels⸗ oder Fabrik⸗ 
detriebes an Sonntagen verbietet. Arbeiten des Handelsbetriebs 
115 nach feſtſtehender Rſpr. des Sen. (vgl. ObschSt. 5, 350, 352) 
. che Arbeiten, die in und zur Ausübung des Handelsgewerbes 
orgenommen werden, durch den Handelsbetrieb bedingt find. Dazu 
gehört (vgl. Ob SSt. 12, 17) das Treiben des vom Viehhändler 
ſein Zwecke der Weiterveräußerung angeſchafften und an den Ort 
einer gewerblichen Niederlaſſung beförderten Viehs von der Lade⸗ 
elle der Bahn in die Stallung des Händlers. „Offentlich vorgenom⸗ 
mene“ Arbeiten ſind ſolche, die in einer Weiſe ausgeführt werden, 


daß ſie von unbeſtimmt welchen und wie vielen Perſonen wahr⸗ 
genommen werden oder wahrgenommen werden können (vgl. 
ObschSt. 5, 350, 352). Nach der VO. v. 21. Mai 1897 bilden 
öffentlich vorgenommene Arbeiten des Handelsbetriebs an ſich 
eine Störung der Sonntagsfeier; der Einwand, daß die Arbeiten 
nicht geeignet geweſen ſeien, die Sonntagsfeier zu ſtören, kann 
daher nicht beachtet werden (ObsGSt. 5, 350, 352). 

Die Anwendung einer Sondervorſchrift der VO. für die Vieh⸗ 
zucht (§ 1 Abſ. 2 Nr. 4) auf den Viehhandel verbietet ſich von 
ſelbſt (hal. ObschSt. 12, 17, 20). Es braucht deshalb nicht darauf 
werden, ob der Viehtrieb am Sonntag eine 


203, 206; 7, 209, 210). 
(Bay Ob., Ste., Urt. v. 12. Mai 1927, RevReg. II Nr. 123/27.) 
* 


2. 88 139 e, 1464 Gew.; 9 9e VO. über die Regelung 
der Arbeitszeit der Angeſtellten v. 18. März 1919; 88 14, 11 
Abſ. 1 VO. über die Arbeitszeit v. 21. Dez. 1923. Eine 
Veranſtaltung, die nach Anordnung der Bahnverwaltung 
ausſchließlich dazu dienen ſoll, den nach der Verkehrs⸗ 
auffaſſung ſich richtenden Bedürfniſſen der Reiſenden 
Rechnung zu tragen, iſt im allgemeinen als ein Teil des 
Gewerbebetriebs der Eiſenbahnunternehmung anzuſehen, 
die ihre Eigenſchaft als Hilfs betrieb der Eiſenbahn i. ©. 
86 Gew. noch nicht durch die bloße Möglichkeit einer 
Benützung auch durch Nichtreiſende verliert (RGSt. 58, 137). 

Danach kann es auch nicht darauf ankommen, ob der betr. Be⸗ 
trieb ſich außerhalb oder innerhalb der Bahnſperre abſpielt. Unerheb⸗ 
lich iſt ferner, ob auch eine Benutzung des Hilfsbetriebs der Eiſenbahn 
durch Nichtreiſende möglich iſt und tatfächlich erfolgt, wenn die Nicht⸗ 
reiſenden einen verhältnismäßig geringen Bruchteil der Gejamtkäufer- 
zahl darſtellen. Dem Unternehmer des Hilfsbetriebs die Verpflichtung 
aufzulegen, bei jedem einzelnen Käufer zu prüfen, ob es ſich um einen 
Einkauf für Reiſezwecke handelt, iſt durch den Zweck der Einrichtung, 
den Reiſenden in eiligen Fällen die Möglichkeit zu Einkäufen zu 
geben, ausgeſchloſſen. Die reichsgerichtliche Auffaſſung (vgl. auch LZ. 
1927,51 Nr. 3) war ſchon früher vom OLG. Stuttgart vertreten 
worden (3StW. 45, 194); ihr iſt jetzt auch das KG.: 356. Erg. 4, 
286; Gew Arch. 22, 328 beigetreten. 

Nach den Feſtſtellungen im angefochtenen Urt. hat der von der 
Angekl. am Bahnhof betriebene Verkaufsſtand, der ſich an der Bahn⸗ 
ſteigſperre befindet, mit je einem Verkaufsfenſter innerhalb und außer⸗ 
halb der Sperre verſehen iſt und dem Verkaufe von Tabak⸗ und 
Eßwaren und Obſt dient, nach Anordnung der Reichsbahndireßtion 
ausſchließlich den Zweck, die Bedürfniſſe der Reiſenden zu befriedigen. 
Der Erſtrichter folgert dies rechtlich bedenkenfrei beſonders aus der 
Art und Weiſe, wie in dem von der Angekl. mit der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung abgeſchloſſenen Vertrag die Verkaufszeiten in Anpaſſung 
an den Zugverkehr geregelt ſind. Es liegt alſo ein Hilfsbetrieb der 
Eiſenbahn i. ©. des $6 GewO. vor. Dieſe Eigenſchaft hat das Unter⸗ 
nehmen nicht dadurch verloren, daß auch Nichtreiſende, insbeſ. an dem 
außerhalb der Bahnſperre gelegenen Verkaufsfenſter, Gelegenheit haben, 
Einkaufsbedürfniſſe zu befriedigen; denn nach den tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen des Erſtrichters „laſſen die Verhältniſſe an dem in Frage 
kommenden Bahnhof eine Benutzung der Kaufgelegenheit durch Nicht⸗ 
reiſende als eine Seltenheit erſcheinen, da der Bahnhof abſeits von 
jedem größeren Verkehr gelegen iſt“. 

Eine Zerlegung des Betriebs der Angehl., je nachdem fie an 
Reiſende oder im Einzelfall an Nichtreiſende verkauft, mit der Folge, 
daß für den letzteren Fall die Eigenſchaft des Verkaufsſtandes als 
eines Hilfsbetriebs der Eiſenbahn verneint werden dürfte, entſpricht 
weder der reichsgerichtlichen noch der kammergerichtlichen Anſchauung. 
In dem allein der Anklage zugrunde liegenden Einzelfall, in dem 


298? 


2380 


die Angekl. an einem Samstag abends gegen 8½ Uhr an eine von 
ihr für eine Reiſende gehaltene Frau eine Schachtel Zigaretten ver⸗ 
kauft hat, konnte der Angekl. jedenfalls nicht zugemuket werden, die 
Eigenſchaft der Käuferin als Reiſende oder Nichtreiſende zweifelsfrei 
feſtzuſtellen oder die Käuferin nach deren Reiſeziel zu fragen und die 
Menge der an ſie abzugebenden Waren nach der Länge der Reiſe zu 
bemeſſen, da ſolche Feſtſtellungen, Fragen und Erwägungen ſich mit 
dem Zwecke der Einrichtung nicht vereinigen laſſen. Im vorl. Falle 
Kann auch von einem augenjälligen Übermaße nicht geſprochen werden, 
ſelbſt wenn die Angekl. nur mit einem nahen Reiſeziel der Käuferin 
rechnete. 

Ob unter anderen tatſächlichen Vorausſetzungen, als ſie im ge⸗ 
gebenen Falle feſtgeſtellt ſind, einem derartigen Verkaufsſtand die 
Eigenſchaft eines Hilfsbetriebs der Eiſenbahn abgeſprochen werden 
kann, braucht hier nicht weiter erörtert zu werden. Tatſachen, wie 
fie dem im Urt. des KG. (Ich. Erg. 5, 131) erörterten Fall zu⸗ 
grunde lagen, find hier nicht feſtgeſtellt. 

(BayObsG., StS., Urt. v. 17. Febr. 1927, RevReg. II Nr. 12/27.) 
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3. 8105 1 GewO. ift auch bei der Anwendung des 
89 der VO. über die Regelung der Arbeitszeit der Ange⸗ 
ſtellten v. 18. März 1919 zu berückſichtigen (vgl. Land⸗ 
mann⸗Rohmer, Gew., 7. Aufl., Anm. 2b zu 9 9 Angeſt⸗ 
Arb V., Bd. II S. 684). Ebenſo wie nach dieſer Vorſchrift 
die Beſtimmungen des $ 1053 Abſ. 1 und der 88 105 b bis 
105g und des § 41a GewO. auf das Gaſt⸗ und Schankwirt⸗ 
ſchaftsgewerbe keine Anwendung finden, werden die Gaſt⸗ 
und Schankwirtſchaften auch von 8 9 jener VO. v. 18. März 
1919 nicht betroffen. Der ſog. Gaſſenſchank iſt in Süd⸗ 
deutſchland als Ausübung der Schankwirtſchaft anzuſehen. 


Der Verkauf von Bier in offenen Gefäßen über die Straße 
(Gaſſenſchank) wird im größten Teil von Süddeutſchland, beſonders 
in Bayern, von der Verwaltungspraxis und den Gerichten — im 
Gegenſatz zu der auf abweichenden wirtſchaftlichen Gepflogenheiten 
beruhenden Auffaſſung norddeutſcher Verwaltungsbehörden und Ge⸗ 
richte — mit Rückſicht auf die in Süddeutſchland, insbeſ. in Bayern, 
herrſchende Übung als Ausübung der Schankwirtſchaft angeſehen 
und nach Maßgabe der örtlichen Anſchauungen und Gewohnheiten als 
berechtigter, nicht mißbräulicher Ausfluß der Schankwirtſchaft be⸗ 
trachtet (vgl. Reger⸗Stöhfel, Gewd., 7. Aufl., Anm. 5 zu § 41 a, 
Anm. 16 zu § 105 b, Anm. 1 zu 8 1051; Landmann⸗Rohmer, 
a. a. O., Anm. 4, 28 zu 8 41 a, Anm. 30 zu 8 105 j; OLG. Mün⸗ 
chen 8, 221; BayObLG. 3, 182). Es beſteht kein zureichender Grund 
zu einer anderen Auffaſſung, wenn Schankwirte Bier in einer der 
Abgabe in offenen Gefäßen entſprechenden übermäßigen Menge in 
verſchloſſenen Flaſchen abgeben. Auch in dieſem Falle erfolgt die 
Abgabe in Ausübung des Betriebes einer Schankwirtſchaft, wenn 
fie den örtlichen Gepflogenheiten entſpricht (vgl. Reger⸗Stöhſel, 
a. a. O., Anm. 14 zu 8 35; BayObLG. 12, 28). Dieſer Anſchauung 
ſtehen auch keineswegs die vom örtlichen Stel. geltend gemachten 
Gründe entgegen, daß nämlich das Bier in Flaſchen längere Zeit 
aufbewahrt und leicht befördert werden könne und daß durch die Zu⸗ 
laſſung der Abgabe von Flaſchenbier durch die Schankwirte der an 
die Einhaltung der Vorſchriften über Ladenſchluß und Sonntagsruhe 
gebundene Handelsbetrieb der Flaſchenbierhändler eine Beeinträch⸗ 
tigung erleide. Dieſe Umſtände können nicht von Bedeutung ſein, 
wenn die Abgabe von Flaſchenbier durch Schankwirte in dem um⸗ 
ſchriebenen Umfang an ſich als berechtigter, unmißbräulicher Ausfluß 
des Schankwirtsgewerbes erachtet werden muß. Es beſteht übrigens 
auch die Möglichkeit, das in offenen Gefäßen abgegebene Bier durch 
ſofortiges Umfüllen in Flaſchen längere Zeit genießbar zu erhalten. 
Es müſſen ferner auch andere Handelsbetriebe, insbeſ. Kleinhändler, 
die Tabakwaren abſetzen, Beeinträchtigungen durch das Gaſt⸗ und 
Schankgewerbe hinnehmen, inſoweit an Sonn⸗ und Feſttagen und an 
Werktagen nach dem Schluß offener Verkaufsſtellen die Gaſt⸗ und 
Schankwirte in berechtigter Ausübung ihres Gewerbes gewiſſe Waren, 
wie Süßigkeiten, Zigarren und Zigaretten, Anſichtskarten, an ihre 
Gäſte abgeben (vgl. Landmann⸗Rohmer, a. a. O., Anm. 4, al 
zu § 41 a, Anm. 3 a zu 8 105 1). 

(Bayobs., Ste., Urt. v. 6. Dez. 1926, RevReg. II Nr. 485/26.) 
* 


4. 88 533, 1492 RVO.; $ 35 Abſ. 1 der VO. über Er⸗ 
werbsloſenfürſorge v. 16. Febr. 1924. Der innere Tatbe⸗ 
ſtand der Vergehen gegen 88 533, 1492 RVO. erfordert 
lediglich, daß der Arbeitgeber es bewußt unterläßt, die 
ſeinen Arbeitern bei den Lohnzahlungen gekürzten Bei⸗ 
tragsteile zur Kranken- und zur Invalidenverſicherung 
an die berechtigte Krankenkaſſe abzuführen bzw. für die 
Invaliden verſicherung zu verwenden. In der Nichtab⸗ 
lieferung der den Arbeitern an ihren Löhnen abgezogenen 
Beiträge liegt keine Verfehlung gegen $ 533 RVO. 

Allerdings iſt in 8 35 Abſ. 1 VO. über Erwerbsloſenfürſorge 
beſtimmt, daß die Beiträge für die Erwerbsloſenfürſorge als Zu⸗ 
ſchläge zu den Krankenkaſſenbeiträgen zu entrichten ſind und daß 


Rechtſprechung 


Juriſliſche Wochenſchrift 


auf deren Zahlung die 88 28, 29, 394405 RVO. entſprechende An⸗ 
wendung finden. Die Beſtimmung iſt aber keine zwingende Vor⸗ 
ſchrift. Nach Abs. 3 des § 35 kann die oberſte Landesbehörde oder die 
von ihr bezeichnete Steile der Gemeinde vorſchreiben oder geſtatten, 
daß die Beiträge auf eine andere Art als durch die Krankenkaſſen erhoben 
werden, und in dieſem Falle auch die Beitreibung anderweitig regeln. 
Schon hieraus ergibt ſich, daß die Beiträge zur Erwerbsloſenfürſorge 
nicht als Beſtandteile der Krankenkaſſenbeiträge gelten können. 
Dazu kommt, daß ſich, abgeſehen von 835 Abſ. L a. a. O., keine 
Beſtimmung findet, die die entſprechende Anwendung von Vor⸗ 
ſchriften der RVO. über die Krankenverſicherung auf die Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge anordnet. Da davon auszugehen iſt, daß die VO. ». 
16. Febr. 1924 das Gebiet der Erwerbsloſenfürſorge erſchöpfend regelt, 
iſt die Herübernahme von Beſtimmungen über die Krankenverſicherung 
in das Rechtsgebiet der Erwerbsloſenfürſorge unzuläſſig. Es iſt daher 
ausgeſchloſſen, die Straſbeſtimmung des $ 533 RVO. auf die 
Nichtablieferung der den Arbeitern an ihren Löhnen abgezoge⸗ 
nen Beiträge zur Erwerbsloſenfürſorge anzuwenden. Zuwider⸗ 
handlungen gegen die Vorſchriften der VO. über Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge können nur nach § 44 der VO. beſtraft werden, wonach 
eine von den Gerichten zu verhängende Strafe nicht vorgeſehen tt 


(zuſt. OLG. Dresden: JurR. 1926, Beil. Nr. 2197 und JW. 
1927, 194). 
(Bay obe GG., StS., Urt. v. 27. Jan. 1927, RevReg. II Nr. 553/26.) 
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5. 88 23, 99 BetrRGG. Solange eine Betriebsver⸗ 
tretung, die den nach 8 99 Abf. 5 geforderten Strafantrag 
ſtellen kann, nicht beſteht, muß die Strafverfolgung des 
Arbeitgebers wegen Zuwiderhandlungen gegen 8 23 Ab ſ. 2 
und 3 unterbleiben. 

Die Rev. vertritt die Anſicht, daß beim Fehlen einer Betriebs⸗ 
vertretung die Strafverfolgung von Arbeitgebern wegen Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen die angeführten Beſtimmungen ohne einen Strafantrag 
zuläſſig ſei. Sie führt aus, nach dem BetrRch. müſſe in jeden 
Betriebe, in dem mindeſtens 20 Arbeitnehmer beſchäftigt würden, ein 
Betriebsrat beſtehen; damit dieſes Ziel erreicht werde, müßten die 
Arbeitgeber zur Erfüllung der ihnen in 8 23 Abf. 2 u. 3 auferlegten 
Pflichten gezwungen werden können, die Strafverfolgung wegen vor 
ſätzlicher Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen im 8 23 
Abſ. 2 u. 3 könne daher nicht von dem Strafantrage der Betriebs- 
vertretung abhängig ſein. Dieſe Anſicht iſt unhaltbar. Daß das in 
899 Abſ. 5 aufgeſtellte Erfordernis des Strafantrags der Betriebs⸗ 
vertretung auch für die Strafbeſtimmung in § 99 Abſ. 2 gilt, ergibt 
ſich unmittelbar aus dem Zuſammenhang der beiden Beſtimmungen. 
Die Veſtimmung in 8 99 Abſ. 5 ift deshalb an den Schluß dieſes 
Paragraphen geſtellt, weil ſie für alle in demſelben enthaltenen 
Strafbeſtimmungen gelten ſoll. Die Gerichte ſind an den klaren In⸗ 
halt der Geſetze gebunden und müſſen etwa notwendige Verbeſſe⸗ 
rungen derſelben dem Geſetzgeber überlaſſen. Es kann daher keine 
Rede davon ſein, daß bei den Vergehen nach 8 99 Abſ. 2 BetrRG. 
von dem Erforderniſſe des Strafantrags der Betriebsvertretung ab⸗ 
geſehen werden kann. Übrigens iſt der von der Rev. aufgeſtellte 
Satz, daß beim Vorhandenſein der geſetzlichen Vorausſetzungen ein 
Betriebsrat in jedem Betriebe beſtehen müſſe, nicht zutreffend. Wäre 
er richtig, dann müßte das Geſetz eine Beſtimmung enthalten, wo⸗ 
nach ordnungsmäßig beſtellte Wahlvorſtände zur Erfüllung ihrer 
Pflichten gezwungen werden können. Ferner müßte im Geſetz Vor⸗ 
ſorge für den Fall getroffen ſein, daß das Wahlverfahren ergebnis⸗ 
los bleibt. Im Geſetz findet ſich aber keine Strafvorſchrift gegen die 
ihre Pflichten verletzenden Wahlvorſtände. Und aus 8 8 Abſ. 1 Saß 2 
Wahl. z. BerrN&. v. 5. Febr. 1920 (RG Bl. S. 175) ergibt ſich, 
daß das Wahlverfahren zu keinem Ergebnis führt, die Aufſtellung 
eines Betriebsrates unterbleibt. Eine Beſtimmung, daß in einem 
ſolchen Falle von irgendeiner Behörde oder Stelle ein Betriebsrat 
zu beſtellen iſt, iſt in das Geſetz nicht aufgenommen worden. Weiter 
kann auch davon nicht die Rede ſein, daß die Wahl eines Betriebs- 
rates unmöglich iſt, wenn der Arbeitgeber der ihm in § 23 Abſ. 2 u. 3 
auferlegten Verpflichtung nicht nachkommt. Wenn die drei älteſten 
wahlberechtigten Arbeitnehmer des Betriebes oder drei andere wahl⸗ 
berechtigte Arbeitnehmer freiwillig die Geſchäfte des Wahlvorſtandes 
führen und es ihnen gelingt, die Wahl des Betriebsrats herbei⸗ 
zuführen, fo kann unter den aus 8 19 der Wahl. erſichtlichen Vor⸗ 
ausſetzungen eine Heilung der Mängel des Wahlverfahrens eintreten 
und der auf ſolche Weiſe zuſtande gekommene Betriebsrat die den 
Betriebsräten zukommenden Aufgaben erfüllen. 

Vom RAM. ſcheint gelegentlich die Anſicht ausgeſprochen worden 
zu ſein, daß beim Fehlen einer Betriebsvertretung die Mehrheit der 
wahlberechtigten Arbeitnehmerſchaft zur Stellung des Strafantrag⸗ 
berechtigt ſei (ſiehe Flatow, BetrRch., 899 Aum. 6 a. E.). Auch 
dieſer Meinung hann nicht zugeſtimmt werden. Was unter Betriebs? 
vertretung zu verſtehen iſt, iſt im Vet NG. deutlich zum Ausdruck 
gebracht. Es fallen darunter der Betriebsrat, Arbeiterrat, Ange⸗ 
ſtelltenrat, der Geſamtbetriebsrat, der Betriebsobmann und gewiſſe 
Sondervertretungen. Daß beim Fehlen einer geſetzlichen Betriebs⸗ 


* 
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vertretung die Mehrheit der Arbeitnehmer alle oder einzelne Befugniſſe 

der Betriebsvertretung ausüben könne, iſt im Geſ. nicht beſtimmt und 

kann mangels einer geſetzlichen Beſtimmung nicht angenommen werden. 

(Bay Obs G., StS., Urt. v. 20. Jan. 1927, RevReg. II Nr. 537/26.) 
* 


6. 8 9 Abſ. 1 der VO. über die Regelung der Arbeitd- 
zeit der Angeſtellten während der Zeit der wirtſchaftlichen 
Demobilmachung mit 88 1, 14 der VO. über die Arbeits⸗ 
zeit v. 21. Dez. 1923; Irrt VO. v. 18. Jan. 1917. Die Vor⸗ 
führung einer Modeſchau durch Mannequins in den Ge⸗ 
ſchäftsräumen nimmt dieſen den Charakter einer offenen 
Verkaufsſtelle nur dann, wenn durch beſondere Veran⸗ 
ſtaltungen jeglicher Geſchäftsverkehr mit dem Publikum 
unmöglich gemacht wird. Die Vorſchriften über Arbeits- 
zeit unterſtehen nicht der Irrt Vo. 

Räume, die nach ihrer Einrichtung und Beſtimmung eine offene 
Verkaufsstelle find, behalten dieſe Eigenſchaft auch während der 
Ladenſchlußzeit, während deren ſie geſchloſſen ſein müſſen und ge⸗ 
ſchloſſen werden. In den Verkaufsräumen der Firma R. hat ſich vor 
wie nach der Modenſchau der geſchäftliche Verkehr der Firma mit dem 
Publikum abgeſpielt, ſie waren vor wie nach der Modenſchau eine 
offene Verkaufsstelle. Dieſe Eigenſchaft muß ihnen daher auch wäh⸗ 
rend der Modenſchau zugekommen ſein, falls ſie ihnen nicht erkenn⸗ 
bar durch beſondere Maßnahmen für dieſe Zeit entzogen war. Dazu 
genügte ſelbſtverſtändlich nicht die Erklärung des Angekl., daß wäh⸗ 
rend der Modenſchau ein geſchäftlicher Verkehr in den Verkaufs- 
träumen nicht ſtattfinde. Dazu genügten auch nicht die vom Angehl. 
vorgenommenen Maßregeln. Denn die abgeſperrten Verkaufsabtei⸗ 
lungen konnten ohne beſondere Mühe wieder zugänglich gemacht 
und die Verhüllungen der Waren leicht beſeitigt werden. Die ſämt⸗ 
lichen Maßnahmen des Angekl. hatten nur die Bedeutung, daß durch 
ſie den Beſuchern der Modenſchau zu erkennen gegeben wurde, daß 
während dieſer Veranſtaltung in den abgeſperrten Geſchäftsabteilungen 
und hinſichtlich der verdeckten Waren ein Geſchäftsverkehr nicht 
ſtattfinden ſolle. Um den Verkaufsräumen der Firma die Eigenſchaft 
einer offenen Verkaufsſtelle zu entziehen, waren aber ſolche Maß⸗ 
nahmen erforderlich, durch welche jeglicher Geſchaftsverkehr in allen 
ieſen Räumen unmöglich gemacht wurde. Solche Maßnahmen wur⸗ 
den aus naheliegenden Gründen unterlaſſen. Übrigens würde es 
dem Angekl. nichts nützen, wenn man annehmen würde, daß in den 
abgeſperrten Abteilungen des Erdgeſchoſſes und hinſichtlich der ver⸗ 
hüllten Waren ein Geſchäftsverkehr nicht möglich war. In den Ver⸗ 
kaufsräumen des erſten Stockes und hinſichtlich der vorgeführten 

aren war er in keinem Falle ausgeſchloſſen. Es kann daher keine 
Rede davon ſein, daß die Verkaufsräume zu einem „neutralen“ 
Raume umgeſtaltet waren. 

In dem angefochtenen Urt. iſt weiter ausgeführt, daß die 
Modenſchau nicht als geſchäftlicher Verkehr i. S. 99 Abſ. 1 BO. v. 
18. März 1919 gelten könne, weil ſie lediglich eine Reklameveranſtal⸗ 
tung geweſen ſei, bei der ein unmittelbarer Verkehr mit dem Publi⸗ 
kum zwecks Verkaufs von Waren nicht ſtattgefunden habe, und die 
Zuſchauer nicht die Möglichkeit gehabt hätten, ſich Waren zu ver⸗ 
ſchaffen. Dieſen Ausführungen kann nicht zugeſtimmt werden. Es iſt 
dem Vorderrichter zuzugeben, daß der Begriff „geſchäftlicher Ver⸗ 
kehr“ einen unmittelbaren Verkehr des Geſchäftsherrn und feiner An⸗ 
geſtellten mit dem Publikum erfordert. Arbeiten, bei denen ein Ver⸗ 
kehr mit dem Publikum nicht ſtattfindet, wie Aufräumungs⸗, Rei⸗ 
nigungs⸗ oder Zurichtungsarbeiten, find durch den 89 a. a. O. nicht 
verboten. Unter den Begriff des geſchäftlichen Verkehrs fällt aber nicht 
bloß der Abſchluß von Verkaufsgeſchäften und die Abgabe von Waren, 
ondern auch jede andere im unmittelbaren Verkehr mit dem Publi⸗ 
kum erfolgende geſchäftliche Betätigung des Geſchäftsherrn und ſeiner 
Leute. Auch das Vorzeigen und Anpreiſen der Ware fällt darunter. 
In den Ladengeſchäften werden ohne jeden Anſtand allen Beſuchern, 
auch ſolchen, die erklären, daß ſie ſich nur über gewiſſe Waren und 
ihre Preiſe erkundigen wollen, die gewünſchten Waren vorgelegt und 
vorgezeigt. Jeder Kaufmann weiß, daß durch das Vorzeigen der 
Varen die Kaufluſt angeregt und unter Umſtänden ein Verkauf er⸗ 
zielt wird. Die vom Angekl. veranſtaltete Modenſchau war nichts 
anderes als eine beſonders wirkungsvolle Vorführung von Waren 
zu dem Zweck, die Kaufluſt der Zuſchauer anzureizen und dadurch 
Künftige Kaufgeſchäfte vorzubereiten. Dieſer Zweck kam deutlich da⸗ 
durch zum Ausdruck, daß bei der Vorführung der einzelnen Waren 
deren Preiſe bekanntgegeben wurden. Bei der Modenſchau fand ein 
unmittelbarer Verkehr mit den Zuſchauern ſtatt. Jeder Zuſchauer 
ah die vorgeführten Waren und hörte den bekanntgegebenen Preis. 
Daß bei der Modenſchau ein Verkauf der vorgeführten Waren nicht 
ſtattfand, iſt ohne Belang. Auch ſonſt führt das Vorlegen und Vor⸗ 
zeigen von Waren nicht immer zum Abſchluß eines Kaufvertrags. 

an mag die Modenſchau eine Reklameveranſtaltung nennen. Sie 
war aber eine Reblameveranſtaltung, die im unmittelbaren Verkehr 
mit dem Publikum in einer offenen Verkaufsſtelle ſtattfand und des⸗ 
halb einen geſchäftlichen Verkehr i. S. des 8 8 a. a. O. darſtellt. 

Die IrrtBO. iſt nach ihrem Wortlaut nur anwendbar bei Zu⸗ 
widerhandlungen gegen Vorſchriften, die auf Grund des 8 3 des Gel. 


üb. die Ermächt. des Bundesrats zu wirtſchaftl. Maßnahmen v. 
4. Aug. 1914 ergangen ſind. Sie wurde durch die VO. der Reichsreg. 
v. 12. Febr. 1920 ausgedehnt auf Zuwiderhandlungen gegen Vor⸗ 
ſchriften, die auf Brund der Beſtimmungen über die wirtſchaftliche 
Demobilmachung erlaſſen worden ſind. Zu dieſen Vorſchriften gehörte 
die VO. v. 18. März 1919 über die Regelung der Arbeitszeit der 
Angeſtellten während der Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung. 
Die auf Grund der Beſtimmungen über die wirtſchaftliche Demobil⸗ 
machung erlaſſenen Vorſchriften ſollten nach der VO. v. 18. Febr. 
1921 am 31. März 1922 außer Kraft treten. Die Geltungsdauer der 
VO. v. 18. März 1919 wurde aber wiederholt verlängert (Art. I Abſ. 2 
Nr. 5 RGeſ. v. 30. März 1922 (RGBl. I, 285); Art. I d. Gef. v. 
26. Okt. 1922 (RGBl. I, 802); Art. 1 d. Gel. v. 23. März 1923 
(RGBl. I, 215); VO. v. 29. Okt. 1923 (RG Bl. I, 1037). Mit Ablauf 
des 17. Nov. 1923 ift die VO. außer Kraft getreten. Von einer Ver⸗ 
längerung der Geltungsdauer der VD. über den 17. Nov. 1923 war 
abgeſehen worden, weil die Reichsreg. dem RT. den Entw. eines 
ArbZG. vorgelegt hatte. Da der RT. den GeſcEntw. nicht erledigte, 
wurde auf Grund das ErmächtG. v. 8. Dez. 1923 (RGBl. J, 1179) 
die Arb ZO. v. 21. Dez. 1923 erlaſſen. Durch dieſe VO. wurde zwar 
verſchiedenen Beſtimmungen der VO. v. 18. März 1919, insbeſ. dem 
89 derſelben, von neuem Geſetzeskraft verliehen. Aber dieſe Beſtim⸗ 
mungen bilden nunmehr einen Beſtandteil der ArbZBD.; fie find 
keine Demobilmachungsvorſchriften mehr. Infolgedeſſen kann auf ſie 
die VO. v. 12. Febr. 1920 und folgeweiſe auch die IrrtVO. nicht 
angewendet werden. Zur Anwendung der Irrt9 O. auf Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen die Vorſchriften der ArbgZ VO. wäre eine beſondere ge⸗ 
ſetzliche Beſtimmung erforderlich, die nicht vorliegt. 

(BayobsG., StS., Urt. v. 13. Jan. 1927, RevReg. II Nr. 504/26.) 
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7. Vorausſetzung für die Anwendung des 9 1 VO. 
betr. Maßnahmen gegenüber Betriebsabbrüchen und ⸗ſtill⸗ 
legungen v. 8. Nov. 1920/15. Okt. 1923. 


91 Abſ. 3 VO. beſtimmt: „Muß eine Maßnahme der in 8 1 
Abſ. 1 Nr. 2 bezeichneten Art (d. i. hier die Nichtbenützung einer Be⸗ 
triebsanlage mit der Folge, daß von weniger als 200 Arbeitnehmern 
10 zur Entlaſſung kommen) infolge unvorhergeſehener Ereigniſſe ſo⸗ 
fort getroffen werden, ſo iſt die Anzeige unverzüglich nachzuholen.“ 
Die Bedeutung dieſer Vorſchrift iſt, wie der Worklaut und der Zu⸗ 
ſammenhang der einzelnen Beſtimmungen des 81 ergibt und auch im 
Schrifttum anerkannt iſt (. Erdmann⸗Anthes, BetrStillVO., 
81 Note 50, S. 76/77), die, daß beim Vorliegen der Vorausſetzungen 
des § 1 Abf. 3 a. a. O. der Arbeitgeber ohne vorherige Anzeige und 
ohne Zuſtimmung der Demobilmachungsbehörde die Stillegungs⸗ 
maßnahme ſofort treffen kann; es würde alſo, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 1 Abſ. 3 in der Tat vorlägen, die ungenehmigte Be⸗ 
triebsſtillegung mit der hierdurch veranlaßten Arbeitnehmerentlaſſung 
ſtraflos ſein. 

Zu den Vorausſetzungen des Abſ. 3 a. a. O. gehört namentlich 
auch, daß die ſofortige Betriebsſtillegung notwendig wurde (. Erd⸗ 
mann-Anthes a. a. O.). Dies war aber nicht der Fall. — Die 
Strafvorſchrift des 87 Abſ. 1 Satz 1 verlangt vorſätzliche Zuwider⸗ 
handlung gegen 8 1 VO. Das BG. ſtellt feſt, daß der Angekl. die 
„Vorſchrift“ gekannt und ſie bewußt übertreten hat; es ſtellt ferner 
feſt, daß er über die einzuhaltenden Sperrfriſten aufgeklärt worden 
war; daß der Angekl. wußte, „daß die ſofortige Stillegung und die 
Entlaſſung faft der geſamten Arbeiterſchaft ohne Abwarten der Sperr⸗ 
friſt durch den Defekt der Dampfmaſchine (d. i. der Wolf⸗Lokomobile) 
nicht bedingt ſei, weil mit der kleinen Maſchine, wie es auch ſpäter 
geſchah, weitergearbeitet werden konnte“. 

Gegenüber dieſen Feſtſtellungen iſt es rechtlich belanglos, ob hin⸗ 
ſichtlich des Eintritts der Gebrauchsunfähigkeit der Wolf⸗Lokomobile 
ein Verſchulden des Angekl. beſtand oder nicht; denn dieſe Tatſache 
war bei der Annahme der StK., daß die Stillegung durch die In⸗ 
betriebſetzung der Lanz⸗Lokomobile verhütet werden konnte, für die 
Feſtſtellung der Schuldfrage unerheblich. 

Wie die Faſſung des 8 1 BetrStill VO. ergibt, bildet die — 
ohne Zuſtimmung der zuſtändigen Behörde erfolgende — ganze oder 
teilweiſe „Nichtbenutzung“ von Betriebsanlagen den ſtrafbaren Tat⸗ 
beſtand. Es wird hier eine „beabſichtigte Maßnahme“ (Betriebs⸗ 
abbruch oder Betriebsſtillegung), alſo eine vom Inhaber oder Leiter 
des Betriebs aus eigenem Willensentſchluß ins Auge gefaßte und 
durchgeführte Stillegung von Betriebsanlagen vorausgeſetzt. Daher iſt 
allerdings der Tatbeſtand des § 1 a. a. O. überhaupt nicht verwirk⸗ 
licht, wenn ein von außen her kommendes Ereignis, alſo nicht der 
Willensentſchluß des Betriebsinhabers oder Betriebsleiters und die 
Ausführung dieſes Entſchluſſes, den Stillſtand von Betriebsanlagen 
unmittelbar verurſacht. In den Fällen der ſog höheren Gewalt, im 
Falle von Betriebsſtörungen, finden daher die Vorſchriften der Betr⸗ 
StillVO. überhaupt keine Anwendung (vgl. Erdmann⸗Anthes 
a. a. O., 81 Anm. 42, 50, S. 68, 78ff.). Der Tatbeſtand des 8 1 
Abf. 1 Nr. 2a und Abf. 2 BetrStill VO. konnte alſo dadurch allein, 
daß der Angekl. ein Schadhaftwerden und die ſchließliche Gebrauchs⸗ 
unfähigkeit der großen Lokomobile hat vorausſehen können, nicht ver⸗ 
wirklicht werden; denn dieſe Unbenützbarkeit hätte, wenn dem Angekl. 


2382 


nicht auch die Lanz⸗Lokomobile zur Verfügung geſtanden wäre, von 
ſelbſt den Weiterbetrieb des Werkes unmöglich gemacht; eines Ent⸗ 
ſchluſſes des Angekl., ſeinen Betrieb ſtillzulegen, und der Ausführung 
dieſes Entſchluſſes, eines „Nichtbenutzens von Betriebsanlagen“, hätte 
es alſo in dieſem Falle gar nicht bedurft. Das angefochtene Urt. 
Könnte daher nicht aufrechterhalten werden, wenn die StR. die Ver⸗ 
urteilung des Angekl. nur darauf gegründet hätte, daß dieſer das 
Unbrauchbarwerden des Keſſels der Wolf⸗Lokomobile auf die ſchließ⸗ 
liche Unmöglichkeit gefahrloſer Benutzung dieſes Keſſels bei An⸗ 
wendung der nach den Umſtänden gebotenen und ihm zuzumutenden 
Sorgfalt habe vorausſehen Können und müſſen und ſich daher auf 
ein „unvorhergeſehenes Ereignis“ i. S. des § 1 Abſ. 3 BetrStill VO. 
nicht zu berufen vermöge. Allein die angefochtene Entſch. wird durch 
die weiteren Feſtſtellungen getragen, daß der Angekl., wie er wußte, 
auch bei Unbenützbarkeit der großen Lokomobile ſeinen Betrieb mit 
der kleinen Maſchine hat fortſetzen können und ihn gleichwohl ein⸗ 
geſtellt hat. 

Der Tatbeſtand der dem Angekl. zur Laſt gelegten Straftat 
wird nicht durch jede Nichtbenutzung einer Betriebsanlage, ſondern 
durch eine ſolche nur dann erfüllt, ſofern hierdurch von weniger als 
200 Arbeitnehmern 10 Arbeitnehmer zur Entlaffung kommen. Es 
kaun demzufolge die Verurteilung des Angekl. nur dann aufrecht⸗ 
erhalten werden, wenn als feſtgeſtellt zu erachten iſt, daß die In⸗ 
betriebjegung der kleinen Lokomobile die weitere Beſchäftigung von 
mindeſtens zehn Arbeitern ermöglicht und die Entlaſſung von min⸗ 
deſtens zehn Arbeitern verhindert hätte. Dies kann aber dem von 
der StR, feſtgeſtellten Sachverhalt unbedenklich entnommen werden. 

Die StR. erblickt in dem feſtgeſtellten Sachverhalt auch eine 
nach 87 BetreStillVO. ſtrafbare Zuwiderhandlung des Angekl. gegen 
8 2 a. a. O. Das iſt unzutreffend. 82 Abſ. 1 a. a. O. verbietet „eine 
die ordnungsmäßige Führung des Betriebes beeinträchtigende Verände⸗ 
rung der Sach- oder Rechtslage“. Eine Veränderung der Sachlage 
liegt nur vor, wenn die Betriebsanlagen oder ſonſtige zum Betriebe 
gehörige Gegenſtände verändert werden oder wenn ſonſt irgendwelche 
Handlungen an ihnen oder mit ihnen vorgenommen werden, die die 
ordnungsmäßige Führung des Betriebs beeinträchtigen. Eine Ver⸗ 
änderung der Rechtslage aber ſetzt voraus, daß die zum Betriebe ge⸗ 
hörigen dinglichen oder obligatoriſchen Rechte verändert werden (ſiehe 
Erdmann⸗Anthes a. a. O., 82 Anm. 4, S. 90). Solche Ver⸗ 
änderungen find in dem Urt. der Ste. nicht feſtgeſtellt. Die Ent⸗ 
laſſung von Arbeitern kann nicht als Veränderung der Sach⸗ oder 
Rechtslage erachtet werden (. Erdmann⸗Anthes a. a. O.). 

Auch die Beſtimmungen der Abj. 2—5 des 8 2 der VetrStill Vo. 
rechtfertigen die Anwendung der 88 2 und 7 auf den vorliegenden Fall 
nicht. Insbeſ. trifft 8 2 Abſ. 2 Satz 1 nur zivilrechtliche Beſtim⸗ 
mungen über die „Wirkſamkeit“ von Arbeitnehmerentlaſſungen, ent⸗ 
hält aber kein Verbot oder Gebot, deſſen Verletzung einen nach 8 7 
ſtrafbaren Tatbeſtand darſtellt. Die Anſicht (vgl. Erdmann⸗ 
Anthes a. a. O., 87 Anm. 1 S. 161), daß auch die Entlaſſung von 
Arbeitnehmern über die Grenzen des § 1 Abſ. 1 Nr. 2 BetrStill BO. 
hinaus nach $2 mit 8 7 a. a. O. ſtrafbar ſei, lehnt der erk. Sen. ab. 
Für die Annahme, daß 87 BetrStillVO., ſoweit er auf 8 2 a. a. O. 
verweiſt, nur Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften des 8 2 
Abſ. 1 a. a. O. mit Strafe bedroht, kommt neben Wortlaut, Sinn 
und Zweck der Vorſchriften in 8 2 Abſ. 2—5 a. a. O. in Betracht, 
daß die Abſ. 2—5 des 52 ſich in der urſprünglichen Faſſung der 
BetrStillVO. v. 8. Nov. 1920 nicht fanden, ſondern erſt durch Art. 1 
der VO. v. 15. Okt. 1923 eingefügt wurden, daß dieſe Einſchaltungen 
den durch Art. 2 der VO. v. 15. Okt. 1923 aufgehobenen 812 der 
VO. über die Einſtellung und Entlaſſung von Arbeitern und An⸗ 
geſtellten während der Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung v. 
12. Febr. 1920 (RGBl. 218) erſetzen ſollten (f. Erdmann⸗Anthes 
q. a. O., Einl. S. 14 und Vorbem. zu 8 2, S. 87 ff.) und daß dieſe 
VO. v. 12. Febr. 1920 keine kriminellen Strafbeſtimmungen enthielt. 


(Baydb ed., StS., Urt. v. 28. April 1927, Revgeg. II Nr. 100/27.) 


Oberlaudesgerichte. 


Celle. a) Zivilſachen. 

1. 88 84, 87 Betrag. Angeſtellte können nicht nach⸗ 
träglich eine Entſchädigung nach 8 87 BetrRG. bean- 
ſpruchen, wenn fie Einſpruch gegen die Kündigung ſeiner⸗ 
zeit nicht erhoben haben, weil als Kündigungsgrund 
Stillegung des Betriebes angegeben wurde, während 
ſpäter in einem Prozeß feſtgeſtellt wurde, daß eine Gtill- 
legung i. S. d. Betr. nicht ſtattgefunden hatte. f) 

Der Kl. war bei der Bekl. als kaufmänniſcher Angeſtellter 
tätig. Am 16. Mai 1924 kündigte die Bekl. dem Kl. und zahl⸗ 
reichen anderen Angeſtellten mit gleichlautenden Schreiben, weil 


Zu 1. Die Entſch. iſt im Ergebnis zutreffend. In der Begrün⸗ 
dung wird aber die Bedeutung der 89 84 ff. nicht immer richtig 
erkannt. Für das Einſpruchsverfahren muß nämlich einerſeits der 
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eine Stillegung des Betriebes nötig ſei. Die Bekl. tat dies, ohne 
ſich mit dem Betriebsrat ins Benehmen zu ſetzen. Der Kl. erhob 
friſtgemäß Einſpruch gegen die Kündigung beim Angeſtelltenrat. 
Dieſer konnte nach feiner Auffaſſung den Einſpruch nicht verfol- 
gen, weil die Kündigung durch Stillegung des Betriebes erforder? 
lich geworden ſei und legte ihn mit dieſer Begründung in die Hande 
des Kl. zurück. Der Kl. behauptete, daß eine Stillegung des Be⸗ 
triebes nicht erfolgt ſei, wie dies das RG. in einem anderen 
Rechtsſtreit der Firma feſtgeſtellt habe. Eine Betriebsſtillegung ſei 
ernſtlich gar nicht beabſichligt geweſen. Sie ſei nur als Vorwand 
benutzt, um mißliebige Angeſtellte zu entlaſſen. 

Nicht zutreffend iſt die Auffaſſung des Kl., daß das Betrgch. 
als Ganzes ein Schutzgeſetz i. S. des 8 823 Abſ. 2 BGB. iſt. Es 
kommt vielmehr darauf an, ob die einzelne verletzte Beſtimmung 
als ſolches zu gelten hat. 

Es iſt auch nicht erſichtlich, inwieweit die Bekl. den $ 84 
Betrag. verletzt haben ſollte und wie darauf der Anſpruch des Kl. 
zu gründen iſt, vorausgeſetzt, daß eine Stillegung nicht erfolgt 
iſt. Dieſe Beſtimmung gibt im Gegenſatz zu 8 74 bei Einzel⸗ 
entlaſſungen dem Arbeitnehmer gewiſſe Rechte. Dadurch iſt jedoch 
die Kündigungsbefugnis des Arbeitgebers in keiner Weiſe ein⸗ 
geſchränkt. § 84 enthält kein Gebot oder Verbot für ihn, ſondern 
ſetzt ihn nur der Gefahr aus, bei Kündigungen von Arbeitnehmern 
unter Umſtänden in gewiſſem Umfange Erſatz leiſten zu muſſen. 
Dieſe Beſtimmung iſt weder ein Schutzgeſetz i. S. des § 823 Abf. 2 
BGB., noch enthält ſie beſondere, den Dienſtvertrag berührende 
Beſtimmungen. Sie gibt lediglich dem gekündigten Arbeitnehmer 
ein Einſpruchsrecht bei dem Angeſtelltenrat. Dieſer allein hat dar⸗ 
über zu befinden, ob er dem Einſpruch nachgehen will. Er hat zu 
prüfen, ob die Vorausſetzungen des $ 84 für den Einſpruch vor⸗ 
liegen, ob insbeſ. die Entlaſſung eine unbillige Härte darſtellt. Er 
muß ſich auch darüber ſchlüſſig werden, ob das Einſpruchsrecht etwa 
deshalb ausgeſchloſſen iſt, weil ſie durch eine ganze oder teilweiſe 
Stillegung des Betriebes erforderlich geworden iſt ($ 85 Abſ. 2 
Ziff. 2 BetrRch.). Iſt der Angeſtelltenrat der Meinung, daß ein 
Einſpruchsrecht nicht gegeben iſt, weil er irriger weiſe annimmt, 
daß eine Stillegung des Betriebes erfolgt ſei, ſo hat den Schaden 
der Arbeitnehmer zu tragen. Er muß ſich mit der ausgeſprochenen 
Kündigung abfinden. Er hat nun nicht etwa, wenn die Kündigung 
eine ins durch fein Verhalten nicht veranlaßte Härte bedeu⸗ 
tete und eine Stillegung des Betriebes tatſächlich nicht erfolgt war, 
einen Schadenserſaßanſpruch (aus dem Dienſtvertrage) gegen den 
Arbeitgeber. Denn er iſt feiner Rechte aus 88 84 ff. lediglich durch 
das Verhalten des Angeſtelltenrates verluſtig gegangen. Man kann 
aber auch nicht ſagen, daß der Arbeitgeber ſchon dadurch ſeine 
Vertragspflichten verletzt oder ſittenwidrig handelt und ſich 
demzufolge aus Vertrag oder unerlaubter Handlung ſchadenserſaß⸗ 
pflichtig macht, daß er eine Betriebsſtillegung vornimmt, um einen 
Teil des Perſonals zu entlaſſen oder zu wechſeln. Eine ſolche Er⸗ 
ſatzpflicht möchte dann vielleicht (aus 8 276 oder 826 BGB.) ger 
geben ſein, wenn die Stillegung lediglich zu dem Zweck er⸗ 
folgte, um dem gekündigten Angeſtellten ſein Einſpruchsrecht aus 
884 Betri®. abzuſchneiden. Sie beſteht auch ſicherlich dann, wenn 
die Stillegung nur vorgetäuſcht iſt, um bei dem Angeſtellten 
oder dem Angeſtelltenrat die Annahme zu erwecken, daß das 
Einſpruchsrecht nicht beſtehe. Aber weder das eine noch bas andere 
iſt hier feſtzuſtellen. Vielmehr iſt nach dem Protokoll über die 
maßgebende Aufſichtsratsſitzung anzunehmen, daß rein ſachliche Er⸗ 
wägungen, insbeſ. die außerordentlichen finanziellen Schwierigkeiten 


materielle Rechtsanſpruch des Arbeitnehmers unterſchieden werden, 
der auf Weiterbeſchäftigung gerichtet iſt, und von dem ſich der Ar⸗ 
beitgeber kraft facultas alternativa durch Zahlung einer Entſchä⸗ 
digung löſen, d. h. den Arbeitnehmer inſoweit abfinden kann. Die⸗ 
ſer materielle Anſpruch des Arbeitnehmers wird- nun andererſeits 
in dem prozeſſualen Einſpruchsverfahren lediglich gerichtlich ver“ 
folgt, fo daß das formelle Einſpruchsrecht des Arbeitnehmers auf 
Verfolgung dieſes Anſpruchs nur einem prozeſſualen Rechtsſchuß⸗ 
anſpruch gleichſteht. Beide Anſprüche, der materielle Anſpruch des 
Arbeitnehmers auf Weiterbeſchaftigung und der formelle Rechts- 
ſchutzanſpruch auf prozeſſuale Verfolgung dieſes Anſpruchs im Ein⸗ 
ſpruchsverfahren, ſtehen ſelbſtändig nebeneinander, ſind an verſchie⸗ 
dene Vorausſetzungen geknüpft und verfolgen verſchiedene rechtliche 
Ziele. Verzichtet einerſeits der Arbeitnehmer auf ſeinen materiellen 
Anſpruch, ſo wird freilich dem Einſpruchsverfahren der materielle 
Rechtsboden entzogen, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob die pro⸗ 
zeſſuale Verfolgung parteimäßig von dem Arbeitnehmer ſelbſt oder 
vom Betriebsrat betrieben wird. Aber auch umgekehrt iſt eine 
Verfolgung des materiellen Anſpruchs des Arbeitnehmers im pro” 
zeſſualen Einſpruchsverfahren nur dann möglich, wenn der Betriebs- 
rat den Einſpruch für begründet erklärt hat. Dieſe Erklärung des 
Betriebsrats, daß der Einſpruch begründet iſt, bildet nämlich für 
die prozeſſuale Verfolgung des materiellen Anſpruchs eine Pro, 
zeßvorausſetzung. Es kommt daher für die Verfolgbarkeit 
des Einſpruchsrechts gar nicht mehr darauf an, ob der materielle 
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für die Maßnahme der Bekl. ausſchlaggebend geweſen find. Diefe 
zielten darauf ab, durch eine Stillegung der Fabrikation und Ver⸗ 
wertung der vorhandenen Vorräte die Betriebskoſten herabzuſetzen 
und die Schuldenlaſt zu verringern in der Hoffnung, demnächſt die 
Fabrikation in beſchränktem Umfange wieder aufnehmen zu können. 
Daß im Zuſammenhang damit ein Teil der Angeſtellten dauernd 
entlaſſen werden mußte, iſt ſelbſtverſtändlich. Daraus folgt aber 
noch nicht, daß die Stillegung nur oder hauptſächlich zu dem Zweck 
erfolgen ſollte, um ſich mißliebiger Angeſtellter zu entledigen und 
um ihnen das Einſpruchsrecht aus § 84 Betr. abzuſchneiden. 
Wenn demgegenüber der Kl. unter Berufung auf das Zeugnis 
ſämtlicher Mitglieder des Aufſichtsrates einen dahingehenden Zweck 
behauptet, dann hätte er einzelne Tatſachen angeben müſſen, aus 
denen ſich dieſer Zweck ergeben ſollte. Das hat er aber nicht ge⸗ 
konnt. Daß die Bekl. eine Stillegung nur vorgetäuſcht habe, 
iſt in keiner Weiſe tatſächlich begründet und auch mehr als un⸗ 
wahrſcheinlich gegenüber den Umſtänden, daß der Demobilmachungs⸗ 
kommiſſar die Stillegung genehmigt hat. Deshalb iſt der Anſpruch 
des Kl. auch nicht auf Grund des § 84 Betrch. in Verbindung 
mit § 276 oder aus § 826 BGB. gerechtfertigt. 
(OLG. Celle, 4. 3 ., Urt. v. 11. März 1927, 4 U 289/26.) 
Mitgeteilt von RA. Buſch, Hannover. 
* 


Darmſtadt. 

2. 8 91 ZPO; 8 1 Vo. über Tarifverträge. Die 
Kenntnis des Arbeitsrechts kann bei einem Rechtsanwalt 
vorausgeſetzt werden. Die Koſten eines Rechtsgutachtens 
auf dem Gebiete des Arbeitsrechts ſind nicht erſtattungs⸗ 
fähig. }) 

Die Kl. haben in der Ber Inſt. ein Rechtsgutachten des Prof. 
Dr. S. über die Frage der Nachwirkung der Tarifverträge zu den 
Akten göheben. Ihre Beſchwerde gegen den Abſtrich des Honorars 
für das Gutachten iſt unbegründet. Zwar handelt es ſich vorliegend 
um ein Spezialgebiet, das Arbeitsrecht, doch berührt dieſes die 
Intereſſen ſo weiter Kreiſe der Bevölkerung und hat eine ſolche 
allgemeine Bedeutung erlangt, daß deſſen Kenntnis bei einem Rechts⸗ 
anwalt vorausgeſetzt werden darf. Zudem findet ſich gerade über die 
behandelte Frage ein reichhaltiges Schrifttum vor, auch iſt ſie ſchon 
wiederholt der Gegenſtand veröffentlichter Rſpr. geweſen. So ſehr 
auch die Einholung des Rechtsgutachtens einer anerkannten Autorität 
im vorliegenden Falle dem Parteivertreter ſeine Aufgabe erleichtert 
aben mag, jo kann ſie angeſichts der ſonſtigen auch ihm zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden zahlreichen Erkenntnisquellen, auf die allein ja 
auch der Richter bei der Urteilsfindung angewieſen iſt, doch nicht 
195 Dr zweckentſprechenden Rechtsverfolgung notwendig bezeichnet 
erden. 


(OLG. Darmſtadt, Beſchl. v. 10. Febr. 1927, I W 63/27.) 
* 


Frankfurt a. M. 

3. 3693 Abſ. 2 RVO. Nur diejenigen Angeſtellten ge- 
nießen das Vorrecht, daß ihnen nur aus wichtigem Grunde 
gekündigt werden kann, die als ſtändig Angeſtellte zehn 
Jahre bei der Berufsgenoſſenſchaft „beſchäftigt“ waren 
— —— 
Anſpruch begründet iſt oder nicht, da eben die Verfolgbarkeit die⸗ 
ſes Anſhruchs dann entfällt, wenn eine notwendige Prozeßvoraus⸗ 
ſetzung dieſer Verfolgbarkeit fehlt Soweit der Betriebsrat den 
Einſpruch des Arbeitnehmers daher nicht für begründet erklärt 
hat, iſt jede Verfolgung dieſes Anſpruchs in dem für dieſe Rechts⸗ 
verfolgung allein zugelaſſenen prozeſſualen Einſpruchsverfahren 
ſchlechthin ausgeſchloſſen, nicht weil der Anſpruch unbegründet 
wäre, ſondern weil es an einer Prozeßvorausſetzung für ſeine Ver⸗ 
folgbarkeit fehlt. Hat der Betriebsrat daher die Frage, ob der 
Einſpruch begründet iſt, zu Unrecht verneint, ſo kann es ſich 
höchſtens darum handeln, ob etwa die Mitglieder des Betriebsrats 
nach den Vorſchriften über unerlaubte Handlungen dem Arbeit⸗ 
nehmer hierfür haften, wobei freilich als Haftungsgrundlage nur 
der 5 826 BGB. in Frage kommen kann, ſoweit etwa die Be⸗ 
kriebsratsmitglieder wider beſſeres Wiſſen dolos das Vorliegen eines 

inſpruchsgrundes verneint haben (Kas kel: NZArbR. 1921, 11 ff.). 
„ Dieſe Geſtaltung, die zunächſt unbillig erſcheinen kann, recht⸗ 
is ſich aus der Erwägung, daß das Einſpruchsverfahren ſeiner 
inſerünglichen Konſtruktion nach überhaupt nicht dem Individual⸗ 
. des einzelnen Arbeitnehmers an der Fortſetzung ſeiner 
ſchafzeftigung, ſondern lediglich dem Kollektivintereſſe der Beleg⸗ 
5 an der Ausübung eines Mitbeſtimmungsrechts dienen ſollte, 
15 daß der Entwurf des BetrNG. eine Rechtsverfolgung überhaupt 
1955 durch den Betriebsrat und gar nicht durch den einzelnen Ar⸗ 
erutnehmer vorgeſehen hatte, und erſt das endgültige Geſetz dem 
inzelnen Arbeitnehmer neben dem Betriebsrat ein ſolches Recht 
zuerkannte. Verueint ſomit die Belegſchaft, vertreten durch den 
Eitriebsrat, ihr Intereſſe an der Weiterverfolgung, indem fie den 

inſpruch für unbegründet erklärt, ſo entfällt damit der Grund 


Rechtſprechung 
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Die zehn Jahre rechnen von dem Tage, an dem dem An⸗ 
geſtellten eine planmäßige Stelle übertragen wurde, auch 
wenn damals der nach der Dienſtordnung abzuſchließende 
ſchriftliche Anſtellungsvertrag vom Vorſtand nicht abge⸗ 
ſchloſſen wurde. Die nach Kündigung weiter fortgeſetzte 
vorübergehende Weiterbeſchäftigung iſt in die zehnjährige 
Dienſtzeit nicht einzurechnen. Vergünſtigungen, die durch 
Tarifverträge eingeräumt ſind, ſind eng auszulegen. An⸗ 
rechnung von Kriegsjahren zur Erlangung lebensläng⸗ 
licher Anſtellung oder von Ruhegehaltsberechtigung findet 
nicht ſtatt zur Einſchränkung der Kündigungs möglichkeit 
i. S. 8693 Abſ. 2 RVO. Der Einwand der Argliſt wegen 
Kündigung kurz vor Beendigung des zehnten Dienſtjahres 
ſchlägt nicht durch, wenn begründete Zweifel an der Zuver⸗ 
läſſigkeit des Angeſtellten beſtehen. 

(Oh. Frankfurt a. M., 5. ., Urt. v. 13. Juli 1927, 5 U 100/27.) 
Mitgeteilt von Geh. IR. OSR. Dr. Schulz, Frankfurt a. M. 


* 
Karlsruhe. 

4. 88 823, 826 BGB. Richtlinien für die Grenzen 
erlaubten Boykotts. ) 


1. Die Art und Weiſe, wie die Arbeitsverhältniſſe bei dem 
von der Stadt ſelbſt betriebenen und verwalteten Nationaltheater 
in M. geregelt worden ſind, hat die nach dem Kriege angeſtellten 
Orcheſtermitglieder ſchon ſeit längerer Zeit nicht befriedigt. Als die 
Theaterleitung auf das Verlangen der Gemeindevertretung wei⸗ 
tere Einſchränkungen zum Nachteil der Orcheſtermitglieder herbei⸗ 
zuführen verſuchte, hat ihr Berufsverein den Arbeitskampf eröff⸗ 
net. „Arbeitskämpfe als ſolche find aber grundſätzlich niemals uns 
erlaubte Handlungen, ſoweit ſie nicht geſetzlich verboten ſind“ 
(Kas kel, Arbeitsrecht, 1925 § 102, V. A. S. 324). Nicht ver⸗ 
boten ſind daher grundſätzlich die drei Kampfarten, die ſich im 
Laufe des letzten Jahrhunderts, ſeit es einen beſonderen Stand ge⸗ 
werblicher Arbeiter gibt, allmählich herausgebildet haben: Der 
Streik, die Ausſperrung und der Boykott oder die Sperre. Die 
Anwendung erlaubter Mittel zu Kampfzwecken iſt nun nach all⸗ 
gemeinen Rechtsgrundſätzen weiter nichts als eine Betätigung der 
natürlichen Handlungsfreiheit (Kas kel a. a. O. S. 316) und für 
ſich allein keine unerlaubte Handlung. Die drei Kampfmittel bil⸗ 
den auch keine Stufenfolge in dem Einne, daß eines das mildeſte 
und die anderen ſchärfer wären. Der Streik iſt vielmehr die re⸗ 
gelmäßige Waffe der Arbeiter, die Ausſperrung die der Arbeit⸗ 
geber, die Sperre aber kann in den verſchiedenſten Formen auf⸗ 
treten und kommt nur als Zuzugsſperre oder Aufſtellung ſchwar⸗ 
zer Liſten für die Arbeitskämpfe in Frage. „Auch ein ſolcher Boy⸗ 
kott bildet indeſſen gegenüber den Hauptkampfmitteln des Streiks 
und der Ausſperrung nur ein Nebenkampfmittel, das vielfach an⸗ 
deren Grundſätzen folgt und der Erreichung anderer Ziele dient“ 
(Kaskel a. a. O. III). So war im vorliegenden Falle die Sperre 
ſicherlich eine minder ſcharfe Waffe, als es ein Streik geweſen 
wäre. Denn ein Streik hätte von den Muſikern nicht ohne Ver⸗ 
tragsbruch ausgeführt werden können; er hätte auch dieſe ſelbſt 
wie die Stadt viel ſchwerer getroffen: die Mufiker wären brotlos 
geworden, hätten unter Umſtänden ihre erworbenen Rechte auf Al⸗ 


des Rechtsſchutzes für die Zulaſſung eines Einſpruchsverfahrens, 
und demgemäß der Rechtsſchutz ſelbſt. 
Prof. Dr. Kaskel, Berlin. 


Zu 2. Gegenüber dieſem Beſchluſſe ſei auf OL. Hamm (JW. 
1927, 1313) mit Anm. v. LER. Dr. Friedlaender verwieſen. 
Es iſt gewiß für die Anwaltſchaft ſchmeichelhaft, wenn das DUO. 
meint, daß die Kenntnis des Arbeitsrechts bei einem Rechtsanwalt 
vorausgeſetzt werden darf. Indeſſen darf doch nicht überſehen werden, 
daß der Ausſchluß der Rechtsanwälte von den Arbeitsgerichten 
und deren Vorgängern nur geeignet iſt, dies Rechtsgebiet einem 
großen Teile der Anwaltſchaft zu entfremden. Um ſo mehr iſt es 
anzuerkennen, daß die Anwaltſchaft trotz allem überall beſtrebt iſt, 
ſich die vom OLG. vorausgeſetzten Kenntniſſe zu erwerben. Die 
Sonderſchriften, die ſich neuerdings mit der Frage der Nachwirkung 
befaßt haben, find durchweg zur Ablehnung gelangt. Nur ein er⸗ 
fahrener Arbeitsrechtler vermag ſich wirkſam mit ihnen auseinander⸗ 
zuſetzen. Mir ſcheint der Beſchluß des DES. Hamm den Vorzug 


zu verdienen. 5 
RA. Abel), Eſſen. 


Zu 4. Das Urt. wird allgemeine Zuſtimmung finden. In 
nahezu voller Ubereinſtinnnung haben Rſpr. und Rechtslehre in 
der Frage des Boykottes im Arbeitskampf Richtlinien 
für die Grenzen des Erlaubten geſchaffen. Das Urt. ſelbſt gibt 
dieſe Grenzlinien in knapper Zuſammenfaſſung wieder. Es ordnet 
in zutreffenden Abwertungen den konkreten Tatbeſtand in dieſe 
ſtichtlinien ein. 

Prof. Dr Heinrich Hoeniger, Freiburg i. Br. 
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tersverſorgung aufs Spiel geſetzt, die Stadt aber hätte den ge⸗ 
ſamten Opernbetrieb einſtellen müſſen. Bei der Sperre dagegen 
ging der gewöhnliche Theater⸗ und Opernbetrieb in der gewohnten 
Weiſe weiter und die Stadt war nur gehindert an der Ausführung 
ſolcher großer Opern, die eine Verſtärkung des ordentlichen Or⸗ 
cheſters durch Zuzug von Hilfskräften nötig machten, wie es bei der 
Straußſchen Oper Elektra der Fall iſt. Das wußte natürlich der 
Verband und damit rechnete er. Denn wenn er einen Arbeitskampf 
durchführen wollte, mußte er ein Kampfmittel wählen, das dem 
Gegner fühlbare Wunden ſchlägt, nicht eines, das der andere über⸗ 
haupt nicht ſpürt. Das iſt feine Hauptaufgabe. „Der Zweck des 
Boykotts iſt die Maßregelung der boykottierken Perſonen, d. h. ihre 
Schädigung. Der Boykott iſt daher mindeſtens unmittelbar nicht 
auf die Herbeiführung eigenen Nutzens, ſondern fremden Schadens 
gerichtet, er mag nebenbei auch dem eigenen Vorteil dienen. Dieſe 
Schädigungen werden vorſätzlich und abſichtlich herbeigeführt. Ob 
dies zur Strafe für das vergangene Verhalten oder zur Einwir⸗ 
kung auf das künftige Verhalten des Boyhottierten geſchieht 
(Zwangsboykott), macht keinen Unterſchied“ (Kaskel a. a. O. 
S. 314). Alſo ſelbſt die Abſicht der Schadenszufügung macht für 
ſich allein in den Arbeitskämpfen die Sperre noch nicht zu einem 
gegen die guten Sitten verſtoßenden Handeln i. S. des § 826 BOB. 
Immerhin können beim Boykott weitere Bevölkerungskreiſe hin⸗ 
gezogen werden, namentlich wenn über einen Gewerbetreibenden 
ein Kaufboykott verhängt und das Zuſammengehörigkeitsgefühl der 
Arbeiterkreiſe angerufen wird, um den Boykott wirkſam zu machen. 
Der Boykott kann dann zu einem beſonders gefährlichen Kampf⸗ 
mittel werden, wie R).: JW. 1913, 91 ausführt. Daher werden 
in der Rſpr. wie in der Rechtslehre für die Anwendung des Boy⸗ 
kotts beſondere Einſchränkungen verlangt, deren Nichteinhaltung 
ihn zu einer unerlaubten Handlung macht (vgl. Kas kel a. a. O. 
$ 104 D. S. 327). 

Danach kann ſchon die Aufforderung zum Boykott eine un⸗ 
erlaubte 1 fein, wenn fie entweder nach § 823 Abi. 2 
BGB. gegen ein Schutzgeſetz oder nach 9 826 BOB. gegen die guten 
Sitten verſtößt, während ein Verſtoß gegen § 823 Abf. 1 nicht in 
Frage kommt. Die Aufforderung verſtößt aber gegen ein Schutz⸗ 
geſetz nur in den Fällen, in denen ſie beſondere Vorſchriften des 
Strafrechts verletzt, namentlich alſo Beleidigungen oder Bedrohun⸗ 
gen enthält. Das trifft aber bei der Sperrverfügung v. 27. Febr. 
1926 nicht zu. Gegen die guten Sitten verſtößt nach der hier 
ſehr eingehenden Rſpr. des RG. der Boykott dann, wenn entweder 
das angewandte Mittel oder wenn der Zweck des Boyhotts 
unſittlich ift. Das Mittel iſt unſittlich vor allem dann, wenn die 
Aufforderung verhetzend wirkt oder der Sachverhalt unrichtig oder 
unvollſtändig wiedergegeben iſt. In dieſer Hinſicht erhebt die Stadt 
ſelbſt keine Vorwürfe. Auch muß die Faſſung des Aufrufs, der 
ſich überhaupt nicht an die Allgemeinheit, ſondern nur an die Be⸗ 
rufsgenoſſen wendet und nur in einer Fachzeitſchrift veröffentlicht 
iſt, als maßvoll bezeichnet werden. Das Ziel des Boyhotts ift 
unſittlich, wenn er den wirtſchaftlichen Verderb des Gegners her⸗ 
beiführen will oder auch nur hierzu geeignet iſt oder wenn die 
geringe Bedeutung des erſtrebten Erfolgs in einem Mißverhältnis 
zur Größe des durch den Boykott verurſachten Schadens ſteht. 
Keine dieſer Möglichkeiten liegt hier vor. Der Muſikerverband er⸗ 
ſtrebt in keiner Weiſe den wirtſchaftlichen Verderb der Stadt 
M.; denn ſonſt würde er ja ſelbſt den Aſt abſägen, auf 
dem die 45 ſeiner unkündbaren Mitglieder ſitzen. Er will hier, 
abweichend von der Regel des Boykotts, der Stadt im Grunde 
überhaupt nicht ſchaden, ſondern ſie lediglich veranlaſſen, den in 
neuerer Zeit eingeſtellten Muſikern eine ähnlich geſicherte Stel⸗ 
lung (nicht bloß im gegenwärtigen Einkommen, ſondern auch in 
der Verſorgung nach dem Ausſcheiden aus dem Beruf) zu ver⸗ 
ſchaffen wie den vor dem Kriege eingeſtellten Orcheſtermitgliedern. 
Die ausgeſprochene Sperre iſt übrigens, was dem Muſikerverband 
natürlich ganz klar iſt, auch in keiner Weiſe dazu geeignet, 
den wirtſchaftlichen Verderb der Stadt M. herbeizuführen; eher 
könnte er den wirtſchaftlich doch viel ſchwächeren Muſikerverband 
bei ungünſtigem Ausgang bis zur Bedeutungsloſigkeit herab⸗ 
drücken. Eine wie zweiſchneidige Waffe die Sperre iſt, eine Waffe, 
die den ſie Führenden ſchwerer verletzen kann als den von ihr Be⸗ 
drohten, hat ſich gerade in dieſem Falle wieder gezeigt. Die Stadt 
hat noch vor Aufhebung der Sperre auf ihr Ausſchreiben (vgl. 
3. B. die Veröffentlichung in der Fraulf. Ztg. v. 22. Juni 1926) 
fo viel Bewerbungen erhalten, daß die 20 Muſiker, um derent⸗ 
willen die Sperre verhängt worden iſt, großenteils schließlich 
mit der Stadt neue Verträge zu ungünſtigeren Bedingungen ge⸗ 
ſchloſſen haben, als ihnen im Juni angeboten war. Endlich kann 
auch keine Rede davon ſein, daß die geringe Bedeutung des er⸗ 
ſtrebten Erfolgs in einem Mißverhältnis zur Größe des durch den 
Boykott verurſachten Schadens ſtehe. Auf der einen Seite iſt es 
wohl begreiflich, daß auch die jüngeren Muſiker eine ähnliche 
Ruheſtandsverſorgung erſtreben wie ihre älteren Kollegen. Die Für⸗ 
ſorge für den eigenen Lebensabend und die Hinterbliebenen iſt 
ſittlich berechtigt wie weniges andere ſonſt. Dem ſteht gegenüber 
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der Schaden, der für die Stadt daraus entſtanden iſt. Sie 
hat durch ihren Intendanten am 8. Juli 1926 eine Rechnung auf⸗ 
gemacht, wonach der Geſamtſchaden mit mindeſtens 20 000 AM 
angenommen werden müſſe. Nimmt man das ſelbſt als richtig an, 
ſo kann ſchon nicht geſagt werden, daß hier ein beſonderes Miß⸗ 
verhältnis zwiſchen dem erſtrebten Erfolg und dem verurſachten 
Schaden beſtehe. Denn was bedeuten 20000 % für eine Stadt 
wie M., die i. J. viele Millionen für die Erwerbsloſenfürſorge 
ausgibt. Dabei iſt die Zahl 20000 offenbar nicht einmal zutref⸗ 
fend. Die Behauptung der Stadt, ſie ſei dem Verlag gegenüber 
vertraglich verpflichtet, die Oper aufzuführen und ſie habe einen 
Schadenserſatzanſpruch des Verlags zu gewärtigen, iſt unrichtig. 
Denn die Stadt hatte ſich dazu verpflichtet, das Werk als Abend⸗ 
vorſtellung bis ſpäteſtens zum 15. Dez. 1922 erſtmals aufzufüh⸗ 
ren. Im übrigen war das Werk nach § 2 angemeſſen auszunutzen. 
Der zunächſt bis 31. Aug. 1924 gültige Vertrag iſt im Sept. 1924 
bis zum 31. Aug. 1926 verlängert worden, „falls als Material» 
leihgebühr für die überlaſſenen Muſikalien die Summe von 
1500 GM. bis zum 1. Okt. 1924“ von der Stadt an den Verlag 
gezahlt werde. Am 8. Juli 1926 teilte der Intendant dem Ver⸗ 
lage mit, er habe die erſte Aufführung der Elektra auf den 9. Juli 
1926 angeſetzt, könne das aber wegen der Sperre nicht ausführen, 
und bat den bis 31. Aug. 1926 laufenden Vertrag ohne Berech- 
nung einer nochmaligen Leihgebühr um ein weiteres Jahr zu ver⸗ 
längern. Darauf erwiderte der Verlag, die Stadt habe jetzt das Ma⸗ 
terial bereits vier Jahre in Händen; der Vertrag ſei ſchon ein⸗ 
mal vor zwei Jahren verlängert worden, ohne daß während 
dieſer Zeit das Werk im Spielplan erſchienen ſei. 
Auch die Abſicht, die Elektra am 9. Juli erſtmals erſcheinen zu 
laſſen, halte er für wenig glücklich, zumal doch jede Ausnutzungs⸗ 
möglichkeit bei einem ſo ſchweren Stück drei Tage vor Schluß der 
Spielzeit von vornherein genommen ſei. Stadt und Verlag einigten 
ſich dann, daß das Notenwerk gegen eine Mietgebühr von 750 AN 
für ein weiteres Jahr überlaſſen werde. Von Schadenserſatz⸗ 
anſprüchen iſt im Briefwechſel nirgends die Rede. Daran, daß die 
Stadt die Muſikalien 3½ Jahre lang nicht benützt hat, trifft aber 
den Muſikerverband gewiß kein Verſchulden. Auch ſonſt muß be⸗ 
zweifelt werden, ob der Schaden aus der Nichtaufführung der Elektra 
am 9. Juli 1926 wirklich 20000 % betragen habe. 

Im übrigen verſtößt der Boykott nach Kaskel S. 327 
(übereinftimmend Oertmann, Deutſches Arbeitsvertragsrecht, 
1923 S. 294) niemals gegen $ 823 Abſ. 1 BGB., da weder bie 
wirtſchaftliche Freiheit noch die Ehre noch das Vermögen als 
ſolches hier geſchützt ſind, ein „Recht auf Betätigung der Ar⸗ 
beitskraft“ nicht beſteht und ein unmittelbarer Eingriff in den 
ausgeübten und eingerichteten Gewerbebetrieb nicht vorliegt. Ebenſo 
bedeutungslos iſt der Hinweis der Stadt darauf, daß das Theater 
ein gemeinnütziger Betrieb ſei. Das iſt in noch höherem Maße 
bei der Eiſenbahn der Fall und doch können auch hier Arbeits- 
Rämpfe eintreten. Eine Sonderſtellung nehmen hier lediglich die 
gemeinnötigen Betriebe ein, das ſind nach der VO. v. 
10. Nov. 1920 ſolche, die die Bevölkerung mit Gas, Waſſer und 
elektriſcher Kraft verſorgen. Um etwas Derartiges aber handelt es 
ſich hier nicht. 5 0 

Da ſonach in dem Vorgehen des Mufikerverbands nirgends 
etwas Unerlaubtes zu finden iſt, ſo gab der Stadt M. die Aufrecht⸗ 
erhaltung der Sperre ebenſowenig einen Anlaß, gerichtliche Hilfe 
in Anſpruch zu nehmen wie ihre Anordnung. Wie lange der Mur 
ſikerverband die Sperre durchführen wollte, darüber hatte er 
allein zu entſcheiden und brauchte ſich nicht nach den Wünſchen 
der Stadt zu richten. Den richtigen Zeitpunkt der Aufhebung zu 
erwählen, um eine Niederlage zu vermeiden, . iſt eine 
Frage politiſcher Klugheit im Arbeitskampfe, aber keine Rechts⸗ 
frage und kann nicht als unerlaubte Handlung gewürdigt werden, 
Daher hatte die Stadt niemals einen Anſpruch darauf, daß dem 
Muſikerverbande gerichtlich die ganze Aufhebung der Sperre auf⸗ 
gegeben wird oder auch nur die Teilaufhebung, um die Aufführung 
großer Opern zu ermöglichen. 

(OLG. Karlsruhe, 4. 8, Urt. v. 9. Dez. 1926, 2 4 BR 337/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Jakob Marx, Karlsruhe. 


Berlin. b) Strafſachen. 


5. 8 66 GewO. Gültigkeit einer Polizei O. über ben 
Handel mit Hackfleiſch. f) 

Die Pol VO. des PolPräſ. in Berlin v. 10. Sept. 1926 (Amtsbl. 
S. 222) beſtimmt in: 3 

$ 1: Hachfleiſch (Schabefleiſch, Hackepeter) darf nur in geſchloſſe⸗ 
nen Raͤumen hergeſtellt, verarbeitet, feilgehalten und verkauft werden, 

Zu 5. Das KG. hat eine Pol VO. für gültig erklärt, die den 
Verkehr mit Hackfleifch (Schabefleiſch, Hackepeter) allgemein regelt 
und dabei das Feilhalten und Verkaufen von ſolchem Fleiſch auf 


A 
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In aber im Freien, auf Märkten und Straßen und nicht auf Frei⸗ 
anken oder freibankähnlichen Einrichtungen. 
8 2: Auf Vorrat darf Hackfleiſch (Schabefleiſch, Hackepeter) 
nur in Rind⸗ und Schweineſchlächtereien hergeſtellt, ſowie zur Ver⸗ 
ing und zum Verkauf gehalten werden. Andere Betriebe be⸗ 
ürfen dazu einer ausdrücklichen polizeilichen Erlaubnis 
JIn formeller und materieller Beziehung beſtehen gegen die Gültig⸗ 
Reit der VO. keine Bedenken. 
a) Hackfleiſch fällt zunächſt nicht unter die rohen Naturerzeug⸗ 
niſſe der Ziff. 1 des § 66 Gewd., da darunter nur ſolche Waren 
zu verſtehen find, die ſich entweder noch in ihrem natürlichen Zu⸗ 
ſtand befinden oder nur in der herkömmlichen Weiſe gereinigt und 
zugerichtet worden find (v. Landmann, 6. Aufl. 8 66 Note 2 
S. 646). Die Durchdrehung rohen Fleiſches durch den Fleiſchwolf 
Kann nichts als eine ſolche herkömmliche Art der Zurichtung ange⸗ 
ehen werden. 
bh) Auch Ziff. 2 des 8 66 GewO. trifft nicht zu. Denn den 
hier aufgezählten Gegenſtänden iſt weſentlich, daß ihre Erzeugung in 
unmittelbarer Verbindung mit der Land⸗ und Forſtwirtſchaft, dem 
Garten⸗ und Obſtbau oder der Fleiſcherei ſteht, oder zu den Neben⸗ 
beſchaftigungen der Landleute der Gegend gehört, oder durch Tage⸗ 
öhnerarbeit bewirkt wird, deren Herſtellung an dieſen Produktions⸗ 
Hätten oder in dieſen Produktionszweigen oder in dieſer Art für die 
Waren in gewiſſem Maße charakteriſtiſch iſt. 
Es kann ſich deshalb nur noch darum handeln, ob Hachfleiſch 
zu den „friſchen Lebensmitteln aller Art“ zu zählen iſt. 
Dieſe Frage iſt nicht in einem allgemeinen naturwiſſenſchaftlichen 
oder nahrungsmitteltechniſchen Sinne zu beantworten, ſondern im 
Rahmen des § 66 GeivD., alſo unter den Geſichtspunkten der Not⸗ 
wendigkeit des Marktverkehrs und unter Berückſichtigung des 
prachgebrauchs im Verkehrsleben. Die Frage iſt zu verneinen. 
4 Im Schrifttum und in den Gerichtsentſch. iſt die Beſtimmung 
des Begriffes der friſchen Lebensmittel meiſt in der Weiſe gegeben, 
daß die Lebensmittel aufgezählt oder umſchrieben werden, die nicht 
darunter fallen. Im Einklang mit der Abſicht Schickers (Komm. 
ge GewO. I, 346), der die gekochten Lebensmittel, ferner von 
andmanns (Komm 6. Aufl. Bd. 1 8 66 Anm. 40 S. 468), der 
Konſerven, geräucherte oder getrocknete Lebensmittel ausſchließen 
will, hat das KGG. v. 30. Juni 1892 (Johow 13, 312 in 8349/2) 
zu den ſriſchen Lebensmitteln an und für ſich alle diejenigen gerechnet, 
ie nicht zwecks Konſervierung eine Behandlung, wie z. B. Trocknen, 
ökeln, Marinieren, Räuchern uſw. und auch nicht behufs Er⸗ 
möglichung baldigen Verzehrens eine Zubereitung wie Kochen, Braten 
U. erfahren haben. Es iſt gleichgültig, ob jene Erzeugniſſe in dem⸗ 
ſelben Zuſtande wie beim Verkauf auf dem Markte oder erſt nach einer 
| berung zur Ernährung verwendet werden (Koliſch, Gew. 1898, 
. 478). Die Tatſache, daß Hackfleiſch nicht in der urfprünglichen 
Ver, wie es beim Schlachten vom Tierkörper getrennt iſt, zum 
erf gelangt, ſondern erſt nach dem Durchdrehen durch den 
leiſchwolf, ſteht alſo feiner Eigenſchaft als friſches Lebensmittel an 
ich nicht entgegen, gehören doch ſelbſt Würſte, die aus friſchem Fleiſch 
Beertigt, zwecks beſſeren Ausſehens leicht angeräuchert werden, dazu 
(Ach. v. 30. Juni 1892: Johow 13, 313). 

Trotzdem iſt das Hachfleiſch i. S. § 66 GewO. nicht 
* den friſchen Lebensmitteln zu zählen. Als friſche 
ebensmittel i. S. dieſer den Marktverkehr betr. Vorſchr. können 
595 diejenigen bezeichnet werden, die ſich, nachdem ſie vom Wohn⸗ 
115 oder dem Geſchäft des Gewerbetreibenden nach dem Wochenmarkt 
elörhert find, nach Ablauf eines erheblicheren Teils der Marktzeit 
och in weſentlich demſelben genußfähigen Zuſtande befinden wie 
dorher, alſo im weſentlichen an Friſche nichts verloren haben. Bei 
wackfleiſch iſt das ſelbſt dann nicht der Fall, wenn der Fleiſcher es 
unmittelbar vor dem Aufbruch zum Wochenmarkt durchdreht und 
Weg zum Markte nur Kurz iſt, was übrigens für die Fleiſcher, 


ärkten verbietet. In fachlicher Beziehung nimmt es an, daß 
in caſleiſch kein friſches Lebensmittel ſei, weil es infolge Feilhaltens 
friſcher Luft Einwirkungen, z. B. durch Staub oder Fliegen, aus⸗ 


allet jei, die es, namentlich gegen Ende des Marktes, nicht mehr 
En friſch erſcheinen ließen und keine Gewähr dafür böten, daß das 
eiſch noch zur menſchlichen Nahrung geeignet ſei. 


25 Während in der bisherigen Rſpr. allgemein und auch vom KG. 
Ge Begriff „friſche Lebensmittel aller Art“ im 966 Abſ. 1 Ziff. 3 
155 dahin gedeutet wurde, daß dazu alle Lebensmittel gehören, 
wie he nicht zwecks Konſervierung eine beſondere Behandlung, 
Er Trocknen, Pökeln, Marinieren, Räuchern, oder nicht behufs 
G. ten digen Verzehrens eine Zubereitung durch Kochen, 
a en uſw. erfahren haben (j. KG. v. 30. Mai 1892 Johow 13, 
druch gebraucht das KG. in der vorſtehenden Entſch. den Aus⸗ 
ic „friſch“ im Gegenſatz zu „verdorben“ oder „als zum menſch⸗ 
Wen Genuß nicht geeignet“ oder „von unanſehnlichen Außeren“. 
Bu es ſchon auffallend iſt, daß dieſer geſetzliche Ausdruck, der auf 
a e Geltungsdauer von mehr als 80 Jahren zurückblicken kann — 
diet det ſich ſchon in der PrGewO. v. 17. Jan. 1845 —, plötzlich 

1e neue Deutung erfährt, jo kommt hinzu, daß die Frage nach 
em Feilbieten von verdorbenen, zum menſchlichen Genuß ungeeig⸗ 
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die die Berliner Wochenmärkte beliefern, meiſt nicht zutrifft. Durch⸗ 
gedrehtes Hackfleiſch nimmt ſchon im Fleiſcherladen kurze Zeit nach 
dem Durchdrehen eine graue Farbe an und verdirbt. Auf dem Markte 
verliert es noch weit ſchneller fein Ausſehen und iſt in weit höherem 
Maße dem Verderben preisgegeben, da hier die Einwirkung des 
Straßenſtaubes und des Sonnenſcheins hinzukommt, und da es, zumal 
in den wärmeren Jahreszeiten, den Fliegen und der wärmeren oder 
heißen, mit Bakterien durchſetzten Straßenluft ausgeſetzt iſt. Die Zeit, 
innerhalb deren es die Eignung zum menſchlichen Genuß verliert, 
iſt erfahrungsmäßig weit kürzer als die Dauer des Wochenmarktes. 
Gegen Ende des Marktes ift bei weniger günſtigen Umſtänden über⸗ 
haupt nicht mehr die Gewähr gegeben, daß es noch zum menſch⸗ 
lichen Genuß geeignet iſt, jedenfalls aber ſtellt es ſich dann als 
friſches Lebensmittel nicht mehr dar. 

Demnach gehört Hachfleiſch nicht zu den in 8 66 GewO. auf⸗ 
gezählten Gegenſtänden. Aber auch abgeſehen hiervon beſteht ein 
Widerſpruch der PolVO. zur Beſtimmung des 8 66 nicht, 

An ſich gibt § 66 Geiwd. allerdings eine Liſte der Gegenſtände 
des Marktverkehrs, die zwar gem. Abf. 2 dieſer Vorſchrift erwei⸗ 
tert, von der aber ohne zwingende Gründe nichts geſtrichen werden 
kann (Rohrſcheidt, Gewd., 2. Aufl., 8 66 Note 1a Bd. I S. 530; 
Landmann, 6. Aufl., 864,3 Bd. 1 S. 465; Stier⸗Somlo, 
866 Note 1 S. 287). Andererſeits unterliegt der Marktverkehr den 
Einſchränkungen, die die allgemeinen ſanitäts⸗, ſicherheits⸗ und ver⸗ 
Rehrspolizeilichen Geſichtspunkte mit ſich bringen. In dieſer Beziehung 
ſind es durchaus nicht nur die Beſtimmungen der Marktordnung, ſon⸗ 
dern auch anderweite landesgeſetzliche und landesrechtliche, auch von 
der Ortspolizei erlaſſene Beſtimmungen, die dieſe Geſichtspunkte in 
die Wirklichkeit umſetzen und damit den Grundſatz des völlig freien 
und uneingeſchränkten Verkehrs mit den in 8 66 aufgeführten Waren 
auf dem Wochenmarkte durchbrechen. Eine große Anzahl von Beſtim⸗ 
mungen, die den freien gewerblichen Verkehr ſchlechtweg einſchränken, 
finden auch auf den Marktverkehr Anwendung. Wenn z. B. eine 
Pol VO. den Verkauf der Milch von huſtenden oder abgemagerten 
Kühen verbietet, wozu ſie nach KG. v. 22. Mai 1922: Johow 24, C 
19 befugt iſt, obwohl ſolche Milch im einzelnen Falle noch ein voll⸗ 
wertiges Lebensmittel fein kann, ſo gilt dieſes Verbot auch für den 
Marktverkehr. Die Polizei würde auch z. B. den Verkauf einer Art 
von Pilzen verbieten können, die an ſich nicht geſundheitsſchädlich, 
doch einer gewiſſen Sorte von giftigen Pilzen jo ähnlich ſind, daß 
für den Laien die Gefahr der Verwechſlung ſehr groß iſt. Auch in 
dieſem Falle würde eine beſtimmte Art von friſchen Lebensmitteln 
aus der Liſte der Gegenſtände des Marktverkehrs geftrichen. Das⸗ 
ſelbe trifft zu für die zahlreichen Einſchränkungen des freien Ver⸗ 
kehrs mit Fleiſch, die aus den Beſtimmungen der PrJagdO. zu ent» 
nehmen ſind, die ſich als Einſchränkungen des gewerblichen Verkehrs 
überhaupt darſtellen, mithin ohne weiteres auch für den Marktverkehr 
gelten. Zweifellos werden aber auch auf dieſem Gebiete gewiſſe 
Untergruppen von friſchen Lebensmitteln nicht nur einer polizeilichen 
Kontrolle unterworfen, ſondern unter Umſtänden auch zeitweiſe oder 
dauernd aus dem Marktverkehr ausgeſchieden. So weit geht übrigens 
die PolVO. v. 10. Sept. 1926 noch nicht einmal: fie unterſagt viel⸗ 
mehr nur, daß Fleiſch in einer gewiſſen Form der Verarbeitung 
auf dem Markte gehandelt wird. 

Eine polizeiliche Beſchränkung des Marktverkehrs erſcheint 
nicht nur gerechtfertigt in den Fällen, in denen die auf den Markt 
gebrachten Lebensmittel ſo beſchaffen ſind, daß ſie aufgehört haben, 
Lebensmittel oder wenigſtens friſche Lebensmittel zu ſein, vielmehr 
auch dann, wenn von vornherein die Gefahr ſchnellen Verderbens 
und damit unter Umſtänden auch der Geſundheitsſchädigung beſteht. 
Auch die Erwägung, daß das weniger zahlungskräftige Publikum 
das Hackfleiſch auf den Wochenmärkten vielleicht etwas wohlfeiler 
erſtehen könnte als in den Fleiſcherläden, kann hieran nichts ändern, 
da der Geſichtspunkt der Gefahr der Geſundheitsſchädigung dem⸗ 


neten Lebensmitteln in der GewO. überhaupt nicht geregelt iſt, ſon⸗ 
dern daß hierfür das Geſ. betr. den Verkehr mit Lebensmitteln und 
Bedarfsgegenſtänden v. 5. Juli 1927 (RGBl. I, 137), das an die 
Stelle des Geſ. betr. den Verkehr mit Nahrungsmitteln uſw. v. 
14. Mai 1879 (RGBl. 145) getreten iſt, gilt. Daraus folgt mit 
aller Deutlichkeit, daß das Wort „friſch“ im 866 GewO. nicht im 
Gegenſatz zu „verdorben“ uſw. gebraucht werden darf, weil in dem 
erwähnten Lebensmittelgeſetz die Frage nach der Geſundheitsſchädlich⸗ 
keit von Lebensmitteln erſchöpfend geregelt iſt. Für PolVO. iſt 
dort kein Raum gelaſſen, vielmehr muß davon ausgegangen werden, 
daß die allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften auch auf den Markt⸗ 
verkehr Anwendung finden und hierfür als ausreichend angeſehen 
werden. Insbeſ. aber iſt es unzuläſſig, den Verkauf von Lebensmitteln 
zu beanſtanden, die nicht geſundheitsſchädlich ſind, ſondern nur ein 
ſchlechtes (graues) Ausſehen haben. Hier fehlt jedes öffenliche Inter⸗ 
eſſe, alſo jeder begründete Anlaß für ein polizeiliches Einſchreiten, 
weil es unbedenklich dem Publikum überlaſſen bleiben kann, ob es 
lediglich ſchlecht ausſehendes, aber keineswegs ſchädliches Fleiſch 
kaufen will oder nicht. Die Ausſicht, bei Verkauf ſchädlichen Fleiſches 
ſchwerer Beſtrafung zu verfallen, wird im allgemeinen den Verkauf 
gefundheitsſchädlichen Fleiſches ausreichend verhüten. Zu einer Er⸗ 
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gegenüber den Vorrang verdient. Dieſe Gefahr Könnte ausgeſchloſſen 
werden dadurch, daß die Fleiſcher das Fleiſch erſt auf dem Markte, 
und zwar auf Grund jedesmaliger Beſtellung durch den Wolf durch⸗ 
drehen. Erfahrungsgemäß geſchieht dies jedoch im Drange des 
Marktverkehrs nicht oder jedenfalls nicht zuverläſſig. Es ſteht daher 
der Rechtsgültigkeit der Pol VO. auch nicht der Geſichtspunkt ent⸗ 
gegen, daß ſie offenbar über den Rahmen des Notwendigen hinaus⸗ 
ginge. Sie hält ſich vielmehr in den Grenzen deſſen, was gem. 
5 10 1 17 ALR. angerechnet iverden kann, da es notwendig iſt, das 
Raufende Publikum gegen die erhöhten Gefahren zu ſchützen, die 
aus. dem Handel mit Hackfleiſch auf dem Wochenmarkte erwachſen. 
Im übrigen unterliegt aber die Zweckmäßigkeitsfrage nicht der Nach⸗ 
prüfung des Gerichts ($17 des preuß. Gel, v. 11. März 1850). Die 
Ausführungen ergeben zugleich, daß nicht nur MarktD., ſondern auch 
VO. der Polizei dazu berufen find, den Gedanken des Schutzes des 
auf dem Markte kaufenden Publikums gegen Geſundheitsgefahren 
zu verwirklichen. Aus dieſen Erwägungen heraus hat der erk. Sen. 
bereits am 2. März 1926 (1 8 64/26) die Pol VO. des Regßßräſ. in 
Allenſtein v. 8. April 1925 (Amtsbl. Allenſtein S. 69), in der der 
Verkauf von Hachfleiſch außerhalb geſchloſſener Raume verboten iſt, 
als gültig angeſehen. 

Die Pol VO. ſteht ferner nicht im Widerſpruch zum Nahr Mitt. 
Dieſes Geſetz hat nicht etwa den gewerblichen Verkehr mit Nahrungs⸗ 
mitteln in dem Sinne erſchöpfend und ausſchließlich geregelt, daß 
Pol O. auf dieſem Rechtsgebiet überhaupt nicht zuläſſig wären. Es 
ergeben vielmehr, wie ſchon KG. v. 11. Nov. 1900 (Johow 20, 
106) eingehend dargelegt iſt, nicht nur die Motive des Gef. (S. 12, 
17, 18) und die RàVerhandl., daß das zur Zeit des Inkrafttretens 
des Geſ. geltende Landesrecht und das polizeiliche Verordnungsrecht 
der einzelnen Staaten in jeder Beziehung — nicht nur in bezug auf 
die Beaufſichtigung des Nahrungsmittelverkehrs, ſondern auch in 
bezug auf den Umfang des Verkehrs ſelbſt — aufrechterhalten werden 
ſollten mit der einzigen Einſchränkung, daß die zu erlaſſenden Vor⸗ 
ſchriften dem RGeſ. und den auf Grund bon deſſen 8 5 erlaſſenen 
kaiſerl. VO. nicht widerſprechen dürfen. Es folgt das auch insbeſ. 
aus den im NahrMittch. ſelbſt enthaltenen Beſtimmungen des 8 4 
Abſ. 2 und des 8 8 Abſ. 2 namentlich daraus, daß in der letzteren 
Vorſchrift der Ausdruck „landesrechtlich“ (im Gegenſatz zu landes⸗ 
geſetzlich) gewählt iſt, um klarzuſtellen, daß auch das Recht der Polizei 
zum Erlaß von VO. nicht berührt werden ſollte. 

Die Polizei iſt alſo, wie der erk. Sen. auch am 10. Mai 1927 
(18 220/27) anerkannt hat, hiernach an ſich befugt, auch auf dem 
Gebiete der Ziff. 2 des § 5 NahrMittch. Pol VO. zu erlaſſen, ſofern 
die übrigen materiellen Vorausſetzungen dazu gegeben ſind und nicht 
etwa eine auf Grund 85 Ziff. 2 erlaſſene kaiſerl. VO. inhaltlich 
entgegenſteht. Das letztere iſt nicht der Fall. Deshalb beſtehen auch 
unter dem Geſichtspunkte eines Verſtoßes gegen das NahrMittG. 
keine Bedenken gegen die Gültigkeit der VO. Die entgegengeſetzte, 
KG. v. 15. Febr. 1904 (8 19ù04) vertretene Anſicht kann bei noch⸗ 
maliger Nachprüfung nicht aufrechterhalten werden. 

(K., 1. StS., Urt. v. 22. Juni 1927, 18 577/27.) 
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gänzung dieſer geſetzlichen Vorſchriften iſt die Polizeibehörde nicht 
befugt. Im übrigen muß auch nachdrücklichſt beſtritten werden. daß 
grau ausſehendes Fleiſch kein friſches Fleiſch iſt. Es beſteht kein 
Anlaß, von der bisherigen Begriffsbeſtimmung des friſchen Fleiſches 
abzuweichen und dazu auch Fleiſch zu rechnen, das nicht verdorben 
oder nicht unanſehnlich iſt. 

Die Pol VO. mußte aber auch aus formellen Gründen für un⸗ 
gültig erklärt werden. Das KG. rechnet zu den allgemeinen 
verkehrs⸗, ſanitäts⸗, ſicherheits⸗ uſw. polizeilichen Vorſchriften, denen 
der Marktverkehr unterworſen iſt, auch von der Ortspolizei erlaſſene 
Beſtimmungen. Das ſoll keineswegs beſtritten werden. Was aber 
handgreiflich geſetzwidrig iſt, iſt die Regelung des Marktverkehrs 
durch Pol BO. Die Marktpolizei iſt zwar ein Teil der Ortspolizei, 
aber nicht befugt, polizeiliche Anordnungen für die Marktverkehr 
in Form einer Pol VO. zu treffen. Der 8 69 GewO. ſchreibt für die 
für den Marktverkehr geltenden polizeilichen Beſtimmungen nicht 
die Form der PolVO., ſondern ausdrücklich die Form der Markt. 
vor. Dieſe iſt für jeden Markt von der Marktpolizei zu er⸗ 
laſſen. Dabei genügt zu ihrer Gültigkeit, abweichend der für 
Pol VO. vorgeſchriebenen Form, daß fie auf 86 des Polch. 
Bezug nimmt, in ortsüblicher Weiſe zur allgemeinen Kenntnis ge⸗ 
bracht wird und mit Zuſtimmung des Gemeindevorſtandes erlaſſen 
it, vgl. KG. v. 25. März 1895 (Johow 16, 307), v. 22. Okt. 1891 
(Johow 12, 270) und v. 12. Juli 1888 (Johow 8, 140). Wenn alſo 
das KG. ſelbſt in ſtänd. Rſpr. für die Regelung eine von der Pol 
VO. abweichende Form für notwendig hält, ſo bleibt es unverſtänd⸗ 
lich, daß jetzt die Form einer Pol VO. zuläffig fein ſoll. Dabei ver⸗ 
kennt das KG. offenſichtlich Zweck und Tragweite des 8 69 Gew. 
Durch ihn ſoll eine gleichmäßige Anwendung der Marktpolizei in 
ſachlicher und formlicher Beziehung gewährleiſtet und zu dem Zweck 
die landesgeſetzlichen Vorſchriften ausgeſchaltet werden. Wenn die Auf⸗ 
faſſung des KG., daß neben der MarktO. auch Pol O. den Markt⸗ 
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Dres den. 

6. 88 1, 11 Arb g. v. 21. Dez. 1923. Semeſterab⸗ 
ſchlußarbeiten der Banken gelten nichkals durch „bejondere 
Umſtände“ veranlaßt. Die IrrtVO. v. 18. Jan. 1917 tſt auf 
Zuwiderhandlungen gegen die Arb go. nicht anwendbar. f) 

Mit Einverſtändnis des Angekl., des Leiters der P.er Zweig⸗ 
niederlaſſung der KBank, haben an verſchiedenen Tagen im Jan. 
1926 ſieben bis fünfzehn Angeſtellte der Bank, durchweg über 
16 Jahre alt, bis zu 12½ Stunden täglich gearbeitet, um die Halb⸗ 
jahrsabſchlüſſe der Konten der einzelnen Bankkunden anzufertigen. 

Das LG. hat in dieſem Dulden freiwilliger Mehrarbeit durch 
den Angehl. als Geſchäftsleiter ein i. S. der 88 1,11 Abſ. 1 Arbg⸗ 
VO. v. 21. Dez. 1923 ſtrafbares Verhalten desſelben erblickt, indem 
es das Vorliegen der Vorausſetzungen des 8 11 Abſ.3 ArbZVO., 
welche die Strafloſigkeit des Angekl. begründet haben würden, na⸗ 
mentlich das Vorliegen beſonderer die Mehrarbeit veranlaſſender Um⸗ 
ſtände, verneint hat. F 

Zu der vom LG, vertretenen Auffaſſung ſteht keineswegs, wie 
von ſeiten des Angekl. behauptet worden iſt, die Entſch. des RG. 
R6St. 60, 426 im Gegenſatz. Es iſt unrichtig, wenn der Angekl. 
geltend macht, das RG. ſei in dieſem Urt. zu dem Ergebnis ge 
kommen, daß die Abſchlußarbeiten einer Bank als durch beſondere 
Umſtände bedingte anzuſehen ſeien. Davon ſteht in dem Urt. nichts. 

Das LG. iſt nur deshalb zu keinem Schuldspruch gelangt, 
weil es der Meinung geweſen iſt, die IrrtVO. v. 18. Jan. 1917 
greife auch bei Vergehen der hier in Rede ſtehenden Art Platz, und 
weil es die Vorausſetzungen dafür — daß nämlich der Angehl. in 
unverſchuldetem Irrtum über die Anwendung der übertretenen Vor⸗ 
ſchrift auf den gegebenen Sachverhalt ſein Verhalten für erlaubt ge⸗ 
halten — als erfüllt erachtet hat. Dieſe letztere Annahme ſtützt ſich 
auf die vom LG. getroffene Feſtſtellung, daß der Angekl. von der 
Zeutralleitung der Bank vorher Zuſchriften erhalten hat, worin die 
Zuläſſigkeit der Mehrarbeit anläßlich der Abſchlüſſe betont worden iſt, 
Die Meinung, daß die IrrtVoO. vorliegend an ſich anwendbar 
jet, iſt rechtstrrig. 

Allerdings hat die IrrtVO. auf Zuwiderhandlungen Anwendung 
gefunden, die gegen die VO. über die Regelung der Arbeitszeit bet 
Angeſtellten während der Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung 
v. 18. März 1919 begangen worden waren, und iſt dieſe letztere 
BO. durch die auf Grund des ErmG. v. 8. Dez. 1923 erlaſſene 
VO. über die Arbeitszeit v. 21. Dez. 1923 mit einigen Abänderungen 
und Ergänzungen erneut mit Geſetzeskraft ausgeſtattet worden. 
Da nun aber hierdurch der Rechtsſtoff der Ordnung der Arbeitszeit 
auf eine völlig neue Grundlage geſtellt worden iſt — inſofern die 
alte Arb ZV. v. 18. März 1919 auf der BRBD. v. 7. Nov. 1918 
und dieſe VO. wieder auf 8 3 ErmGG. v. 4. Aug. 1914 fußt, hin 
gegen aber die Arb ZV. v. 21. Dez. 1923 auf einer ganz ander 
ren Grundlage, nämlich dem ExrmG. v. 8. Dez. 1923 beruht —, ſo 
hätte es, wenn die IrrtVO. auf Vecſtöße gegen dieſe Neurege⸗ 
lung hätte anwendbar ſein ſollen, einer ausdrücklichen Erſtreckung 
der IrrtVo. hierauf bedurft. Daran fehlt es jedoch. Das mag als eine 
Lücke der Geſetzgebung empfunden werden. Dieſe Lücke kann aber 
nicht durch die Rſpr. in der Weiſe ausgefüllt werden, daß die Anwend⸗ 


verkehr regeln können, zutreffend wäre, ſo würde der 8 69 Gewd. 
jeden Zweck verlieren, ganz abgeſehen davon, daß es ungewöhnli 
wäre, für die Regelung desjelden Gegenſtandes zwei Wege nebenein⸗ 
ander für zuläſſig zu erklären. Der Verkauf von Hachfleiſch darf 
nur für jeden einzelnen Markt in Form der Markt. geregelt 
werden, wobei, wie oben ausgeführt ift, ein Verbot des Feilbietens 
von Hackfleiſch im Hinblick auf 866 Abſ. 1 Ziff. 3 unzuläſſig 
iſt. Die Wahl einer PolVO. für alle Märkte im Bereich der 
Ortspolizeibehörde verſtößt gegen 8 69 GewO. und darf unter kei⸗ 
nen Umſtänden als zuläſſig bezeichnet werden. Allgemeine Vorſchriften, 
die für alle Märkte außerhalb der MarktO. gelten ſollen, können 
nur in Form eines Geſetzes getroffen werden. 


Wirkl. Geh. OberRegR. Dr. Hoffmann, Berlin⸗Grunewald. 


Zu 6. Die Entfh. des OLG. befaßt ſich mit zwei Problemen, 
die in der Rſpr. zu den verwickelten ArbzBeſt. beſondere Bedeutung 
gewonnen haben. Das eine Problem, die Strafbarkeit freiwilliger 
Mehrarbeit (511 Abſ. 3 Arb. i. d. Faſſ. v. 21. Dez. 1923) hat 
durch das Arb ZNotch. v. 14. April 1924 jede Bedeutung verloren und 
nur noch hiſtoriſchen Wert. Durch das Arb ZNotG. iſt bekanntlich 8 11 
Abſ. 3 der bisher. Arb ABO. aufgehoben; ob mit Recht oder nicht, kann 
dahingeſtellt bleiben. Die Meinungen darüber ſind geteilt. Ich ſelbſt bin 
der Auffaſſung, daß es noch manchmal ein böſes Erwachen in der na 
Fortſchritt ſtrebenden Arbeiterſchaft geben wird, wenn dieſe ſich dem 
kategoriſchen Imperativ gegenübergeſtellt ſieht: Du darfſt nicht mehr 
arbeiten. Daß Abſchlußarbeiten der Banken ſtets beſondere Um⸗ 
fände 1. S. § 11 Abſ. 3 darſtellten, hat natürlich das RG. in feiner 
bekannten Entſch. v. 16. Nov. 1926 nicht gejagt. Im allgemeinen 
werden ſolche Abſchlußarbeiten auch nicht durch beſondere Umſtände 
veranlaßt fein, da fie ja in der Regel wiederkehren. Es kommt hier 
ganz auf die Lage des einzelnen Falles an. Es iſt aber ſehr wol 
denkbar, daß z. B. das Fehlen don erkrankten Angeſtellten den 
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barkeit der IrrtVO. auf Verſtöße gegen die neue Regelung als vom 
Geſetzgeber ſtillſchweigend gewollt angenommen wird. 
(OLG. Dresden, 1. StS., Urt. v. 22. Juni 1927, 108t 91/27.) 


Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfr. Weber, Dresden. 
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7. 8 43 RGewſO. Gewerbs mäßigkeit liegt nicht vor, 
wenn jemand unentgeltlich im Auftrag eines Dritten 
eine Tätigkeit entfaltet, die, wie er weiß, dem Dritten 
eine deſſen Abſicht entſprechende dauernde Einnahme⸗ 
quelle erſchließt. 

Gewerbsmäßig i. S. von 843 RGewO. wird nur ge⸗ 
handelt, wenn die Abſicht des Handelnden darauf gerichtet iſt, 
ſich durch das im Geſetz näher bezeichnete Verkaufen von Druck⸗ 
ſchriften eine dauernde Einnahmequelle zu verſchaffen. Dieſe Vor⸗ 
ausſetzung iſt nicht ohne weiteres ſchon dann gegeben, wenn je⸗ 
mand lediglich im Auftrage und im Intereſſe eines Dritten ver⸗ 
kauft, ohne daß er von dieſem dafür, es ſei unmittelbar oder 
mittelbar, irgendwie entlohnt wird. In ſolchem Falle wird zwar 
leine Tätigkeit regelmäßig dazu dienen, dem Dritten eine Er⸗ 
werbsmöglichkeit zu ſchaffen; trotzdem wird ſie aber von dem Ver⸗ 
käufer ſelbſt nicht gewerbsmäßig ausgeübt, ſofern er ſie auftrags⸗ 
gemäß unentgeltlich leiſtet und nicht auch zum Zwecke des eige⸗ 
nen Erwerbes vornimmt. Das für den Begriff der Gewerbs⸗ 
mäßigkeit weſentliche Erfordernis der Erwerbsabſicht muß alſo auch 
in der Perſon des Verkaufenden, nicht nur in der Perfon feines 
uftraggebers vorliegen. 

3 An der vom OLG. Dresden früher (Anm. 19, 213; 26, 
97) vertretenen gegenteiligen Anſicht vermag der erk. Sen. nach 
erneuter Prüfung der Rechtsfrage nicht mehr feſtzuhalten (vgl. 
andmann, 32055 3. GewO. 8 43). 
(OG. Dresden, 1. StS., Urt. v. 15. Juni 1927, 10Sta 30/27.) 


Mitgeteilt von OStA. Dr. Al fr. Weber, Dresden. 
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1 S. 88 139 ef, 146 a, 105i RGewoO.; 89 VO. über die Rege⸗ 
‚ung der Arbeitszeit der Angeſtellten vom 18. März 1919 
AG Bl. 315). Für die Frage, ob ein in einer öffentlichen 
Schankſtätte aufgeſtellter und nach Ladenſchluß betriebener 

arfümautomat die Strafbarkeit des Aufſtellers be⸗ 
gründet, kommt es darauf an, ob der Auffteller den Be⸗ 
ürieb auf eigene Rechnung vornimmt. 

Der Angekl., der Inhaber eines offenen Parfümgeſchäfts iſt 
und einen Gewerbeanmeldeſchein zum Handel mit Automaten und 
zur leihweiſen Aufſtellung von Automaten beſitzt, hat in verſchiedenen, 
zum Teil mit Tanzſaalbetrieb verbundenen Gaft- und Schankwirt⸗ 
ſchaften — entweder in den Schankräumen ſelbſt oder in einem Zu⸗ 
gange zu ihnen — je einen ihm gehörigen Parfümſpritzautomaten 
zwooletka zur Benutzung für die daſelbſt verkehrenden Gäſte ange⸗ 
Pracht und den betr. Wirten als Entgelt für die Erlaubnis zum An⸗ 
dringen eines ſolchen Apparates von den durch ihn vereinnahmten 
weldern 25 bis 330% überlaſſen. Die Automaten, die gegen Ein⸗ 
1 eines Zehupfennigſtückes ſelbſttätig eine geringe Menge Parfüm 
6 Staubform auf die davorſtehende Perſon ſpritzen, find von den 
Fäſten der Schankſtätten mit Wiſſen und Willen des Angekl. 
Rauptſächlich erſt nach Ladenſchluß benutzt worden. 

Das AG, hat den Angekl. wegen des ihm zur Laſt gelegten Ver⸗ 
gehens nach 88 139 e Abſ. 4, 139 f. Abſ. 4 und 146 a GewO. i. Verb. 
18. 59 VO. üb. d. Regelung der Arbeitszeit der Angeſtellten vom 
BT März 1919, der nach 88 1, 14 Abſ. 1 VO. üb. d. Arbeitszeit vom 

„Dez. 1923 von neuem Geſetzeskraft erhalten hat und auch nach 
— — 


beſonderen Umſtand darſtellen kann, der die Mehrarbeit gerade bei 
0 ſchlußarbeiten rechtfertigt. So hat z. B. das OLG. Königsberg 
m 11. Nov. 1926 (JW. 1927, 813) entſchieden. 
N Das zweite Problem behandelt die Anwendung der IrrtBO. 
Sl die Beſtimmungen der ArbZVD. Hier ſetzt ſich das OLG. Dresden 
® einen bemerkenswerten Gegenſatz zu der Entſch. des OLG. 
Stel ruhe v. 11. Nov. 1926 (JW. 1927, 1528), die auch an dieſer 
=. von Kazkel zuftimmend beſprochen worden ift. Es ift richtig, 
99 die letzte VO. über die Regelung der Arbeitszeit der Augeſtellten 
a Grund der die wirtſchaftliche Demobilmachung betr. Befugniſſe 
gangen iſt. Das OLG. Karlsruhe hat aber eingehend dargelegt 
A meines Erachtens überzeugend nachgewieſen, daß es ſich bei der 
Sr VO. in der gegenwärtig geltenden, jedenfalls aber in der vor 
Neurafttreten des ArbZ Notz. geltenden Faſſung nicht um eine 
kei regelung handelt, ſondern, daß die Kette der Delegationen in 
5 ner Weiſe unterbrochen iſt. Ich bin der Auffaſſung, daß die be⸗ 
x Uerlicherweiſe nur kurz gehaltenen Ausführungen des OLG. 
5 die Darlegungen des OLG. Karlsruhe nicht zu widerlegen 
en Die Lücke in der Geſetzgebung iſt m. M. nach nicht vor⸗ 
Pur en, jo daß alſo auch im vorl. Falle die IrrtVO. anwendbar 
99 8 und in tatfächliher Hinſicht geprüft werden mußte, ob deren Vor⸗ 

letzungen vorgelegen haben. 

RA. Dr. Mansfeld, Eſſen. 
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d. n. Faſſ. d. Arbeit O. v. 14. April 1927 noch in Geltung iſt, 
freigeſprochen. Es hat zwar angenommen, daß die vom Angekl. auf⸗ 
gestellten Automaten als offene Verkaufsſtellen i. S. der einſchlagen⸗ 
den geſetzl. Vorſchriften zu gelten haben, dagegen unter eingehender 
Würdigung der Bedürfnisfrage ſich dahin entſchieden, daß die in Gaſt⸗ 
und Schankwirtſchaften nur in geringer Menge und zum ſofortigen 
Verbrauch an Ort und Stelle erfolgende entgeltliche Abgabe von 
Parfüm als eine Erwerbstätigkeit zu beurteilen ſei, die — bei Be⸗ 
rücksichtigung des Erfriſchungszweckes — in den Rahmen des Schank⸗ 
gewerbebetriebes falle, und hat deshalb den Parfümſpritzautomaten⸗ 
betrieb, gleichviel ob er auf Rechnung des Wirtes ſtattfinde oder 
nicht, gem. 58 1051 GewO. für zuläſſig erachtet. 

Das Rechtsmittel der StA. hatte Erfolg. 

Da es ſich im gegebenen Falle lediglich um die ſtrafrechtliche 
Verantwortlichkeit des Angehl., nicht aber um diejenige der Schank⸗ 
wirte handelt, die dem Angekl. die Ausübung des Automatenbetriebes 
in ihren Räumen geſtattet haben, ſo kann es dahingeſtellt bleiben, ob 
die Auffaſſung, daß der fragl. Parfümverkauf als ſolcher in den 
Rahmen eines Schankwirtſchaftsbetriebes falle und demgemäß der 
in 89 VO. v. 18. März 1919 vorgeſehenen zeitlichen Beſchränkung 
nicht unterworfen ſei, zutrifft. Selbſt wenn die Entſch. dieſer Frage 
dem Reviſionsangriffe nicht zugänglich wäre, ſo muß doch die weitere 
Annahme des AG. als rechtsirrtümlich beanſtandet werden, wonach 
es nebenſächlich ſei, ob der Automatenbetrieb auf Rechnung des 
Schankwirts ſelbſt oder zwar in ſeinen Räumen und mit ſeiner Ge⸗ 
nehmigung, aber durch einen Dritten ausgeübt werde, und es ſchon 
genügen müſſe, wenn der Wirt perſönlich einen Anteil an dem 
aus dem Betriebe erzielten Gewinne habe. 

Die vom Angekl. in den verſchiedenen Schanliſtätten ange 
brachten Automaten waren ſein Eigentum und wurden von ihm 
auf eigene Rechnung aufgeſtellt, gefüllt, geleert und im Be⸗ 
trieb erhalten; die aus dem Parfümverkaufe erzielten Einnahmen 
floſſen ihm zu. Bei dieſer Sachlage erſcheint es völlig ausgeſchloſſen, 
die vermittelſt der Automaten betriebene Erwerbstätigkeit, ſolange 
fie vom Angekl. durchaus ſelbſtändig auf eigene Rechnung ausgeübt 
wurde, als einen Teil des Schankwirtſchaftsbetriebes anzuſehen. Die 
Zugehörigkeit des Parfümautomatenbetriebes zu dem Geſchäfts⸗ 
betriebe des Angekl. wurde nicht ſchon dadurch beſeitigt, daß er 
räumlich und zeitlich mit dem Schankwirtſchaftsbetrieb eines Dritten 
in Verb. gebracht war. Entſcheidend für die Frage, ob der Auto⸗ 
matenbetrieb des Angekl. den Beſchränkungen des $ 9 VO. vom 
18. März 1919 unterliegt, kann nicht der mit ihm verfolgte Zweck 
ſein, ſondern es kommt in erſter Linie darauf an, daß er tatſächlich 
vom Angekl. ſelbſt auf eigene Rechnung betrieben worden 
iſt. Lediglich der Umſtand, daß der einzelne Schankwirt für die Ge⸗ 
ftattung des Automatenbetriebes in feinen Räumen vom Angelkl. 
entlohnt wurde, genügt nicht dazu, anzunehmen, daß das Feilbieten 
und der Verkauf des Parfüms auch auf Rechnung des Wirtes und 
im Rahmen feines Schankgewerbes ſtattfinde. 

(OLG. Dresden, 1. StS., Urt. v. 11. Mai 1927, 10 Sta 23/27.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfr. Weber, Dresden. 
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9. 833 Gew. Der Begriff der Gaſtwirtſchaft er⸗ 
gibt ſich aus Sprachgebrauch und Geſetzeszweck. Nicht 
einzelne Merkmale für ſich, das Geſamtbild iſtentſcheidend. 

Das Geſetz erläutern dieſen Rechtsbegriff nicht näher, er iſt des⸗ 
halb aus dem herrſchenden Sprachgebrauche, der Entſtehungsgeſchichte 
und dem Zwecke des Geſ. zu ermitteln (vgl. hierzu ThürBl. 59, 51; 
Gew Arch. 14, 230). 

Die Sprachauffaſſung verſteht unter einer Gaſtwirtſchaft ein ge⸗ 
werbliches Unternehmen, das durch ſeine Einrichtungen dartut, daß es 
auf vorübergehende Beherbergung Fremder gerichtet iſt. Als ſolche 
Einrichtungen kommen in Betracht: 1. die leichte Zugänglichkeit der 
Offentlichkeit gegenüber, 2. das einladende Wirtshausſchild, 3. die für 
Gäſte gemeinſamen Räumlichkeiten, die Trennung der Wirts⸗ und 
Gaſträume, 5. Angeſtellte, die den Bedürfniſſen der Gäſte dienen. 

Zweck und Entſtehungsgeſchichte des Gef. weiſen darauf hin, 
daß man eine beſondere Erlaubnis zum Betriebe deshalb für er⸗ 
forderlich anſah, weil man eine öffentliche Gefahr des Glücksſpiels 
oder der Unzucht für gegeben hielt, wenn Fremde zwanglos mit⸗ 
einander in Räumlichkeiten in Verkehr treten können, die für der⸗ 
artige Laſter beſonders günſtige Gelegenheiten bieten. 

Von alledem ſtellt das AG. nur feſt: Der Ungekl. bewohnte 
eine Etagenwohnung in E., von ſeinen fünf Zimmern vermietete er 
vier im Winter an Dauermieter, im Sommer tageweiſe. Die Woh⸗ 
nung hatte eine Diele. Die Mieter bekamen einen Hausſchlüſſel. Ein 
Hausdiener war nicht vorhanden, auch kein offener Raum, der dem 
Publikum ohne weiteres zugänglich war. 

Danach iſt von einer Benutzung gemeinſamer Räume keine 
Rede. Wirts⸗ und Gaſträume ſind nicht unterſchieden. Gaſt⸗ 
wirtſchaftsangeſtellte fehlen. Die Zimmer find micht 
anders zugänglich als in einer Privatwohnung. Eine 
beſondere Einrichtung zum Gaſtwirtſchaftsbetriebe 
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iſt überhaupt nicht vorhanden. Den Mietern wird vielmehr, was im 
Gaſtwirtsgewerbe nur ausnahmsweiſe geſchieht, ein Hausſchlüſſel ver⸗ 
abfolgt. So erweckt das Geſamtbild, das der Betrieb des Angehl. 
bietet, eher den Eindruck einer bloßen Vermietung von Schlafſtellen 
in einer regelrechten Etagenwohnung als eines eingerichteten Gaſt⸗ 
wirtſchaftsunternehmens. Unerheblich bleibt dann, daß dieſe Vermietung 
zur Zeit des Hauptfremdenverkehrs tageweiſe erfolgt. Daß dies 
einzelne Merkmal auf einen Gaſtwirtſchaftsbetrieb hindeutet, ge⸗ 
nügt nicht. 
(OL. Jena, 2. StS., Urt. v. 8. April 1927, 8 49/27.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Zeunert, Jena: 


Landgerichte. 


Altona. Zivilſachen. 


1. 574 AufwG.; 822566. Nur unverſchuldete Un⸗ 
kenntnis der Rechtsmittel zur Anfechtung von Auf⸗ 
wertungsentſcheidungen begründet die Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand. f) 

Die Vorausſetzungen, unter denen nach 8 22 Abf. 2 RG. 
die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand zu erteilen iſt, erachtet 
das BeſchwGer. im vorl. Falle nicht für gegeben. Zwar kaun Rechts⸗ 
unkenntnis auch als Hinderungsgrund i. S. dieſer Beſtimmung in 
Frage kommen. Eine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand recht⸗ 
fertigt ſie aber nur dann, wenn ſie unverſchuldet iſt. Dies iſt jedoch 
nur unter beſonderen Umſtanden anzunehmen. Grundſätzlich iſt da⸗ 
von auszugehen, daß jeder in der Lage iſt, ſich mühelos über die für 
die Einlegung der ſofortigen Beſchwerde gegebenen Vorſchriften zu 
unterrichten und zu verlangen, daß er ſich rechtzeitig über dieſe 
Vorſchriften vergewiſſert (vgl. Schlegelberger, 2. Aufl. Anm. 9 
zu 8 22 RF GG.). Mag man auch in Aufwachen im allg. die For⸗ 
derungen an den Begriff des Nichtverſchuldens geringer ſtellen als 
auf anderen Gebieten der freiw. Gerichtsbarkeit, ſo darf man doch 
keinesfalls ſo weit gehen, jede Unkenntnis über die Rechtsmittel⸗ 
friſt als unverſchuldet zu beurteilen. Dies würde zu dem Ergebnis 
führen, daß die von dem Geſetzgeber durch die Bindung der Beſchwerde 
an eine Friſt gewollte Sicherheit der formellen Rechtskraft der Aufw⸗ 
Entſch. in weitgehendem Maße erſchüttert würde. Man würde der 
Möglichkeit Raum geben, daß in zahlreichen Fallen eine Abänderung 
der AufwEntſch. erzielt werden kann, nachdem die Rechts mittelfriſt 
bereits lange verſtrichen iſt. Ein ſolcher Erfolg würde mit dem von 
dem Geſetzgeber in § 74 Aufw®. verfolgten Zweck unvereinbar fein. 
Rechtsunkenntnis als Entſchuldigungsgrund i. S. 8 22 RF§GG. wird 
daher nur in beſonderen Ausnahmefällen angenommen werden kön⸗ 
nen, insbeſ. wenn dem BeſchwFührer mit Rückſicht auf feine Per⸗ 
ſönlichkeit oder ſeinen Aufenthalt nicht zur Laſt gerechnet werden 
kann, daß er ſich über die Anfechtbarkeit der Aufwentſch. nicht recht⸗ 
zeitig Gewißheit verſchafft hat. 

(LG. Altona, 6. BR, Beſchl. v. 23. März 1927, 6 J 243/27.) 
Mitgeteilt von LGDir. Block, Altona. 
* 
Dresden. 

2. 88 10, 11, 12 Betr.; 813 SchwBeſchh. Eine 
Buchhandlung, welche nur Boten gegen Proviſion damit 
beſchäftigt, ihre Zeitſchriften bei ihren Kunden zu ver⸗ 
treiben und die Gelder daſelbſt zu erheben, iſt ein Betrieb 
i. S. des Betriebsrätegeſetzes, die Boten ſind daher auch 
Arbeitnehmer i. S. des Schwerkriegsbeſchädigten⸗Geſetzes) 


Der Kl. it ſchwerkriegsbeſchäͤdigt und bei der Bekl., einer 
Buchhandlung, als Bote damit beſchaftigt, ihre Zeitſchriften zu 


Zu 1. Die Grenzen, welche die Entſch. der Anwendung des 822 
FGG. im Aufw Verfahren zieht, find ſicherlich zutreffende: Bei allem 
Entgegenkommen gegen die Wünſche der nicht durch geſchulte Ju⸗ 
riſten vertretenen rechtſuchenden Bevölkerung kann man allerdings 
nicht ſo weit gehen, daß man jede Unkenntnis der für die Einlegung 
der ſofortigen Beſchw. vom Geſetz beſtimmten Friſt als einen 
Grund zur Wiedereinſetzung anſieht. Dabei iſt es gleichgültig, daß 
die BeſchwFriſt nicht im AufwG. ſelbſt geregelt iſt, ſondern nur 
durch Bezugnahme des Geſetzes auf des FGG. in 8 73 AufwG. 
Warum freilich bei der Regelung eines Verfahrens, deſſen Beherr⸗ 
ſchung für die ganze rechtſuchende Bevölkerung — wie die Entſch. 
lehrt — von größter Bedeutung iſt, nicht den entſcheidenden Be⸗ 
hörden durch Geſetz die Verpflichtung auferlegt iſt, die Beſcheide ſelbſt 
mit Belehrung über das zuläſſige Rechtsmittel und deſſen Friſten 
zu verſehen, iſt nicht verſtändlich. Im § 14 Abſ. 2 MSHE. iſt 
eine ſolche Vorſchrift enthalten; fie wäre für das Aufwch. mindeſtens 
ebenſo dringlich geweſen. Es dürfte zum mindeſten zweck⸗ 
mäßig ſein, daß die Juſtizverwaltung den Aufw⸗ 
Stellen und BeſchwGerichten ein Belehrung über 
das Rechtsmittel zur Pflicht macht, wie dies von ein⸗ 
zelnen Juſtizverwaltungen geſchehen iſt. 

IR. Dr. Lemberg, Breslau. 


vertreiben. Die Kunden der Buchhandlung beſtellen ihre Zeit 
ſchriften unmittelbar bei dieſer, ein Straßenverkauf findet nicht 
ſtatt. Lediglich das Breittragen — d. h. die Erfüllung einer Ver 
pflichtung der Buchhandlung — iſt ihre Aufgabe, wobei ſie außer⸗ 
dem ſofort die fälligen Beträge für die Lieferung dieſer geitſchrif⸗ 
ten bei den Kunden zu Raffieren haben. Ihre Vergütung beſteht in 
einem prozentual beſtimmten Anteil an dieſen kaſſierten Beträgen. 
Dieſe Proviſion iſt aber auch das einzige Entgelt für ihre Tür 
tigkeit. 

Der Kl. verlangt Fortzahlung feiner Proviſion, da die Bell. 
ihn als Schwerkriegsbeſchädigten zu Unrecht friſtlos ohne Zuſtim⸗ 
mung der Hauptfürſorgeſtelle wegen ungehörigen Benehmens ent“ 
laſſen habe. Der Bekl. beſtreitet die Notwendigkeit einer ſolchen 
Zuſtimmung mit der Behauptung, daß der Kl. inſolge der beſon⸗ 
deren Geſtaltung ihres Betriebes nicht als Arbeitnehmer i. S. des 
Betriebsrätegeſetzes und des Schwerkriegsbeſchädigtengeſetzes an 
zuſehen ſei. 

Mit folgenden Gründen wird die Arbeitnehmereigenſchaft des 
Kl. vom LG. bejaht. 

Die Eigenſchaft des Kl. als Schwerkriegsbeſchädigter macht 
die Genehmigung der Hauptfürſorgeſtelle zu einer Aufkündigung 
des Arbeitsverhältniſſes noch nicht erforderlich, hinzukommen muß 
vielmehr, daß er auch Arbeitnehmer i. S. des Betriebsrätegeſetzes 
iſt. (55 Abſ. 2 SchwBeſchch. i. d. F. v. 8. Juli 1926 beſagt, daß 
unter Arbeitsplätzen nur die Stellen zu zählen ſind, auf denen 
Arbeiter und Angeſtellte i. S. des 8 11 u. 12 Betr. beſchäftigt 
werden.) 

Arbeitnehmer i. S. des § 10 BetrN®. find die im Dienſte an⸗ 
derer gegen Entgelt beſchäftigten Perſonen. Damit iſt noch nichts 
darüber gejagt, ob der Kl. als Austräger von Zeitſchriften Arbeit⸗ 
nehmer i. S. dieſer Vorſchrift iſt. 0 

Weiter zu prüfen iſt, ob er auch von der Bekl. „beichäftigt‘ 
worden iſt, d. h. zu ihr in einem perſönlichen und wirtſchaftlichen 
Abhängigkeitsverhältnis gegen Entgelt geſtanden hat, wie fich, ja 
die Betriebsverfaſſung überhaupt ihrer Herkunft und ihrem Ziele 
nach nur auf die unſelbſtändigen Arbeitnehmer bezieht. 

Da die Boten der Bekl. die Zeitſchriften regelmäßig perſön⸗ 
lich austragen und auch nicht auf eigene Rechnung verkaufen, 
ſondern fie an die einzelnen Kunden auf Rechnung der Bekl. abe 
liefern, fo daß dieſe es vertraglich nur mit der Bekl. und nicht 
mit ihren Boten zu tun haben, da weiter auch ein vereinbartes 
Entgelt in Form don Proviſion geleiſtet wird, und die Bekl. die 
Boten gegen Krankheit, Invalidität und Erwerbsloſigkeit ver⸗ 
ſichert, iſt die erſte Frage, ob der Kl. in einem Beſchäftigungs⸗ 
verhältnis zu der Bekl. geſtanden hat, zu bejahen. 

Auch die zweite Frage, ob dieſes Beſchäftigungsverhältnis der ⸗ 
art geweſen iſt, daß man bei dem Kl. von einem Arbeitnehmer i. S. 
der 59 10—12 Betr. ſprechen kann, iſt auf Grund der gleichen 
Feſtſtellungen zu bejahen. 

Die Buchhandlung nutzt die Arbeitskraft des Kl. in regel“ 
mäßiger ab g ſeiner Tätigkeit voll aus und gewährt ihm 
ein Entgelt, das ſich nicht unter dem Wochenreinverdienſt eines 
gelernten Arbeiters bewegt. Daß der Kl. als Entgelt Proviſion 
erhalten hat, ſteht ſeiner Arbeitnehmereigenſchaft nicht entgegen 
(vgl. Flatow, Komm. z. Betr. 5. Aufl. 810 Anm. 2 B 
Abſ. 1). Daß ein Betriebsrat nicht gebildet worden iſt, iſt um 
erheblich für die Arbeitnehmereigenſchaft. Ihre aktive und paſſive 
Wahlfähigkeit iſt zu bejahen, vorausgeſetzt, daß die ſonſtigen Vor⸗ 
ausſetzungen für die Bildung eines derartigen Betriebsrates im 
Betriebe des Bekl. gegeben iſt (vgl. Bayer. Min. f. ſoz. Für. v. 
11. März 1922 Nr. 503, RA Bl. 1922, amtl. Teil, S. 177 Nr. 49). 


verpflichtung und hier vor allem für die Weiſe, wie die Za 
ahl der 
Berg 
beſetzt find. Er hat ferner Bedeutung für die Frage, welcher Art 
die Arbeitsplätze ſind, die für eine Einſtellung von Schwerbeſchä⸗ 
digten u. U. im Wege des Zwanges in Betracht kommen. Es ſollte 
durch dieſe Faſſung vermieden werden, daß der Arbeitgeber auch ge 
zwungen werden könnte, etwa leitende Angeſtellte, die er auf Grund 
beſonderen Vertrauens auszuwählen pflegt, einzuſtellen. Aber die 
Kündigungsſchutzbeſtimmungen des § 13 machen keinen Unterſchied in 
der Stellung der Schwerbeſchädigten. Es genügt, daß ſie Arbeit⸗ 
nehmer find, damit fie dieſen Schutz genießen. In dem vorl. Galle 
ift, wie das CG. richtig ausführt, der Kl. als Arbeitnehmer anzu 
ſehen. Die Beſtimmung des § 13 SchwBeſchch. war alſo auf ihn am 
zuwenden. Richtig iſt es auch, daß eine etwaige Anfechtung des Ar 
beitsvertrages aus 8 119 BGB. unverzüglich nach Kenntnisnahme 
von der Schwerbeſchädigteneigenſchaft hätte erfolgen müſſen. 
RA. Schoppen, Düſſeldorf. 
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Infolgedeſſen iſt der Kl. Schwerkriegsbeſchädigter. Die Kündi⸗ 
gungsfriſt von vier Wochen aus 8 13 Abſ. 1 Satz 3 SchmBeſchch. 
Konnte durch Vertrag nicht wegbedungen werden. 

1 Wenn der Arbeitgeber erſt nachträglich die Eigenſchaft des Kl. 
als Schwerkriegsbeſchädigter erfahren hat, jo kann er aus 8119 
Abſ. 2 BGB. den Arbeitsvertrag deshalb nicht mehr anfechten, da 
50 nach Kenntnisnahme dieſer Eigenſchaft des Kl. das Arbeitsver⸗ 
hältnis mit ihm fortgeſetzt hat. 
(SG. Dresden, 3K, Urt. v. 12. Jan. 1927, 8 0g 373/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Rolf Helm, Dresden. 


„ 
Eſſen. 


a 3. 8 96 BetrR G. Betriebsratsmitglieder, die ber 
ieder aufgelöſten Erſatzpolizei zugehörten, konnten auch 
ohne Zuſtimmung des Betriebsrats entlaſſen werden. 
. Die Erſatzpolizei wurde 1923 ins Leben gerufen, um an Stelle 
der von den Franzoſen ausgewieſenen Polizei eine neue Polizei zu 
ullden. Dieſe Polizei hatte allerdings dieſelben Zwecke zu verfolgen 
wie die Sicherheitspolizei. Von einer Stillegung des Polizeibetriebes 
x weiteren Sinne kann darum nicht geſprochen werden. Denn die 
ätigkeit der Polizei hat durch die Einſtellung der Erſatzpolizei nicht 
aufgehört und auch keine Unterbrechung erfahren. Die Erſatzpolizei 
aber nur gebildet worden, weil die Sicherheitspolizei ausgewieſen 
wurde. Als dann ſpäter die alte Sicherheitspolizei nach dem Abzug der 
ranzoſen . hat der Min. d. Inn. die Erſatpolizei auf⸗ 
gelöſt. Dantit wurde aber der Betrieb der Erſaßpolizei ſtillgelegt, 
weil der Zweck, um deſſentwillen ſie geſchaffen war, fortfiel. Es 
dandelt ſich bei dieſer Stillegung um eine Stillegung eines in ſich 
ſelbſtändigen Teiles des Polizeibetriebes. 
n Dem ſteht auch nicht entgegen, daß der Kl. zuletzt in Betrieben be⸗ 
icht t war, die nicht zu dem aufgelöſten Betriebe gehörten. Denn 
wie die Perſonalakten des Kl. ergeben, lag die Verſetzung von der 
bolizeikaſſe zum Einwohnermeldeamt in der Perſon des Kl. Es iſt 
nicht richtig, wenn der Kl. meint, daß ſeine Entlaſſung nicht erforder⸗ 
uch geweſen ſei. Der Kl. iſt aus dem beſonderen Etat der Erſatz⸗ 
polizei entlohnt worden. Mit der Auflöſung der Erſatzpolizei mußte 
auch ihr Etat aufgelöſt werden. Der Kl. hat keinen Anſpruch darauf, 
daß um ſeinetwillen der Etat weitergeführt wird oder daß er aus 
einem andern Etat beſoldet wird. 


(RG. Eſſen, 6. K., Urt. v. 26. März 1927, 6 0 113/26.) 
Mitgeteilt von RA. Max Abel, Eſſen. 


Frankfurt a. M. ö 


di 4. Tarifvertragsrecht. Jeder Tarifvertrag enthält 
Mr allgemeine Friedenspflicht, auch wenn er ſie nicht 
Kundrücklich ausſpricht. Streik ohne Einhaltung einer 
gs fei iſt als Vertragsverletzung widerrecht⸗ 
ni I. Unbeſtritten iſt der Fabrikarbeiterverband Deutſchlands ein 
| cht eingetragener Verein, auf welchen nach 854 BGB. die Vor⸗ 
880 ten über die Geſellſchaft Anwendung finden, und welcher gem. 

0 Abſ. 2 ZPO. ſelbſtändig verklagt werden kann. Nach anerk. 
—— 


Zu 4. Die Entſch. gibt in prozeſſualer und materiellrecht⸗ 
Beziehung Anlaß zu Bemerkungen. 
1 Prozeſſual iſt fie in zweifacher Hinficht zu beanſtanden. 
Kenn feftgeftelft wurde, daß die „Gauleitung Frankfurt“ des 
ie bandes der Fabrikarbeiter Deutſchlands, gegen die urſprünglich 
paid age gerichtet war, keine ſelbſtändige, nach 8 50 Abſ. 2 3 PO. 
1 1b parteifähige Vereinigung darſtellt, ſondern daß fie lediglich aus 
zwei Bevollmächtigten des Hauptverbandes beſteht, und wenn die Kl. 
Kihalb nach entipr. Hinweis des Gerichts erklärte, daß mit der 
ſtele ſowohl der Fabrikarbeiterverbond als auch die örtliche Zahl⸗ 
0 e und die Gauleitung in Anſpruch genommen werden „muſſe“, 
war nunmehr die Klage als gegen dieſe drei Parteien gerichtet an⸗ 
4 ehen, von denen die zwei erſtgenannten jedenfalls paſſiv partei⸗ 
bond ſind. Der Standpunkt des Gerichts, daß es nicht darauf an⸗ 
me, welche Vereinigung von der Kl. in Anſpruch genommen wer- 
en müſſe, ſondern welche tatſächlich in Anſpruch genommen werde, 
errät eine Formenſtrenge, die hinter dem römiſchen Aktionenprozeß 
d zurückbleibt. In der mündlichen Verhandlung gebraucht man 
5 ungemein häufig derartige nicht ganz exakte Wendungen wie: 
5 9 us die Abmweifung der Klage beantragen“ oder „ich muß das 
g 5 und es hat wohl noch keinen Vorſitzenden gegeben, der 
5 n gejagt hätte: es kommt nicht darauf an, ob das beſtritten wer⸗ 
\ muß, ſondern ob es wirklich auch beftritten wird. 
su on aber das Gericht an der ungenauen Ausdrucksweiſe der 
eb: nftoß, fo beſtand gem. 8 139 ZRD. die Pflicht, daß der an⸗ 
r ich unklare Antrag erläutert wurde. Wenn die richterliche In⸗ 
en ge des § 139 dazu dienen ſoll, „den unbeholfenen und 
un aren Ausdruck des Parteiwillens klarzuſtellen“ (Wach, Vor⸗ 
ge, 2. Aufl. S. 73), ſo iſt, falls auf die richterliche Frage eine un⸗ 
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Kipr., insbeſ. RG. 73, 92 ff.!) ift aber auch die örtliche Zahlſtelle des 
Fabrikarbeiterverbandes in Frankfurt a. M. eine vom Geſamtverband 
geſonderte Vereinigung, welche neben demſelben als ein nicht rechts⸗ 
fähiger Verein i. S. bon 9 54 BGB. anzuſehen iſt und daher ebenfalls 
ſelbſtändig verklagt werden kann. Die Gauleitung dagegen beſteht 
lediglich aus zwei Perſonen, die nur als Bevollmächtigte des Haupk⸗ 
vorſtandes tätig ſind und keinerlei ſelbſtändige Vereinigung bilden, 
ſo daß ſie auch nicht als ſolche verklagt werden können. Nun hat 
die Kl. in der für den rechtlichen Aufbau und das Ziel einer Klage 
ausſchließlich maßgebenden Klageſchrift die Gauleitung des Fabrik⸗ 
arbeiterverbandes in Anſpruch genommen. Mit Recht haben die bei⸗ 
den Perſonen, welche als Gauleitung tätig ſind, vortragen laſſen, 
daß ſie nicht ſelbſtändig als Gauleikung verklagt werden können. 
Die Kl. hätte daher ihre Klage ändern müſſen und fie entweder gegen 
den Hauptverband oder die Zahlſtelle, oder gegen dieſe beiden Ver⸗ 
einigungen richten muſſen. Das hat ſie aber trotz ausdrücklichen 
Hinweiſes des Gerichts nicht getan, insbeſ. kann aus der keineswegs 
zweifelsfreien Erklärung in ihrem Schriftſatz nicht entnommen wer⸗ 
den, welche Vereinigung fie nun tatſächlich in Anſpruch nimmt. Es 
kommt nicht darauf an, welche Vereinigung von der Kl. in Anſpruch 
genommen werden muß, ſondern welche tatſachlich in Anſpruch ge⸗ 
nommen wird. Es iſt nicht angängig, die Auswahl unter verſchiedenen 
Vereinigungen, die zum Teil parteifähig, zum Teil nicht parteifähig 
ſind, dem Gericht zu überlaſſen. Zu einer weiteren Ausübung des 
richterlichen Fragerechts gem. 8 139 ZPO. lag angeſichts des voran⸗ 
gegangenen Aufklärungsbeſchluſſes und der Tatſache, daß die Kl. 
durch einen Rechtskundigen im Rechtsſtreit vertreten iſt, kein Anlaß 
mehr vor. Da hiernach die Kl. nach wie vor die Gauleitung ver⸗ 
klagt hat, und hierdurch eine nicht parteifähige Vereinigung in An⸗ 
ſpruch genommen hat, ſo war die Klage ſchon von Amts wegen gem. 
856 ZPO. ohne weiteres abzuweiſen. 

II. Abgeſehen hiervon iſt aber auch die Klage ſachlich rechtlich 
unbegründet, wenn man zugunſten der Kl. davon ausgeht, daß ſie 
die parteifähige örtliche Zahlſtelle in Frankfurt a. M. oder den partei⸗ 
fähigen Hauptvorſtand in Hannover in Anſpruch genommen hätte. 


III. Sachlich rechtlich iſt zunächſt zu entſcheiden, ob der Tarif⸗ 
vertrag v. 29. April 1926 auf das Werk E. der Kl. Anwendung zu 
finden hatte. Dieſe Frage iſt zu bejahen. Der Tarifvertrag v. 
29. April 1926 ift von der Gruppe Süd des Landesverb. der Ziegel⸗ 
induſtrie in Heſſen, Heſſen⸗Naſſau und Waldeck auf Arbeitgeberſeite 
abgeſchloſſen worden, während auf Arbeitnehmerſeite der Fabrik⸗ 
arbeiterverb., Zahlſtelle Frankfurt a. M., aufgetreten iſt. Unbeſtritten 
iſt die vereinigte Ziegelei GmbH. eine Untergruppe des beteiligten 
Landesverb. der Ziegelinduſtrie, ſo daß die Mitglieder der vereinigten 
Ziegelei GmbH. gemäß 8 1 Abſ. 2 der VO. über Tarifvertr. v. 
23. Dez. 1918 ohne weiteres von dem Tarifvertrag ergriffen wor⸗ 
den ſind. Die Kl. war ohne weiteres verpflichtet, ihre Arbeitnehmer 
auf der Grundlage des Abkommens v. 29. April 1926 zu entlohnen. 
Soweit ſie daher Schadenserſatzanſprüche aus angeblich zuviel be⸗ 
zahlten Löhnen erhebt, iſt die Klage unbegründet, da ſie nur das⸗ 
jenige gezahlt hat, zu was ſie geſetzlich verpflichtet war. Ein ihr 
von der Bekl. zu erſetzender Schaden iſt in dieſem Punkt überhaupt 
nicht entſtanden. 


IV. Die aus dem Streik hergeleiteten weiteren Schüden an Pro⸗ 
duktionsausfall entbehren ebenfalls ſachlich rechtlicher Grundlage. 


klare Antwort erfolgt, jener Pflicht eben noch nicht genügt, ſondern es 
muß der Verſuch gemacht werden, durch weitere Fragen die Unklar⸗ 
heit zu beſeitigen — ein Verſuch, der im vorl. Falle ganz zweifellos 
ſofort zum Ziele geführt hätte. Die Informationspflicht beſteht un⸗ 
beſchränkt auch da, wo die Partei durch Anwälte vertreten iſt, 
denn 8 139 findet auch im Anwaltsprozeß Anwendung. Alles das 
hätte ſchon unter der alten Faſſung des § 139 zu gelten gehabt; noch 
viel weniger iſt die Entſch. dem Geiſt der Novelle von 1924 gerecht 
geworden, die in der Neufaſſung des 8 139 dem Richter ein Hin⸗ 
wirken auf die Stellung ſachdienlicher Anträge auch im Anwalts⸗ 
prozeß zur Pflicht macht und durch dieſe Stärkung der richterlichen 
Prozeßleitung dazu dienen will, die Parteien rechtzeitig erkennen 
zu laſſen, in welcher Richtung ihr Vorbringen ergänzungsbedürftig iſt 
(bgl. Volkmar, Handausg. der VO. v. 13. Febr. 1924 zu Art. II 
8 139). 

2. Von dem einmal eingenommenen Standpunkt aus hätte die 
Klage wegen mangelnder Parteifähigkeit durch Prozeßurteil 
ohne Prüfung des geltend gemachten Anſpruchs abgewieſen werden 
muſſen. Inſoweit ſetzt ſich die Entſch. in Widerſpruch mit dem von 
den Ver ZS. bereits i. J. 1908 (RG. 70, 179 ff., beſ. 187) aus⸗ 
geſprochenen Grundſatz, wonach beim Mangel einer Prozeßvoraus⸗ 
ſezung die Klage aus dieſem prozeſſualen Grunde und nur aus 
dieſem Grunde abzuweiſen, dagegen nicht zugleich in der Hauptſache 
zu entſcheiden iſt, etwa weil die Klage auch ſachlich unbegründet ſei. 
Ein Sachurteil gegenüber nicht eriſtenter Partei iſt unmöglich (ſo 
auch Wach, Urteilsnichtigkeit, Rheingtſchr. 3, 373 ff., bef. 403), und 
ſofern es nur als Sachurteil ſich gibt, abſolut nichtig; iſt es wie hier 


1) JW. 1910, 182. 
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Eine beſondere Friedensklauſel, wie etwa 8 11 des Mantel-Tarifs 
vertrages v. 24. Juni 1925 bzw. 15. Sept. 1926 ſie enthält, findet 
ſich in dem Tarifvertrag v. 29. April 1926 nicht vor. Es iſt aber heute 
ſowohl in Rechtslehre als auch Rechtsanwendung allſeitig anerkannt, 
daß in jedem Tarifvertrag eine allgemeine Friedenspflicht begriffsnot⸗ 
wendig enthalten iſt, und es daher einer beſonderen Vereinbarung 
gar nicht erſt bedarf. Dieſe allgemeine Friedenspflicht, deren Bruch 
ohne weiteres zum Schadenserſatz verpflichtet, iſt aber im Gegenſatz 
zu der beſonderen Friedenspflicht nur relativ, d. h. durch ſie iſt jede 
Kampfhandlung während der Laufzeit eines Tarifvertrages nur inſo⸗ 
weit unterſagt, als eine im Tarifvertrag geregelte Beſtimmung ge⸗ 
waltſam geandert werden ſoll. Soweit dagegen die Kampfhandlung 
einen Punkt betrifft, der im Tarifvertrag nicht geregelt iſt, ſteht die 
allgemeine (relative) Tariffriedenspflicht nicht entgegen (vgl. RG. 
111, 1052); 113, 1973); Kas kel, Arbeitsrecht, 2. Aufl. S. 318/19). 
Vorliegend betraf die Kampfhandlung der Bekl. die Frage, ob die 
Kl. unter das Abkommen v. 29. April 1926 fiel oder nicht. Dieſe 
Frage iſt in dem Tarifvertrag nicht ausdrücklich geregelt, ſo daß ihre 
Entſch. im Wege des Streiks ausgetragen werden konnte, ohne daß 
hierin ein zum Schadenserſatz verpflichtender Bruch der allgemeinen 
(relativen) Tariffriedenspflicht zu erblicken iſt. 

V. Mit Kas kel a. a. O. S. 306 geht die erk. Kammer da⸗ 
von aus, daß die Arbeitsniederlegung in dem Streik ſeitens der 
einzelnen Arbeitnehmer nicht die Kündigung des Arbeitsvertrages 
enthielt. Die ſtreikenden Arbeiter wollten vielmehr unter Aufrecht⸗ 
erhaltung des zwiſchen ihnen und der Kl. beſtehenden Rechtsverhält⸗ 
niſſes lediglich für die Dauer des Arbeitskampfes die Erfüllung der 
vertraglichen Arbeitspflicht verweigern. Die einzelnen Arbeitsver⸗ 
hältniſſe ſind daher durch den Streik nicht gelöſt worden, ſondern 
haben nur für die Dauer desſelben geruht. Das Ruhen des Arbeits» 
vertrages durfte aber nur nach Ablauf der für die Beendigung eines 
Arbeitsverhältnſiſes vorgeſehenen Kündigungsfriſt von den Arbeit⸗ 
nehmern vorgenommen werden, da die Kündigungsfriſt auf Grund 
der beiderſeitigen vertraglichen Bindungen gerade dazu auserſehen 
iſt, daß bis zu ihrem Ablauf die beiderſeitigen Verpflichtungen erfüllt 
werden müſſen. Es muß daher mit Tas kel a. a. O. S. 321 ange 
nommen werden, daß während des Laufs der Kündigungsfriſt ein 
Streikrecht nicht beſteht. Vorliegend haben die Arbeitnehmer, obwohl 
unſtreitig eine eintägige Kündigungsfriſt galt, die Arbeit innerhalb 
einer Stunde niedergelegt, haben alſo die Kündigungsfriſt nicht aus⸗ 
gehalten. Hierdurch haben ſie die einzelnen beſtehenden Arbeits⸗ 
verträge poſitiv verletzt und haben ſich gem. $ 276 BGB. ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig gemacht. Zu dieſem Vertragsbruch ſind ſie unſtreitig 
durch den Bevollmächtigten des Bekl. verleitet worden. Die Frage, 
ob für dieſe Verleitung zum Vertragsbruch der Bekl. von der Kl. 
zum Schadenserſatz herr werden kann, iſt vorliegend zu 
verneinen. Nach der herrſch. Meinung verpflichtet eine Verleitung 
zum Vertragsbruch den Anſtifter nicht ohne weiteres zum Schadens⸗ 
erſatz, vielmehr müſſen noch beſonders verwerfliche Handlungen dar⸗ 
getan werden, aus deren Geſamtheit auf eine ſittenwidrige, zum 
Schadenserſatz verpflichtende Betätigung i. S. 8 826 BGB. bei der 
Verleitung zum Vertragsbruch geſchloſſen werden kann (vgl. RG. 
78, 14); 103, 421; Baum: JW. 1927, 295 Anm. zu Nr. 11). Der⸗ 
artige ſittenwidrige Handlungen des Verbandes liegen aber hier nicht 
vor. Der Bevollm. d. Bekl. hat ſich bei der Abſtimmung zum Streik, 
die nahezu einſtimmig erfolgt iſt, keinerlei ſittenwidrige Verſtöße zu⸗ 
ſchulden kommen laſſen. Auch das Motiv des Streikes kann nicht 
als ſittenwidrig anerkannt werden, da der Bekl. mit dem Streik nur 
begründete Rechte aus dem Tarifvertrag v. 29. April 1926 durchſetzen 


zugleich Prozeßurteil, ſo iſt es zwar wirkſam, entbehrt aber hinſicht⸗ 
lich des erhobenen Auſpruchs der materiellen Rechtskraft. 

II. Materiellrechtlich bekennt ſich die Entſch. zu drei 
Grundſätzen, die heute als herrſchend gelten können. 

1. Jeder Tarifvertrag enthält die allgemeine Friedens⸗ 
pflicht, auch wenn er ſie nicht ausdrücklich ausſpricht; doch iſt die 
Friedenspflicht nur relativ, d. h. ſie erſtreckt ſich nur auf die Be⸗ 
ſtimmungen des Tarifvertrags, nicht auf Punkte, die darin nicht ge⸗ 
regelt ſind. So neueſtens wieder Sinzheimer, Grundzüge des 
Arbeitsrechts, 2. Aufl. 1927, 264 ff. (wie ſchon früher Arb Tar. 
1916, 137ff.) und Erwin Jacobi, Grundlehren des Arbeitsrechts 
1927, 204 f.; die dort Anm. 67 u. 68 zit. RGEntſch. v. 30. März 
1926 iſt die in RG. 113, 197 JW. 1927, 246 abgedruckte. 

2. Streik ohne Einhaltung der Kündigungsfriſt 
iſt Vertrags verletzung und als ſolche widerrechtlich. Das wird 
auch von Sinzheimer anerkannt, der ein Koalitions recht, 
nicht nur Koalitionsfreiheit annimmt (Grundzüge S. 90 ff.), ja ſelbſt 
von Bühler, der noch weitergehend ſogar für ein Streikrecht 
eintritt (ArbR. 1923, 561 ff.), dieſes aber lediglich i. S. eines ſub⸗ 
jektiven öffentlichen Rechts gelten laſſen will, d. h. eines Rechts 
gegenüber der Staatsgewalt, das privatrechtliche Verpflichtungen un⸗ 
berührt läßt. Das Gericht bekennt ſich damit zu dem Grundſatze, 
daß Vertragsverletzung auch dann rechtswidrig iſt, wenn ſie von einem 


2) JW. 1925, 2464. 2) JW. 1927, 216. JW. 1912, 143. 
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wollte. Sind ſomit der Beweggrund und die Ausführungshandlungen 
bei der Verleitung zum Vertragsbruch nicht als ſittenwidrig anzu⸗ 
erkennen, jo entfallen auch die Merkmale des § 826 BGB. Eine 
Schadenserſatzpflicht des Bekl. wegen Verleitung zum Vertragsbruch 
beſteht daher nicht. 


VI. Auch aus dem Geſichtspunkte einer unerlaubten Handlung 
(88 823 Abf. 1 u. 2, 826 BGB.) erſcheint die Klageforderung nicht 
begründet. Nach den Anſchauungen des neuzeitlichen Arbeitsrechtes 
kann kein Streit mehr darüber beſtehen, daß zur Zeit Kampffreiheit 
im wirtſchaftlichen Leben derart vorliegt, daß die Anwendung er⸗ 
laubter Mittel in Arbeitskämpfen (Streik) grundſätlich in vollem 
Umfange rechtlich zuläſſig iſt (vgl. LG. Erfurt: JW. 1927, 296; 
Kaskel a. a. O. S. 316). Sofern ſich alſo ein Streik im Rahmen 
der geſetzlichen Beſtimmungen hält, kann aus ihm eine Schadens⸗ 
erſatzpflicht wegen unerlaubter Handlung nicht hergeleitet werden, 
Wenn die Kl. den hier fraglichen Streik als einen „wilden Streik 
bezeichnet, verkennt fie den Rechtsbegriff des „wilden Streiks“. Ein 
„wilder Streik“ iſt nämlich nur ein ſolcher, der außerhalb der ge 
werkſchaftlichen Vorſchriften und ohne Billigung der Gewerkſchaften 
durchgeführt wird. Ein ſolcher „wilder Streik“ verpflichtet aller⸗ 
dings zum Schadenserſatz. Er liegt hier aber nicht vor, da der Streik 
mit Wiſſen und Willen des Hauptverbandes betrieben worden iſt. Ab⸗ 
geſehen hiervon kann in einem Streik dann eine unerlaubte Hand⸗ 
lung erblickt werden, wenn er ſich unter ſittenwidrigen Umſtänden 
abſpielt. Eine ſolche Sittenwidrigkeit liegt im Regelfalle vor, wenn 
der Streik die Vernichtung des Gegners zum Ziele hat, wenn 
der erſtrebte Erfolg im Mißverhältnis zu den angewandten Mitteln 
ſteht, wenn durch ſchuldhaft ſchlechte Organiſierung des Streiks erheb⸗ 
liche Beſchädigungen an Perſonen und Sachen verübt wird und wenn 
der erſtrebte Erfolg durch Drohung mit Einſtellung der Notſtands⸗ 
arbeiten erpreßt wird (vgl. hierzu NG. „NZArbR.“ 1921, 352; 
DIS. Hamm: IW. 1925, 1886; OLG. Dresden: „Arbcher.“ 1927, 
98/102; Kaskel a. a. O. S. 329). Keine dieſer Vorausſetzungen iſt 
vorliegend erfüllt. 

(SG. Frankfurt a. M., Urt. v. 16. Mai 1927, 20 3/27.) 
Mitgeteilt von Amtsgerichtsrat Dr. Aron, Frankfurt a. M. 


Mainz. 

5. 8 919 PD. Das AG. iſt auch dann für den Erlaß 
eines Arreſtes zuſtändig, wenn für den Hauptprozeß die 
n Zuſtändigkeit des Arbeitsgerichts gegeben 
iſt. 


Nach 8 919 3PO. iſt für die Anordnung des Arreſtes 
ſowohl das Gericht der Hauptſache, als auch das AG. zur 
ſtändig, in deſſen Bezirk der mit Arreſt zu belegende Gegenſtand ſich 
befindet. Es iſt alſo wahlweiſe neben dem Gericht der Hauptſ. auch 
das AG, zuſtändig. Der Zweck dieſer Vorſchrift iſt offenbar der, 
daß der Gläub. durch das AG. raſch ohne Anwaltszwang die be 
antragte Maßregel erhalten ſoll. Dieſe Zuſtändigkeit des AG. iſt 
gegeben, auch wenn für die Hauptſache kein deukſches Gericht oder 
ein beſonderes Gericht oder ein Schiedsgericht zuſtändig iſt (ngl- 
Stein⸗Jonas, 12. Aufl., § 919 ZPO., Aum. 3 und Dreſem, 
Anm. 40, 236 im Falle eines Gew.⸗ oder Kaufm.). Die neue Vor⸗ 
ſchrift des 8 62 Abſ. 2 ArbGG. v. 23. Dez. 1926 ſteht auch nicht ent⸗ 
gegen, denn es heißt darin nur, daß die Vorſchriften des 8. Buches 
der ZPO. auf die Zwangsvollſtreckung einſchließlich des Arreſtes und 


Berufsverband anbefohlen wird — ein Grundſatz, der als ſelbſtver⸗ 
ſtändlich gelten müßte, wenn nicht dasſelbe Gericht in der bek. Entſch. 
v. 20. Juli 1923, JW. 1924, 1059, ausgeſprochen hätte, daß die 
(privatrechtliche!) Pflicht der Arbeitnehmer gegenüber ihrem Verbande 
den Vorrang habe vor der Vertragspflicht gegenüber dem Arbeit⸗ 
geber, daß demnach der Verband darüber zu befinden habe, ob eine 
privatrechtliche Verpflichtung zu erfüllen iſt oder nicht; das wäre eine 
Befugnis, die auch die höchſte Behörde nicht für ſich in Anſpruch 
nehmen darf (vgl. jetzt auch Sinzheimer, Grundzüge 189). 

3. Eine Kampfmaßnahme kann als unerlaubte Hand” 
lung namentlich nach 8 826 BOB. zum Schadenserſatz verpflichten, 
und zwar dann, wenn das Ziel oder das Mittel gegen die guten 
Sitten verſtößt oder zwiſchen Mittel und Zweck ein unerträgliches 
Mißverhältnis beſteht (vgl. Nipperdey, Verh. des 34. DJur T. 
1926, 1, 395 ff.). Nicht unbedenklich erſcheint mir die beiläufige De 
merkung des Urt., daß ein fog. wilder Streik, d. h. ein Streik, 
der ohne Billigung des Verbandes unternommen wird, zum Schadens⸗ 
erſatz verpflichte. Der wilde Streik iſt widerrechtlich nur dem Ber“ 
bande gegenüber, läßt aber im Verhältnis zum Arbeitgeber die Streik⸗ 
freiheit unberührt; das dürfte auch aus den Ausführungen von 
Kaskel, Arbei. S. 323, über die Folgen verbandswidriger Kampf⸗ 
handlungen unzweideutig hervorgehen. A. M. wohl nur Gew. 
Bremen in Potthoff⸗-Jadeſohn, Rſpr. des ArbR. 1914 bis 
1925, Nr. 2792. 

RA. Dr. W. Oppermann, Bautzen. 


* 
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und der einſtweiligen Verfügung Anwendung finden. Es wird alſo 
nde daß der 8 919 ZPO. auch Anwendung ohne Einſchränkung 


(LG. Mainz, Fer K., Beſchl. v. 8. Aug. 1927, T 277/27.) 
Mitgeteilt von RA. Horch, Mainz. 


B. Arbeitsgerichte. 
Tandesarbeitsgerichte. 


Eſſen. 
g l. 6e H. $ 16 Ran , 88 64, 62 ArbGG. Die 
orſchrift des 863 Abſ. 2 HGB. kann durch Tarifvertrag 


abgeändert werden, wenn die tarifliche Vereinbarung als 
anzes die Angeſtellten günſtiger ſtellt als das Geſetz. 
2 ie in einer Erſatzkaſſe verſicherten Mitglieder der Ange⸗ 
helltenpenfionztaffe der Reichsknappſchaft, deren Jahres- 
ubdeſts verdienst den in 8 1654 RVO. feſtgeſetzten Betrag 
zb erſteigt, find verſicherungspflichtig. Vorläufige Voll- 
kreckbarkeit der Arbeitsgerichtsurteile. f) 
i. Der Kl. iſt gegen ein Monatsgehalt von mehr als 225 RM und 
eniger als 500 AA bei der Bekl. als Handlungsgehilfe beſchäftigt. 
Für ſein Dienſtverhältnis gelten die Beſtimmungen des TarVertr. für 
die Kaufmänniſchen Angeſtellten des rheiniſch⸗weſtfäliſchen Steinkohlen⸗ 
9 v. 23. Juni 1924. In der Zeit vom 4. April bis 7. Juni 
al hat der Kl. krank gefeiert. Als Mitglied der Deutſchnationalen 
ankenkaſſe hat er für dieſe Zeit ein Krankengeld von 152 AM 
ezogen, den ihm die Bekl. vom Gehalt gekürzt hat. Der Kl. macht 
abend, in dieſer Kürzung liege ein Verſtoß gegen 863 HGB., und 
ſei deshalb die Beſtimmung des TarVertr., die bei pflichtverſicherten 
"geitelften die Anrechnung des Krankengeldes auf das Gehalt zu⸗ 
aſſe, nichtig. Außerdem gehöre er nicht zu den Perſonen, die auf 
end einer Pflichtverſicherung Anſpruch auf Krankenunterſtützung 
Hätten, weil die Bekl. keinen Beitragsanteil zur Kraubenverſicherung 
zahle. Der Kl. hat daher die Zahlung des vollen Gehalts für die 
Seit feiner Erkrankung verlangt. 
Das Arbeitsgericht hat der Klage ſtattgegeben. 
0 Es hat ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß die Beſtimmung 
des 8 6 TarVertr. einen Verſtoß gegen die Vorſchrift des § 63 Abſ. 2 
DB. enthalte und deshalb nichtig fei. Die Berufung der Bel. ift 
begründet. 
„, Nach 8 6 TarVertr. v. 23. Juni 1924 erhält der Angeſtellte, der 
n Anſpruch auf Krankengeld aus einer Pflichtverſicherung hat, 
5 hrend der erſten drei Monate ſeiner Krankheit volles Gehalt. Iſt 
* verſicherungspflichtig, jo wird ihm zu den Bezügen aus der 
rankenverſicherung vom Arbeitgeber nur ein Zuſchuß in Höhe der 
85 ferenz zwiſchen ſeinem regelmäßigen monatlichen Einkommen und 
Sy Krankengeld gewährt. Bei einer länger als drei Monate dauern⸗ 
w Krankheit erhält der Angeftellte, der in die Knappſchaftskranken⸗ 
ee aufgenommen iſt, nach Ablauf der erſten drei Monate bis zu 
8 er Krankheitsdauer von ſechs Monaten den eineinhalbfachen 
vertrag des Krankengeldes als Zuſchuß, während die nicht Yflicht- 
tradt derten Angeſtellten Anſpruch auf Zahlung des doppelten Be⸗ 
a der Summe haben, die ihm im Falle der Aufnahme in die 
nappſchaftsverſicherung als Krankengeld zuſtehen würde. In beiden 
0 werden ihnen die Bezüge bis zur Höhe von 80% des regel⸗ 
den monatlichen Einkommens einſchließlich des Krankengeldes 
an: Das BG. vermag der Anſicht des Arbeitsgerichts nicht bei⸗ 
oo daß dieſe tarifliche Vereinbarung wegen Verſtoßes gegen die 
a ingende Vorſchriſt des 863 Abſ. 2 HGB. nichtig ſei. Es iſt zwar 
1 tig, daß die Beſtimmung des TarVertr., ſoweit darin eine Rege⸗ 
vert für die erſten ſechs Wochen der Erkrankung des einer Pflicht⸗ 
forderung unterliegenden Angeſtellten getroffen iſt, nicht dem Er⸗ 
„Derniſſe des Geſetzes entſpricht, das vorſchreibt, daß dem An⸗ 


wech Zu 1. Die Entſch. iſt im Ergebnis richtig. Die Begründung er⸗ 
i t erhebliche Bedenken, ſoweit ganz allgemein die tariflichen Be⸗ 
mmungen über die Bezüge der Angeſtellten in Krankheitsfällen als 

1 mit der zwingenden Vorſchrift des § 63 Abſ. 2 HGB. an⸗ 
geſehen werden. Ein zwingendes Geſetz kann durch Parteiverein⸗ 
Wenn unter keinen Umſtänden abgeändert werden, auch dann nicht, 
=. diefe Vereinbarung im ganzen genommen der ſozialen Tendenz 
dle deſebes nicht zuwiderläuft. Nicht nur ſolche Parteivereinbarungen, 
5 er „ſozialen Tendenz“ des zwingenden Geſetzes entgegenſtehen, 
1115 nichtig, ſondern alle, die etwas anderes beſtimmen als das 
9 Geſetz. Zwingende Rechtsſätze ſchließen eben jede Privat⸗ 
gement, aus (Windſcheid, Panbekten Bd. 1 830 v. Tuhr, All⸗ 
Se Teil Bd. I S. 27, Bd. II S. 277). Es kann alſo nicht 
zuw uf ankommen, ob die tarifliche Vereinbarung Angeſtellten Rechte 
des die gegebenenfalls über den Rahmen des 863 Abſ. 1 HGB. 
2 In jedem Falle muß dem Angeftellten für die Zeit von 
bleib ochen ſein volles Gehalt einſchließlich des Krankengeldes ver⸗ 
en. Im vorl. Falle iſt der Kl. nicht benachteiligt, weil er, ſelbſt 


2391 


geſtellten im Falle unverſchuldeter Behinderung an der Leiſtung der 
Dienſte neben ſeinem Gehalt auch noch die Bezüge ungeſchmälert zu⸗ 
kommen müſſen, die ihm aus einer Kranken⸗ oder Unfallverſicherung 
gezahlt werden. Denn nach dem TarVertr. wird einem ſolchen An⸗ 
geſtellten nicht fein volles Gehalt gewährt, ſondern nur ein Betrag, 
der ſeinem regelmäßigen monatlichen Einkommen abzüglich des 
Krankengeldes entſpricht. Dem Vorderrichter iſt darin zuzuſtimmen, 
daß dieſe Klauſel des 8 6 TarVertr. in Wirklichkeit nichts anderes 
bedeutet, als daß der Angeſtellte ſich auf ſein Gehalt die Kranken⸗ 
Raſſenbezüge anrechnen laſſen muß. Wenn dies auch nicht nach dem 
Wortlaut der Beſtimmung der Fall iſt, ſo führt doch ihre Anwendung 
zu dem gleichen wirtſchaftlichen Ergebnis. Wenn es in dem Tar Vertr. 
heißt, daß der Angeſtellte auf ſein Gehalt verzichtet und nur das 
Krankengeld nebſt einem Zuſchuß in Höhe der Differenz zwiſchen 
feinem Monatseinkommen und der Krankenunrerſtützung erhält, jo 
liegt in Wahrheit ein ſolcher Verzicht nicht vor; vielmehr verbleibt 
dem Angeſtellten der Anſpruch auf das Gehalt gekürzt um die Be⸗ 
züge aus der Krankenverſicherung. Gleichwohl it der im 8 6 Tar⸗ 
Vertr. getroffenen Vereinbarung die Rechtswirkſamkeit nicht zu ver⸗ 
ſagen. Bei der Prüfung der Frage, ob der TarVertr. inſoweit gegen 
die Vorſchrift des § 63 Abſ. 2 HGB. verſtößt, iſt die Beſtimmung in 
ihrer Geſamtbebeutung zu betrachten. Danach iſt die Rechtslage ſo, 
daß den pflichtverſicherten Angeſtellten im Falle unverſchuldeter Krank⸗ 
heit nicht nur für ſechs Wochen, ſondern für ſechs Monate außer dem 
Krankengeld ein Teil ſeines Gehaltes gewährt wird und daß auch der 
nicht in die Knappſchaftsverſicherung aufgenommene Angeſtellte für 
dieſe Zeitdauer eine Unterſtützung erhält, die ſich für die letzten dret 
Monate bis auf 800% ſeines regelmäßigen monatlichen Einkommens 
belaufen kann. Hiernach iſt ihm für den Fall der Erkrankung ein 
viel weitergehenderer wirtſchaftlicher Schutz gewährt, als ihm durch 
das Geſetz zugeſichert iſt. Es iſt zwar richtig, daß der einer Pflicht⸗ 
verſicherung unterliegende Angeſtellte nach dem TarVertr. im Falle 
kürzerer Krankheit ungünſtiger geſtellt iſt, als er nach dem Geſetz 
geſtellt werden darf. Die Nachteile, die er danach gegenüber der geſetz⸗ 
lichen Regelung erleidet, werden aber durch die Vorteile, die ihm bei 
längerer Krankheitsdauer zugewendet ſind, voll und ganz aufgewogen. 
Es iſt ferner in Betracht zu ziehen, daß es ſich bei der in Frage 
ſtehenden Abmachung um eine tarifliche Vereinbarung handelt, die für 
den ganzen Kreis der kaufmänniſchen Angeſtellten des rheiniſch⸗ 
weſtfäliſchen Steinkohlenreviers Geltung hat, und daß auch den nicht⸗ 
verſicherungspflichtigen Angeſtellten Rechte zugewendet ſind, die weit 
über den Rahmen des 863 Abſ. 1 HGB. hinausgehen. Gegenüber 
der geſetzlichen Regelung ſtellt hiernach die tarifliche Beſtimmung eine 
Vergünſtigung für die Angeſtellten dar, die die Wohltat des Geſetzes 
überragt. Bei dieſer Sachlage iſt das BG. der Anſicht, daß die tarif⸗ 
liche Vereinbarung nicht der ſozialen Tendenz des 8 63 Abſ. 1 HGB. 
zuwiderläuft und erachtet ſie daher für rechtsgültig. 

Es iſt daher zu prüfen, ob die Vorausſezung gegeben iſt, unter 
der der Kl. auf Grund des TarVertr. die Zahlung des ihm gemachten 
Gehaltsabzuges beanſpruchen kann. Dies hängt nach der Beſtimmung 
des § 6 TarVertr. davon ab, ob er für die Zeit feiner Erkrankung 
Anſprüche aus einer Pflichtverſicherung hat. Es fragt ſich daher, ob 
der Kl. verſicherungspflichtig iſt und ob gegebenenfalls dadurch, daß 
er Mitglied der Deutſchnationalen Krankenkaſſe iſt, ſeine Verſiche⸗ 
rungspflicht aufgehoben iſt. Da der Kl. ein monatliches Einkommen 
von mehr als 225 AM hat, fo gehört er nicht zu den Perſonen, die 
auf Grund der Beſtimmungen der 88 165, 165 RVO. kraft Geſetzes 
verſichert find. Nach § 16 NHn®. i. d. Faſſ. v. 1. Juli 1926 kann 
aber die Verſicherungspflicht durch die Satzung des Reichsknappſchafts⸗ 
vereins auch auf Angeſtellte ausgedehnt werden, deren Jahresarbeits⸗ 
verdienſt den nach § 165 RVO. feſtgeſetzten Betrag überſteigt und 
die, wie es bei dem Kl. unſtreitig der Fall iſt, der Angeſtellten⸗ 
penſionskaſſe als verſicherungspflichtige Mitglieder angehören. Von 
dieſer Befugnis hat die Reichsknappſchaft Gebrauch gemacht, indem 
fie im 8116 ihrer Satzung v. 18. März 1927 die Verſicherungspflicht 
auch auf diejenigen Mitglieder der Angeſtelltenpenſionskaſſe erſtreckt 


wenn er nur 225 RN Gehalt gehabt hätte, für die 64 Tage feiner 
Krankheit fein volles Gehalt, aber ohne das Krankengeld bekommen 
hat, während er nach der Vorſchrift des 863 auf die Dauer von 
22 Tagen das Gehalt im Betrage von 165 AM ſich hätte kürzen 
laſſen müſſen und dafür nur das Krankengeld im Betrage von 
152 RM außer dem Gehalt bekommen hätte. Deshalb iſt die Klage 
unbegründet. Dagegen kann die tarifliche Vereinbarung nicht ſchlecht⸗ 
hin die zwingende Vorſchrift des 863 HB. außer Kraft ſetzen. 
Das Urt. zeigt, wie berechtigt die Warnung Erwin Jacobis 
(Grundlehren des Arbeitsrechts S. 426) vor der Überſchätzung des 
Verbandswillens tft. Wie das bekannte Urt. des LG. Frankfurt a. M. 
(JW. 1924, 1059 6) den Willen des Verbandes darüber entſcheiden 
läßt, ob eine Vertragspflicht erfüllt werden muß oder nicht, ſo will 
das vorliegende Urt. die Wirtſchaftsverbände ermächtigen, zwingende 
Rechtsnormen außer Kraft zu ſetzen. Beides liegt in derſelben Rich⸗ 
tung und erſchüttert, wie Jacobi mit Recht hervorhebt, die rechtliche 
Überordnung der Staatsmacht über alle anderen Mächte im Volke. 
Den weiteren Ausführungen des Urt. über die Verſicherungs⸗ 
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hat, deren Jahresarbeitsverdienſt den im 8165 RVO. feſtgeſetzten 
Betrag überſteigt und die nicht einer Erſatzkaſſe (88503 ff. RVO.) 
angehören. Die nähere Regelung iſt darin den Sonderbeſtimmungen 
der Reichsknappſchaft vorbehalten. Demgemäß iſt in 8 2 der „Gemein⸗ 
ſamen Sondervorſchriften für die Angeſtelltenkrankenkaſſe der Reichs⸗ 
Knappſchaft“ verordnet, daß in der Angeſtelltenkrankenkaſſe der Reichs⸗ 
Rnappſchaft a) die nach 8 15 RKG. geſetzlich verſicherungspflichtigen 
Angeſtellten, b) die nach § 116 der Satzung ſatzungsgemäß verſiche⸗ 
rungs pflichtigen Angeſtellten verſichert werden. Es heißt darin weiter, 
daß die verſicherungspflichtigen Mitglieder der Angeſtelltenpenſions⸗ 
kaſſe der Reichsknappſchaft, deren Jahresarbeitsverdienſt den nach 
§ 165 a RVO. feſtgeſetzten Betrag überſteigt, entweder der Angeſtellten⸗ 
Rrankenkaſſe der Reichsknappſchaft oder einer Erſatzkaſſe (88 503 ff. 
RVO.) angehören muſſen. Dieſe letztere Vorſchrift ſteht inſofern mit 
der Beſtimmung des § 116 der Satzung in Widerſpruch, als in dieſer 
die Erweiterung der Verſicherungspflicht nicht auf die einer Erſatzkaſſe 
angehörigen Mitglieder der Angeſtelltenpenſionskaſſe ausgedehnt iſt. 
Auf Grund der durch 8 116 der Satzung begründeten Ermächtigung 
der weiteren Regelung der Verſicherungspflicht durch Sonderbeſtim⸗ 
mungen ſind dieſe in erſter Linie maßgebend und gehen bei dem 
Widerſpruch mit der Beſtimmung des 8 116 der Satzung dieſer vor. 
Es iſt hiernach feſtzuſtellen, daß auch die in einer Erſatzkaſſe ver⸗ 
ſicherten Mitglieder der Angeſtelltenpenſionskaſſe, deren Jahresarbeits⸗ 
verdienſt den nach § 165 a RWO. feſtgeſetzten Betrag überſteigt, ver⸗ 
ſicherungspflichtig ſind. Wenn der Kl. demgegenüber darauf hinweiſt, 
daß eine Verſicherungspflicht der einer Erſatzkaſſe angehörenden Mit⸗ 
glieder der Angeſtelltenpenſionskaſſe nicht gegeben ſei, weil nach 8 2 
der vorgenannten Sonderbeſtimmungen den Angeſtellten im Falle 
feiner Verſicherung bei einer Erſatzkaſſe kein Anſpruch auf den Bei⸗ 
tragsanteil des Arbeitgebers zuſteht, den dieſer bei einer Verſicherung, 
bei der Angeſtelltenkrankenkaſſe der Reichsknappſchaft zu tragen hat, 
ſo iſt dem entgegenzuhalten, daß die Verſicherungspflicht von der Zah⸗ 
lung der Beiträge unabhängig iſt; ſie beſteht kraft Geſetzes. 
(ArbG. Gelſenkirchen, Urt. v. 24. Aug. 1927, LAS 4/27.) 
* 
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2. 1. Anderung der Tarifbedingungen zugunſten 
der Arbeitnehmer i. S. 8 1 Tar Vertr. 

2. Verzicht auf tariflich geregelte Anſprüche. 

3. Kein Verzicht in der widerſpruchsloſen Annahme 
untertariflichen Lohnes während längerer Zeit. 5) 


Zu 1. Der Sinn des § 1 Abſ. 1 Satz 1 TarVertr. iſt der, daß 
eine Lohnvereinbarung, die unter den tariflich feſtgelegten Sätzen 
liegt, unwirkſam iſt und daß an die Stelle dieſer unwirkſamen Ver⸗ 
einbarung die entſprechende Beſtimmung des TarVertr. tritt, daß 
alſo die TarBeſt. unabdingbar ſind. Abweichende Vereinbarungen find 
jedoch wirkſam, ſoweit fie im TarVertr. grundſätzlich zugelaſſen ſind 
oder ſoweit ſie eine Anderung der Arbeitsbedingungen zugunſten der 
Arbeitnehmer enthalten und im TarVertr. nicht ausdrücklich aus⸗ 
geſchloſſen ſind. 

Die Meinung, daß eine Sondervereinbarung trotz 8 1 Ta Vertr. 
rechtswirkſam ſei, wenn ein Arbeitnehmer zu untariflichem Lohn 
arbeitet, weil für das Werk der Tariflohn nicht tragbar iſt, daß es 
für den Arbeitnehmer immer noch vorteilhafter ſei, untertariflich zu 
arbeiten, als entlaſſen zu werden und der Arbeitsloſigkeit anheim⸗ 
zufallen, hat im Schrifttum und in der Rſpr. zahlreiche Anhänger 
gefunden. 

Das Gericht vermag aber dieſer Anſicht nicht beizutreten. Daß 
die Lebenslage einzelner Arbeitnehmer zum mindeſten zur Zeit beſſer 


pflicht der Mitglieder der Deutſchnationalen Krankenhaſſe iſt zu⸗ 
zuſtimmen. 

Prozeßrechtlich iſt zu beanſtanden, daß das Urt. für vorläufig 
vollſtreckbar erklärt worden iſt. Die vorläufige Vollſtreckbarkeit des 
Urt. beruht auf dem Geſetz (88 64, 62 Arbch G.). Das Urt. iſt nicht für 
vorläufig vollſtreckbar zu erklären, ſondern es iſt vorläufig voll» 
ſtreckbar. Das Urt. iſt ebenſowenig für vollſtreckhbar zu erklären wie 
ein rechtskraftiges Urt., deſſen Vollſtreckbarkeit ebenfalls auf dem 
Geſetz beruht und nicht auf richterlicher Anordnung (ſo auch Sello: 
ArbGer. 1927, 275). 

RA. Dr. W. Oppermann, Bautzen. 


Zu 2. 1. Der Stellungnahme des LArbch. zu der erſten der 
drei aufgeworfenen Fragen iſt rückhaltlos zuzuſtimmen. Die nament⸗ 
lich vom GewG. Oberlahnſtein: Schl W. 1924, 177 vertretene Anſicht, 
daß in Zeiten ſchlechter Konjunktur die Vereinbarung unkertariflicher 
Löhne zuläſſig ſei, weil ſie gegenüber einer ſonſt drohenden Arbeits⸗ 
lofigkeit einen Vorteil für den Arbeitnehmer bedeute, ſteht mit dem 
Zweck und den allgemeinen Grundſätzen des Tarifrechtes im Wider⸗ 
ſpruch. Ich verweiſe auf meinen Aufſatz Schl W. 1924, 183 ff. Im 
Ergebnis ebenſo, wenn auch mit abweichender Begründung, Nipper⸗ 
dey bei Derſch⸗Flatow⸗Huechk⸗Nipperdey, Die Rſpr. des 
RG. zum Arbeitsrecht Bd. I S. 26ff. 

2. Auch in der ſehr beſtrittenen Frage, ob ein Verzicht auf den 
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geſtellt wird, darf nicht ausſchlaggebend fein. Der Tar “Vertr. iſt ein 
kollektiver Vertrag. Bei dieſer Weſensart iſt nicht das Einzelintereſſe 
eines Arbeitnehmers oder einer Reihe von Arbeitnehmern, ſondern die 
allgemeine Intereſſenlage der am TarVertr. beteiligten Arbeitnehmer⸗ 
ſchaft, nicht nur der in Frage kommenden Belegſchaft zu prüfen: 
„Das Geſamtintereſſe der Geſamtarbeitnehmerſchaft wird aber 
zweifellos ungünſtig beeinflußt, wenn der Arbeitgeber mit ſeiner 
Belegſchaft Vereinbarungen tätigt, durch die der Tar Vertr. ganz oder 
zum Teil außer Kraft geſetzt wird.“ Das Gericht ſchließt ſich dieſer 
v. RG. (JW. 1927, 241) vertretenen Anſicht an. 

Die in wirtſchaftlichen Schwierigkeiten des Werkes begründete 
Notwendigkeit, Arbeitnehmer zu entlaſſen, rechtfertigt nicht die 
Herabdrückung der Gehälter unter die tariflichen Sätze. Würde man 
derartige Abweichungen von den bindenden Normen zulaſſen, ſo 
würde der TarVerkr. feines autoritativen Charakters entkleidet 
werden. 

Zu 2. Die Zulaſſung eines Verzichts auf den Tariflohn für 
die Vergangenheit gefährdet zweifellos den rechtspolitiſchen Erfolg 
der automatiſchen und unabdingbaren Wirkung des Tar Vertr. Das 
muß den Verfechtern der Lehre von der Unverzichtbarkeit tariflicher 
Anſprüche zugegeben werden. Die herrſchende Lehre und die über⸗ 
wiegende Rſpr. läßt die Verzichtbarkeit jedoch zu. Sie gehen davon 
aus, daß das Tarifrecht nur ſehr lückenhaft geregelt iſt und daß die 
allgemeinen Rechtsgrundſätze des bürgerlichen Rechts ergänzend, ſo 
auch die Grundſätze über Verzicht und Erlaßvertrag anzuwenden ſind. 
Mit Recht wird darauf hingewieſen, daß die Rechts O. z. B. in den 
88 619, 1714, II BGB. zwar den Verzicht auf das Forderungsrecht 
für die Zukunft für unwirkſam erklärt, nicht aber den Verzicht au 
den konkreten, fällig gewordenen Anſpruch, und daß der Geſetzgeber 
hätte zum Ausdruck bringen müſſen, wenn er entgegen den Beſtim⸗ 
mungen der ſonſtigen Rechts O. das Verfügungsrecht über erworbene 
Anſprüche hätte ausſchließen wollen. Ein völliger Ausſchluß des Ver’ 
zichts würde über die Tendenz des Tarifgedankens hinausgehen. Das 
Gericht ſchließt ſich der herrſchenden Lehre von der Verzichtbarkeit 
tariflich geregelter Anſprüche an, halt ſomit die Verfügung die aus 
rl geregelten Arbeitsvertrag erwachſenen Rechte an fich für 
zuläſſig. 

Zu 3 In Anerkennung des ſozialen Zwecks des Tar Vertr., 


den wirtſchafklich dem Arbeitgeber unterlegenen Arbeitnehmer da⸗ 


durch zu ſchützen, daß der überwiegende Einfluß des Arbeitgebers 
auf die Geſtaltung des Arbeitsverhältniſſes aufgehoben wird, iſt es 
Aufgabe der Rſpr., die Beeinträchtigung der Unabdingbarkeit, den 
Mißbrauch der Verzichtbarkeit möglichst einzuſchränken. Das Gericht 
vermag in der widerſpruchsloſen Annahme eines untertariflichen Ge⸗ 
haltes in Kenntnis der Höhe der tariflichen Bezüge während längerer 
Zeit noch nicht einen ſtillſchweigenden Verzicht auf die ihm tariflich 
zuſtehenden Mehrbeträge zu erblicken. Die Rechts O. kennt keine Aus⸗ 
legungsregel, wann ein Rechtsverzicht zu vermuten iſt. Eine allge⸗ 
meine Verkehrsſitte, die als Richtſchnur für die Auslegung dienen 
könnte, iſt nicht feſtzuſtellen. Im Zweifel iſt der Vertrag (Erlaß⸗ 
vertrag) nach 8157 BGB. gegen den auszulegen, der dadurch be 
günſtigt wird, denn ein Verzicht iſt eine Ausnahmeerſcheinung. Na 
Anſicht des Gerichts darf trotz äußerer Verzichtshandlung ein Ver⸗ 
zichtswille nicht fingiert werden, wenn die Umſtände des Falles er⸗ 
kennen laſſen, daß bei der äußeren Verzichtshandlung kein unbeein⸗ 
flußter Wille geherrſcht hat, daß der Arbeitnehmer in einer Zwangs⸗ 
lage gehandelt hat. 

Die Entſch., ob ein Verzicht feſtzuſtellen iſt, iſt nur von Fall 
zu Fall unter ausdrücklicher Berückſichtigung der Begleitumſtände 
möglich. Das Gericht erblickt auch nicht in dem fpäteren Nachfordern 


ſchon verdienten Tariflohn zuläſſig iſt, ſtimme ich der vorliegenden 
Entſch. zu. Sie entſpricht auch der heute herrſchenden Lehre (vgl: 
RS.: JW. 1927, 241 und meine Beſprechung ebendort). 

3. Ob im Einzelfall ein Verzicht vorliegt, hängt immer von den 
beſonderen Umſtänden dieſes Falles ab. Im allgemeinen aber dürfte 
entgegen dem vorſtehenden Urt. darin, daß der Arbeitnehmer trob 
Kennknis der ihm nach dem Tarifvertrag zuſtehenden Bezüge wider 
ſpruchs⸗ und vorbehaltslos einen untertariflichen Lohn annimmt, ein 
ſtillſchweigender Verzicht des Arbeitnehmers auf den Mehrbetrag zu 
erblicken ſein. Treu und Glauben verlangen, daß der Arbeitnehmer 
ſeinen Auſpruch auf den Tariflohn bei der Lohnzahlung geltend macht. 
Tut er es nicht, ſo iſt anzunehmen, daß er mit der Herabſetzung de 
Lohnes auf den geringeren Betrag einverſtanden iſt. Hatte er in 
Wahrheit den Verzichtswillen nicht, ſo muß er ſich doch gefallen laſſen, 
daß vom Arbeitgeber ſein Verhalten ſo gedeutet wird, wie es ver⸗ 
kehrsüblich zu verſtehen iſt. Befand ſich der Arbeitnehmer in einer 
Zwangslage, jo mag er die in feinem Verhalten liegende Verzichts⸗ 
erklärung nach 8 123 BGB. anfechten, ſofern die Vorausſetzungen der 
Anfechtung gegeben find. So auch die herrſchende Lehre (vgl. mein 
Handbuch des Arbeitsrechts Bd. III S. 59 mit weiteren Angaben; 
ebenſo Kas kel, Arbeitsrecht S. 18; abweichend namentlich Nipper“ 
dey, Beiträge zum Tarifrecht S. 18 ff., und Jacobi, Grundlehren 
des Arbeitsrechts S. 223, beide mit ausführlichen Literaturangaben). 

Prof. Dr. Hueck, Jena. 
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1 Differenz zwiſchen dem Tarifgehalt und den tatſächlich gezahlten 
eträgen einen Verſtoß gegen Treu und Glauben, ſelbſt wenn der 
beitnehmer ſich mit untertariflicher Entlohnung einverſtanden er⸗ 
Rlätt und längere Zeit die untertarifliche Entlohnung widerſpruchslos 
entgegengenommen hat, wenn feſtgeſtellt wird, daß er unter wirt⸗ 
ſchaftlichem Druck gehandelt hat. Mit Recht machen die Anhänger der 
hier vertretenen Lehre geltend, daß die Geltendmachung tariflich ge⸗ 
regelter Anſprüche, ſomit „eine Handlung, die die Durchführung des 
geſetzgeberiſchen Willens zum Gegenſtand hat“ (Wölbling, Gch. 
2 271), keine Argliſt bedeuten kann und daß in der Zahlung unter- 
a licher Löhne an ſich ein gröberer Verſtoß liegt, und zwar ein 
erſtoß gegen die ſoziale Tendenz der TarVertrVO. 
Solange die Zwangslage beſteht, kann nach Anſicht des Ge⸗ 
richts von einer vom Verzichtwillen beherrſchten Verzichthandlung 
nicht geſprochen werden. Damit ſoll aber nicht der Auffaſſung zahl⸗ 
eicher Gerichte beigetreten werden, daß wahrend des Beſtehens des 
Arbeitsverhältniſſes ein Verzicht überhaupt ausgeſchloſſen ſei. Nicht 
die Dauer des Arbeitsverhältniſſes, ſondern die Dauer der Zwangs⸗ 
lage iſt ausſchlaggebend. 
R Die widerſpruchsloſe Annahme des untertariflichen Gehalts durch 
den Kl. iſt offenſichtlich unter einem erkennbaren wirtſchaftlichen 
Druck erfolgt. Der Kl. hat hierbei unter der Vorſtellung gehandelt, 
daß er bei Fordern des tariflichen Gehaltes mit Verluſt ſeiner Stel⸗ 
lung und mit Arbeitsloſigkeit zu rechnen habe. Denn nur bei Redu⸗ 
zierung der Gehälter — dies ergeben die zwiſchen der Verkl. und 
em Angeſtelltenrat getroffenen Vereinbarungen — war die Verkl. 
Al eit, von umfangreichen Entlaſſungen — und eine ſolche drohte dem 
kl. wie jedem anderen Angeſtellten — Abſtand zu nehmen. 
Zu demſelben Ergebnis muß man gelangen, wenn man die an 
ſich nicht unbedenkliche Fiktion des auf ſtillſchweigenden Anſpruchs⸗ 
derzicht gerichteten Parteiwillens überhaupt ausſchaltet und dafür 
den in der neueren Dogmatik ſich herausbildenden Grundſatz der 
Rechtswirkung ſetzt. Bei der Prüfung, ob eine ſolche vorliegt, iſt 
nicht zu prüfen, ob der Wille, ein Recht aufzugeben, vorgelegen hat, 
vielmehr iſt lediglich nach Billigkeit zu entſcheiden. Billigkeits⸗ 
erwägungen zuſammen mit der Berückſichtigung der ſozialen Tendenz 
der TarVertrVO. ergeben, daß der Kl. nach Sachlage ſeinen An⸗ 
ſpruch auf Nachzahlung nicht verwirkt hat. 

(LArbcg. Jena, Urt. v. 31. Aug. 1927, 8 8/27.) 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
N Reichsſinanzhof. 
Verichtet von Senatspräſ. Dr. G. Strutz, Reichsfinanzrat Dr. Boethke, 
eichsfinanzrat Arlt u. Reichsfinanzrat Dr. Gg. Schmauſer, München. 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


at. $ 8 Nr. 10, 36 Abſ. 1 Nr. 1 EinkStG. 1925; 88 9, 
5 Abſ. 2 EintSt®. 1921. Die den preußiſchen Gerichts- 
eferendaren und die den Beamtenanwärtern der Reichs- 
inanzverwaltung gewährten Unterhaltszuſchüſſe find als 
ebeitslohn anzuſehen. 
G Veranlaßt iſt das Erſuchen des RF M. um Erſtattung des 
Uütachtens durch die beiben Entſch. des Rö. v. 28. Juni 1922, 
(& A 293/22 (NFH. 10, 30 ff.) und v. 2. Febr. 1927, VIA 618/26 
Stu W. 1927 Nr. 56). 
be In dem erſten Urt. ift die Frage, ob die den Beamtenanwärtern 
er Reichsfinanzverwaltung während der Dauer des Vorbereitungs⸗ 
buntes gewährten Unterhaltszuſchüſſe als Arbeitslohn anzuſehen und 
80 einkommenſteuerpflichtig ſind, bejaht und die Auffaſſung ab⸗ 
ehnt worden, daß derartige Zuſchüſſe nach § 12 Ziff. 11 des für die 
Kunalige Entſch. gültigen EinkSt®. v. 11. Juli 1921 als Unter⸗ 
5 zungen wegen Hilfsbedürftigkeit oder zur Ausbildung des Emp⸗ 
ders bewilligt find. Maßgebend für die Entſch. war u. a. die Er⸗ 
des eng, daß dem Anwärter die Zuſchüſſe gerade für die erſte Zeit 
"ei grundſätzlich unentgeltlich abzuleiſtenden Vorbereitungsdienſtes, in 
7 er ausſchließlich oder vorwiegend zu feiner Vor⸗ oder Ausbildung 
ſchäftigt iſt, nicht gewährt werden ſollen, ſondern erſt dann, wenn 
A Intereſſe der Verwaltung bereits eine volle Arbeitskraft aus⸗ 
8 8 Daraus ergebe ſich, daß mit der Bewilligung der Zuſchüſſe eine 
derung der Ausbildung der Beamtenanwärter nicht bezweckt ſei. 
U Die Zuſchüſſe wurden in dem genannten Urt. auch nicht als 
doſlüzungen, die wegen Hilfsbedürftigkeit der Anwärter bewilligt 
= en, anerkannt, da ſie ohne Rückſicht auf die wirtſchaftliche Lage 
mäßia mpfanger in der erſten Zeit des Vorbereitungsdienſtes regel⸗ 
8 nicht bewilligt werden ſollen und ihre Gewährung und ihre 
dien ufung in unmittelbare Beziehung zur Beſchäftigung im Reichs⸗ 
Mt geſetzt ſei. Die geſamte Regelung deute vielmehr darauf hin, 
Pa die Zuſchüſſe als Entgelt für die von den Anwartern im Dienſt⸗ 
zerhältnis im Intereſſe des Reiches geleiſtete Arbeit, alſo als Bezüge 
der 88 9, 45 Abſ. 2 Eink StG. i. d. Faſſ. des Geſ. v. 11. Juli 


1921 bewilligt würden, auch wenn eine Verpflichtung zur Vergütung 
der Arbeit nicht anerkannt werde. 

In dem oben angeführten zweiten Urt. hat der RF. entſchieden, 
daß die an die preuß. Gerichtsreferendare gezahlten laufenden ſtaat⸗ 
lichen Unterhaltszuſchuſſe als Bezüge aus öffentlichen Mitteln, die 
als Unterſtützungen für Zwecke der Ausbildung bewilligt ſind, gem. 
88 Nr. 10 Eink StG. 1925 bei Ermittlung des ſteuerpflichtigen Eine 
kommens außer Anſatz zu bleiben haben. Ju den Gründen dieſer 
Entſch. iſt dargelegt, daß ſich von dem Vorbereitungsdienſte der in 
dem erſten Urt. behandelten Beamtenanwärter der Reichsfinanz⸗ 
verwaltung der der Gerichtsreferendare in dem einen hier weſentlichen 
Punkte unterſcheide, daß die Referendare grundſätzlich nicht und jeden⸗ 
falls nicht für längere Zeit während ihrer Ausbildungszeit berufen 
find, die volle Arbeitskraft eines planmäßig angeftellten Beamten, 
insbeſ. eines Richters oder Staatsanwalts, zu erſetzen. Die über die 
Bewilligung der Zuſchüſſe aufgeſtellten Grundſätze ließen erkennen, 
daß neben dem Gedanken, die wirtſchaftliche Lage der Zuſchuß⸗ 
empfänger zu verbeſſern und ihnen eine ihrer ſozialen Stellung ent⸗ 
ſprechende Lebenshaltung zu ermöglichen, für die Bewilligung der 
Zuſchüſſe die ſtaatspolitiſche Erwägung ausſchlaggebend ſei, im Inter⸗ 
eſſe der Erhaltung des Berufsbeamtentums und der Rechtsanwaltſchaft 
einen tüchtigen, juriſtiſch geſchulten Nachwuchs heranzuziehen, der ſich 
bei der Bewilligung der Zuſchüſſe zu verpflichten hat, nach Abſchluß 
der Ausbildung als Referendar in den Dienſt des Staates, des Reiches 
oder der Rechtsanwaltſchaft dauernd zu treten. Daraus ergebe ſich, 
daß für die Einführung der Zahlung ſolcher Zuſchüſſe durch die 
Juſtizverwaltung der Geſichtspunkt der Förderung der Ausbildung 
beſonders befähigter Referendare entſcheidend und daher die Ein⸗ 
kommenſteuerfreiheit der Zuſchüſſe gem. §8 Nr. 10 des geltenden 
EinkSt®. gerechtfertigt ſei. Die Unterhaltszuſchüſſe als Unter⸗ 
ſtützungen wegen Hilfsbedürftigkeit anzuſehen, wurde mit der im 
wefentlichen gleichen Begründung wie in dem die Beamtenanwärter 
behandelnden Urt. abgelehnt, da die Gewährung an Vorausſetzungen 
geknüpft ſei, die mit der Natur von ſolchen Unterſtützungen nicht 
vereinbar ſeien. 

Der RF M. vertritt in der feinem Erſuchen beigefügten Stellung⸗ 
nahme die Anſicht, daß die Vorausſetzungen für die Gewährung von 
Unterhaltszuſchüſſen an Beamtenanwärter in den für die Entſch. 
weſentlichen Punkten in beiden Fällen gleichliegen und daher zu einer 
gleichmäßigen ſteuerlichen Behandlung der Unkerhaltszuſchüſſe führen 
müſſen. In tatſächlicher Hinſicht ſtellt der NEM. hierzu feſt, daß die 
Referendare, die ohne Zweifel in einem Dienſtverhältniſſe zum Staate 
ftehen, von jeher zu Arbeiten herangezogen werden, die ſonſt durch 
andere Arbeitskräfte geleiſtet werden müßten. Es entſpreche z. B. all⸗ 
gemeiner Übung, daß die Referendare in der Regel gerade ſolchen 
Beamten zur Ausbildung zugewieſen würden, die mit Dienſtgeſchaften 
beſonders belaſtet ſind, weil die Referendare ſie je nach dem Stande 
ihrer Vorbereitung in mehr oder minder großem Umfang bei der Er⸗ 
ledigung ihrer Dienſtgeſchäfte unterſtützen. Hiernach könne es nicht 
zweifelhaft ſein, daß die preuß. Gerichtsreferendare tatſächlich in 
weitem Umfang Arbeitskräfte erſetzen. Im übrigen ſeien die Grund⸗ 
ſätze für die Bewilligung der Unterhaltszuſchüſſe an die Referendare 
die gleichen wie für die den Anwärtern der Reichsfinanzverwaltung 
gezahlten. Aus dem Umſtand, daß nur beſonders befähigte Referendare 
grundſätzlich die Zuſchüſſe erhalten ſollen, ſei außerdem zu ſchließen, 
daß gerade dieſe Referendare dem Staate die wertvollſten Dienſte 
leiſten und dafür wenigſtens in gewiſſem Umfang entlohnt werden 
ſollen. Daß die Zuſchüſſe auch für die Dauer der Beſchäftigung bei 
einem Rechtsanwalte weitergezahlt werden, dürfe einen anderen Stand⸗ 
punkt nicht rechtfertigen, da der Referendar ſich auch in dieſer Zeit 
weiterbilde und nach Beendigung der Tätigkeit beim Rechtsanwalte 
dem Staate um ſo wertvollere Dienſte leiſten könne. 

Die Unterhaltszuſchüſſe der preuß. Gerichtsreferendare ſeien ſomit, 
da ſie nach im weſentlichen gleichen Geſichtspunkten gezahlt würden 
wie die der Anwärter der Reichsfinanzverwaltung und da ſie ebenſo 
wie dieſe ihre wirtſchaftliche Grundlage in dem Dienſtverhältniſſe 
hätten, Arbeitslohn. Die Befreiungsvorſchrift des 88 Nr. 10 Eink⸗ 
StG. könne daher nicht angewendet werden. Sie komme übrigens 
auch ſchon deswegen nicht in Betracht, weil die den Referendaren be⸗ 
zahlten Zuſchüſſe, wie der Name ſchon beſage, den Zwecken des Unter⸗ 
halts dienten, und es zweifelhaft ſei, ob Unterhaltszuſchüſſe überhaupt 
unter 88 Nr. 10 EinkStG. fallen können. Dieſe Vorſchrift ſei als 
Ausnahmevorſchrift eng auszulegen und nur anwendbar bei Unter⸗ 
ſtützungen, die unmittelbar für Zwecke der Ausbildung beſtimmt 
ſeien, nicht aber bei ſolchen für Zwecke des Unterhalts, die vielleicht 
mittelbar der Ausbildung dienten. 

Aus dem Geſagten ergibt ſich ſchon, daß die Frage, ob die Zu⸗ 
ſchüſſe ſteuerpflichtig find oder nicht, nicht unzweifelhaft iſt. 

Nach den vorſtehenden, das Für und Wider erörternden Dar⸗ 
legungen hat ſich das Gutachten im weſentlichen auf die Unterſuchung 
und Entſch. der Frage zu beſchränken, ob der in dem zweiten Urt. 
des RF. hervorgehobene Unterſchied zwiſchen dem Vorbereitungs⸗ 
dienſte der Beamtenanwärter der Reichsfinanzverwaltung und dem⸗ 
jenigen der preuß. Gerichtsreferendare in der Tat vorliegt und der⸗ 
artig entſcheidend iſt, um eine verſchiedenartige ſteuerliche Behandlung 
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der in beiden Fällen gezahlten Unterhaltszuſchüſſe zu rechtfertigen. 
Dieſe Unterſcheidung fällt daun weg, wenn nach Lage der Verhältniſſe 
anzuerkennen iſt, daß auch die Referendare vorwiegend berufen ſind, 
Arbeiten zu erledigen, die ſonſt von anderen Beamten zu leiſten 
wären. In dieſer Richtung trägt der RF. nach nochmaliger Prüfung 
keine Bedenken, der Sachdarſtellung des RF M. beizutreten, wonach 
die Referendare nach der herrſchenden Übung tatſächlich in weitem 
Umfang Arbeitskräfte erſetzen. Dies wird aber gerade für ſolche 
Referendare zutreffen, die wegen ihrer bejonderen fachlichen Eignung 
bei der Auswahl der Zuſchußempfänger in erſter Linie in Betracht 
kommen. Vor allem wird bei der Beurteilung der Natur der Zu⸗ 
ſchüſſe ein entſcheidendes Gewicht darauf zu legen ſein, daß bei allen 
Anwärtern für den Staatsdienſt einſchließlich der Referendare gleich⸗ 
maßig anzunehmen iſt, daß auch die von ihnen zum Zweck der Aus⸗ 
bildung geleiſtete Arbeit im ſtaatlichen Intereſſe liegt und daß, wenn 
ein Anwärter in ſolchen Fällen eine Vergütung erhält, dieſe als Ent⸗ 
gelt nicht allein für die im Vorbereitungsdienſte geleiſtete Arbeit, 
ſondern nach der Verkehrsanſchauung gewiſſermaßen als eine vorweg⸗ 
genommene Vergütung dafür anzuſehen iſt, daß der Anwärter nach 
Abſchluß feiner Ausbildung der öffenklich⸗rechtlichen Körperſchaft (Ge⸗ 
meinde, Staat, Reich) ſeine Dienſte als Beamter widmet. Iſt dies 
richtig, dann tritt der an ſich richtige Geſichtspunkt, daß die Zu⸗ 
ſchüſſe im Intereſſe der Ausbildung den Referendaren gewährt werden, 
naturgemäß ſo ſtark in den Hintergrund, daß nicht mehr davon die 
Rede ſein kann, daß mit den Zuſchüſſen eine unmittelbare För⸗ 
derung der fachlichen Ausbildung bezweckt werden ſoll, zumal da in 
dem Ausbildungsgange der einen Zuſchuß empfangenden und der einen 
ſolchen nicht beziehenden Referendare ein Unterſchied nicht beſteht. 
Dem RM. iſt aber darin beizupflichten, daß die Befreiungsvorſchrift 
des 88 Nr. 10 EinkStcf. als Ausnahmevorſchrift nur daun anwend⸗ 
bar iſt, wenn mit den Zuſchüſſen der unmittelbare Zweck der Aus⸗ 
bildung verbunden iſt, wobei es allerdings nicht ins Gewicht fallen 
würde, wenn derartige Zuſchüſſe nicht nur in beſtimmten Einzelfällen 
(wie bei Stipendien, Preiſen für wiſſenſchaftliche Arbeiten, Beihilfen 
zu Reiſen im Intereſſe der Ausbildung), ſondern auch allgemein einer 
beſtimmten Klaſſe, alſo einer Mehrheit von Beamten gleicher Art 
nach Erfüllung beſtimmter Vorausſetzungen gezahlt werden. 


Nach dieſer ſich im weſentlichen auf die vom Re M. geſchilderten 
talſächlichen Umſtände ſtügenden Schlußfolgerung kann die Vorſchrift 
des §8 Nr. 10 EinkSt®, auf die an die Referendare gezahlten Zu⸗ 
ſchüſſe keine Anwendung finden. Daß dieſe nicht als Unterſtützungen 
wegen Hilfsbedürftigkeit gelten können, tft in den beiden Urteilen 
gleichmäßig in eingehender Begründung, der nichts hinzuzufügen iſt, 
dargetan. 


Die an die Referendare gezahlten Zuſchüſſe werden dann aber, 
da ein weſentlicher ſachlicher Unterſchied zwiſchen ihnen und den an 
die Beamtenanwärter der Reichsfinanzverwaltung gezahlten nicht be⸗ 
ſteht, aus den gleichen Erwägungen, wie fie bereits in dem Urt. 
v. 28. Juni 1922, III A 292/22 enthalten find, als Arbeitslohn i. S. 
des 935 Abs.] Nr. 1 EinkSt®. zu gelten haben. Für dieſe Natur 
der Zuſchüſſe ſpricht insbeſ. noch, daß ſie regelmäßig in der erſten 
Zeit des Vorbereitungsdienſtes nicht gezahlt werden, daß ſie in un⸗ 
mittelbare Beziehung zu der Beſchäftigung im Staatsdienſt geſetzt 
und nach beſoldungsrechtlichen Grundſätzen in der Weiſe bemeſſen 
ſind, daß ſie mit der Dauer des bereits abgeleiſteten Vorbereitungs⸗ 
dienſtes ſteigen. Dem Umſtand, daß die Bezüge auch während der 
Tätigkeit des Referendars bei einem Rechtsanwalte weiterbezahlt 
werden, kann demgegenüber eine ausſchlaggebende Bedeutung nicht 
beigemeſſen werden, da der Referendar, wie der RF M. zutreffend her⸗ 
vorgehoben hat, im Intereſſe des Staates ſeine Kenntniſſe auf dem 
geſamten Gebiete der Rechtspflege auch durch ſeine Tätigkeit bei 
einem RA. erweitert und dieſe erweiterte Vor⸗ und Ausbildung bei 
der Wiederaufnahme des ſtaatlichen Dienſtes durch den Referendar 
dem Staate zugute kommt, Der RF M. hat auch weiter zutreffend 
darauf hingewieſen, daß die Sachlage keine andere ift, als wenn der 
Staat in ſeinem Intereſſe Beamten unter Fortzahlung ihres Gehalts 
zu ihrer weiteren Ausbildung (z. B. bei Auslandsreiſen, zur Teil⸗ 
nahme an Kurſen) Urlaub bewilligt. Auch für die Zeit der Be- 
urlaubung bleiben dieſe Bezüge Arbeitslohn. 


Aber ſelbſt wenn man annehmen wollte, daß die an die Re⸗ 
ferendare gezahlten Zuſchüſſe nicht als reine Entlohnung für die ge⸗ 
leiſtete Arbeit anzuſehen ſeien, ſo würden ſie dennoch als unter 8 36 
Abſ. 1 Nr. 1 EinkStGG. fallend einkommenſteuerpflichtig ſein. Denn 
nach der genannten Vorſchrift ſind nicht nur Gehälter, Beſoldungen 
und Löhne im engeren Sinne, ſondern in Ausdehnung dieſer Begriffe 
geldwerte Vorteile und Entſchädigungen jeglicher Ark, ſoweit ſie an 
im öffentlichen Dienſte angeſtellte oder auch nur beſchäftigte Per⸗ 
ſonen gewährt werden, als Arbeitslohn einkommenſteuerpflichtig. Die 
Bewilligung und Zahlung der Zuſchüſſe haben aber letzten Endes 
ihren Grund vornehmlich in den öffentlich⸗ rechtlichen Beziehungen des 
Staates zu den Referendaren als im öffentlichen Dienſte der Juſtiz⸗ 
verwaltung beſchäftigten und mit Beamteneigenſchaft ausgeſtatteten 
Anwärtern. Vom Staate erhalten ſie dieſe Zuſchüſſe im weiteren 
Sinne jedenfalls gem. 836 Abf. 1 Nr. 1 EinkStS. als geldwerte 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrifſt 


Vorteile, die den gleichen ſteuerrechtlichen Vorſchriften unterworfen 
ſind wie der Arbeitslohn. 
(RZH-, VI. Sen., Gutacht. v. 12. Aug. 1927, VID 1/27 8.) 


Reichsverſicherungsamt. 
Berichtet von Präſ. Dr. v. Olshauſen, Berlin. 

1. 8 1 Abſ. 3 AVG. Ermittlung der Jahresarbeits- 
verdienſtgrenze. } 

Zwar ſchreibt der § 4 der Beitragsordnung der AngeſtVerſ. 
v. 21. Nov. 1924 (RG Bl. I, 745) vor, daß Gewinnanteile, bie 
nicht in jedem Monat zu erwarten ſind, anteilig mitzurechnen 
find. Dies gilt jedoch nur für die Beitragsleiſtung, nicht für bie 
Ermittlung der Jahresarbeitsverdienſtgrenze i. S. des § 1 Abf. 3 
AVG. Um den Jahresarbeitsverdienſt für die einzelnen Monate 
zu ermitteln, hätte es daher in erſter Linie der Feſtſtellung be’ 
durft, wie hoch die für die einzelnen Monate verdiente Umſatz⸗ 
prämie war. Erſt dann konnte für jeden einzelnen Monat feſt 
geſtellt werden, ob der Kl. die Jahresarbeitsverdienſtgrenze über⸗ 
ſchritten hat. 

(NVA., Entſch. v. 18. Febr. 1927, IIa AV 133/26.) 


* 
2. Verſicherungspflicht nach 9 1 Abſ. 1 Nr. 6 Angeſt VG. 
Staatlich anerkannte Krankenpflegerinnen, deren 
Pflegetätigkeit (Unterſtüßzung der Stationsleiterinnen in der 
Krankenpflege, Fieber meſſen, Puls zählen, nach Anweiſung Arz⸗ 
neien und Spritzen verabreichen, Umſchläge machen u. dgl.) ihre 
Stellung kennzeichnet, find nach 8 1 Abſ. 1 Nr. 6 AUG. ver 
ſicherungspflichtig, auch wenn ſie daneben mit Arbeiten körperlicher 
Art, mit Reinigungsarbeiten, Hilfe bei den Mahlzeiten der Kran- 
ken, Umbetten u. dgl. beſchäftigt werden. 
(ABU, Entſch. v. 1. Febr. 1927, II AV. 27/26.) 
* 


3. 5 30 AVG. Verpflichtung zur Benutzung eines 
Hörapparates. 1 - 

Die Verpflichtung zur Benutzung eines Hilfs⸗ oder Heilmittels, 
3. V. eines Hörapparakes, beſteht für den Verſicherten bei Gefahr der 
Verneinung der Berufsfähigkeit erſt dann, wenn es ihm von dem 
Verſicherungsträger geliefert oder angeboten worden iſt. Dieſer in 
der Rſpr. zur Invalidenverſicherung vom ABA, abgeleitete Grunde 
ſatz iſt unbedenklich auch auf die Angeſtelltenverſicherung zu über⸗ 
nehmen (vgl. auch Der ſch, AVG., 3. Aufl., Anm. 5a zu 8 30), 
Solange der Kl. ein Hörapparat nicht zur Verfügung ſteht, hat das 
Gericht von der Hörfähigkeit der Kl. ohne Hilfsmittel auszugehen. 

(RA., Entſch. v. 6. Juli 1927, IIa AV 37/27.) 
* 


4. 530 AVG. Zum Begriff der Berufsfähigkeit. 

Für eine Angeſtellte, die ſtets Kontoriſtin geweſen iſt und als 
ſolche die Schreibmaſchine bedient hat, letzteres aber nicht mehr kann, 
kommt bei Prüfung ihrer Berufsſähigkeit i. S. des 8 30 AG. als 
zu vergleichende Berufsgruppe zwar nicht die Berkäuferinnentätigkeit 
in Frage, denn ſie ſetzt nicht eine ähnliche Ausbildung und gleich” 
wertige Kenntniſſe und Fähigkeiten voraus, ſondern iſt anders ge⸗ 
artet. Wohl aber kommt als zu vergleichende Gruppe die der Büro- 
angeſtellten in Betracht, ſoweit dabei Schreibarbeiten in der Haupt“ 
ſache uur ein Schreiben mit der Hand erfordern. 

(RVal., Entſch. v. 18. Juni 1927, IIa AV 23/27.) 


* 

5. 8 66 AVG. Fortſetzung des Verfahrens nach dem 
Tode des Verſicherten. 

Wenn ein Verſicherter vor feinem Tode den Anſpruch auf 
Ruhegeld nicht erhoben hat, geht der Anſpruch auf die bis zum 
Todestag fälligen Beträge auf die Erben nicht über. Von einer 
„Fortſetzung“ des Verfahrens kann auch nur dann geſprochen wer⸗ 
den, wenn der Verſtorbene zu feinen Lebzeiten das Ruhegeldver⸗ 
fahren ſchon begonnen hatte. Der Kl. macht nun geltend, ſeine 
Tochter habe vor ihrem Tode einen Antrag auf Heilverfahren bel 
der Reichsverſicherungsanſtalt geſtellt, der einem Antrag auf Ruhe 
geld gleichgeſtellt werden müſſe. Ein ſolcher Antrag kann aber nicht 
als 110 Antrag auf Ruhegeld i. S. des § 66 AVG. angeſehen 
werden. 

(RV A., Entſch. v. 22. März 1927, IIa AV 202/26.) 


* 
6. 5194 AVG. Streit über die Beitragsleiſtung. y 
Über die ſtreitige verſicherungsrechtliche Zugehörigkeit haben die 
nach 8 194 ABS. berufenen Verſicherungsbehörden auch beim Vor, 
liegen einer vom Arbeitgeber und vom Arbeitnehmer nach 8 
AVG. abgegebenen Erklärung zu entſcheiden, ſofern dieſe Erklärung 
von einem am Streite Beteiligten beanſtandet wird. Die Entſch. hat 
ſich dann zunächſt auf die Frage der förmlichen und fachlichen Rechts 
wirkſamkeit der Erklärung zu erſtrecken und gegebenenfalls darau 
zu beſchränken. 
(NVA., Entſch. v. 23. April 1927, II Av 25/26 B.) 
* 
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7. 8 193 AV G.] Gemeinſame Erklärung des Arbeit⸗ 
gebers und des Arbeitnehmers über die verſicherungs⸗ 
rechtliche Zugehörigkeit. 

Die Einholung einer gemeinſamen Erklärung des Arbeitgebers 
und des Arbeitnehmers nach 8 193 AVG. bedeutet keine unverzicht⸗ 

ar zwingende Verfahrensvorſchrift, und ſie iſt nicht in dem Sinne 
weſentlich, daß ohne ſie das Verſicherungsamt die Einleitung des ſach⸗ 
ichen Beitragsſtreitverfahrens ablehnen müßte. 

(RA., Entſch. v. 23. April 1927; II AV 46/26 B.) 


* 

8. 5 375 AVG. Befreiung von der eigenen Bei 
tragsleiſtung. 

Der auf der Verſicherungskarte befindliche Befreiungsvermerk 
hat eine formellrechtliche Bedeutung gegenüber allen Beteiligten. Iſt 
aher der Befreiungsvermerk auf der Verſicherungskarte in bejahen⸗ 
dem Sinne beantwortet, ſo muß er formell gegenüber allen Beteiligten 
o lange wirken, bis er widerrufen wird. Hierzu iſt die RVAnſt. für 
Aungeſtellte regelmäßig in der Lage, da nach 8 377 Satz 2 ABS. die 
Lebensverſicherungsunternehmungen verpflichtet ſind, ihr die Auf⸗ 
hebung von Verſicherungsverträgen mitzuteilen. Das formale Be⸗ 
freiungsverhältnis bedeutet daher auch keine Unbiffigkeit ihr gegen⸗ 
über. Für den Arbeitgeber, dem die ordnungsmäßig aus⸗ 
geſtellte Verſicherungskarte des Angeſtellten vorgelegt wird, beſteht 
weder eine Veranlaſſung, noch etwa gar eine Ver⸗ 
pflichtung, nachzuprüfen, ob der Befreiungsvermerk 
inhaltlich zutreffend iſt oder nicht. Der Arbeitgeber ift 
vielmehr berechtigt, ſich an den Inhalt der amtlich ausgeſtellten Ver⸗ 
acherungskarte zu halten. Iſt alſo der Vermerk über die erfolgte 

efreiung von der eigenen Beitragsleiſtung irrtümlich von der Aus⸗ 
gabeſtelle eingeſetzt, fo iſt der Arbeitgeber nicht verpflichtet, die auf 
en Angeſtellten entfallenden Beitragshälften nachzuzahlen. Der An⸗ 
geſtellte iſt in dieſem Falle kraft des formalen Befreiungsverhält⸗ 
niſſes wie ein Befreiter zu behandeln. 

(R Vol., Entſch. v. 11. Juni 1927, II AV 12/7 B.) 


RE 
2 9. 8 382 Abſ. 1 Satz 2 AVG. Ausbildung für einen 
ngeſtelltenberuf. 


ni Der Beſuch einer Oberrealſchule iſt nicht unbedingt und ohne 
nes als „Ausbildung für einen Angeſtelltenberuf“ i. S. des 
0 82 Abſ. 1 Satz 2 AVG. anzuſehen. Vielmehr bedarf es hierzu 
doch beſonderer Umſtände, aus denen hervorgeht, daß der Beſuch 
1925 Oberrealſchule gerade zur Ausbildung für einen Angeſtellten⸗ 
N erfolgt. U. a. hätte das Gericht insbeſ. feſtſtellen müſſen, 
ma eldiem Umfange der Kl. in dem väterlichen Geſchäft mit kauf. 
per niſchen Arbeiten beſchäftigt war und ob dadurch die von ihm 
behauptete Abſicht, einen Angeſtelltenberuf zu ergreifen, für die 
amalige Zeit geſtützt wird. 

(RA., Entſch. v. 26. April 1927, IIa AV 209/26.) 

* 


EN 10. 8382 AVG. Rriegs-, Sanitäts- oder ähnliche 
ienſt. 
AN Eine Beſchäftigung während des Krieges ift kein dem Kriegs⸗ 
oder Sanitätsdienſt ähnlicher Dienſt i. S. des 8382 AVG., wenn der 
et icherte ſich nicht in ſoldatenähnlicher öfſentlich⸗rechtlicher Abhängig⸗ 
Hr von der Militärbehörde befand und die Dienite nicht aus vater⸗ 
endiſchen Gründen, ſondern gegen ein ſeinen Dienſten entſprechendes 
ntgelt gefeiftet hat. 
VA, Entſch. v. 26. April 1927, IIa AV 210/26.) 


* 

vo 11. 8 397 AVG. Bewilligung der Nachentrichtung 

Ar. Beiträgen durch die Reichsverſicherungsanſtalt für 
ngeſtellte. 

ag Iſt die Nachentrichtung freiwilliger Beiträge entſprechend 8397 

gel (b. von der RAnſt. für beſtimmte zurückliegende Monate zu⸗ 

Adſen worden, ſo iſt der Zeitpunkt der Erfüllung der Wartezeit 

; eibrerhen zurückzuverlegen. Die Rente kann aber rückwärtig nicht 

9397 als ein Jahr vor dem Antrag gezahlt werden, der dem auf 

na 7 geſtützten Beſcheid zugrunde liegt. Auch iſt die Rückwirkung 
ch dem Gef. v. 28. Juli 1925, das den 8 397 neu eingefügt hat, 


ieh Zu 12. Hat ſchon das angezogene Erkenntnis berechtigtes Auf⸗ 
en erregt — ein Arbeiter hatte an der Beerdigung eines Genoſſen 
genommen, dann ſich mit deſſen Hinterbliebenen in einer Wirt⸗ 
‚Saft getroffen, um fie über den ihnen unbekannten Ort aufzuklären, 
1 80 auf der Straßenbahn, die er zu ſeiner Wohnung zwecks Um⸗ 
gilt 515 und Wiederaufnahme der Arbeit benutzte, verunglückt —, ſo 
— ies noch in viel höherem Maße von der gegenwärtigen, ſelbſt 
beſſen man erwägt, daß inzwiſchen der 8 545 a RVO. zugefügt iſt, 
unn zweifelloſe Abſicht die war, die Frage endgültig zu loſen, 
Be der Bann des Betriebes beginnt und wann er aufhört, etwas, 

natürlich zwar grundſätzlich, aber nicht tatſächlich möglich iſt. 
755 er ſelbſt, wenn man annehmen wollte, die vier Arbeiter wären be⸗ 
rechtigt geweſen, den Bahnkörper für den Rückweg zu benutzen, ſo 
zann daraus keineswegs mit Recht geſchloſſen werden, daß das Auf⸗ 
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nicht über den 1. Juli 1925 zurück zuläſſig, da das Geſ. erſt mit 
dieſem Tage in Kraft getreten iſt und ſich grundſatzlich keine Rilck⸗ 
wirkung über den 1. Juli 1925 beigelegt hat. 

(NVA., Entf. v. 1. Juni 1927, IIa AV 149/26.) 


= 

12. Betriebsunfall i. S. 8 454 RVO. liegt auch 
dann vor, wenn ein Arbeiter auf dem Nachhauſewege auf 
einen fahrenden Güterzug ſpringt und hierbei überfahren 
wird. f) 5 

Nach Beendigung feiner der Bahnunterhaltung gewidmeten 
Tätigkeit trat der Getötete mit drei anderen Mitarbeitern den 
Heimweg auf dem Bahnkörper an; jene verließen dieſen nach 
berſchreiten einer Flußbrücke und ſetzten nun ihre weitere Rückkehr 
auf der Landſtraße fort; der Getötete erklärte aber, „Ihr geht mir 
zu langſam, ich habe noch etwas zu arbeiten“, und verſuchte auf 
einen mit 30 km Geſchwindigkeit in der Richtung feines Zieles vor⸗ 
überfahrenden Güterzug zu ſpringen; der Verſuch mißlang und 
führte den ſofortigen Tod herbei. Nachdem die beklagte Reichsbahn⸗ 
behörde als Berufsgenoſſenſchaft i. S. der RBO. den Autrag mit 
der Begründung abgelehnt hatte, es liege kein Betriebsunſall 
vor, weil der Getötete den ordnungsmäßigen Weg verlaſſen und 
durch das ganz allgemein verbotene Aufſpringen auf den fahrenden 
Zug ſich in eine ſelbſtgeſchaffene Gefahr begeben habe, auch die 
Außerung, er habe noch etwas zu arbeiten, auf eine eigene wirtſchaft⸗ 
liche Tätigkeit hinweiſe, folgte ihm zwar das OVA, indeſſen nicht 
das RA., aus deſſen Gründen wir entnehmen: 

Unſtreitig befand ſich der Getötete unmittelbar nach Beendigung 
ſeiner Betriebsarbeit auf dem direkten Wege zur Wohnung, alſo 
auf einem Wege, der durch den neuen 8545 a RVO. der Beſchäfti⸗ 
gung im Betriebe gleichgeſtellt worden iſt. Die Vorinſtanzen haben 
nun angenommen, daß der Zuſammenhang dieſes Weges mit der 
Beſchäftigung im Betriebe durch das verbots⸗ und vernunftwidrige, 
eigenwirtſchaftliche, alſo betriebsfremde Zwecke verfolgende Handeln 
des Getöteten unterbrochen ſei. Nun hat für Unfälle, die ſich im 
Betriebe ereignen, der große Sen. unter der Herrſchaft des bisherigen 
Rechts (3034, AN. 1920, 151) den Grundſatz aufgeſtellt, daß es 
der Zurechnung einer unfallbringenden Tätigkeit zum Betriebe nicht 
entgegenſteht, wenn der Verſicherte gegen ſtrafrechtliche Vorſchriſten, 
Gebot oder Verbot des Unternehmers oder gegen vernünftige Über⸗ 
legung und Brauch verſtoßen hat, daß nur dann, eine unfallbringende 
Tätigkeit dieſer Art dem Betriebe nicht zuzurechnen iſt, wenn dabei 
beſondere betriebsfremde Zwecke auf Abſicht und Verhalten des 
Verſicherten derart eingewirkt haben, daß die Beziehung jener 
Tätigkeit zum Betriebe bei der Bewertung der Unfallurſachen als un⸗ 
erheblich ausgeſchieden werden muß. Bei ſinngemäßer Anwendung 
dieſes Grundſatzes auf Unfälle, die ſich auf den durch 8 545 a RVO. 
der Verſicherung neu unterſtellten Wegen ereignen, mußte der Sen. 
zu einer anderen Auffaſſung kommen als die Vorinſtanzen. Die 
Wege eines Arbeiters zwiſchen ſeiner Wohnung und der Arbeitsſtätte 
haben lediglich den Zweck, die Entfernung zwiſchen dieſen beiden 
Punkten zurückzulegen. Wird ein Unfall auf einem derartigen Wege 
durch verbots⸗ oder vernunftwidriges Verhalten des Verletzten ver⸗ 
anlaßt, ſo ſteht ihm der Schutz des 8 545 a nur daun nicht zur 
Seite, wenn auf ſeine Abſicht und ſein Verhalten andere, von denr 
vorſtehend genannten abweichende Zwecke derart mitgewirkt haben, 
daß die Veziehungen der unfallbringenden Tätigkeit zur Zurück⸗ 
legung des Weges bei der Bewertung der Unfallurſachen nicht mehr 
als erheblich angeſehen werden können. Da nun in dem vorl. Falle 
der Getötete unſtreitig deshalb auf den fahrenden Zug aufgeſprungen 
iſt, um den Weg von der Arbeitsſtätte nach ſeiner Wohnung ſchneller 
zurückzulegen, ſo kann von einem Überwiegen fremder Zwecke bei 
ſeinem unfallbringenden Verhalten nicht geſprochen werden. Der töt- 
liche Unfall muß deshalb als Unfall auf dem mit der Beſchäftigung in 
dem verſicherten Betriebe der Eiſenbahn zuſammenhängenden Wege 
von der Arbeitsſtätte anerkannt werden, ohne daß es darauf an⸗ 
kommt, aus welchem Grunde der Getötete an dem betreffenden Tage 
ſchneller nach Hauſe kommen wollte als ſeine Mitarbeiter. 

(KUU, Rekursentſch. v. 6. Okt. 1926, 14 1311/26.) 


ſpringen auf einen fahrenden Zug keine Folgen für den Täter oder 


ſeine Hinterbliebenen erzeugen könnte, zumal einem Eiſenbahn⸗ 
arbeiter, der täglich Züge aller Art und Schnelligkeit an ſich vor⸗ 
beigleiten ſieht, die Gefährlichkeit einer derartigen Handlung ganz 
beſonders bekannt ſein muß. Nehmen wir einmal an, es handle ein 
Nichtzwangsverſicherter ebenſo wie der Getötete und die Hinterblie⸗ 
benen verlangten von der Eiſenbahnverwaltung Schadenserſatz, fo 
würde fie ſich mit Recht gem. § 1 Rhaftpflöß. auf einen ablehnen⸗ 
den Standpunkt ſtellen können, denn ein gröberes Verſchulden, als 
auf einen fahrenden Zug zu ſpringen, iſt wohl kaum denkbar. 
Jedenfalls befriedigt das Erkenntnis nach kei⸗ 
ner Richtung, beſonders aber deshalb nicht, weil es, wie geſagt, 
einen Unterſchied zwiſchen RVO. und RHaftpflG. ſchafft, den weder 
Juriſt noch Laie verſtehen kann. 
OberRegR. Hanow, Frankfurt a. O. 
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Reichsverſorgungsgericht. 
Berichtet von Oberregierungsrat Dr. Arendts, Berlin. 


1. Die der Witwe eines Arbeiters der früheren 
Heeresverwaltung aus dem Unterſtützungsfonds gewährte 
Witwenunterſtützung iſt nicht als Einkommen i. S. 8 45 
RVG. anzuſehen. 

(RVGer., Urt. v. 8. April 1927, M Nr. 1487/26, 15.) 
* 

2. Es ift zuläſſig, Rente oder erhöhte Rente für 
einen begrenzten, nicht ganz unerheblichen Zeitraum zu 
gewähren, in dem die Minderung der Erwerbsfähigkeit 
in einem die Verſorgung berechtigenden Grade eingetreten 
oder geſteigert war, wenn z. Z. der Entſcheidung feſtſteht, 
daß der zur Verſorgung berechtigende Grad der Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeit oder der erhöhte Grad nicht 
mehr vorliegt. 

(RVGer., Urt. v. 18. Mai 1927, M Nr. 23655/16 3 Grdſ. 399.) 
* 

3. Sofern nicht beſondere Umſtände entgegen- 
ſtehen, ſorgt eine Witwe für ein Kind, wenn das Kind das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat und ſich in ihrem 
Haushalt befindet. Unerheblich iſt hierbei, ob ſie die 


7 


Juriſtiſche Wochenschrift 


Unterhaltskoſten des Kindes aus eigenen Mitteln ber 
ſtreitet. 
(RVGer., Urt. v. 21. Juni 1927, M Nr. 23438 /26, 1.) 
* 


4. Ereigniſſe, die erſt für die Zukunft erwartet 
werden, können bei der Feſtſtellung der Verſorgungs“ 
gebührniſſe nicht berückſichtigt werden. 

(RVGer., Urt. v. 27. Juli 1927, M Nr. 3397426, 7.) 
* 


5. 1. Die Ablehnung eines Verſorgungsantrages 
aus ſachlichen Gründen neben dem Grund der Friſtver⸗ 
ſäumnis iſt zuläſſig. Sind die mehreren Ablehnung?” 
gründe ſo gehalten, daß jeder beſtimmt und erkennbar 
gleichwertig neben dem anderen ſteht, ſo iſt jeder Grund 
geeignet, an der Rechtskraft teilzunehmen. 

2. Ein Beſcheid, durch den rechtskräftig ein nach dem 
31. März 1924 geftellter Antrag auf Gewährung des Ber 
amtenſcheins wegen Verſäumens der Antragsfriſt abge⸗ 
wieſen worden iſt, hindert nicht nachzuprüfen, ob der An 
trag nach 8 58 RVG. rechtzeitig geſtellt war, ſofern der 
Beſcheid nur die Anwendbarkeit des § 52 RVG. geprüft 
hatte. 

(RVGer., Urt. v. 8. Aug. 1927, M Nr. 2737/26, 3 Grdſ. 400.) 


Überfiht der Rechtſprechung zu Heft 40 und 4. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen dieſes Heftes.) 


A. 
Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 


eſchränkten Erb⸗ 
8 23171 


23631 

9 138 BGB. Überſchreitung eines Einfuhrverbotes verſtößt nicht 
gegen die guten Sitten, wenn es aus handelspolitiſchen, verſtößt da⸗ 
gegen, wenn es aus geſundheitspolitiſchen Gründen ergangen iſt. 
Gleicher Verſtoß wegen dauernder Zollhinterziehung. RG. . 22882 

99 138, 817, 823, 826 BGB.; § 263 StGB. Die gewinnſüchtige 
Umgehung ausländiſcher Schutzgeſetze kann gegen die guten Sitten 
berſtoßen. Replik der allgemeinen Argliſt gegenüber dem hierauf ge⸗ 
stützen und m 8 22871 

9 242 8688. Auf „Mark deutſcher Reichswährung! lautende aus⸗ 
ländiſche Schuldverſchreibungen ſind vom Währungsverfall der deut⸗ 
ſchen Mark betroffen worden; die Aufwertung erfolgt nach $ 242 9995 

22 

5 242 BGB. Aufwertung von Gefälligkeitsdarlehen, die deutſchen 
Kriegsgefangenen in Rußland gewährt wurden KG.. . . 23205 

88 275, 279, 244, 270 BGB. Wenn eine von einem Deutſchen 
verſuchte Zahlung in das demnächſt feindliche Ausland durch Kriegs⸗ 
ausbruch verhindert worden iſt, ſo trifft den Deutſchen nicht die Geld⸗ 
entwertung. RG. 2291⸗ 

S$ 326, 249 BGB. Zeitpunkt für die Schadensberechnung bei 
friſtloſem Ubergang von der Erfüllungs⸗ zur Schadenserſatzklage; Art 
der Berechnung dieſes Schadens; Geldentwertungsſchaden des Aus⸗ 
länders. RG. 22904 

8 626 BGB.; 88 1, 2 Schlicht O. v. 30. Okt. 1923; $ 1 Prgagdd. 
Verletzung bloßer jagdlicher Anſtandspflichten iſt kein wichtiger Grund 
zur friſtloſen Entlaſſung eines langjährig tätig geweſenen Jagdauf⸗ 
ſehers Ra , ũ ̃ ⁰ . ‚ . 2365? 

8 667 BER. Die Sicherheitsabtretung einer Forderung ent- 
hält den Auftrag zur Einziehung. Den überſchießenden Betrag kat 
der Gläubiger dem Schuldner zuzuführen. R.. . . 22957 


Reparationslieferungen gemacht hat, können Zahlungen 1 „000 


letzung allgemein verbindlich erklärter Tarifregelungen zu Zr 66 


Verordnung über das Erbbaurecht. 


8 1 RéErbbausd. v. 15. Jan. 1919. Iſt nach Landesrecht der 
Erwerb von Grundſtücken durch Ausländer von einer behördlichen 
Genehmigung abhängig, fo iſt die gleiche Genehmigung für die Beſtel⸗ 
lung eines Erbbaurechtes zugunſten der Ausländer erforderlich. OL 7 
Hamburg g »—— ͤ 2324 


Geſetz über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 


$ 10 Sraftfahrz@.; 5 287 ZPO. Die auf tödlicher Verletzung ber 
ruhende Unterhaltsrente ift nur auf die mutmaßliche Lebensdauer de + 
getöteten Unterhaltsverpflichteten abzuſtellen, und dieſe ift beit, 
festzulegen a „ 


Handelsgeſetzbuch. 


88 2, 19, 24 HGB.; 5 134 BGB. Der Gründungsvorgang BE 
Off. in der Weiſe, daß ein Geſellſchafter ein von ihm unter fre er 
Firma geführtes nicht eingetragenes Handelsgeſchäft erſt eintrage 
läßt, und daß dann dies Geſchäft von der OffH®. unter der alten Jg 
weitergeführt wird, verſtößt nicht gegen das Geſetz. RG. 17 3 

8,68 968.; 516 Renz. ag se, 62 Achch. Die Vorſchrift ban 
$ 63 Abſ. 2 HGB. kann durch Tarifvertrag abgeändert werden, weng 
die tarifliche Vereinbarung als Ganzes die Angeſtellten günſtiger les 
als das Geſetz. Die in einer Erſatzkaſſe verſicherten Mitglieder 5 
Angeſtelltenpenſionskaſſe der Reichsknappſchaft, deren Jahresarbeie⸗ 
verdienſt den in $ 1654 RV. feſtgeſetzten Betrag überſteigt, find 518. 
ſicherungspflichtig. Vorläufige Vollſtreckbarkeit der Arbeitsgeriöin, 
Urteile, Lach Oelfenklcchenun. rn 2 
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We baer en > 230413 
Seeverſicherung; Auslegung der Klauſel „Verſicherung gegen Roſt⸗ 
EEC! 230615 


Durchführungsverordnungen zur Goldbilanzverordnung. 

0 88 30 Abſ. 4, 28 Ab. 4 II. Durchf Vd. zur Gold Bild., 51 

Abſ. 1 Ziff. 3 IV. Durchfvd. Für die Fragen der Zuläſſigkeit der 

Einziehung von Aktien auf Grund der II. Durchf VO. iſt nicht die 

Spruchſtelle, ſondern das ordentliche Gericht zuſtändig. RG. . 230111 
Depotgeſetz. 

8 9 Abs. 1 Depot®. ift auch dann anwendbar, wenn die Wert⸗ 
papiere für den Kommiſſionär keine „fremden“ Sachen ſind, ſondern 
in feinem Eigentum ſtehen. R. 2872 

Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 
Begriff des „Geſchäftsgeheimniſſes“ und des „Angeſtellten“ 
1. S. des § 17 US. Die eigene Handlung i. S. des $ 17 Abſ. 2 
HRG. kann auch eine nur mittelbare Täterſchaft jein.. . 237813 

Allgemeine Deutſche Seeverſicherungsbedingungen. 

Nach 858 der Allgemeinen Deutſchen Seeverſicherungs bedin⸗ 
gungen von 1919 haftet der Verſicherer nicht, wenn das Schiff nicht 
bertüchtig in See geſandt iſt. Das bedeutet objektive Haftungsbeſchrän⸗ 
ung; es kommt weder darauf an, ob der Verſicherte die Seeuntüchtig⸗ 
eit kannte, noch ob ſie von der Beſatzung verſchuldet a an 


Seeſtraßenordnung. 
um Arſ. 18, 25, 27, 29 Seeſtrd. Verhältnis der Verpflichtung, die 
EB Eeite des Fahrwaſſers einzuhalten, zu der allgemeinen Verßflich⸗ 
Bog zur Einhaltung der durch die ſeemänniſche Übung gebotenen 
Sl A er NT: 230312 


Binnenſchiffahrtsgeſetz. 
8 29, 30 BinnenSchiſſch. Zur Auslegung eines Vermerkes 
in dem vom Schiffer unterzeichneten Schlußſchein: „Ladezeit ge · 
lich .. Die Beladung erfolgt nach der Reihenfolge der Meldung. 
ie Ladezeit beginnt erſt, ſobald ich an der Reihe bin, unter Auf⸗ 
ebung der geſetzlichen Beſtimmungen“. RG. . . . 2319 


Eiſenbahnverkehrs verordnung. 

88 70, 60, 57 EVD. Anſprüche der Eiſenbahn bei „unrichtiger“ 
und bei „ungenauer“ Frachtberechnung. $ 70 EVO. findet keine 
Anwendung, wenn der Tarif richtig angewendet und danach die Fracht 
ſind net iſt, wenn aber die vom Abſender gegebenen Unterlagen falſch 
und. Das gleiche gilt, wenn die Bezeichnung des Frachtgutes im 
Frachtbriefe ungenau ift, wenn die Angaben aber immerhin die Mög- 
lichkeit zulaſſen, daß der vom Abſender zugrundegelegte Tarifſatz 
185 Anwendung kommt. In dieſen Fallen jtehen der Eſſenbahn die 
Anſprüche nur aus 89 57, 60 EVO. insbeſondere auf Zahlung von 
Grachtzuſchlägen zu. g ght... 2319? 
Unter „Umbehandlung i. S. des deutſchen Eiſenbahn⸗Güter⸗ 
zarifs“ iſt die Ausübung aller auf die Anwendung der indirekten Tarife 
gerichteten Förmlichkeiten zu verſtehen — Die Mindeſtentfernungs⸗ 
gauſel iſt im internationalen Verkehr nicht anwendbar.. . . 23247 


2. Verfahren. 
Gerichts verfaſſungsgeſetz. 


Rei § 13 GG. Die Art. 74 u. 2971 VV. gewähren den geſchädigten 
2 ichsangehörigen keinen im ordentlichen Rechtsweg verfolgbaren 
uſpruch auf Entſchädigung. M ꝛßhꝛꝛꝛꝛ .. 23171 
1 88 18, 19 656. Die Frage, ob einer Perſon das Recht der Ex⸗ 
on torialität zuſteht, unterliegt der Entſcheidung durch die außer⸗ 

entlichen Gerichte. OL G. Darmſtadee 1 „ 23235 


Zivilprozeßordnung. 


G 88 39, 274 Abſ. 3 ZPO. Die Zuftändigfeit der ordentlichen 
a. date beſteht neben der der internationalen Schiedsgerichte, wenn 
ei von den Parteien vereinbart wird. Dies Tann durch Fortſetzung 
nes ſchon vorher ſchwebenden Prozeſſes geſchehen. RGB. 23112 
beit 8 91 HPD,; 51 VO. über Tarifverträge. Die Kenntnis des Ar- 
ters kann bei einem Rechtsanwalt vorausgeſetzt werden. Die 
int en eines Rechtsgutachtens auf dem Gebiete des Arbeitsrechts 
nicht erſtattungsfähig. OLG. Darmſtad e. 23832 

Ve 88 230 ff. ZPO. Wiedereinſetzung in den vorigen Stand bei 
rſdumung der Friſt zum Nachweise der Einzahlung der Prozeß⸗ 
9 17 „ „7 
233 3PDO. Die Nichtunterzeichnung der Berufungsſchrift 

durch den Rechtsanwalt iſt ae 90 SEE 1 529290 
§ 287 3 PD.; 5 10 KraftfahrzGc. Die auf tödlicher Verletzung 


beruhende Unterhaltsrente iſt nur auf die mutmaßliche Lebensdauer 
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des getöteten Unterhaltsverpflichteten abzuſtellen, und dieſe iſt be⸗ 
ſtimmt feſtzulegen. Rv vwrꝛwrꝛe.. . 23717 
$ 328 3 


n iſt. 

„„ e e e ß, ge ee 2371° 
8 829 PD; $ 1281 BOB. Es ift zuläffig, die Forderung eines 
Schuldners gegen einen im Ausland wohnenden Ausländer zu pfänden. 
ß 23491 


Arbeitsgerichtsgeſetz. 

88 64, 62 AG.; 8 63 HGB.; $ 16 RͤnG. Die Vorſchrift des 

§ 63 Abſ. 2 HSB. kann durch Tarifvertrag abgeändert werden, wenn 
die tarifliche Vereinbarung als Ganzes die Angeſtellten günſtiger 
ſtellt als das Geſetz. Die in einer Erſatzkaſſe verſicherten Mitglieder 
der Angeſtelltenpenſionskaſſe der Reichsknappſchaft, deren Jahres⸗ 
urbeitsverdienſt den in $ 165 RO. feſtgeſetzten Betrag überſteigt, 
ſind verſicherungspflichtig. Vorläufige Vollſtreckbarkeit der Arbeits⸗ 
gerichtsurteile. LAG. Gelſenkirchet u 23911 


Gewerbegerichtsgeſetz. 

8 6 Gew.: 9 165 Nr. 4 RVerſO.; 8 1 VO. v. 23. Dez. 1918. 
Artiſten unterſtehen auch als Prominente der Gewerbeordnung, 
ihre Gehaltsſtreitigkeiten werden vom Gewerbegericht entſchieden, 
die Vereinbarung des ordentlichen Gerichts iſt unzuläſſig. RG. 23695 


B. 
Strafrecht. 
1. Materielles Recht. 
Strafgeſetzbuch. 


ET» 
geſehenes unglückliches Ereignis verſtanden werden, das eine Not 
ſchafft, alſo ein Ereignis, das außerhalb des Machtkreiſes des Be⸗ 
troffenen liegt, auf das er nicht rechnen, dem er nicht vorbeugen und 
das er bei ſeinen geſchäftlichen Maßnahmen nicht berücksichtigen kann, 
ſo ein Naturereignis, das mit dem Betrieb nicht im Zuſammenhange 
ſteht. Nicht fällt dagegen unter den Begriff des Notfalles, was mit 
dem ordnungsmäßigen Betriebe zuſammenhängt, ſich aus ihm ergibt, 
was alſo dem Leiter des Betriebes bekannt iſt und von ihm verhütet 
werden kann. Baybꝶ e.. 279 
Republikſchutzgeſetz. 

§ 8 Nr. 2 RepSchcz.; 8 185 StGB. „Beſchimpfung“ erfordert 

nicht eine formale Beleidigung. n. 2313 
2. Verfahren. 
Strafprozeßordnung. 

$ 211 SPD. Die in $ 211 StPO. gekennzeichnete Rechtswirkung 
kommt den dort bezeichneten Beſchlüſſen nur unter der Vorausſetzung 
zu, daß fie den tatſächlichen Anklagegegenſtand nach allen Seiten er⸗ 
ſchöpfend gewürdigt haben. NMMMMWwPwꝛ . 231325 
Auslieferungsdertrag zwiſchen dem Deutſchen Reich u. Spanien. 

8 6 AuslVertr. zwiſchen dem Deutſchen Reich und Spanien. Die 
Geſetzmäßigkeit der Auslieferung und des Auslieferungsverfahrens 
unterſtehen nicht der gerichtlichen Prüfung. Über die verfahrensrecht⸗ 
lichen Vorausetzungen der Strafverfolgung auf Grund der erfolgten 
Auslieferung hat ſich das Urteil nur auszuſprechen, wenn Einwen⸗ 
dungen erhoben ſind. RO. d). 2318 


C. 
Steuerrecht. 
Reichsabgabenordnung. 
88 217 Nr. 2, 1, 219 RAbgd.; 5 11 Abſ. 6, 8 13 Abſ. 2, 8 15 


Abs. I, 2, 8 17 Abb. 2 Gef. betr. die Statiſtik des Warenverkehrs mit 
dem Ausland vom 7. Februar 1906 in der F. der VO. vom 12. Februar 


2398 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


1924; $ 1 Abſ. 8 Satz 5, $ 48 Abſ. 2, § 49 Abſ. 3, § 50 Abſ. 5 Ausf Beſt. 


dazu, Wein StG. 1925; § 13 VerZoll®.,; 8 3 Abſ. 5 Satz 2 Zoll TarG. 
Die ſtatiſtiſche Gebühr iſt eine Verbrauchsabgabe i. S. von $ 217 
RAbgO. Der Berechnung der ſtatiſtiſchen Gebühr für Mineralöl, 
das in einem Tankfahrzeug verladen iſt, iſt, ſofern das Reingewicht 
angegeben iſt, das angegebene (angemeldete) Reingewicht, nicht das 
bei der Zollabfertigung feſtgeſtellte Reingewicht zugrunde zu legen 
Bei der Einfuhr ſolchen Mineralöls aus dem Freihafen auf ein Zollager 
gilt als Reingewicht das angemeldete Eigengewicht. RF H.. 23284 


Finanzausgleichs geſetz. 
§ 10 Fin AusglS.; Art. 7 Abſ. 3 HeſſcemUmlageGG. Auch eine 
ausländiſche Schiffahrtsgeſellſchaft iſt an einem Orte, an welchem ſie 
eine Landebrücke unterhält, gewerbeſteuerpflichtig. HeſſVerwG. 23404 


Einkommenſteuergeſetz. 

88 8 Nr. 10, 36 Abf. 1 Nr. 1 EinkStGG. 1925; 88 9, 45 Abſ. 2 
EinfSt®. 1921. Die den preußiſchen Gerichtsreferendaren und die 
den Beamtenanwärtern der Reichsfinanzverwaltung gewährten Unter⸗ 
haltszuſchuſſe find als Arbeitslohn anzuſehen. RF. . . 23931 

88 13, 19, 104 ff. EinkSstG.; 58 38, 40 Abſ. 1 HGB. 1. Werden 
bei einem in Inland betriebenen Geſchäfte die Bücher in ausländiſcher 
Währung geführt, ſo iſt der Geſchäftsgewinn trotzdem auf Grund einer 
Bilanz in Reichsmark zu ermitteln. 2. Entſpricht eine nach $ 19 mög⸗ 
liche Bewertung nicht den Regeln ordnungsmäßiger Buchführung, ſo iſt 
ſie auch für die Steuerbilanz unzuläſſig. 3. Im regelmäßigen Geſchäfts⸗ 
gang erworbene Deviſenforderungen ſind nach dem Kurſe am Bilanz⸗ 
ſtichtage zu bewerten. 4. Auch im Falle der Buchführung in auslän- 
diſcher Währung gilt als Einkaufspreis für Waren der nach dem Kurſe 
z. Z. des Einganges, bei vorheriger Bezahlung z. Z. der Barzahlung, 
in Reichsmark umgerechnete Preis in der ausländiſchen Währung. 
RG 2325 


Vereinszollgeſetz. 

§ 13, 21, 22 BerZuli.; Art. 50 VV., Art. 31 Abſ. 1 der Anlage 
zu Art. 45 bis 50; $ 6 Nr. 8 Zoll Tar. — Fahrräder, die beim Eingang 
über die Zollgrenze zur Beförderung von Perſonen dienen und nur 
aus dieſer Veranlaſſung eingeführt werden, unterliegen nicht der in 
F 21, 22 VerHoll®. vorgeſehenen Geſtellungs⸗ und Anmeldepflicht. 
Einem etwaigen Mißbrauch der Umgehung des Eingangszolls beim 
Eingang des Fahrrads hal die Zollbehörde darzutun. RF. 23283 

88 22, 75, 78, 92, 135 Satz 2 VergollG.; 9 6 Ziff. 7 Zoll Tar.; 
99 Tabak StG. a) Die im $ 80 Abſ. 3 VerHoll®. vorgeſehene Zoll⸗ 
freiheit für Schiffsproviant iſt von der Eintragung in die Schiffs⸗ 
proviſionsverliſte abhängig. b) Dadurch, daß eine Ware von der 
Schiffsladung entnommen wird und in den Beſitz des Diebes oder 
einer ſonſtigen Mannſchaftsperſon kommt, verliert fie die Eigenſchaft 
als zur Schiffsladung gehörige Ware, hinſichtlich deren der Schiffs⸗ 
88. gemäß §§ 22, 75 Bergoli®. zur Deklaration e if, 
I 2327 


Uinſatzſſteuergeſetz. 

§ 1 Umſstcd. Die gewerbliche mietweiſe Überlaffung von Keſſel⸗ 
wagen einer im Inland befindlichen Firma an einen Ausländer, der 
die Wagen lediglich im Ausland benutzt, iſt keine im Inland ausgeführte 
Witness ume ,, ao ao 28357 

81 Nr. 1 Umſ ct. Liefert ein inländiſches Unternehmen von 
ſeinem inländiſchen Lager aus gegen Entgelt Waren im Namen eines 
im Ausland befindlichen Unternehmens an deſſen inländiſche Abnehmer 
auf Grund Agenturvertrags, ſo iſt dieſe Lieferung einer Lieferung gleich⸗ 
zuſtellen, die das ausländiſche Unternehmen im Inland gegen Entgelt 
het d N ee e eee ee 


D. 
Sonſtiges öffentliches Recht. 


1. Reich. 
Reichs verfaſſung. 


Art. 165 Abſ. 1 RVerf.; 88 353, 357 Abſ. 3 RVO. Der Gehalls- 
anſpruch der Krankenkaſſenangeſtellten beſtimmt ſich bei Widerſpruch 
zwiſchen dem Tarifvertrag und der Dienſtordnung nach der Dienſt⸗ 
ordnung. RG 23695 


Gewerbeordnung. 


8 33 Gewd. Der Begriff der Gaſtwirtſchaft ergibt ſich aus Sprach⸗ 
gebrauch und Geſetzeszweck. Nicht einzelne Merkmale für ſich, das 
Geſamtbild iſt entſcheidend. OLG. Jena 23873 

$ 43 Gewd. Gemerbsmäßigfeit liegt nicht vor, wenn jemand 
unentgeltlich im Auftrag eines Dritten eine Tätigkeit entfaltet, die, 
wie er weiß, dem Dritten eine deſſen Abſicht entſprechende dauernde 


Einnahmequelle erſchließt OLG. Dresden 23877 
$ 66 Gewd. Gültigkeit einer Polizei O. über den Handel mit 
Hackfleiſch. KG P Be: 2384 


$ 105 1 Gewd. iſt auch bei der Anwendung des $ 9 der VO. über 
die Reglung der Arbeitszeit der Angeſtellten v. 18. März 1919 zu berück⸗ 


ſichtigen. Ebenſo wie nach dieſer Vorſchrift die Beſtimmungen des 
$ 105 Abj. 1 und der 88 105 b bis 105g und des § 41 Gewo. auf 
das Gaſt⸗ und Schankwirtſchaftsgewerbe keine Anwendung finden, 
werden die Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften auch von $ 9 jener VO. v. 
18. März 1919 nicht betroffen. Der ſog. Gaſſenſchank iſt in Süddeutſch⸗ 
land als Ausübung der Schankwirtſchaft anzuſehen. BayDbLO, 

88 139 e f, 146 a Gewd.; 9 9 VO. über die Regelung der Arbeit? 
zeit der Angeſtellten vom 18. März 1919 (RG Bl. 315). Für die Frage, 
ob ein in einer öffentlichen Schankſtätte aufgeſtellter und nach Laden⸗ 
ſchluß betriebener Parfümautomat die Strafbarkeit des Aufſtellers be⸗ 
gründet, kommt es darauf an, ob der Aufſteller den Betrieb auf eigene 
Rechnung vornimmt OLG. Dresden. 2387 

88 139 e, 146 a Gewd.; 5 de VD. über die Regelung der Arbeits- 
zeit der Angeſtellten v. 18. März 1919; 88 14, 11 Abſ. 1 VO. über die 
Arbeitszeit v. 21. Dez. 1923. Eine Veranſtaltung, die nach Anordnung 
der Bahnverwaltung ausſchließlich dazu dienen ſoll, den nach der 
Verkehrsauffaſſung ſich richtenden Bedürfniſſen der Reiſenden Rech⸗ 
nung zu tragen, iſt im allgemeinen als ein Teil des Gewerbebetriebs 
der Eiſenbahnunternehmung anzuſehen, die ihre Eigenſchaft als Hilfe 
betrieb der Eiſenbahn i. S. $ 6 Gewd, noch nicht durch die bloße Mög⸗ 
lichkeit einer Benützung auch durch Nichtreiſende verliert. W 


Tarifvertrags verordnung. 


1. Anderung der Tarifbedingungen zu Gunſten der Arbeitnehmer 
i. S. $ 1 TarVertr. 2. Verzicht auf tariflich geregelte Anſprüche. 
3. Kein Verzicht in der widerſpruchsloſen Annahme untertariflichen 
Lohnes während längerer Zeit. LUG. Jena.. 2392 

Tarifvertragsrecht. Jeder Tarifvertrag enthält die allgemeine 
Friedenspflicht, auch wenn er ſie nicht ausdrücklich ausſpricht. Streik 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt iſt als Vertragsverletzung 
widerrechtlich. LG. Frankfurt a. MMmMmw ...... 2389 

$ 1 Tar. v. 23. Dez. 1918; $ 54 S. 2 BOB. Die ſog. „Be⸗ 
zirke“ eines tariffähigen Arbeitnehmerhauptverbandes ſind ſelbſ tarif 
fähig. Der Hauptverband haftet nicht für Bruch des vom Bezirk allein 
abgeſchloſſenen Tarifvertrages. Der Leiter eines tariffähigen Ver⸗ 
bandes haftet neben dieſem für den Tarifbruch, und zwar auch dann, 
wenn er ſich gegen einen Zwangstarifvertrag richtet. Es beſteht in 
olchem Falle grundſätzlich nur Haftung aus Vertrag, nicht aus aus 
erlaubter Handlung. NO. h). 203 


Betriebsrätegeſetz. 


Eine Buchhandlung, welche nur Boten gegen Proviſion damit 
beſchäftigt, ihre Zeitſchriften bei ihren Kunden zu vertreiben und die 
Gelder daſelbſt zu erheben, iſt ein Betrieb i. S. des Betriebsräte; 
geſetzes, die Boten ſind daher auch Arbeitnehmer i. S. des 89895 
kriegsbeſchädigten⸗Geſetzes. LG. Dresden. 388 

88 23, 90 Betr. Solange eine Betriebsvertretung, die den 
nach $ 99 Abſ. 5 geforderten Strafantrag ſtellen kann, nicht beſteht, 
muß die Strafverfolgung des Arbeitgebers wegen Zuwiderhandlungen 
gegen § 23 Abſ. 2 und 3 unterbleiben. Bay b.. 2380 

88 84, 87 Betr. Angeſtellte können nicht nachträglich eine 
Entſchädigung nach $ 87 Betr#®. beanſpruchen, wenn fie Einjprud 
gegen die Kündigung ſeinerzeit nicht erhoben haben, weil als Kündi⸗ 
gungsgrund Stillegung des Betriebes angegeben wurde, während 
ſpäter in einem Prozeß feſtgeſtellt wurde, daß eine Stillegung i. — 
d. BetAG. nicht ftattgefunden hatte. OLG. Celle.. 2382 

$ 96 BetrͤicG. Betriebsratsmitglieder, die der wieder aufgelöſten 
Erſatzpolizei zugehörten, konnten auch ohne Zuſtimmung des Betriebs, 
rats entlaſſen werden. LG. Eſſen. 2389 


Verordnun gen betr. die Arbeitszeit. 


8 9 Abf. 1 der BD. über die Regelung der Arbeitszeit der An⸗ 
geſtellten während der Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung 
mit SS 1, 14 der BD. über die Arbeitszeit v. 21. Dez. 1023; IrrtO. 
v. 18. Jan. 1917. Die Vorführung einer Modeſchau durch Manne⸗ 
quins in den Geſchäftsräumen nimmt dieſen den Charakter einer 
offenen Verkaufsſtelle nur dann, wenn durch beſondere Veranſtal⸗ 
tungen jeglicher Geſchäftsverkehr mit dem Publikum unmöglich 9% 
macht wird. Die Vorſchriften über Arbeitszeit unterſtehen nicht der 
Ort ah sd 8 2381 

§ 9 Bd. über die Regelung der Arbeitszeit der Angeſtellten 
vom 18. März 1919; 8 139e f, 146a RGewO. Für die Frage, 
ob ein in einer öfſentlichen Schankſtätte aufgeſtellter und nach 
Ladenſchluß betriebener Parfümautomat die Strafbarkeit des Auſ⸗ 
ſtellers begründet, kommt es darauf an, ob der Aufſteller den DR 
trieb auf eigene Rechnung vornimmt. OLG. Dresden. 38 


1. Begriff der Konditorwaren i. S. des $ 3 Wf.2 der BD. 
über die Arbeitszeit in Bäckereien und Konditoreien v. 23. Nov. 1915 
(RGS Bl. 1329) — Bäcker O. — 2. Begriff der Zurichtungsarbeiten 
für den Verkauf von Konditoreiwaren. 3. Sit auf Grund der Bäcker VO. 
1918 die Herſtellung leichtverderblicher Konditorwaren an Sonn 


56. Jahrg. 1927 Heft 41] 


und Feſttagen zuläſſig? 4. Findet auf die Bäcker O. 1918 und auf 
$ 146a GewO. i. Verb. m. $ 105 b Gew. i. d. F. d. VO. über die 
Sonntagsruhe im Handelsgewerbe und in Apotheken v. 5. Febr. 1919 
(RGBl. 176) die Irrtums VO. Anwendung? RB. 23741: 


3 1, 11 ArbZ8E. v. 21. Dez. 1923. Se meſterabſchlußarbeiten 
der Banken gelten nicht als durch „beſondere U mſtände“ veranlaßt. 
5 IrrtVO. v. 18. Jan. 1917 iſt auf Zuwiderhandlungen gegen die 
rbg VO. nicht anwendbar. OSG. Dresden. 23875 


Verordnungen betr. Maßnahmen gegenüber Vetriebsabbrüchen 
und ⸗ſtillegungen. 

7055 § 1 Vo. betr. Maßnahmen gegenüber Betriebsabbrüchen und 

sftilfegungen v. 8. Nov. 1920/15. Ot. 1923. Bay bs... . 2381? 


Schlichtungs verordnung. 


. 88 1, 2 Schlicht sd. v. 30. Okt. 1923. 1. Das ordentliche Gericht 
it für die Entſcheidung über die Berechtigung friſtloſer Entlaſſung 
zuſtändig, nachdem der Entlaſſene die als vorläufiges Arbeitsgericht 
eingeſetzte Schlichtungskammer angerufen hatte. R. . 23652 


Augeſtelltenverſicherungsgeſetz. 


Ermittlung der Jahresarbeitsverdienſtgrenze. 
FFT SEO 23941 


Nr. 6 AngeſtVGG. RV u 23 
Au 4 30 AVG. Verpflichtung zur Benutzung eines Hörapparate3, 


CCC lege, «al #e.. a..fe 


b § 382 Abſ. 1 
Fr 
§ 382 AG. Kriegs⸗, Sanitäts- oder ähnlicher Dienſt. 29951 


. 8 397 AG. Bewilligung der Nachentrichtung von Beiträgen 
durch die Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte. RV A.. . 239511 


Reichs verſicherungsordnung. 


% 8165 Nr. 4 ROD.; 9 1 VO. v. 23. Dez. 1918; 56 Gew. 
rtiſten unterſtehen b als Prominente der Gewerbeordnung, ihre 


32722 


© als ſtändig Angeſtellte zehn Jahre bei der Berufsgenoſſenſchaft 
88 383³ 


„ ee 


Knappſchaftsrecht. 


de Anrechnung von Dienſtjahren für die Alterspenſion nach dem 
utſch⸗poln. Abkommen v. 22. Febr. 1923. RV. 23361 


„enden Bezüge; hieran ändern auch die Entſch. des Rates des Völker⸗ 
ndes vom 17. Juli 1922 und die Art. 291, 276 VV. nichts. RBA. 

8 
„ Elſaß⸗lothr. Kuappſchaftspen ſionen; § 9 Abſ. 1 Entſch. des Rates 
des Völkerbundes v. 21. Juni 1921. RB Uu. 23375 


Reichsverſorgungsgeſetze. 


e Die der Witwe eines Arbeiters der früheren Heeresverwaltung 
5 Bern Unterſtützungsfonds gewährte Witwenunterſtützung ift nicht 
Einkommen j. S. 8 45 RVG. anzuſehen. RB̃ . 23961 
; Es iſt zuläſſig, Rente oder erhöhte Rente für eine n begrenzten, 
yt ganz unerheblichen Zeitraum zu gewähren, in dem die Minderung 
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der Erwerbsfähigkeit in einem die Verſorgung berechtigenden Grade 
eingetreten oder geſteigert war, wenn z. Z. der Entſcheidung jeititeht, 
daß der zur Verſorgung berechtigende Grad der Minderung der Er⸗ 
werbsfähigkeit oder der erhöhte Grad nicht mehr vorliegt. BER 
2396? 
Sofern nicht beſondere Umſtände entgegenſtehen, ſorgt eine 
Witwe für ein Kind, wenn das Kind das 18. Lebensjahr noch nicht volle 
endet hat und ſich in ihrem Haushalt befindet. Unerheblich iſt hierbei, 
ob fie die Unterhaltskoſten des Kindes aus eigenen Mitteln beſtreitet. 
na 2396° 
der Feſtſtellung der Verſorgungsgebührniſſe nicht berückſichtigt werden. 
RVG 23964 


zeitig geſtellt war, ſofern der Beſcheid nur die Anwendbarkeit des 


5 52 RVG. geprüft hatte. Rewe... 23965 
Das in Kriegsgefangenſchaft verbrachte Jahr 1919 kann als 
Kriegsjahr nicht angerechnet werden. RV. 


2. Preußen. 
Landgemeindeordnung. 


Prschemd. v. 3. Juli 1891. Ein i. J. 1914 ergangener, die Ord⸗ 
nung eines interkonfeſſionellen Gemeindefriedhoſs genehmigender 
Beſchluß einer Gemeindevertretung kann vom Gemeindevorſteher i. J. 
1925 auf Grund $ 140 LGemdO. nicht deshalb beanſtandet werden, 
weil durch das in der Friedhofsordnung enthaltene Verbot von Laien⸗ 
reden der in § 188 II 11 ALR. gewährleiſtete Anſpruch auf ein ehr⸗ 
liches Begräbnis nach den gegenwärtig herrſchenden Auffaſſungen be⸗ 
einträchtigt wird. ProVG ..... 23381 


Kommunalabgabengeſetz. 


88 4, 9 PraommAbgcz. v. 14. Juli 1893. Die Gemeinden können 
rechtswirkſam nicht ein für allemal auf Forderung einer Kommunal- 
abgabe von einem Steuerpflichtigen verzichten. Pro BGH. .. 23405 


E. 
Friedensverträge und ſonſtiges internationales Recht. 
Vertrag von Verſailſes. 


Der BL. iſt innerdeutſches Recht, ſoweit die einzelne Vorſchrift 
nach Inhalt, Zweck und Faſſung ohne weiteres privatrechtliche Wir⸗ 
kungen auszulbſen geeignet iſt; fo insbeſ. Art. 365. — Um Durch⸗ 
fuhrgut handelt es ſich nur, wenn die Durchfuhrabſicht des Abſenders 
deutlich in Erſcheinung getreten iſt, bevor ſie aus der tatſächlich er- 
folgten Durchfuhr endgültig zu entnehmen war. RG... . . 230618 

Art. 74 u. 2971 VB.; 13 GV. Die Art. 74 u. 2971 VV. ge» 
währen den geſchadigten Reichsangehörigen keinen im ordentlichen 
Rechtsweg verfolgbaren Anſpruch auf Entſchädigung. RG. 23171 

Art. 296 VV. Durch die Unterlaſſung der rechtzeitigen Klage⸗ 
erhebung vor dem ausſchließlich zuſtandigen Gemiſchten Schieds⸗ 
gerichtshof kann die Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte nicht 
begründet werden. WWW.... 230717 

Art. 296 und 297 VV. Deutſche Ausgleichsforderungen müſſen 
ſelbſt dann im Ausgleichsverfahren gutgeſchrieben werden, wenn ſie 
nach Inkrafttreten des VV. von einem belgiſchen Sequeſter ein⸗ 
gezogen worden ſind. DtBelgem Sch. 2341° 

Art. 296 VV. Residence i. S. des Art. 296 liegt dann vor, wenn 
der Aufenthalt von einer gewiſſen Dauer (kixité relative) geweſen iſt. 
DtBelgGemSchG. 2341 

Art. 297 (e) BB. Der durch Beſetzung und Beſchlagnahme von 
Räumlichkeiten durch die deutſchen Truppen entſtandene Schaden iſt 
militäriſcher Schaden i. S. d. Art. 297(e). DigrzGemShb. . 2344 

Art. 297e VB.; Art. 17 Ziff. 300. Die Beweislaſt für den Ver⸗ 
luſt der Staatsangehörigkeit nach Art. 17 Ziff. 3 00 trifft die Partei, 
welche den Verluſt behauptet. Entſchädigung für zum alsbaldigen Ver⸗ 
kauf beſtimmte Waren erfolgt im Falle des Art. 297e auf der Grund⸗ 
lage des Geſtehungspreiſes zuzüglich des bei alsbaldigem Weiterver⸗ 
kauf mutmaßlich erzielten Gewinns, nebſt 5% Zinſen vom Tage der 
Requiſition an. DtBelgcem Scheme... J 23423 

Art. 297 e VB. Sektion 17 (1) Sale of goods Act 1893, Für den 
Eigentumsübergang an in Deutſchland beſchlagnahmten Gütern aus⸗ 
ländiſcher Abnehmer engliſcher Verkäufer kommt es auf die Abſicht 
der Parteien an. DiEngldemShb 25425 

Art. 302 Abſ. 4 VV. Schiedsſprüche eines vom Generalgouver⸗ 
neur für Belgien eingeſetzten Schiedsgerichts zur Abgeltung von Tu⸗ 
multſchäden ſind richterliche Maßnahmen i. S. d. Art. 302 Abſ. 4 BT. 
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und verpflichten zum Schadenserſatz. Bei der Berechnung des Schadens 
iſt in Betracht zu ziehen, in welcher Höhe die Erſatzpflichtigen bereits 
nach belgiſchem Recht gehaftet haben würden. Di Belgckem Sch 
2342 

Art. 304 b VV. Die Zuſtändigkeit des GemSchGGH. wird nicht 
durch eine im Vorkriegsvertrage vorgeſehene Schiedsgerichtsklauſel aus⸗ 
geſchloſſen, auch dann nicht, wenn der alliierte Bekl. ſich darauf 
beruft. DiBolnGem&h®. 2346? 

Art. 305, 299 a BB. Der GemShGH. hat nur über die Unver⸗ 
einbarkeit eines nationalen Urteils mit den Beſtimmungen der in Art. 305 
bezeichneten Abſchnitte des VV. zu entſcheiden, nicht aber die materiell 
richtige Anwendung innerſtaatlicher Geſetzesvorſchriften auf ein Rechts⸗ 
verhältnis nachzuprüfen. Ohne Rücksicht auf die etwaige Auflöſung 
eines Vollmachtsvertrages gem. Art. 299 a bleibt der Schutz Dritter, 
die im Vertrauen auf den Fortbeſtand der Vollmacht gehandelt haben, 
Wiham, DSG eine. 8 23458 

Art. 305 VB. Der GemSH®H. ift für Anfprüche von Perſonen, 
die am 10. Jan. 1920 durch Gebietsabtretung polnische Staatsange⸗ 
hörige geworden waren, aber ſpäter durch Option oder Naturaliſation 
die deutſche Staatsangehörigkeit wieder erworben haben und nach dem 
10. Jan. 1920 liquidiert worden ſind, auf Grund von Art. 305 VV. 
ratione personae zuſtäudig. DtPolnGem Sch. 234610 

Art. 306 VV. Für Anſprüche gegen das Deutſche Reich für Li- 
zenzbeträge, die England unter Berufung auf Art. 306 VV. gegenüber 
Deutſchen einbehält, ift der Rechtsweg unzuläſſig. RG. . . . 230818 


Prozeßordnung des Deutſch⸗Franzöſiſchen Gemiſchten Schieds⸗ 
gerichtshofs. 

Art. 3, 5 Prozeßd. des Dtſch.⸗Franz. GemSchchH. Die Verſpä⸗ 
tung einer lange nach Ablauf der in Art 34 Prozeß O. des Dtſch.⸗ 
Franz. GemSchchH. beſtimmten Friſt erhobenen Klage kann insbeſ. 
dann nicht entſchuldigt werden, wenn der Kl. bereits das ordentliche 
Gericht (tribunal du droit commun) angerufen und damit ſeinen Willen 
kundgegeben hatte, den Rechtsſtreit durch das ordentliche Gericht ent⸗ 
ſcheiden zu laſſen. Dt. FrzGem Sch. 23447 


Vertrag von Neuilly. 


Art. 189 des Vertrages von Nenilly. Abänderung des Urteils 
eines bulgariſchen Gerichts wegen Verletzung von Vorſchriften des bul⸗ 
gariſchen Rechts. FrzBulgGem Sch . 234711 


Vertrag von Trianon. 


Art. 250 Vertrag v. Trianon. Die rumän. Agrargeſetzgebung iſt 
eine Liquidation i. S. Art. 250. RumUngSchch ... . 234712 


Rheinlandabkommen. 


- Art. 9 Abſ. 2 Rheinlalbk.: $13 Vergollch. Übernimmt eine 
nicht zollbegünſtigte inländiſche Perſon käuflich von einem Ange⸗ 
hörigen der Beſatzungsarmee eine nach dem Rheinland⸗Abkommen zoll 
freie Ware, jo entſteht in feiner Perſon die Zollſchuld. RG. 23305 

Art. 3, 5 RheinlAbk.; Art. 432 VV.; Art. 7—9 GeſchebVO.; 
Art. 1 B 5, Art. 7 der Anl. 3 des Gef. über die Londoner Konferenz; 
I 1b und II des Koblenzer Befriedigungs Abk. v. 6. Okt. 1926; § 38 
Kohlen StG. 1917; 8 26 Kohlen Std. 1923; Gef. v. 11. Aug. 1923; 
§ 3 Abſ. 1 StAufwVO.; § 3 Abſ. 1 der I. DurchfBeſt. dazu; Art. 48 
RVerf.; VO. des RPräſidenten v. 13. DIE. 1923; StMilderungs O. 
v. 14. Sept. und 10. Nov. 1924; 5 4 RAbgO. 1. Die Art. 7—9 der 
Geſcheb O der Interalliierten Rheinlandkommiſſion, daß die deutſchen 
Geſetze und Verordnungen erſt dann in den beſetzten Gebieten in Kraft 
treten ſollen, wenn ſie der Kommiſſion zur Prüfung vorgelegt, und 
wenn nach ihrer Regiſtrierung 10 Tage verſtrichen ſind, ohne daß die 
Kommiſſion dagegen Einſpruch erhoben hat, findet im Vertrag von 
Verſailles oder im Rheinlandabkommen keine rechtliche Grundlage. 
2. Dem deutſchen Richter ſteht ein Prüfungsrecht dahin zu, ob die 
von der Rheinlandkommiſſion erlaſſenen Ordonnanzen ſich im Rahmen 
des Rheinlandabkommens halten. 3. Das Völkerrecht begründet nur 
Rechte und Pflichten zwiſchen den Staaten als ſolchen, ſeine Normen 
richten ſich nicht an die einzelnen Staatsorgane oder an die Staats⸗ 
bürger. Dieſe unterſtehen allein dem Landesrechte, dem Völkerrechte 
nur inſoweit, als es durch Geſetz oder Gewohnheitsrecht in Landes⸗ 
recht umgewandelt iſt. 4. Die Kohlenſteuerordonnanzen der Rhein⸗ 
landkommiſſion werden nicht durch das Rheinlandabkommen gedeckt. 
5. Der Umſtand, daß durch die Kohlenſteuerordonnanzen und durch die 
Machtverhältniſſe im beſetzten Gebiete der tatſächliche Vollzug des 
deutſchen Kohlenſteuerrechts gehemmt war, hindert die rechtliche Ent⸗ 
ſtehung der Kohlenſteuerſchulden nicht. 6. Die Steueraufwertungs⸗ 
verordnung iſt im beſetzten Gebiete zu gleicher Zeit wie im unbeſetzten 
Gebiet in Kraft getreten. 7. Ders 4 AO. ermächtigt den Richter nicht, 
aus Billigkeitserwägungen, um etwaige Härten zu beſeitigen, an Stelle 
der geſetzlichen Regelung eine andere Regelung zu treffen, die mit dem 
Geſetze ficht berker )) 23308 


Für die Schriftleitung verantwortlich: Juſtizrat Dr. Julius Magnus, Berlin W 62, Maaßenſtraße 27. (Fernſprecher: Nollendorf 6330.) 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Londoner Schlußprotokoll. 


Londoner Schlußprotokoll v. 16. Aug. 1924. Sanktionierung un⸗ 
rechtmäßiger von den Beſatzungsbehörden vorgenommener Beſchlag⸗ 
nahmen durch das Londoner Schlußprotokoll. Verluſt deutſchen Privat“ 
eigentums auch gegenüber Deutſchen. g. 23101 


Verordnung der Interalliierten Rheinlandkommiſſion. 


Art. 7, 8 BD. der Interall. Rheinlandkommiſſion. 55 Klein⸗ 
garten⸗ und Kleinpachtland VO. v. 31. Juli 1919 iſt auch im beſetzten 
Rheinland gültig, da kein Einſpruch der Rheinlandkommiſſion erhoben 
iſt. Der Rechtsweg gegen Zwangspachtverträge auf Grund dieſer Ver⸗ 
e e ee f 23117 


Verordnung über die Auflöſung der Flüchtlingslager. 


88 1, 2, 11, 14 Abſ. 2 Reichs d. über die Auflöſung der Flücht⸗ 
lingslager v. 17. Dez. 1923; 5812, 13, 32, 36 Abſ. 3 RFürſVO.; 
$ 42 Abſ. 3 3. Steuer Not VO. v. 14. Febr. 1924. — Die Aufbringung 
der Furſorgekoſten für Lagerflüchtlinge richtet ſich nach den allgemeinen 
Veſtimmungen über öffentliche Fürſorge. Bay GG. . . 23405 


Verordnung über die Ausſetzung von Sachlieferungen. 


$5 327, 645, 649 BGB.; VO. v. 29. Okt. 1923. Nach der Auf 
löſung von Verträgen, die das Reich zur Ausführung von Reparations⸗ 
lieferungen gemacht hat, können Zahlungen nur als ungerechtfertigte 
Bereicherung zurückgefordert werden. MG.. 22930 


Deutſch⸗ruſſiſches Nachlaßabkommen. 


Art. 13, 15, 17 deutſch⸗ruſſiſches Nachlaßabkommen. 8 2369 
BGB.; Art. 25 EGBGB. 1. Die Erbfolge nach einem im Auslande 
verſtorbenen Sowjetruſſen in Anſehung eines in Deutſchland belegenen 
Grundſtücks richtet ſich, abweichend von Art. 25 Cc BGGB., nach deut⸗ 
ſchem Recht. 2. Das deutſche Recht iſt auch für die formellen Voraus⸗ 
ſetzungen der Erteilung eines gegenſtandlich beſchränkten Erbſcheins 
Waßge bende ,,,, 231% 


Entſchädigungsordnung. 


Entſchädigungsordnung vom 30. Juli 1921/23. Juni 1923. 
Liquidationsſchaden. Das Verfahren wird durch die Eröffnung des 
Konkurſes über das Vermögen des Geſchädigten nicht unterbrochen. 
RW eee e 2339 


Gewaltihädenberordnung. 


§ 3 Abf. 1 Ziff. 2 der Gewaltſchäden d. v. 28. Okt. 1993. Die 
bloße Tatſache des Betriebes einer geſchäftlichen Niederlaſſung im ab- 
getretenen Gebiete begründet keinen Aufenthalt. RWG... . 2338 


Deutſch⸗polniſches Abkommen über Oberſchleſien. 

Die Option für die deutſche Reichsangehörigkeit wird nach dem 
deutſch⸗polniſchen Abkommen über Oberſchleſien v. 15. Mai 1922 
und dem Reichsgeſetz v. 11. Juni 1922 (RG Bl. 11 237) erſt mit der 
Aushändigung der Optionsurkunde wirkſam. RVG... 2338 


Belgiſcher Code eivil. 


Art. 17 Ziff. 3 00; Art. 297e VV. Die Beweislaft für den Ver⸗ 
luſt der Staatsangehörigkeit nach Art. 17 Ziff. 3 00 trifft die Partei, 
welche den Verluſt behauptet. Entſchädigung für zum alsbaldigen 
Verkauf beſtimmte Waren erfolgt im Falle des Ark. 2976 auf der 
Grundlage des Geſtehungspreiſes zuzüglich des bei alsbaldigem Weiter⸗ 
verkauf mutmaßlich erzielten Gewinns, nebſt 5% Zinſen vom Tage 
der Requiſition an. DtBelgGemSchc. 2341 


Engliſcher Sale of Goods Act. 


Sektion 17 (1) Sale of Goods Act 1893; Art. 297e VV. Für 
den Eigentumsübergang an in Deutſchland beſchlagnahmten Gütern 
ausländiſcher Abnehmer engliſcher Verkäufer kommt es auf die Abſicht 
der Parteien an. DtEnglGemSchG. 2342 


Schweizer Recht. 


Welche Anſprüche haben deutſche Verſicherte gegen ausländische 
Lebensverſicherungsgeſellſchaften aus Markverträgen? Schw Bum 5 


Aufwertung von Markrentenverſicherungen in der Schwe 8; 
ee , , ee 2349 
Die Excoptio rei judicatae iſt gegenüber einem in der Schweiz 
nicht vollſtreckbaren Urteil eines deutſchen Gerichts nicht gegeben, 
SU Rn 2349° 


Druck: Oscar Brandſtetter in Leipzig. 


